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Vorwort 
 
 
 
 
 
Die 30. Jahrestagung der Integrations- bzw. Inklusionsforscher_innen (IFO) 
fand vom 17.-20. Februar 2016 mit dem Titel „Leistung inklusive? Inklusion 
in der Leistungsgesellschaft“ an der Universität Bielefeld statt. Die rege Teil-
nahme von mehr als 350 Teilnehmer_innen aus allen deutschsprachigen 
Ländern zeigt, dass das gewählte Thema einen „Nerv“ der aktuellen Inklusi-
onsdiskussion trifft.  
 
Neben dem inhaltlichen Fokus gab es ein Jubiläum zu feiern: Es war die 30. 
Tagung, auf der Forscher_innen aus dem deutschsprachigen Raum zusam-
menkamen, um sich mit Fragen von Integration bzw. Inklusion zu befassen. 
Seit der ersten Tagung 1987 in Frankfurt/Main hat sich die Konzeption deut-
lich verändert: Zunächst waren die Tagungen als ein Forum konzipiert, um 
sich auszutauschen und gemeinsam an Fragestellungen zur Integration, ins-
besondere an Begleitforschungen zu Integrationsprojekten, zu arbeiten, ohne 
sich für die grundsätzliche Zielrichtung – den Ausbau der Integration – recht-
fertigen zu müssen. Später verschob sich der Schwerpunkt hin zur Präsentati-
on und Diskussion von Forschungsbefunden. Der Anspruch, auch in den 
Dialog mit Entscheidungsträger_innen aus der Politik zu gehen und für die 
politische Durchsetzung von Integration bzw. Inklusion zu kämpfen, bestand 
jedoch weiterhin, wie der Titel des Tagungsbandes zur 20. Tagung im Jahr 
2006 (Integrationsforschung und Bildungspolitik im Dialog) exemplarisch 
zeigt. Mit der Ratifizierung der UN-Behindertenrechtskonvention und dem 
damit verbundenen Ausbau der Inklusionsforschung wandelte sich dieses 
Bild etwas: Die politischen Kämpfe wichen nun eher juristischen Fragen um 
die Durchsetzung dieses Rechts. Parallel zu diesen Entwicklungen wurde 
allerdings vielfach eine „Repolitisierung“ der IFO-Tagung angemahnt, da auf 
der politischen Ebene noch längst nicht alle „Hausaufgaben“ gemacht sind 
und z.B. die Paradoxie, Inklusion in einem mehrgliedrigen Schulsystem ver-
wirklichen zu wollen, bisher geblieben ist.  
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Anlässlich des 30. Jubiläums der IFO-Tagung haben wir daher mit der Frage 
nach „Inklusion in der Leistungsgesellschaft“ ein politisches Thema ins Zent-
rum gestellt: Wie kann Inklusion, die die Anerkennung aller Mitglieder der 
Gesellschaft als gleichwertig voraussetzt, in einer Gesellschaft verwirklicht 
werden, die auf der meritokratischen Ideologie und somit vordergründig auf 
dem Leistungsprinzip fußt und dadurch Mitglieder der Gesellschaft je nach-
dem, in welchem Maße ihre Leistungen anerkannt werden, privilegiert oder 
(mehr oder weniger) exkludiert? Was kann Inklusion in einer Gesellschaft, 
die sich selbst als Leistungsgesellschaft definiert, überhaupt bedeuten, und, 
bezogen auf das 30. Jubiläum der Tagung: Was hat sich an den gesellschaft-
lichen Verhältnissen seit 1987 verändert? In welchem Verhältnis steht die 
Anerkennung von Vielfalt zur Anerkennung von Leistung? Was wird in un-
serer Gesellschaft als „Leistung“, als „Begabung“, als „Bildung“ anerkannt? 
Die Dokumentation der Tagungsbeiträge zu dieser Jubiläumstagung erfolgt 
aufgrund ihrer großen Zahl und hohen Qualität im Rahmen von zwei Ta-
gungsbänden. Band I widmet sich grundsätzlichen Fragen aus menschen-
rechtlichen, sozialtheoretischen und professionsbezogenen Perspektiven. 
Band II bezieht sich auf den schulischen Inklusionsdiskurs und bearbeitet 
unterrichtliche, leistungsbewertungs- und schulentwicklungsbezogene Fragen 
inklusiven pädagogischen Handelns.  
 
Wir bedanken uns bei allen beitragenden Kolleg_innen sowie bei dem großen 
Tagungsteam, ohne das die Umsetzung der Tagung ebenso wie die Gestal-
tung der Tagungsbände nicht möglich gewesen wäre. Insbesondere sind hier 
Angela Beck, Regina Mahnke und Friederike Weitz zu nennen, die neben der 
Gestaltung der Druckvorlage auch viele weitere Aufgaben übernommen 
haben. Ein besonderer Dank gebührt zudem der Laborschule und dem Ober-
stufenkolleg, die als mitveranstaltende Einrichtungen der Tagung nicht nur 
maßgebliche Tagungsbeiträge beigesteuert und ihre Räumlichkeiten zur Ver-
fügung gestellt haben, sondern den Tagungsteilnehmer_innen auch lebendige 
Einblicke in die Strukturen und Handlungspraxen inklusiver Schulen ermög-
licht haben. Weiterhin danken wir der GEW NRW, dem Waxmann Verlag 
und der Andreas-Mohn-Stiftung für ihre großzügige Unterstützung. 
 
Bielefeld, im Januar 2017 
 
Mai-Anh Boger, Sandra Grüter, Benedikt Hopmann, Birgit Lütje-Klose,  
Phillip Neumann, Ines Schiermeyer-Reichl, Bettina Streese und Annette 
Textor 
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und Phillip Neumann 
 
Leistung inklusive? Inklusion in der 
Leistungsgesellschaft. Zur Einführung in Band I 
 
 
 
Eine der zentralen Fragen inklusiven Handelns in der Pädagogik bezieht sich 
darauf, wie sich Inklusion in einer – vermeintlich oder tatsächlich – leis-
tungsorientierten Gesellschaftsstruktur denken lässt: Was kann Inklusion in 
der Leistungsgesellschaft bedeuten? In welchem Verhältnis steht die Aner-
kennung von Vielfalt zur Anerkennung von Leistung? Was wird in unserer 
Gesellschaft als ‚Leistung’, als ‚Begabung’, als ‚Bildung’ anerkannt? Wie 
kann die Transformation des Bildungssystems angesichts der Inklusionsan-
forderung gelingen?  
Mit diesen Fragen verbinden sich zahlreiche Ambivalenzen und Dilemmata 
pädagogischen Handelns, die in diesem ersten Band Menschenrechtliche, 
sozialtheoretische und professionsbezogene Perspektiven bearbeitet werden: 
etwa die Antinomie von Fördern und Bewerten, die Herausforderung, Inklu-
sion in exklusiven Systemen zu denken, die Differenz von Inklusion und 
Exklusionsverwaltung oder die unterschiedliche Bewertung von pluralisti-
schen Lebensentwürfen und Handlungspraktiken. Während sich diese Liste 
weiter fortführen ließe, drängt sich am Horizont die entscheidende Frage auf: 
Nicht wie, sondern ob Inklusion und insbesondere inklusives pädagogisches 
Handeln angesichts dieser leistungsbezogenen Verhältnisse überhaupt denk-
bar ist (Hazibar & Mecheril, 2013). 
Während der erste Teil des Tagungstitels Leistung inklusive? noch mit einem 
Fragezeichen versehen ist und einer pessimistischen Gesellschaftsdiagnose 
zu folgen scheint, positioniert sich der zweite Teil Inklusion in der Leistungs-
gesellschaft deutlich progressiver und mit einem Geltungsanspruch versehen. 
Nicht zuletzt die vielschichtigen Beiträge dieses Bandes lassen sich als Ver-
such deuten, den Inklusionsbegriff und damit verbundenes (pädagogisches) 
Handeln angesichts gesellschaftlicher Leistungsprogrammatiken positiv und 
wirkmächtig zu bestimmen, sich dieser Aufgabe zu stellen und sie mitzuge-
stalten. Im Diskurs werden Begriffe, Ideologien, Systematisierungen und 
Handlungsansätze aus verschiedenen Perspektiven bearbeitet, die sich in der 
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Gliederung dieses Bandes widerspiegeln: Er versammelt politische Einwürfe 
(1. Teil), Theoriezugänge (2. Teil) und professionsbezogene Perspektiven, 
die sowohl auf die (multi-)professionelle Gestaltung pädagogischer Settings 
und Übergänge als auch auf Lehrer_innenbildung gerichtet sind (3. und 4. 
Teil).  
 
1. Teil: Politische Einwürfe 
 
Die Beiträge im ersten Teil des Bandes Politische Einwürfe befassen sich auf 
unterschiedliche Weise mit der grundlegenden Frage, wie das Recht auf In-
klusion in einem kapitalistischen System zu denken ist und an welchen politi-
schen Orten es verhandelt oder verortet wird. Dabei wird beleuchtet, wie der 
Inklusionsdiskurs in Anbetracht dieser politischen Ausgangslage sowohl auf 
rechtlicher Ebene als auch im Diskurs unterschiedlicher gesellschaftlicher 
Teilgruppen geführt wird. Der einleitende Beitrag von Michael Wrase geht 
aus juristischer Perspektive der Frage nach, „was die UN-Behinderten-
rechtskonvention vom Schulsystem verlangt“ und inwiefern eine „menschen-
rechtliche Pflicht zur Transformation“ besteht. Der Konflikt- und Gewaltfor-
scher Andreas Zick diskutiert „die Macht des Vorurteils“ und zeigt ange-
sichts einer beeindruckenden Datenlage die Probleme zunehmender gruppen-
bezogener Menschenfeindlichkeit auf, die in einem Widerspruch zur Inklusi-
onsanforderung steht. In den folgenden Beiträgen von Andreas Hinz, Ines 
Boban und David Jahr wird beleuchtet, inwieweit sich Inklusion als Wider-
spruch zu neoliberalen Rhetoriken von der Nützlichkeit und Nutzbarmachung 
von Diversität versteht oder selbst längst bereits neoliberal vereinnahmt ist. 
Jana Zehle, Florian Sander und Walther Dreher beschäftigen sich aus unter-
schiedlichen Theorieperspektiven mit der Frage, wie ein inklusiver Leis-
tungsbegriff gedacht und begründet werden kann.  
 
2. Teil: Theoriezugänge 
 
Im zweiten Kapitel werden Theoriezugänge des Inklusionsdiskurses vorge-
stellt, die deutlich machen, dass die Theoriebildung zu Inklusion weit von 
einer gelegentlich postulierten Stagnation entfernt ist. Die Beiträge argumen-
tieren dabei aus unterschiedlichen theoretischen Perspektiven:  
Diskursanalytische Verfahren in der Nachfolge Foucaults, insbesondere nor-
malismus-kritische Ansätze (Ulrike Schildmann); Intersektionalitäts- und 
interdependenztheoretische Zugänge, insbesondere solche, die sich auf die 
neueren Arbeiten zu Ableismus aus den Disability Studies beziehen (Nadine 
Dziabel); Gerechtigkeits- und Anerkennungstheoretische Zugänge: Vom 
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Capabilities Approach als philosophische Grundlage der Menschenrechts-
konzeptionen über Honneth bis hin zum Fraser-Streit (Manfred Böge, Robert 
Schneider); Systemtheoretische Überlegungen, die eine gesellschaftskritische 
Perspektive auf Exklusionen in inklusiven Systemen werfen (Martina 
Kaack); Anschlüsse an Kritische Theorie und Kritische Erziehungswissen-
schaft und andere post-/neo-marxistische Zugänge (Sven Bärmig, Malin 
Butschkau). 
Diese Vielzahl an Zugängen zeigt einerseits, dass der Gegenstand ‚Inklusion‘ 
aus diversen und häufig inkommensurablen Blickwinkeln definiert und 
durchdacht wird. Andererseits vereint all diese Zugangsweisen, dass sie auf 
einen Inklusionsbegriff ausgelegt sind, der sich nicht auf Behinderung redu-
ziert, sondern sich der Herausforderung der Beschreibung verschiedenster 
Heterogenitätsdimensionen und Diskriminierungsverhältnisse stellt. Darüber 
hinaus zeigen sich insbesondere die poststrukturalistisch, zeichentheoretisch 
und eher materialistisch zugewandten Ansätze sensibel für das Verwobensein 
von Herrschaftsverhältnissen. 
 
3. Teil: Professionsbezogene Perspektiven: Pädagogische Settings und 
Übergänge (multi-)professionell gestalten 
 
Die im dritten Kapitel Professionsbezogene Perspektiven: Pädagogische 
Settings und Übergänge (multi-)professionell gestalten zusammengefassten 
Beiträge fokussieren konkrete pädagogische Settings und betonen die Be-
rücksichtigung von (partizipativer) Adressat_innen-Forschung. Der instituti-
onsbezogene Blick auf Übergänge (Helen Knauf, Katrin Velten, Irmtraud 
Schnell, Christina Huf, Magdalena Hartmann und Michael Lichtblau) sowie 
die professionsbezogene Thematisierung von Multiprofessionalität erweitern 
und schärfen insofern eine inklusive Perspektive. Dabei sind professionsspe-
zifische Aufgaben und Zugänge in Bezug auf überschneidende  
Adressat_ innen immer wieder Streitthema bei der Klärung von Rollen und 
Aufgaben. Dies verweist auf die Bedeutung der Rekonstruktion der Rollen 
aber auch der subjektiven Theorien beteiligter Akteur_innen in verschiedenen 
pädagogischen Handlungsfeldern (Barbara Koch, Bettina Bretländer, Bastian 
Kornau und Stephan Ullrich). 
 
4. Teil: Professionsbezogene Perspektiven: Lehrer_innenbildung 
 
Eines der in der Debatte um Inklusion zentral diskutierten Funktionssysteme 
der Gesellschaft ist das Bildungssystem und insbesondere das Schulsystem, 
in dem die Widersprüchlichkeiten von Forderungen nach Inklusion, Teilhabe 
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und Wertschätzung einerseits und einer nach Leistung selektierenden Gesell-
schaft andererseits besonders salient werden (vgl. Band II: Unterricht, Leis-
tungsbewertung, Schulentwicklung). Im vierten Kapitel dieses Bandes Pro-
fessionsbezogene Perspektiven: Lehrer_innenbildung werden daran anschlie-
ßend alle Beiträge zusammengefasst, die die Ausbildung von Lehrer_innen 
unter folgenden Fragestellungen thematisieren: Wie können Lehrkräfte als 
zentrale Akteur_innen für professionelles Handeln in einem widersprüchli-
chen System ausgebildet werden (Jörg Mußmann, Ewald Feyerer, Brigitte 
Kottmann, Svenja Jaster)? Welche Antinomien produziert die Leh-
rer_innenbildung (Marcel Veber, David Rott) vor dem Hintergrund normalis-
tischer Vorstellungen (René Schroeder) selbst? Und wie ist es um die Hoch-
schule als ausbildende Institution mit Fokus auf Inklusion bestellt (Saskia 
Erbring, Bettina Lindmeier, Dorothee Meyer, Alice Junge)? Diese zentralen 
Fragen nehmen im Diskurs um Inklusion und dementsprechend auch auf der 
Integrations-/Inklusionsforscher_innentagung einen großer Raum ein. Kapitel 
IV versammelt diesem Desiderat folgend verschiedene Perspektiven auf 
Lehrer_innenbildung. 
 
Ausblick 
 
Alle hier in diesem Band vertretenen Beiträge können als Positionierung 
dafür gelesen werden, dass Inklusion und insbesondere inklusives pädagogi-
sches Handeln angesichts vorherrschender leistungsbezogener Verhältnisse 
denkbar und möglich ist. Allerdings weisen die Beiträge auch darauf hin, 
dass die theoretische Auseinandersetzung über den Inklusionsbegriff und die 
Verortung und Beschreibung von pädagogischer Professionalität insbesonde-
re angesichts aktueller gesellschaftlicher Verhältnisse nicht nur wichtiger 
denn je zu sein scheinen, sondern dass eine abschließende Bearbeitung längst 
nicht in Sicht ist und daher weitergehende Fachdebatten innerhalb der inklu-
sionspädagogischen Community und darüber hinaus verlangt. 
 
Literatur 
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1.Teil: 
Politische Einwürfe 
 
 
 
Michael Wrase 
 
Das Recht auf inklusive Beschulung nach der  
UN-Behindertenrechtskonvention – rechtliche  
Anforderungen und Umsetzung in Deutschland 
 
 
 
Nach Art. 24 des Übereinkommens über die Rechte von Menschen mit Behin-
derungen vom 13. Dezember 2006 (UN-Behindertenrechtskonvention [im 
Folgenden: BRK]) sind die Vertragsstaaten verpflichtet, ein inklusives Bil-
dungssystem zu gewährleisten. Die Bundesrepublik hat die BRK durch Gesetz 
vom 21. Dezember 2008 ratifiziert (BGBl. II 2008, 1419) und ist damit völ-
kerrechtlich daran gebunden. Aufgrund des von Bundestag und Bundesrat 
verabschiedeten Zustimmungsgesetzes gilt die BRK zugleich seit März 2009 
innerstaatlich im Rang einfachen Bundesrechts. Daran ändert auch der Um-
stand nichts, dass die Gesetzgebungskompetenz für das nunmehr reformbe-
dürftige Schulrecht bei den Bundesländern liegt (Siehr & Wrase 2014, 161; 
v. Bernstorff 2011, 204 f). 
 
1 Das Recht auf inklusive Schulbildung nach der BRK 
Art. 24 der Konvention statuiert ein Recht von Menschen mit Behinderungen 
auf diskriminierungsfreien Zugang zu einem inklusiven Schulsystem. Men-
schen dürfen gemäß Art. 24 Abs. 2 BRK „nicht aufgrund von Behinderung 
vom allgemeinen Bildungssystem ausgeschlossen werden“ (lit. a); sie haben 
vielmehr ein Recht auf „Zugang zu einem integrativen, hochwertigen und 
unentgeltlichen Unterricht an Grundschulen und weiterführenden Schulen“ 
(lit. b). 
Allerdings verwendet die amtliche deutsche Übersetzung, die neben der eng-
lischen und französischen Vertragsfassung Grundlage des Zustimmungsge-
setzes war, die Begriffe „integrativ“ bzw. „Integration“ und enthält den Be-
griff der „Inklusion“ nicht. Dagegen spricht die ursprüngliche englische Fas-
sung der Konvention von „inclusive education“ (Art. 24 Abs. 1 Satz 2, Abs. 2 
lit. b) bzw. „inclusion“ (Abs. 2 lit. e). Nach Art. 50 BRK ist der Wortlaut der 
deutschen Fassung nicht ‚authentisch‘ und danach völkerrechtlich nicht ver-
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bindlich. Entsprechend wird in der juristischen Literatur nahezu einhellig 
davon ausgegangen, dass der BRK ungeachtet des Wortlauts der deutschen 
amtlichen Übersetzung das Konzept der ‚Inklusion‘ zugrunde liegt (Poscher 
et al. 2008, 26 ff u.a.). 
Der Begriff ‚Inklusion‘ ist in der Soziologie prominent von der Systemtheo-
rie aufgenommen worden und bezeichnet dort die Einbindung von Individuen 
in soziale Systeme. Gegenbegriff ist die ‚Exklusion‘ (Ausschließung). In der 
pädagogischen Literatur ist die Verwendung des Begriffs zwar nicht einheit-
lich, über die wesentliche Zielrichtung des Konzepts besteht aber Einigkeit. 
Gegenüber der ‚Integration‘, dem gemeinsamen Unterricht von Kindern und 
Jugendlichen mit und ohne Behinderung, betont das Konzept der ‚Inklusion‘ 
die Notwendigkeit der strukturellen Anpassung des Schulsystems an die 
unterschiedlichen Bedürfnisse einer heterogenen Schülerschaft. ‚Integration‘ 
und ‚Inklusion‘ sind daher nicht als Gegensätze zu begreifen; vielmehr bein-
haltet Inklusion eine Weiterentwicklung der Integrationspädagogik und ver-
sucht, erkannte Probleme und Defizite zu vermeiden (ausf. Hinz 2002). 
Mit dem Recht auf Inklusion ist notwendigerweise eine „systemische Verän-
derung im Schulwesen“ verbunden (Poscher et al. 2008, 24f). Der Unterricht 
von Schülern mit und ohne Behinderung soll weitgehend gemeinsam, d.h. im 
selben Klassenraum und unter Beteiligung aller Schüler stattfinden. Zugleich 
sind Vorkehrungen dafür zu treffen, dass Schülerinnen und Schüler mit Be-
hinderung die individuell „notwendige Unterstützung“ erhalten, „um ihre 
erfolgreiche Bildung zu erleichtern“ (Art. 24 Abs. 2 lit. d BRK; engl.: facili-
tate their effective education). Hierfür müssen „wirksame individuell ange-
passte Unterstützungsmaßnahmen in einem Umfeld, das die bestmögliche 
schulische und soziale Entwicklung gestattet, angeboten werden“, und zwar 
„in Übereinstimmung mit dem Ziel der vollständigen Inklusion“ (Art. 24 
Abs. 2 lit. e BRK: consistent with the goal of full inclusion).  
2 Hindernisse auf dem Weg zur Umsetzung in den Bundesländern  
Die Umsetzung des Rechts auf inklusive Bildung stellt das deutsche Schul-
system vor große organisatorische, personelle und finanzielle Herausforde-
rungen. Zuständig sind die Bundesländer. Hier zeigen sich im Bundesver-
gleich deutliche Unterschiede. Während einige ‚Vorreiter‘ des gemeinsamen 
Unterrichts wie Schleswig-Holstein und Bremen den Anteil der integriert 
geförderten Schüler_innen deutlich erhöht und zugleich den Förderschulan-
teil abgebaut haben, ergibt sich in den anderen Bundesländern eine scheinbar 
paradoxe Situation: Die Zahl der integrativ beschulten Kinder mit sonderpä-
dagogischem Förderbedarf steigt, während der Anteil der an Förderschulen 
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unterrichteten Schüler_innen entweder nur geringfügig abnimmt, stagniert 
oder sogar ebenfalls zunimmt (vgl. Malecki 2013, 359). Diese Entwicklung 
ist darauf zurückzuführen, dass sich der Anteil der als ‚sonderpädagogisch 
förderungsbedürftig‘ eingestuften Schüler_innen in den vergangenen Jahren 
insgesamt gesehen deutlich erhöht hat (zus. Bertelsmann-Stiftung 2014)1. Mit 
Recht geht der Datenreport ‚Inklusion‘ der Bertelsmann-Stiftung (2014, 18) 
vor diesem Hintergrund davon aus, dass von einem wirklichen Trend zuguns-
ten der Inklusion erst gesprochen werden kann, wenn bei steigendem Anteil 
der an Regelschulen sonderpädagogisch geförderten Kinder – „Integrations-
quote“ – zugleich die Quote der Schüler_innen an Sonder- und Förderschulen 
– „Exklusionsquote“ – sinkt. Das ist aber bislang nur in einigen wenigen 
norddeutschen Bundesländern der Fall. Trotz gewisser Fortschritte kann von 
einer flächendeckenden Umsetzung des Rechts auf inklusive Schulbildung in 
Deutschland (noch) keine Rede sein. Und dies, obwohl die Verpflichtung aus 
Art. 24 BRK mittlerweile seit über fünf Jahren besteht. 
Die Hindernisse auf dem Weg zur Inklusion können hier nicht im Einzelnen 
dargestellt werden (ausf. Powell 2011). Man muss sich jedoch in Erinnerung 
rufen, dass die Sonderschule als Bestandteil des gegliederten Schulsystems in 
Deutschland tief verwurzelt ist. So haben sich institutionelle Pfadabhängig-
keiten und gesellschaftliche wie professionspolitische Beharrungskräfte ent-
wickelt, die heute nur schwer zu überwinden sind (vgl. Blanck et al. 2013; 
Powell & Pfahl 2012). Dies bildet den gesellschaftspolitischen Hintergrund, 
auf den die neuen Verpflichtungen der BRK treffen. 
3 Die Zuweisung an die Förderschule als Diskriminierung 
Das in Art. 24 Abs. 1, 2 BRK verankerte Recht von Menschen mit Behinde-
rungen auf Zugang zu einem „inklusiven, hochwertigen“ Unterricht an den 
„allgemeinen Grund- und weiterführenden Schulen“ stellt, wie die wortlaut-
gestützte, entstehungsgeschichtliche und systematische Analyse der Konven-
tion ergibt, eine Konkretisierung des Diskriminierungsverbots in Art. 5 Abs. 
2 BRK dar (ausf. Siehr & Wrase 2014, 171f). Bewusst wird in der authenti-
schen englischen Fassung der Begriff inclusion als Gegenbegriff zu exclusi-
on, deutsch: Ausschließung, verwendet, die gemäß Art. 2 BRK eine „Diskri-
                                                          
1  Ein wesentlicher Grund hierfür dürfte sein, dass sich die Schulen durch die förmliche Aner-
kennung eines sonderpädagogischen Förderbedarfs einzelner Schüler zusätzliche Ressourcen 
wie Lehrerstunden oder die Zuweisung ambulanter sonderpädagogischer Unterstützung si-
chern können. Daher wird bei immer mehr Schüler_innen ein Förderbedarf, besonders in den 
Förderschwerpunkten Lernen und emotional-soziale Entwicklung, offiziell diagnostiziert (vgl. 
Malecki 2013, 359). 
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minierung aufgrund von Behinderung“ begründet. Das Recht von Kindern 
mit Behinderungen auf Zugang zum allgemeinen Schulsystem und ihr An-
spruch auf einen inklusiven hochwertigen Unterricht folgt demnach nicht nur 
einem sozialrechtlichen, sondern primär einem diskriminierungs-rechtlichen 
Ansatz. Dass der Begriff des „allgemeinen Bildungssystems“ (im englischen 
Originaltext: general education system) in Art. 24 BRK als ein Gegenbegriff 
zu gesonderten Bildungseinrichtungen (im Sinne von special education) 
gebraucht wird, ergibt sich unzweifelhaft aus dem nach Art. 31 Abs. 1 der 
Wiener Vertragsrechtskonvention maßgeblichen gewöhnlichen Wortge-
brauch ‚im Lichte‘ des Zieles und Zweckes von Art. 24 BRK, nämlich der 
inklusiven Beschulung. Wäre der Begriff ‚allgemein‘ hier etwa nur im Sinne 
von ‚allgemeinbildend‘ zu verstehen, wie manchmal behauptet wird, so wür-
de auch die Verwendung des Begriffes in Art. 24 Abs. 2 lit. d BRK keinen 
Sinn machen. Die Separation von Kindern mit Behinderung und ihre Zuwei-
sung an eine besondere, von den allgemeinen, d.h. für alle Schüler_innen, 
vorgesehenen Schulen getrennte Fördereinrichtung, stellt vielmehr prima 
facie eine Diskriminierung im Sinne der Konventionsrechte dar, an deren 
ausnahmsweise Rechtfertigung hohe Anforderungen zu stellen sind (ausf. 
Siehr & Wrase, 2014, 172ff; siehe auch Riedel, 2010, 15ff; Degener, 2012, 
411ff).  
Die inklusive Beschulung von Kindern mit besonderem Förderbedarf an den 
allgemeinen Schulen muss nach Art. 24 BRK zum Regelfall werden; Sonder- 
und Förderschulen müssen schrittweise geschlossen werden. Hierüber besteht 
in der rechtswissenschaftlichen Literatur weitgehende Einigkeit.2  
In allen Bundesländern ist verfahrensrechtlich sicherzustellen, dass das Recht 
der Schulkinder mit Behinderung auf Zugang zu den Regelschulen effektiv 
angewendet wird. Ein solches Recht ergibt sich im Übrigen nicht nur aus der 
BRK, sondern auch aus Art. 3 Abs. 3 Satz 1 des Grundgesetzes. Zwar hatte 
                                                          
2  Umstritten ist lediglich die Frage, ob es mit der BRK vereinbar ist, sozusagen einen Restbe-
stand an gesonderten Fördereinrichtungen aufrecht zu erhalten. So gelangen Poscher et al. 
(2008, 27 f.) unter Bezugnahme auf eine kurze Erwähnung in einem UN-Handbuch für Parla-
mentarier zu der Ansicht, dass lediglich die Inklusion von 80 bis 90 Prozent aller Schülerinnen 
und Schüler mit Behinderungen durch die BRK bezweckt sei. Dagegen spricht jedoch, dass in 
den Verhandlungen zur BRK absichtlich vermieden wurde, eine statistische Grenze festzule-
gen (vgl. Degener, 2009, 215). Bei dem von Poscher et al. in Bezug genommene UN-
Dokument handelt es sich zweifelsfrei auch nicht um travaux préparatoires im Sinne eines 
zulässigen ergänzenden Auslegungsmittels im Sinne des Art. 32 des Wiener Vertragsrechts-
übereinkommens (dazu etwa Dörr, 2012, Rn. 12). Vielmehr orientiert sich Art. 24 BRK aus-
drücklich am Ziel der möglichst „vollständigen Inklusion“. In jedem Einzelfall ist daher zu 
prüfen, ob alle vertretbaren und mit zumutbarem Aufwand realisierbaren Möglichkeiten für 
eine inklusive Beschulung des behinderten Kindes ausgeschöpft worden sind (ausf. Riedel 
2010, 22 ff.). 
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das Bundesverfassungsgericht noch in seinem Sonderschul-Beschluss aus 
dem Jahr 1997 (BVerfGE 96, 288) die Sonderschulzuweisung unter Verweis 
auf die dort geleistete sonderpädagogische Förderung der Kinder als nicht 
diskriminierend angesehen. Diese Rechtsprechung ist allerdings nach Inkraft-
treten der BRK, die nunmehr bei der Auslegung des Verfassungsrechts zu 
berücksichtigen ist (BVerfGE 128, 282, 306), sowie vor dem Hintergrund der 
bildungswissenschaftlichen Erkenntnisse über die negativen Effekte der Son-
derbeschulung nicht mehr aufrecht zu erhalten (ausf. Siehr & Wrase 2014, 
175ff). 
4 Das sogenannte „Elternwahlrecht“ 
Hingegen wird in einer im Januar 2016 veröffentlichten gemeinsamen Stel-
lungnahme von Bund und Ländern zu dem Entwurf eines ‚General Comment 
on Article 24 CRPD‘ des zuständigen UN-Fachausschusses die Auffassung 
vertreten, dass Sonder- und Förderschulen auf der Grundlage eines Wahl-
rechts der Eltern mit Art. 24 BRK vereinbar seien: Das Bildungssystem in 
Deutschland sei auf dem „natürlichen Recht der Eltern“ aufgebaut, über die 
Erziehung und Bildung ihrer Kinder zu entscheiden. Dieses Recht sei in 
Art. 6 Abs. 2 GG verankert. Ein Bildungssystem, das es Eltern erlaube, zwi-
schen der inklusiven Beschulung an allgemeinen Schulen und der Sonderbe-
schulung ihres Kindes zu wählen, stehe daher mit dem Verfassungsrecht 
ebenso wie mit dem Völkerrecht im Einklang (BMAS 2016). 
Dabei wird allerdings übersehen, dass Art. 24 BRK bewusst kein Wahlrecht 
der Eltern zwischen einer inklusiven oder segregierten Beschulung vorsieht, 
sondern die Vertragsstaaten unmissverständlich und uneingeschränkt dazu 
verpflichtet, ein „inklusives Bildungssystem auf allen Ebenen“ zu gewähr-
leisten (vgl. Degener 2009, 214f). Wie dargelegt, beruht diese Verpflichtung 
auf der Überzeugung, dass eine gesonderte Beschulung von Kindern wegen 
ihrer Behinderung eine Diskriminierung darstellt. Folglich geht Art. 24 BRK 
davon aus, dass die inklusive Beschulung unter den festgelegten Bedingun-
gen dem Kindeswohl am besten entspricht (so auch Brosius-Gersdorf 2013, 
Rn. 66). Die Vertragsstaaten müssen die notwendigen Bedingungen für eine 
„hochwertige inklusive Bildung“ (quality education) an den allgemeinen 
Schulen gewährleisten. Für ein Elternwahlrecht ist regelmäßig kein Raum. 
Diese an dem Wortlaut des Art. 24 Abs. 1 und 2 BRK in Übereinstimmung 
mit dessen Sinn und Zweck orientierte Auslegung wird durch die Entste-
hungsgeschichte und die traveaux préparatoirs im Sinne von Art. 31 und 
Art. 32 des Wiener Vertragsrechtsübereinkommens bestätigt (zur Bedeutung 
der Auslegungsmethoden siehe Gardiner 2012; Dörr 2012). So sah der ur-
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sprüngliche Entwurf zum Konventionstext der BRK in dessen Art. 17 (jetzt 
Atrikel 24 BRK) ausdrücklich das Recht vor, wonach alle Menschen mit 
Behinderung „can choose inclusive and accessible education in their own 
community“. Die Vertragsstaaten sollten das Recht haben, eine „free and 
informed choice between general and special systems“ zuzulassen, was auf 
der anderen Seite allerdings nicht die Pflicht einschränken sollte, „to continue 
to strive to meet the needs of students with disablities in the general educati-
on system“ (UN Working Group 2005-06). Diese Lösung, nämlich die Ein-
führung eines Wahlrechts zwischen allgemeiner und besonderer Beschulung 
bei gleichzeitiger Favorisierung inklusiver Bildungsangebote, wie sie nun 
auch in der deutschen Stellungnahme wieder gefordert wird, wurde während 
der Verhandlungen zugunsten der uneingeschränkten Verpflichtung auf ein 
inklusives Bildungsangebot aufgegeben. Sie ist mit Art. 24 BRK und seiner 
nunmehr gültigen Fassung unvereinbar. 
5 Das Recht auf hochwertige Förderung an der allgemeinen Schule 
Zur Gewährleistung eines inklusiven hochwertigen Schulunterrichts ist si-
cherzustellen, dass Kinder mit Behinderungen an den allgemeinen Schulen 
die notwendige sonderpädagogische Unterstützung und Förderung erhalten. 
Entsprechende Rechte und Gewährleistungen sind in Art. 24 Abs. 2 lit. c bis 
e BRK ausdrücklich normiert. Es muss daher ein dem Förderangebot an den 
Sonder- und Förderschulen gleichwertiges (‚äquivalentes‘) Angebot sicher-
gestellt sein (so bereits Füssel & Kretschmann 1993, 47). So ist in den soge-
nannten ‚Integrationsklassen‘, in die bis zu fünf Kinder mit Förderbedarf 
aufgenommen werden, die durchgängige Betreuung durch zwei Lehrkräfte 
im Sinne eines co-teaching anzustreben. Auch in Fällen der ‚Einzel-
integration‘ hat das betroffene Schulkind zumindest Anspruch auf sonder-
pädagogische Unterstützung entsprechend der Anzahl an Lehrerstunden, die 
es an der Förderschule erhalten hätte (ausf. zu den verschiedenen Organisati-
onsformen und den jeweiligen Anforderungen Wrase 2014). Es müssen zu-
dem „angemessene Vorkehrungen“ (reasonable accomodation) für die Be-
dürfnisse des einzelnen Kindes getroffen werden, d.h. „notwendige und ge-
eignete Änderungen und Anpassungen, die keine unverhältnismäßige oder 
unbillige Belastung darstellen“ (Art. 2 BRK). Dies kann, je nach Art und 
Schwere der Behinderung von der Schaffung eines barrierefreien Zugangs 
zum Klassenraum, etwa durch Einbau eines Treppenlifts, über die Bereitstel-
lung von Unterrichtsmaterialien in Blindenschrift bis zum Anspruch auf 
individuelle Unterstützung durch Schul- und Integrationshelfer reichen.  
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Da auch die Unterlassung „angemessener Vorkehrungen“ eine Verletzung 
des Diskriminierungsverbots nach Art. 24 BRK darstellen kann, können die 
notwendigen Transformationskosten, die mit der Umstellung des segregierten 
auf ein inklusives Schulsystem verbunden sind – wie etwa die Fortbildung 
der Lehrkräfte, schulorganisatorische und bauliche Maßnahmen –, nicht pau-
schal gegen den Anspruch des einzelnen Kindes auf inklusive Beschulung ins 
Feld geführt werden. Dies ergibt sich daraus, dass Art. 24 BRK, wie darge-
legt, eine Konkretisierung des Diskriminierungsverbots nach Art. 5 Abs. 2 
BRK darstellt. Auf dieses ist der sogenannte Progressionsvorbehalt des Art. 4 
Abs. 2 BRK nicht anwendbar (ausf. Siehr & Wrase 2014, 180f).3 Die vor-
handenen Ressourcen müssen so umgeschichtet werden, dass die notwendige 
Unterstützung und sonderpädagogische Förderung, die das betroffene Kind 
benötigt und an der Förderschule auch erhalten würde, im inklusiven Lern-
umfeld zur Verfügung steht. Gerade dies ist Sinn und Zweck der Bestim-
mungen in Art. 24 Abs. 2 lit. c – e BRK. Die in verschiedenen Landesschul-
gesetzen enthaltenen Vorbehalte, die den integrativen bzw. inklusiven Unter-
richt pauschal vom Vorhandensein entsprechender Ressourcen an der jewei-
ligen Schule abhängig machen, sind mit den Vorgaben der BRK unvereinbar. 
Vielmehr muss in jedem (Einzel-)Fall genau geprüft werden, ob und wie die 
notwendigen Bedingungen mit zumutbarem Aufwand geschaffen werden 
können. 
6 Zusammenfassung 
Art. 24 BRK enthält das Recht von Menschen mit Behinderung auf einen 
diskriminierungsfreien Zugang zu einem inklusiven Schulsystem. Die Zuwei-
sung an eine Sonder- oder Förderschule stellt damit grundsätzlich eine dis-
kriminierende Behandlung im Sinne der Konvention sowie nach Art. 3 Abs. 
3 Satz 3 Grundgesetz dar. Die gemeinsame Beschulung von Kindern mit und 
ohne Behinderungen muss in allen Bundesländern zum Normalfall werden. 
Die Aufrechterhaltung des in Deutschland besonders ausgeprägten Förder-
schulwesens ist mit der Konvention und dem in ihrem Lichte auszulegenden 
Verfassungsrecht unvereinbar. Ein Elternwahlrecht ist bewusst nicht vorge-
sehen. Es kann vor allem nicht dazu genutzt werden, das Recht aller Kinder 
mit Behinderung auf inklusive Beschulung einzuschränken bzw. zu unterlau-
fen.  
                                                          
3  Selbst wenn man von einer Geltung des Progressionsvorbehalts ausgehen würde, müssen die 
Konventionsstaaten zügig und unter Einsatz aller zur Verfügung stehenden Mittel handeln 
(vgl. Degener 2012, 41 f.).   
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An den allgemeinen Schulen müssen die notwendigen Voraussetzungen für 
die individuelle Förderung von Kindern und Jugendlichen mit einer Behinde-
rung geschaffen werden. So folgt aus Art. 24 Abs. 2 BRK der Anspruch auf 
eine dem Niveau der Förderschule äquivalente (sonder-)pädagogische Förde-
rung. An den allgemeinen Schulen müssen zudem angemessene Vorkehrun-
gen getroffen werden, um das gemeinsame Lernen von Kindern mit und ohne 
Behinderung zu ermöglichen. Bei der Umsetzung der völkerrechtlich sowie 
innerstaatlich verbindlichen Vorgaben der BRK können sich Gesetzgebung 
und Behörden auch nicht auf einen allgemeinen Finanzierungs- oder Res-
sourcenvorbehalt berufen.  
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Die Macht des Vorurteils oder:  
Menschenfeindliche Inklusionsvorstellungen 
 
 
 
 
Menschenfeindliche und -verachtende Stereotype und Vorurteile verzögern, 
behindern oder verhindern Inklusionsprozesse. Sie befördern die explizite 
oder implizite Diskriminierung. Der Beitrag stellt wesentliche Ergebnisse der 
Langzeitstudie Gruppenbezogene Menschenfeindlichkeit (GMF) vor und 
berichtet über soziale Vorurteile gegenüber Menschen mit Inklusions-
ansprüchen und -bedarf. Die Analysen zeigen insbesondere, wie sehr die 
Menschenfeindlichkeit gegenüber diesen Menschen von einem neoliberalen 
Kalkül der Nützlichkeit geprägt ist, der die Diskriminierung rechtfertigt. 
1 Einleitung 
Inklusion wird nicht funktionieren, wenn explizite oder implizite negative 
Stereotype und menschenfeindliche Vorurteile gegenüber jenen, die durch 
Inklusion gefördert werden sollen, existieren. Diese banale These leitet den 
folgenden Beitrag1. Dabei soll die These aus Sicht der empirischen, vor allem 
quantitativen Vorurteilsforschung, genauer der Forschung zur Gruppenbezo-
genen Menschenfeindlichkeit, entfaltet werden (Zick, Küpper & Heitmeyer, 
2011). Aus dieser Sicht erscheint die These zunächst banal, weil Gruppenbe-
zogene Menschenfeindlichkeit per Definition eine Feindseligkeit ist und 
somit das Gegenteil von Inklusion ist. 
Jedoch fällt bei genauerer Sichtung der Forschungslage auf, dass es wissen-
schaftlich betrachtet nicht ganz so banal ist. Erstens gibt es gar nicht so viele 
Evidenzen in der Vorurteilsforschung zur Inklusion. Zweitens könnte ja auch 
die These vertreten werden, Vorurteile und andere Menschenfeindlichkeiten 
seien Einstellungen, die zwar normativ betrachtet negativ oder hinderlich 
seien, für strukturelle und systemische Aspekte von Inklusion aber eigentlich 
                                                          
1  Der Beitrag beruht auf einem Überblicksvortrag zur Tagung der IFO 2016 an der Universität 
Bielefeld. Im Folgenden wird ein Teil des Vortrages präsentiert. 
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irrelevant sind. Die These, Vorurteile im Sinne von Einstellungen hätten 
kaum Einfluss auf das Verhalten, wie Forschungen zu institutionellen Dis-
kriminierung evtl. nahelegen, spräche gegen die Relevanz des Phänomens für 
Fragen der Inklusion. Dies ist aber eher ein Trugschluss, denn soziale Vorur-
teile sind auch im Sinne von Einstellungen eine wesentliche Grundlage von 
Diskriminierung (vgl. auch Zick, 2016). Kurzum, es lohnt sich, die For-
schung zum Zusammenhang von Menschenfeindlichkeit und Inklusion zu 
beachten, Stereotype und Vorurteile als signifikante Einflussgrößen im Inklu-
sionsprozess zu betrachten und in die Inklusionsforschung einzubeziehen. 
Im Folgenden wird kurz das Konzept der Gruppenbezogenen Menschen-
feindlichkeit (GMF) näher vorgestellt. Im Anschluss wird über das Ausmaß 
an Vorurteilen vor allem gegenüber Menschen mit Behinderungen als Grup-
pen, die im Vordergrund der Inklusionsdiskussion stehen, anhand des Lang-
zeitforschungsprojekts GMF berichtet werden. Der Blick geht dabei auch auf 
andere Gruppen, wie z.B. wohnungslose und arbeitslose Menschen, weil die 
Abwertung von Menschen mit Behinderung mit Abwertungen dieser Grup-
pen einhergehen, wie sich empirisch zeigt. Hierbei soll auch auf einige zent-
rale gesellschaftliche Ursachen für die Abwertung eingegangen werden, die 
insbesondere einen Bezug zu einer zunehmenden Ökonomisierung der Wahr-
nehmung von sozialen Gruppen haben. 
2 Gruppenbezogene Menschenfeindlichkeit 
In dem Langzeitforschungsprojekt Gruppenbezogene Menschenfeindlichkeit 
(GMF), welches unter Leitung von Wilhelm Heitmeyer im Jahr 2002 initiiert 
wurde (vgl. Heitmeyer 2002 – 2011) und bis heute durch ein Forschungsteam 
fortgeführt wird (Zick et al., 2016), werden Abwertungen von Gruppen, auch 
jener auf die sich Inklusionsprozesse beziehen, als Elemente eines GMF-
Syndroms verstanden. Die ständige Beobachtung von GMF ergibt sich aus 
Kernelementen moderner Demokratien. Sie basieren auf einem ähnlichen 
Grundsatz wie das Prinzip der Inklusion. Demnach bemisst sich die humane 
und demokratische Qualität einer Gesellschaft an ihrer Toleranz und am 
Umgang mit ‚schwachen’ Gruppen; das Merkmal ‚schwach’ soll und kann 
hier nicht diskriminierend oder etikettierend gemeint sein, sondern anhand 
des maßgeblichen Kriteriums der Gleichwertigkeit bemessen sein. GMF kann 
viele Facetten der Abwertung haben, sie ist getragen von der kollektiven 
Ideologie der Ungleichwertigkeit zwischen Gruppen. Sie ist als solche immer 
auf Gruppen bezogen: Menschen schreiben anderen Gruppen oder Personen, 
weil sie Mitglieder von Gruppen sind, Ungleichwertigkeit zu, weil sie sich 
mit Gruppen identifizieren, die eine Ideologie der Ungleichwertigkeit vertre-
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ten. Feindseligkeiten mögen individuell und persönlich als Emotionen von 
Hass, Wut und Ekel, als Äußerung oder Überzeugung oder als Handlungs-
weise erscheinen, sie drücken letztendlich immer kollektive Urteile aus. Vor-
urteile, negative Stereotype, diskriminierende Praxen und andere Muster der 
Ungleichwertigkeit werden als Elemente eines Syndroms verstanden. 
Die Forschungsgruppe GMF hat in zahlreichen Studien seit 2002 nachgewie-
sen, dass Abwertungen von unterschiedlichen Gruppen nicht identisch sind – 
die Abwertung von Menschen mit Behinderung ist qualitativ und quantitativ 
anders als eine Feindseligkeit gegenüber wohnungslosen oder muslimischen 
Gruppen – jedoch gehen die Abwertungsmuster signifikant miteinander ein-
her. Sobald eine Person explizite oder implizite menschenfeindliche Meinun-
gen über Menschen mit Behinderung adaptiert, steigt die Wahrscheinlichkeit 
der Abwertung anderer Gruppen, weil Abwertungen korrelieren und durch 
eine Ideologie der Ungleichwertigkeit von Gruppen in Gesellschaften getra-
gen (zusammengehalten, aktiviert) werden. Menschenfeindlichkeit kann sich 
auf eine Gruppe fokussieren, wie z.B. Feindseligkeiten gegenüber Gruppen, 
die einen Inklusionsbedarf aufweisen. Allerdings wäre es wissenschaftlich 
irreführend, die eine Abwertung gegen eine andere zu setzen und sie in der 
Stärke miteinander zu vergleichen. Die Frage nach der Gleichwertigkeit und 
Ungleichwertigkeit, die in Ideologien, Politiken, Handlungspraxen, Instituti-
onen usw. verankert werden, ist entscheidend für die Analyse der Menschen-
feindlichkeit. 
Der Forschungsansatz zur Gruppenbezogenen Menschenfeindlichkeit stellt 
daher an Gesellschaften die zentrale Frage: Inwieweit werden Menschen 
unterschiedlicher Herkunft, unterschiedlichen Geschlechts und verschiedener 
sexueller Orientierung, Menschen mit und ohne Behinderung, mit oder ohne 
Arbeit in der Gesellschaft als gleichwertig anerkannt oder aber mit Abwer-
tung, Diskriminierung und Ausschluss konfrontiert? 
Auf dieser Grundlage haben wir seit 2002 kontinuierlich in zahlreichen quali-
tativen wie quantitativen Studien GMF in Deutschland untersucht und die 
Ergebnisse der Öffentlichkeit zur Diskussion und Debatte zugänglich ge-
macht. Bedeutsam waren dabei die Ergebnisse jährlicher Umfragen unter 
nach repräsentativen Kriterien ausgewählten Stichproben von deutschen 
Staatsangehörigen. Sie wurden zunächst in der Reihe Deutsche Zustände 
(Heitmeyer, 2002-2011) und seit 2014 in den Mitte-Studien der Friedrich-
Ebert-Stiftung (vgl. Zick, Küpper & Krause, 2016) sowie im Rahmen der 
Studie ZuGleich (Zugehörigkeit und Gleichwertigkeit) (Zick & Preuß, 2015), 
die durch die Stiftung Mercator unterstützt werden, publiziert. In den letzten 
Studien wurden immerhin die Meinungen gegenüber dreizehn gesellschaftli-
chen Gruppen erfasst, die explizit oder implizit von menschenfeindlich orien-
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tierten Personen oder Gruppen als ‚minderwertig’ markiert werden. Folgende 
Elemente wurden erfasst: Rassismus, Sexismus, Ausländer- und Fremden-
feindlichkeit, Abwertung von sog. Neuankömmlingen in einer Gesellschaft, 
asylsuchenden und geflüchteten Menschen, Antisemitismus, Muslimfeind-
lichkeit, Antiziganismus, Abwertung von Menschen mit homosexueller Ori-
entierung und Transgender Identität, arbeits- und wohnungslosen Menschen 
sowie von Menschen mit Behinderung (vgl. Zick, Krause, Berghan & Küp-
per, 2016). 
Solche Umfragen haben ihre Grenzen in der Analyse, insbesondere wenn es 
um unterschiedliche qualitative Abwertungsmuster und -mechanismen von 
Gruppen geht, die durch Inklusionsprozesse eine stärkere Integration erfahren 
können. Dazu sind sie auch nicht gedacht. Sie können jedoch als Thermome-
ter gesellschaftlicher Zustände und Stimmungen eine Grundlage bieten und 
anzeigen, wie stark und wo Ungleichwertigkeiten verbreitet sind. Zudem 
können sie dazu herangezogenen werden, Trends abzubilden und nach zent-
ralen Einflussfaktoren auf die Abwertungsbereitschaft zu fragen. Im Folgen-
den sollen einige zentrale Beobachtungen aus diesen Studien berichtet wer-
den. Dabei konzentriert sich der Beitrag auf Meinungen gegenüber Menschen 
mit Behinderungen, weil die Inklusion der Menschen mit Behinderung ein 
zentrales Thema der Inklusionsforschung ist und in den GMF-Studien bisher 
nur in einzelnen Qualifikationsarbeiten auch andere Gruppen, wie Menschen 
mit Lernförderbedarf bzw. anderen Gruppen, auf die sich z.B. die Inklusive 
Pädagogik richtet, untersucht werden. Dass dies ein enormes Forschungsdefi-
zit ist, mag hier schon festgehalten werden. 
3 Abwertungen von Menschen mit Inklusionsanspruch und -bedarf und 
deren Ursachen 
Die Analyse der Meinungen über Menschen mit Behinderung in den GMF-
Studien kann zunächst einen erfreulichen Trend beobachten. Die Feindselig-
keiten gehen zurück, zumindest gemessen an der Zustimmung zu explizit 
negativen Vorurteilen, die sich in der Zustimmung zu Aussagen zeigen wie: 
„Behinderte erhalten zu viele Vergünstigungen“, oder: „Für Behinderte wird 
in Deutschland zu viel Aufwand betrieben“; Meinungen, die nach Analysen 
der GMF-Studien als negative generalisierende Meinungen, also soziale 
Vorurteile, identifiziert werden konnten. 
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Abb. 1: Zustimmungen zu ausgewählten GMF-Elementen 2002 – 2016. 
 
Abbildung 1 zeigt die Zustimmung zu menschenfeindlichen Meinungen ge-
genüber Menschen mit Behinderungen und zum Vergleich gegenüber arbeits-
losen Menschen sowie die sogenannten Etabliertenvorrechte, d.h. die genera-
lisierten negativen Meinungen gegenüber Menschen, die „irgendwo neu“ 
seien oder später zugezogen sind (alle anderen Elemente von GMF vgl. Zick 
et al., 2016). Leicht ersichtlich ist, dass in einem Bevölkerungsquer-schnitt 
betrachtet die Abwertung gegenüber Menschen mit Behinderungen nicht nur 
abgenommen hat, sondern auch mit 1,8% Zustimmung äußerst gering ist. 
Vorurteile gegenüber langzeitarbeitslosen Menschen – assoziiert werden 
nach qualitativen Vorprüfungen von den meisten Befragten generell ‚Arbeits-
lose’ – werden von fast jeder zweiten befragten Person geteilt. Nicht abgebil-
det ist, dass auch Vorurteile gegenüber wohnungslosen Menschen von ca. 
18% stärker geteilt werden (2014: 19%, davor 2002 bis 2011 zwischen max. 
25% in 2007 und min. 21% in 2010). Unabhängig von der Stärke der Zu-
stimmung korrelieren die Vorurteile gegenüber Menschen mit Behinderung 
signifikant mit Vorurteilen gegenüber wohnungslosen Menschen (r = .27), 
Rassismus (r = .29), Sexismus (r = .27) und vielen anderen GMF-Elementen, 
kaum jedoch mit Abwertungen von Arbeitslosen (r = .12). 
Werden weitere demografische Unterschiede der Befragten in den Vorurtei-
len gegenüber Menschen mit Behinderung untersucht, fallen folgende Unter-
schiede auf: Ostdeutsche Befragte (3,6%) stimmen stärker zu als westdeut-
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sche Befragte (1,4%), ältere Befragte über 60 Jahre (2,4%) teilen stärker 
Vorurteile als jüngere Befragte (1,3%). Es gibt dagegen keine Geschlechts-
gruppenunterschiede, und der Unterschied in den Bildungs-gruppen ist  
U-förmig: Befragte mit formal niedrigem Bildungsniveau werten Menschen 
mit Behinderung eher ab (2,3%) als jene mit höheren Niveau (1,6%), die 
geringste Zustimmung zeigen aber Befragte der mittleren Bildungsgruppe 
(1,3%). Ebenso deutlich ist der klassische Konservatismuseffekt: Befragte, 
die ihre politische Position ‚rechts’ verorten, stimmen den Vorurteilen ge-
genüber Menschen mit Behinderung eher zu (4,8 %) als jene, die sich in der 
Mitte (1,4%), oder ‚links’ (0,6) verorten. 
Mit Blick auf den sozioökonomischen Status der Befragten fällt zunächst auf, 
dass schwache (3,2%) und mittlere Einkommensgruppen (2.8%) den negati-
ven Meinungen über Menschen mit Behinderung eher zustimmen als Befrag-
te aus höheren Einkommensgruppen (0,3%). Anhand des Nettoäqui-
valenzeinkommens der Haushalte der Befragten zeigt sich ein anderes Bild. 
Die Daten aus dem GMF-Survey 2011 ergeben, dass nach der Wirtschafts- 
und Finanzkrise die ärmsten der Befragten in dem Survey deutlich weniger 
den Vorurteilen gegenüber Menschen mit Behinderungen zustimmen als jene 
der anderen Schichten, die den vorurteilslastigen Meinungen eher stärker 
zustimmen (vgl. Abbildung 2).  
Abb. 2: Zustimmungen zu Vorurteilen gegenüber Menschen mit Behinderungen in Gruppen des 
 Nettoäquivalenzeinkommens der Befragten (GMF-Survey 2011) (Quelle: Heitmeyer, 
 2011). 
Die Verachtung und Abwertung von Menschen mit Inklusionsbedarf oder  
-anspruch hat ähnlich wie andere Menschenfeindlichkeit nicht nur demogra-
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fische Ursachen. Sie ist psychologisch motiviert, durch eine spezifische Er-
ziehung und Sozialisation angelegt, gesellschaftlich wie kulturell geprägt und  
sie kann institutionell wie strukturell durch Regeln und Gesetze der Selektion 
angelegt sein. Diskriminierung hat viele Facetten, aber sie beruht in der Re-
gel auf sozial geteilten Einstellungen, die in institutionellen wie strukturellen 
Regeln Eingang finden (Zick, 2016). Diese Ursachen variieren je nach Kon-
text und Zeit. Die Frage, was die zentrale Ursache der Abwertung von Men-
schen, die in Inklusionsprozessen eingebunden sind, ist, führt da in die Irre, 
wo einfache Haupteffekte und Determinationen erwartet werden.  
Zick, Hövermann & Krause (2012) haben eine Reihe von psychologischen 
und sozialen Ursachen für menschenfeindliche Meinungen über Menschen 
mit Behinderung simultan anhand der Daten des GMF-Survey 2011 geprüft. 
Als wesentliche Einflussfaktoren erweisen sich nach den Analysen das Alter 
und Geschlecht sowie der Konservatismus und das Gefühl gesellschaftlicher 
Machtlosigkeit, wobei die Varianzaufklärung dieser Faktoren weitaus gerin-
ger ist als der Einfluss der folgenden Einflussfaktoren. Besonders erklärungs-
kräftig sind der Autoritarismus und vor allem eine soziale Dominanzorientie-
rung. Befragte, die autoritär orientiert sind und von sich und anderen Kon-
formität gegenüber Gruppennormen einfordern, wie auch eine aggressive 
Abwehr von Personen und Gruppen zeigen, die der Norm nicht entsprechen, 
werten Menschen mit Behinderungen ab. Wesentlicher aber ist eine Domi-
nanzorientierung: Befragte, die die Überzeugung (Ideologie) vertreten, es 
gäbe höher- und minderwertige Gruppen in der Gesellschaft, und die sich 
selbst als Mitglieder höherwertiger Gruppen sehen, bemühen sich durch Ab-
wertung diese geglaubte Ordnung immer wieder zu reproduzieren. Dazu 
adaptieren sie hierarchielegitimierende Mythen wie z.B. rassistische Mythen 
zur vermeintlichen Minderwertigkeit von Gruppen, die so in den Zeitgeist der 
Gesellschaft eingepasst werden, dass sie nicht als Vorurteile erscheinen (vgl. 
Küpper & Zick, 2008). Zuschreibungen von mangelnder Leistungsfähigkeit 
und Motivation der Menschen, die Förderungsbedarf haben, sowie zahlreiche 
andere Argumente werden von dominanzorientierten Gruppen entwickelt, 
geglaubt und verbreitet, um letztendlich Diskriminierungen zu rechtfertigen 
und so die Hierarchie aufrechtzuerhalten, die eben dispositiv in einer sozialen 
Dominanzorientierung aufrechterhalten bleibt.  
Der Autoritarismus und die Dominanzorientierung stehen in Beziehung zu 
einigen anderen möglichen Erklärungsfaktoren für die Abwertung und Ver-
achtung von Gruppen, die Inklusionsansprüche und -bedarfe haben. Wir 
haben zum Beispiel anhand der GMF-Studien zeigen können, dass christlich-
konfessionell orientierte Menschen dann Abwertungen von Menschen mit 
Behinderungen oder anderen zugeschriebenen ‚Abweichungen’ zeigen, wenn 
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sie sich stark mit ihrer Religionsgemeinschaft identifizieren und fundamenta-
listisch orientiert sind, d.h. der Meinung sind, ihre Religion sei die einzig 
wahre Religion (Küpper & Zick, 2015a, b). Dies heißt, die soziale Identifika-
tion mit Gruppen, die ein Reservoire menschenfeindlicher Ideologien zur 
Abgrenzung von anderen Gruppen aufweisen, ist ein wesentlicher weiterer 
Faktor, wenn nicht der entscheidende Faktor. Soziale Identitäten und Einbin-
dungen von Individuen in Gruppen und Gesellschaften sind das entscheiden-
de Scharnier zwischen Individuen und ihrem Kontext (Zick, 2005).  
Eine wesentliche Frage, die sich im Kontext dieser Befunde stellt, ist: Warum 
äußern, fühlen oder verhalten sich Menschen menschenfeindlich in Gesell-
schaften, die sich zunehmend von sozialen Identitäten, d.h. den Bindungen an 
Gruppen, entpflichten bzw. bei jenen, die Vorurteile äußern, selbst ein Gefühl 
der Benachteiligung, Entbindung und Diskriminierung erzeugen? Moderne 
Gesellschaften lösen Menschen aus sozialen Bindungen an Gruppen und 
herkömmlichen Moral- und Wertprinzipien, indem sie (scheinbar) rationale 
Prinzipien von Leistung, Kosten und Nutzen als Primat der Bewertung von 
Menschen, Gruppen und Institutionen einsetzen und den sozialen Status als 
Indikator für Einfluss und Selbstwert setzen. 
4 Der Markt entlässt seine Kinder 
Im GMF-Survey 2010 haben wir nach der Solidarität gegenüber unterschied-
lichen Gruppen gefragt. Dies wurde über die Frage erfasst, ob eine Reihe von 
Gruppen mehr oder weniger unterstützt werden sollten. Aus der Zustimmung 
oder Ablehnung der Unterstützung von Arbeitslosen, Obdachlosen, Armen, 
körperlich und geistig Behinderten und Hartz-IV-Empfänger_innen wurde 
ein Solidaritätsindex gebildet. Abbildung 3 zeigt die Zustimmung zu dem 
Index (max. = 4) in den unterschiedlichen Einkommensgruppen. 
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Abb. 3: Solidarität mit Menschen, die Unterstützung bedürfen nach Einkommensgruppen 
 im GMF-Survey 2010. 
 
Erneut wird deutlich, dass die Hilfsbereitschaft in den oberen Einkommens-
gruppen weniger stark ausgeprägt ist, auch wenn die Vorurteile in den Grup-
pen weniger Zustimmung finden. Höhere Einkommensgruppen nehmen we-
niger eine direkte Abwertung durch Zustimmung zu menschenfeindlichen 
Meinungen vor, sondern halten ihre Solidarität zurück. Dies kann eine Form 
der subtilen Menschenfeindlichkeit sein (vgl. Pettigrew & Meertens, 1995; 
Zick, 1997): Es erfolgt keine Zuschreibung negativer Merkmale oder erkenn-
bare Abwertung, sondern es werden positive Merkmale, Emotionen und 
Hilfen zurückgehalten. Diese Abwertung kann dabei auch subtil durch eine 
Bedrohung mit Stereotypen und Stigmata erfolgen: Menschen, die zum Bei-
spiel Behinderungen aufweisen oder Förderbedarf haben, werden kontinuier-
lich mit Stereotypen und Stigmata bedroht. Die Betroffenen versuchen durch 
eine Erfüllung des Stereotyps und der Stigmata die wahrgenommene Bedro-
hung zu reduzieren, sodass sich der Abwertungskreislauf erhöht, weil die 
Bedroher_innen sich bestätigt fühlen (vgl. Nario-Redmond, 2010).  
 
Die Frage, warum Menschen aus sicheren Statuspositionen heraus Menschen 
und Gruppen abwerten oder bedrohen, die ihnen eigentlich nicht bedrohlich 
sein können, liegt nahe. Lessenich (2014) hat mit dem Blick auf Inklusion 
einen wichtigen Hinweis gegeben. Inklusion bedeute: „Die Einbeziehung der 
bislang vom Marktgeschehen Ausgeschlossenen in die Strukturen, Prozesse 
und Mechanismen von Arbeits- und Dienstleistungs-, Produkt- und Konsum-
märkten“ (Lessenich, 2014, 218). Inklusion stehe „… in ihrem vom Sozial-
firnis befreiten funktionslogischen Kern, für die gesellschaftspolitische Pro-
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grammatik einer verallgemeinerten, radikalisierten Vermarktlichung“ (ebd.). 
Es gehe also mehr um ein „individualisiertes Marktgängigkeitsverlangen“ 
denn um ein soziales Teilhabeversprechen (ebd.). Die Logik von Markt und 
Leistung bestimmen demnach die Frage der sozialen Identität und Identifika-
tion wie auch die Frage der Bewertung von Gruppen und der Differenzierung 
zwischen Gruppen.  
Die Beobachtung einer Vermarktlichung sozialer Verhältnisse und Teilhabe 
haben wir in der Analyse von GMF aufgegriffen und unter Bezug zur Institu-
tionellen Anomietheorie erweitert. Hövermann et al. (2015a, b) haben dazu 
den Zusammenhang zwischen einer ideologischen Orientierung, die sie als 
marktförmigen Extremismus bezeichnen, der Anomie, also dem Gefühl der 
Orientierungslosigkeit in Gesellschaft im weitesten Sinne, und der Abwer-
tung von Gruppen untersucht. Ein marktförmiger Extremismus entspricht 
dabei einer Orientierung, die sich aus drei Elementen zusammensetzt: dem 
Glauben, unternehmerische Werte gelten in der Gesellschaft (z.B.: „Wer sich 
nicht selbst motivieren kann, der ist selbst schuld, wenn er scheitert“), einer 
überbordenden Wettbewerbsideologie („Der Schlüssel zum Erfolg ist, besser 
als die Anderen zu sein“) und einer ökonomistischen Werthaltung („Men-
schen, die wenig nützlich sind, kann sich keine Gesellschaft leisten“). Die 
Analyse unterschiedlicher Datensätze zeigt signifikante Zusammenhänge 
zwischen diesem marktförmigen Extremismus und der Abwertung von Grup-
pen, die nach ihrem ‚Nutzen’ für die Gesellschaft als unprofitabel beurteilt 
werden, hierzu gehören nach Meinung der ‚marktförmigen Extremist_innen’ 
Behinderte, Arbeitslose und Obdachlose (vgl. v.a. auch mit Blick auf die 
Abwertung von Menschen mit Behinderung Groß & Hövermann, 2013). In 
einem erweiterten Modell der Institutionellen Anomietheorie zeigen Höver-
mann et al. (2015b), dass Menschen, die das politische System als entfremdet 
und entkräftet erleben, schwache Freundschafts- und Familiennetzwerke 
erleben, auch nicht-ökonomisch orientierte gesellschaftliche Institutionen als 
schwach erleben, sich anomisch fühlen und dass diese Wahrnehmungen ei-
nen marktförmigen Extremismus erzeugen, der zur Menschenfeindlichkeit 
gegen die vermeintlich ‚Unprofitablen’ führt. 
Eine neoliberale bzw. eine scheinbar ‚objektive’, an den Gesetzen des Mark-
tes orientierte Orientierung in Gesellschaft erzeugt die Abwertung jener, die 
in Inklusionsprozessen sind, weil durch deren Abwertung die eigene Inklusi-
on in die neoliberale Gesellschaft suggeriert wird und sich daran die Hoff-
nung einer Auflösung von Anomie knüpft. 
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5 Kurzfristiges Fazit auf langem Weg 
Nach der Studie der Europäischen Union aus dem Jahr 2015 glauben 39% der 
befragten Deutschen, die Diskriminierung von Menschen mit Behinderung 
sei sehr oder ziemlich weit verbreitet (50% in den anderen EU-Ländern). 
Menschen wissen um die Stereotype, Menschenfeindlichkeit und Diskrimi-
nierung. Sie halten sich selbst jedoch oft für tolerant und überschätzen ihre 
persönliche Toleranz, weil die gegenteilige Annahme ihren Selbstwert und 
ihr Motiv, sich selbst positiv darzustellen, konterkarieren würde. In der reprä-
sentativen Umfrage ZuGleich, die wir im Jahreswechsel 2013/14 durchge-
führt haben, meint eine absolute Mehrheit von ca. 80%, sie sei offen und 
unvoreingenommen gegenüber anderen, würde andere Menschen akzeptie-
ren, wie sie sind, sei tolerant und stehe Fremden offen gegenüber (Zick & 
Preuß, 2015). Im vorliegenden Beitrag wurde nicht näher auf aktuelle rechts-
populistische, rechtsextreme und neurechte Tendenzen und Bewegungen 
eingegangen. Sie rekurrieren z.T. deutlich auf traditionell rassistische Ideolo-
gien einer genetischen Höher- und Minderwertigkeit und zugleich rekurrieren 
sie auf moderne neoliberale Ideen der Bewertung von Menschen nach Leis-
tungsvermögen. Rassismus und marktförmiges Denken schließen sich nicht 
aus, wie ich versucht habe nachzuzeichnen. Von den Bewegungen ist daher 
auch zu erwarten, dass sie die Inklusionsdebatte verzögern werden. Dass 
gegenwärtig rechtspopulistische Parteien die Inklusion abschaffen möchten, 
verwundert nicht. Welche Hoffnungen ihre Anhänger_innen, wie auch andere 
soziale Gruppen, mit der Abschaffung von Förderung verbinden, wäre aber 
genauer zu analysieren als es bislang erfolgt. Ideologien und Mythen, die 
tradierte Hierarchien legitimieren, scheinen im aktuellen Zeitgeist bei nicht 
wenigen Menschen zu greifen und sie werden die Inklusionsprozesse verzö-
gern. Vor der Inklusion liegt die Menschenfeindlichkeit im Wege. 
 
Soziale Vorurteile können folgenlos sein, wenn sie sich nur im ideologischen 
Bereich einschließen und auf der Ebene von Kognitionen bleiben. Menschen-
feindlichkeit kann sich als individuelle Einstellung manifestieren. Sie kann 
im Privaten bleiben, etwa als Stammtisch-Abwertung. Die Hoffnung, dass 
Einstellungen lediglich kognitive Glaubensvorstellungen sind, trügt aber. 
Menschenfeindlichkeit ist ein soziales Phänomen und sie basiert und erzeugt 
soziale Identitäten. In allen GMF-Studien, die wir seit bisher vierzehn Jahren 
durchgeführt haben, zeigt sich, wie eng die menschenfeindlichen Meinungen 
gegenüber Gruppen mit einer höheren Gewaltbilligung und -bereitschaft 
einhergehen (vgl. Zick et al., 2016). Studien zur Gewalt gegen Gruppen, die 
auf der Agenda menschenfeindlicher Vorurteile und Stereotype stehen, zei-
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gen einen klaren Zusammenhang zwischen Gewalt und Vorurteil (vgl. z.B. 
mit Blick auf junge Frauen mit Behinderungen Schröttle & Glammeier, 
2014). Vor der Inklusion liegt die Menschenfeindlichkeit und sie produziert 
aggressive Abgrenzungen, die die Inklusion nicht nur konterkarieren, sondern 
sie verhindern möchten. Inklusion wäre mit Blick auf die Abgrenzungsme-
chanismen demnach nicht nur eine Frage von Teilhabe, sondern eine Frage 
der Veränderung von Identitäten, Identifikationen und Aufgabe von objekti-
ven oder subjektiven Privilegien in einer von Ungleichwertigkeiten dominier-
ten Gesellschaft.  
 
Um Privilegien aufzugeben, empfiehlt es sich, neben der Gruppenbezogenen 
Menschenfeindlichkeit auch die Frage der Verteilung von Privilegien zu 
stellen. Gerade mit Blick auf Gruppen, die in Inklusionsprozessen gefördert 
werden sollen, wäre also eine Diskriminierungs- wie Ungleichheitsanalyse 
unabdinglich. Der Inklusionsbedarf von Menschen ist immer noch ein Dis-
kriminierungs- wie Ungleichheitskriterium. Auf der Grundlage einer Un-
gleichheitsanalyse ließen sich dann Projekte gegen Menschenfeindlichkeiten 
einflussreicher gestalten. Die Forschung zeigt, dass Menschen ihre negativen 
Stereotype, Vorurteile und menschenfeindlichen Überzeugungen aufgeben 
können, wenn sie etwa Kontakte und Erfahrungen mit jenen haben, die sie 
abwerten, oder wenn in Institutionen Zivilcourage möglich ist, weil Gleich-
wertigkeitsnormen die Kultur bestimmen. Ist die Heterogenität der Gruppen, 
die sich an Inklusionsbedarfen orientiert, weniger von Ungleichheit geprägt, 
dann wäre dies ein interessanter Indikator für den gesellschaftlichen Wandel.  
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Ines Boban und Andreas Hinz
Inklusion zwischen Menschenrechten und 
Neoliberalismus – eine Problemskizze 
Im Inklusionsdiskurs tauchen in letzter Zeit verstärkt neben menschen-
rechtlichen auch neoliberale Argumentationsstränge auf – und dies gibt 
Anlass zu kritischer Reflexion. Dazu werden in diesem Beitrag im Anschluss 
an einige Beispiele ihre Hintergründe skizziert, bevor Gemeinsamkeiten und 
Differenzen herausgearbeitet werden. Insbesondere sind hierbei ‚inklusions-
befürwortende neoliberale Argumentationsfiguren‘ von Interesse. Nach einer 
Reflexion der Bedeutung für Leistungsverständnisse wird ein Fazit gezogen. 
1 Einleitung 
In der New York Times ist am 04.11.2015 ein Artikel über ein ‚win-win-
Projekt‘ zu lesen: Goldman Sachs berichtet, dass seine erfolgreiche Investiti-
on in ein Vorschulprogramm im Staat Utah 109 Kindergartenkinder ‚at risk‘ 
vor sonderpädagogischem Förderbedarf bewahrt hat – und die Bank erhält 
dafür als Rendite 260.000 $. Goldman Sachs erwartet viele weitere Zahlun-
gen aus dieser Investition und sieht sie als ein erfolgreiches Beispiel für die 
Finanzierung als ‚public-private partnership‘. Diskutiert wird im Artikel vor 
allem die Qualität der verwendeten Tests und der Ergebnisse – nicht dagegen 
die grundsätzliche Konstellation, die angesichts staatlicher Finanzkürzungen 
als Schritt in die richtige Richtung angesehen wird (vgl. Popper, 2015).  
Auch im deutschsprachigen Raum finden sich derlei Tendenzen: Der Verein 
Rock Your Life Halle lädt in Räume der Martin-Luther-Universität zu einer 
Veranstaltung ein, bei der ‚auf dem Weg zur Bildungsgerechtigkeit‘ ‚Brü-
cken zwischen Schülern, Studierenden und Unternehmen‘ gebaut werden 
sollen – eine ‚win-win-Situation‘, wie auf der Homepage angekündigt wird. 
Auf Entscheidungen der Politik will der Verein nicht warten; zugleich ist der 
neue Kultusminister Sachsen-Anhalts regionaler Schirmherr. 
Auf dem Zukunftskongress der Aktion Mensch (2014) wird überdeutlich, wie 
das kreative Einsteigen der ‚Behinderten-Community‘ in die Gesellschaft und 
 40 | Ines Boban und Andreas Hinz  
ihre kapitalistische Konkurrenz gefordert und gefeiert wird (vgl. z.B. Förster 
& Kreuz, 2014). Dort wird aufgezeigt, wie Menschen mit Autismus  
– anderen überlegen – ihr Potenzial z.B. bei SAP am Computer einbringen 
können und wie gewinnbringend gehörlose Menschen als Fahrradkuriere im 
indischen Großstadtverkehr einsetzbar sind, da sie nicht durch Lärm beein-
trächtigt werden – das sei ‚berufliche Inklusion‘ auf der ‚Basis individueller 
Stärken‘! Hier steht ‚Nutzbarkeit‘ deutlich vor der Anerkennung der Men-
schenwürde. 
Und auch innerhalb des Diskurses um Inklusion tauchen zunehmend neolibe-
rale Argumentationen auf, die inklusive Bildung mit ökonomisch orientierten 
Begründungen fordern und unterstützen. Ein Beitrag auf der IFO-Tagung 
2014 über „embedded scientists“ im Bereich der Migrations-forschung mit 
einem Machtdreieck aus Politik, Medien und Wissenschaft und einer „poli-
tisch gelenkten Evidenz“ (Radtke, 2015, 367) bringt die bis dahin eher diffu-
sen Eindrücke eines zunehmenden ‚Eingebettetwerdens der Inklu-
sionsdebatte in andere Interessenlagen‘ auf den Punkt. Inklusion scheint 
zunehmend von „neoliberal ausgerichteten Machtinteressen eingefangen“ 
(Hinz, 2015, 79), der Menschenrechtsansatz als ihre zentrale Begründung 
droht somit relativiert zu werden. Diese Anstöße stärken eine intensivere 
Auseinandersetzung mit unterschiedlichen Argumentationen unter dem mas-
siven Einfluss von operativen Stiftungen und politisch gesteuerten For-
schungsprogrammen; in diesem Kontext steht auch die Examensarbeit von 
Alexander Herbst (2015), auf die im Folgenden Bezug genommen wird (s.u.). 
2  Inklusive Bildung und Menschenrechte 
Seit der Gültigkeit der BRK 2009 lässt sich der Zusammenhang zwischen 
Inklusion und Menschenrechten so beschreiben, dass die eine ohne die ande-
ren kaum mehr denkbar ist: Menschenrechte sind eine wesentliche Begrün-
dung und normative Orientierung für Inklusion; Inklusion ist der wesentliche 
Weg zur Realisierung von Menschenrechten (vgl. Boban & Hinz, 2016, 
DIMR, 2016). 
Zentral ist hierbei: Die Menschenrechte gelten ausnahmslos für alle Men-
schen, sie sind unteilbar, gelten also immer insgesamt, unveräußerlich, kön-
nen weder von Staaten, von Organisationen noch von Personen aberkannt 
werden, und sind interdependent, hängen also wechselseitig zusammen (vgl. 
Gummich & Hinz, 2017). 
Menschenrechte sind als ‚living document‘ zu verstehen, das in der Folge der 
Anerkennung der Menschenwürde durch die Allgemeine Erklärung der Men-
schenrechte 1948 immer wieder u.a. durch Konventionen aktualisiert und 
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ergänzt wird, da damals bestimmte Situationen oder Menschen noch nicht im 
Blick waren (vgl. Overwien & Prengel, 2007, interessanterweise in deren 
Einführung ohne jeden Verweis auf Inklusion). Wer in Sachen Inklusion 
menschenrechtlich argumentiert, wird schnell – und meist ungegendert – als 
‚radikaler Inklusionist‘ bezeichnet und kritisiert. 
3 Neoliberalismus und (Inklusive) Bildung 
Ohne hier eine grundlegende Auseinandersetzung mit dem Neoliberalismus 
und der mit ihm verbundenen Ökonomisierung des Sozialen leisten zu kön-
nen (vgl. Butterwegge et al., 2008), lässt sich mit Foucault (2010, 195) fest-
halten, dass der Neoliberalismus sich zentral am Markt und am Humankapital 
orientiert und es als Quelle zukünftigen Einkommens sieht. Humankapital 
besteht dabei aus angeborenen und erworbenen Elementen, so dass sich der 
Blick auf verwertungsrelevante Eigenschaften und Kompetenzen des Men-
schen richtet (ebd., 190) und dabei seine Würde außer Kraft gesetzt wird 
(vgl. Ribolits, 2008, 136). 
Für Bildung hat eine solche gedankliche Basis massive Bedeutung: Sie wird 
verstärkt als Ausbildung zum „Nützling“ (Ribolits, 2008, 137) begriffen, der 
über eine „mobile, flexible, fluide, wandlungsfähige, auf permanente Selbst-
transformation geeichte Persönlichkeit“ verfügt (Bernhard, 2003, 928) und 
damit als marktförmig modularisierbar erscheint (ebd.). Dieses Verständnis 
von Ausbildung rückt damit die Herstellung der Zurichtung von Individuen 
zum Zweck ihrer Verwertbarkeit in den Vordergrund (vgl. Ribolits, 2008, 
138). Sie werden so zu Investor_innen in ihr eigenes Human-kapital – und es 
geht dabei nicht mehr nur um Wissen, sondern auch um Schlüsselqualifikati-
onen, deren ökonomische Verwertbarkeit vermehrt in den Blick gerückt wird 
(vgl. Bernhard, 2003, 930). Dies wird z.B. in Schulen und Hochschulen in 
zunehmenden Mechanismen aus dem Wirtschaftssystem mit Maßnahmen zu 
Rationalisierung, Effizienz und Kosten-Ertrags-Kalkula-tionen deutlich (vgl. 
ebd.) – auf Seiten der Institutionen wie auf Seiten der Individuen. Ein promi-
nentes Beispiel hierfür bildet der US-amerikanische ‚No Child Left Behind 
Act’ (2001), der mit inklusiver Rhetorik nicht etwa zu mehr Bildungsgerech-
tigkeit beitrug, sondern im Gegenteil mit dem Druck zu Effektivierung und 
im Falle schlechter Ergebnisse zu Entlassungen, Schulschließungen und 
insgesamt zu einer Zunahme sozialer Selektivität in der Bildung führte (vgl. 
Meier & Wood, 2004; Amos, 2011). Ökonomische Denkmodelle gewinnen 
zunehmend Dominanz in der Gesellschaftspolitik, „von der Bildungspolitik 
bis zur Sozial- und Gesundheitspolitik“ (Münch, 2009, 13). 
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4 Differenzen und Berührungspunkte 
Es ist leicht nachvollziehbar, dass zwischen menschenrechtlichen und neoli-
beralen Argumentationen deutliche Differenzen bestehen (vgl. Herbst, 2015, 
51-53): 
• Bildet die Anerkennung der Menschenrechte das grundlegende Bezugs-
system der Inklusion, so bezieht sich der Neoliberalismus auf Konkurrenz 
und Markt – und letztlich auf eine Kosten-Nutzen-Logik. 
• Die menschenrechtliche Folge ist ein anerkennender Umgang mit allen 
Aspekten von Heterogenität; dagegen stellt sich neoliberal betrachtet bei 
allen Aspekten von Heterogenität die Frage nach ihrer Relevanz auf dem 
Markt. 
• Letztlich stehen sich eine menschenrechtliche Anerkennungs- und eine 
neoliberale Verwertungslogik gegenüber. 
• Die gesellschaftlichen Folgen könnten kaum unterschiedlicher sein: Men-
schenrechtlich geht es um eine Erziehung zu einer auf Vielfalt orientie-
rende Akzeptanz „egalitärer Differenz“ (vgl. Prengel 2001), neoliberal 
geht es um eine zwangsläufig auch zu Ausschluss führende Erziehung zu 
Individualismus und Konkurrenz. 
Dennoch finden sich auch argumentative Berührungspunkte, die von Be-
füworter_innen der Inklusion immer wieder genutzt und hier bewusst neoli-
beral zugespitzt formuliert werden (vgl. Herbst, 2015, 53-55): 
• Das sonderpädagogische Subsystem erweist sich als kostenaufwändig und 
wenig effektiv, gemeinsamer Unterricht ist effektiver. 
• Die frühe Selektion von unterschiedlichen Gleichaltrigen zeigt sich als 
Barriere für die weitere Entwicklung – der Person oder auch ihres ‚Hu-
mankapitals‘. 
• Die ‚Schule für alle‘ weist ein deutlich höheres Anregungspotenzial mit 
gesteigerten Wettbewerbsmöglichkeiten auf als Schulen mit homogeneren 
Schülerschaften; solche Tendenzen werden auch durch eine schulöffentli-
che „Auszeichnungsversammlung“ (Rasfeld & Spiegel, 2012, 180) und 
öffentliche inklusive (und andere) Schulpreise bestärkt – mit Kohn (1993) 
bleiben sie jedoch eine Form der „Bestechung“, mit denen Personen und 
Schulen „punished by rewards“ werden. 
• Inklusion verspricht die Mobilisierung und Aktivierung aller Potenziale; 
so auch im Index für Inklusion bei Frage A.2.1.1, ob es denn in der Schu-
le im Sinne der Potenzialentfaltung (vgl. Rasfeld & Spiegel, 2012) „mög-
lich ist, die je besten individuellen Leistungen zu erreichen“ (Boban & 
Hinz, 2003, 60). 
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• Und selbstverständlich ist es das Ziel, nach einer inklusiven Kita und 
Schule auch eine Arbeit auf dem ersten Arbeitsmarkt zu finden, etwa mit 
Hilfe von Persönlicher Zukunftsplanung und Unterstützter Beschäftigung, 
allerdings mit ‚real contract‘ und ‚real money‘ (und nicht mit sog. ‚inklu-
siven Außenarbeitsplätzen‘ einer Werkstatt für behinderte Menschen), so 
dass die Personen die Chance haben, ihre Besonderheiten zu Gaben und 
Talenten zu machen und von Fürsorgeempfänger_innen zu Steuerzah-
ler_innen zu werden (vgl. Hinz, 2006). 
Bei all diesen Aspekten – und sicherlich bei deutlich mehr – handelt es sich 
um Argumentationen, die voll und ganz inklusionskompatibel sind. Und 
gleichzeitig lassen sie sich leicht mit neoliberalen Ideen verbinden und somit 
auf ökonomische Verwertbarkeit orientieren – und auch auf das Einsparen 
von Ressourcen. 
5 Neoliberale Zugänge zur Inklusiven Bildung 
In seiner exemplarischen Analyse eines Vorworts der Bertelsmann Stiftung 
(vgl. Dräger & Stein, 2010) zu einer Untersuchung von Klemm stellt Herbst 
(2015, 60-63) kritisch fest, dass dort 
• einseitig auf einen Aspekt von Inklusion – Kinder mit sonderpädagogi-
schem Förderbedarf – fokussiert und somit statt Inklusion Integration 
bzw. Gemeinsamer Unterricht gemeint wird, 
• eine Zwei-Gruppen-Theorie von Kindern und Jugendlichen mit und ohne 
sonderpädagogischen Förderbedarf u.a. durch eine auszählbare ‚Inklu-
sionsquote‘ zementiert wird, 
• eigene Begründungen für Inklusion – wie die Senkung des Anteils von 
Schüler_innen ohne Schulabschluss (vgl. Dräger & Stein, 2010, 6) – her-
angezogen werden und 
• eigene Begriffsdefinitionen – wie Exklusion für den Förderschulbesuch, 
der jedoch Segregation darstellt (ebd., 4) – kreiert werden. 
Weiter kommt Herbst (2015, 63-66) am Beispiel dieses Textes zu dem Er-
gebnis, dass das Einsickern neoliberaler Argumentationen vor allem über die 
folgenden Brücken erfolgt: 
• Inklusive Bildung wird über die Vergabe von Schulabschlüssen mit späte-
rer gesellschaftlicher Teilhabe gekoppelt, die jedoch mit Integration im 
Arbeitsmarkt gleichgesetzt wird (vgl. Dräger & Stein, 2010, 5). So wird 
der verwertungsrelevante, offenbar eindeutig (über Abschlüsse) messbare 
Kompetenzerwerb zur zentralen Begründung für Inklusion erklärt. 
• Indem argumentiert wird, dass auch Kinder und Jugendliche ohne Förder-
bedarf vom Gemeinsamen Unterricht profitieren, da sie ohne Verlust 
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fachlichen Leistungsniveaus „soziale Kompetenzen und Toleranz im täg-
lichen Alltag einüben“ (ebd., 6), werden betriebswirtschaftliche Effi-
zienzkriterien und damit Verwertungskriterien an Lernprozesse angelegt. 
• Entsprechend der Humankapitaltheorie wird ein erweiterter Quali-
fikationsbegriff genutzt (vgl. ebd.), der auch ‚soft skills‘ umfasst, so dass 
alle Bereiche menschlichen Vermögens im Hinblick auf Verwer-
tungspotenziale betrachtet werden. 
• Schließlich wird Inklusive Bildung mit volkswirtschaftlichem Nutzen 
gekoppelt, indem finanzielle Ressourcen „sich bald für die Gesellschaft 
auszahlen“ werden (ebd., 7). Zudem wird überhöht argumentiert, dass die 
„Zukunftsfähigkeit unserer Gesellschaft“ von der Realisierung eines 
„chancengerechten und leistungsstarken Bildungssystems für alle Kinder“ 
abhänge (ebd.). So wird das Humankapital zum entscheidenden Faktor für 
die Entwicklung der wissensbasierten Ökonomie erklärt. 
Wenngleich es sehr wahrscheinlich erscheint, dass der analysierte Text 
exemplarisch für viele andere steht, wäre es sinnvoll und notwendig, weitere 
Textanalysen zu betreiben. Er belegt jedoch, dass neoliberale Argumentatio-
nen befürwortenden Eingang in den Inklusionsdiskurs gefunden haben. 
6 Bedeutung für Leistungsverständnisse 
Welch hohe Bedeutung die Betrachtung dieser unterschiedlichen Argumenta-
tionen hat, wird u.a. auch bei der Frage von Leistungsver-ständnissen deut-
lich. Hier sind beispielsweise folgende Aspekte des Hinterfragens würdig: 
• Eine Frage richtet sich auf die Gewichtung von Bezugsnorm-
orientierungen bei der Leistungsfeststellung – neoliberalen Vorstellungen 
folgend sind die curriculare bzw. die soziale Bezugsnorm vordringlich, 
menschenrechtlich sind sie bedenklich, da für einen Teil Lernender ab-
wertend. Stattdessen stellt sich in menschenrechtlicher Optik die indivi-
duelle Bezugsnormorientierung als prioritär dar. 
• Eine weitere Frage richtet sich auf die Bedeutung von Prüfungen des 
Outputs – hier ergibt sich eine entsprechend unterschiedliche Priorisie-
rung, der zufolge sie in neoliberaler Optik äußerst wichtig, aus menschen-
rechtlicher Sicht dagegen als Vergleich nachrangig sind. 
• Grundsätzlicher ist auch die Frage der Messbarkeit des Outputs und der in 
ihn einfließenden Aspekte zu diskutieren – hier müssen quantitativ orien-
tierte Designs oberflächlich und wenig systemisch bleiben, da sie letztlich 
nur auf Leistungen Lernender abheben. Auf internationaler Ebene stellt 
sich diese Frage verschärft, denn dort muss ein weltweit gleiches Ver-
ständnis von Bildung vorausgesetzt bzw. durchgesetzt werden – und das 
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ist mehr als fragwürdig: „Bildung wird (…) von einer transnationalen 
Koalition aus Forschern, Managern und Unternehmensberatern“ den bis-
her Verantwortlichen „aus der Hand gerissen“ (Münch, 2009, 30). Dieser 
Aspekt ist neoliberal vordringlich, menschenrechtlich dagegen problema-
tisch. 
• Deutliche Unterschiede finden sich auch bei der Frage der Konstruktion 
von Normalitätsvorstellungen – und damit von Abweichungen von ihnen. 
Neoliberal gedacht ist dies mit einer Verbindung zur Perspektive der 
Verwertbarkeit obligatorisch, da sonst Bezugspunkte für Leistungen feh-
len, menschenrechtlich gedacht wird die Konstruktion von Normali-
tätsstandards problematisch und die von Abweichungen diskriminierend. 
• Schließlich wird auch die Frage der Entkopplung von Bildung und öko-
nomischer Verwertbarkeit unterschiedlich beantwortet – aus neoliberaler 
Perspektive als unrealistisch und verzichtbar, aus menschen-rechtlicher 
als notwendig. 
Einerseits handelt es sich bei den unterschiedlichen Antworten aus beiden 
Perspektiven um graduelle Unterschiede in der Wichtigkeit, denn selbstver-
ständlich ist es aus menschenrechtlicher Perspektive nicht egal, was gelernt 
wird – das würde der in der BRK geforderten hochwertigen Bildung wider-
sprechen. Andererseits erscheint es jedoch als nicht nur gradueller Unter-
schied, mit welcher Orientierung Leistung betrachtet wird – mit der Entwick-
lung der Person oder mit der Entwicklung später verwertbarer Kompetenzen. 
7 Fazit 
Die Botschaft dieses Beitrags wäre gründlich missverstanden, wenn sie in 
einer strikten Trennung zwischen ‚guten‘ menschenrechtlichen und ‚schlim-
men‘ neoliberalen Argumentationen gesehen würde. Es erscheint jedoch 
dringlich, dass beim Argumentieren für Inklusion ein klares Bewusstsein 
dafür besteht, auf welcher Basis dies geschieht. Gerade in einer Zeit, in der 
Stiftungen mit auf die Bildungspolitik gerichteten spezifischen Interessenla-
gen massiv Einfluss nehmen – wenn sie sie nicht bereits dominieren –, 
spricht viel dafür, bei jedweden Argumentationen aufmerksam dafür zu sein, 
in welchem Maß und auf welche Weise neoliberale Gedanken dort einflie-
ßen. Auch die Inklusion bietet sich offenbar dafür an, für ökonomisch ver-
wertende Logiken eingespannt zu werden; insofern ist es für den Inklusions-
diskurs essenziell, einen politischen, gesellschaftskritischen Blick zu haben 
und zu behalten, der solche Tendenzen und ihre Widersprüche thematisiert 
(vgl. Dannenbeck & Hinz, 2017). 
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David Jahr 
 
Der Ort der Inklusion in den politischen  
Grundorientierungen der modernen Demokratie – 
ein Diskussionsvorschlag 
 
 
 
Inklusion ist ein Konzept, das (auch) gesamtgesellschaftliche Ordnungsvor-
stellungen formuliert. Als politische Idee zeigt Inklusion eine Nähe zu einer 
der vier großen politischen Grundorientierungen. Politische Grundorientie-
rungen geben spezifische und zusammenhängende Antworten auf bestimmter 
soziopolitische Grundfragen. Durch diese Antworten können sie in einen 
politischen Kompass verortet werden (Kap. 2.). Im Inklusionsdiskurs wird zu 
vielen jener Grundfragen ebenfalls mehr oder weniger direkt Stellung bezo-
gen. Dadurch lässt sich Inklusion ebenfalls in den politischen Kompass set-
zen und einer politischen Grundorientierung zuordnen (Kap. 3.). Aus dieser 
Zuordnung wird eine geistige Verwandtschaft von Inklusion zum Anarchis-
mus/Libertarismus deutlich, aus welcher sich Selbstbezüge und inhärente 
Widersprüche ergeben. 
1 Die politische Fremdverortung von Inklusion 
Es stellt sich zunächst die Frage, warum man ein primär pädagogisches Kon-
zept wie Inklusion im politischen Feld verorten sollte. Einerseits, weil Inklu-
sion generell auch als politisches Projekt im Sinne einer Veränderung sozia-
ler Umstände verstanden werden kann und andererseits, weil jene Verortung 
explizit und implizit bereits stattfindet. Als eine explizite Fremdverortung 
kann die Aussage des Bildungsministers Mecklenburg-Vorpommerns  
Mathias Brodkorb (2012) gesehen werden. Auf einer Tagung in Rostock 
formulierte er: „(Radikale) Inklusion ist Kommunismus für die Schule“ (ebd., 
20). Eine implizite Verortung von Inklusion ergibt sich aus einem Blick in die 
Programme der großen politischen Parteien in Deutschland. Dabei ergibt sich 
ein klarer Zusammenhang: Inklusion wird primär von den Parteien im ‚lin-
ken’ Spektrum (SPD, Grüne, Linke) getragen. Je weiter ‚rechts’ eine Partei 
steht, desto eher wird sie zum Skeptiker (CDU) bzw. entschiedenen Gegner 
(AFD). 
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Das Problem an diesen Fremdverortungen ist die fehlende Mitsprache des 
pädagogischen Felds. In einem Fall findet eine tendenzielle Denunziation von 
Inklusion statt, indem sie als radikales und damit nicht-demokratisches Kon-
zept markiert wird. Im anderen Fall wird Inklusion stark simplifiziert bzw. 
verunklart: Inklusion als linkes Programm zu betrachten stellt nicht nur die 
Frage, was genau denn eigentlich ‚links’ sei, sondern verstellt auch den Blick 
auf Details der Wertebasis des Konzepts. Trotz dieser Defizite werfen beide 
Fremdverortungen jedoch eine wichtige Frage auf: In welchem Zusammen-
hang steht Inklusion mit den großen politischen Theorien der Demokratie? 
Hier wird sich einem sogenannten ‚weiten’ Inklusionsverständnis ange-
schlossen, das sich nicht auf ein Heterogenitätsmerkmal beschränkt, sondern 
dem es primär darum geht, „Vielfalt willkommen zu heißen“ (Hinz, 2010, 
191) und das im Sinne einer „egalitären Differenz“ (Prengel, 2014, 54) 
menschliches Zusammensein ohne Hierarchie denkt. In diesem Beitrag kön-
nen nicht alle Details des Inklusionsdiskurses mit den soziopolitischen 
Grundfragen abgeglichen werden. Dazu ist nicht zuletzt auch deshalb zu 
wenig Platz, weil dieser Diskurs in sich selbst heterogen ist und kein geteiltes 
Verständnis behauptet werden kann, was Inklusion genau ist. Es kann sich 
hier folglich nur um einen ersten Diskussionsvorschlag handeln, der zum 
Widerspruch oder weiterem Nachdenken anregen soll.  
2 Die soziopolitischen Grundfragen als Triebfedern der Demokratie 
Andreas Petrik (2013) definierte im Rahmen der politischen Bildung zehn 
soziopolitische Grundfragen als „kontextübergreifende und konflikt-
auslösende Schlüsselthemen, zu denen politische Parteien, soziale Gruppie-
rungen und Individuen direkt oder indirekt Stellung beziehen müssen“ (ebd., 
158). Diese Schlüsselthemen bestimmen als Konfliktlinien den politischen 
Streit in der modernen Demokratie. Bezüglich des genauen Kontextes, in 
dem sich jene Fragen stellen, sind sie (historisch) variabel und doch gleich-
zeitig „allgegenwärtig, weil sie elementare Bedürfnisse und gesellschaftliche 
Entwicklungsaufgaben betreffen“ (ebd., 157f). Zusammengefasst und durch 
Antwortkategorien konkretisiert lauten die zehn soziopolitischen Grundfra-
gen bzw. sozialen Aufgaben nach Petrik (ebd., 159f) folgendermaßen: 
 
1. Entscheidungen: Autoritäten oder direkte Mitbestimmung? 
2. Konfliktlösung: Abschreckungen oder Wiedergutmachung? 
3. Lebenssinn: religiöses oder säkulares Sinnfundament? 
4. Zugehörigkeit: partiell oder universell? 
5. Lebensstile: Leitkultur oder Individualismus? 
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6. Güter herstellen: freie Wirtschaft oder öffentliche Regulierung? 
7. Güter verteilen: Lohn nach Leistung oder angeglichene Einkünfte? 
8. Bildung, Innovation, Leistung: Konkurrenz oder Kooperation? 
9. Ökologie: Wirtschaftswachstum oder Umweltschutz? 
10. Menschenbild: frei/unfrei, gleich/ungleich, festgelegt/wandelbar, egois-
tisch/kooperativ, gut/schlecht, gewalttätig/friedliebend? 
 
Während Fragen 1 bis 5 sich auf solche elementaren Grundfragen und Kon-
flikte beziehen, die sich auf einer gesellschaftspolitischen Konfliktlinie be-
finden und sich zwischen den Polen „Selbstbestimmung“ und „Autorität“ 
aufspannen, liegen Fragen 6 bis 9 auf einer wirtschaftspolitischen Konflikt-
linie zwischen den Polen „Soziale Gleichheit“ und „Wirtschaftsfreiheit“. 
Petrik verwendet diese Fragen und die zwei Konfliktlinien, um die vier poli-
tischen Ideologien der modernen Demokratie Anarchismus/Libertarismus, 
Sozialismus, Liberalismus und Konservatismus voneinander abzugrenzen 
(Abb. 1).  
Abb. 1: Der Kompass der vier politischen Grundorientierungen (aus Petrik, 2013, 197) 
 
Mit dem Kompass wird deutlich, in welchem Wertezusammenhang eine 
politische Grundorientierung steht. Während sich die libertäre Grundorien-
tierung gesellschaftspolitisch und wirtschaftspolitisch ‚links’ zeigt, also 
Selbstbestimmung und soziale Gleichheit fordert, steht der Konservatismus 
genau gegenteilig ‚rechts’ für eine autoritäre Ordnung und marktgesteuerte 
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Wirtschaftsfreiheit. Die beiden anderen Grundorientierungen verorten sich 
entsprechend ‚dazwischen’. Der Kompass verdeutlicht darüber hinaus, dass 
es sich um Ideensysteme innerhalb des demokratischen Konsenses handelt 
und jede Grundorientierung auch nichtdemokratische Ausprägungen kennt.  
3 Inklusive Antworten auf die soziopolitischen Grundfragen  
Die Diskussion um Inklusion ist auch im pädagogischen Feld ein sehr viel-
stimmiges Bild. Es soll hier nicht behauptete werden, den einen Inklusions-
diskurs heranzuziehen, um Antworten auf die zehn soziopolitischen Grund-
fragen zu finden. Neben einigen Vertreter_innen des Inklusionsdiskurses soll 
sich v.a. auf die verschiedenen Varianten des Index für Inklusion gestützt 
werden. Der Index für Inklusion eignet sich für das hier verfolgte Anliegen, 
da er sich ausdrücklich auf ein weites Inklusionsverständnis stützt und durch 
die gemeinsame Betrachtung der Dimensionen inklusive Kulturen, Strukturen 
und Praktiken sowie den zahlreichen diesen Dimensionen zugeordneten Fra-
gen eine sehr große Spanne abdeckt und viele der hier aufgeworfenen Berei-
che berührt. 
 
1. Inklusion setzt auf Partizipation und Veränderung ‚von unten’. 
Inklusion wird überwiegend definiert als größtmögliche Teilhabe, verstanden 
nicht nur als akzeptierte Anwesenheit, sondern auch als Möglichkeit in Ent-
scheidungsprozesse über kollektive Belange involviert zu sein (vgl. Booth & 
Ainscow, 2011, 22f). Dies ist ein wichtiger Grund, warum demokratische 
Schulen mit ihrem Höchstgrad an Schüler_innenpartizipation als sehr inklu-
sionsorientiert bezeichnet werden können. Der Kommunale Index geht in die 
gleiche Richtung, indem er Mitbestimmung der Menschen eines Ortes in 
Zusammenarbeit mit der Verwaltung und Vergrößerung ihres Einflussbe-
reichs im Sinne des Subsidiaritätsprinzips fordert (vgl. Montag Stiftung, 
2015, 8 und 58f). Starre hierarchische Verhältnisse und Autoritäten aufgrund 
„natürlicher“ Merkmale werden abgelehnt (vgl. Prengel, 2014). Konsequen-
terweise betonen die verschiedenen Varianten des Index für Inklusion bezüg-
lich des angestrebten Entwicklungsprozesses zu mehr Inklusion die Idee der 
Eigeninitiative ohne zentrale Steuerung von oben: „Im Prinzip kann jede/r 
selbst entscheiden – es gibt keine festen Vorschriften oder Methoden“ (Mon-
tag Stiftung, 2015, 23). 
 
2. Inklusion betont dialogische Konfliktlösung im Sinne einer Resozialisie-
rung. 
Hinweise hierauf finden sich bspw. im schulischen Index. Vermindert wer-
den soll Ausschluss als Strafe, gefordert wird Wiedereingliederung und Re-
habilitation (vgl. Boban & Hinz 2003, 78). Inklusion wird mit einer Kultur 
der Kooperation verbunden, die durch Gewaltfreiheit auch in Konfliktfällen 
geprägt sein soll. Zur Konkretisierung dieser Programmatik schlagen Boban 
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& Hinz (2008) an anderer Stelle die „Gewaltfreie Kommunikation“ nach 
Rosenberg vor (ebd., 55f). 
 
3. Inklusion steht anerkennend zu religionsbedingter Heterogenität. 
Das Verhältnis zwischen Inklusion und Religion kann als anerkennend und 
nicht hierarchisierend bezeichnet werden. Religion oder Glauben wird bei 
vielen inklusionsbezogenen Aufzählungen zur Heterogenität als eine Dimen-
sion von vielen genannt und dabei als relevant aber nicht dominant für 
menschliche Vielfalt markiert. Eine Anerkennung von Religion wird im 
schulischen Index deutlich, der für den Unterricht eine Sensibilität bezüglich 
religiöser Unterschiede fordert (vgl. Boban & Hinz, 2003, 81). Nicht zu fin-
den sind die Hervorhebung einer bestimmten Religion und die Betonung 
religionsbezogener verbindlicher Normen für die ganze Gesellschaft. Statt-
dessen findet sich als Zielvorstellung, dass Menschen aller Glaubensgemein-
schaften friedlich ihre Religion leben können (vgl. Montag Stiftung, 2015, 
56). 
 
4. Inklusion betont die universelle Zugehörigkeit aller.  
Die universelle Zugehörigkeit aller ist gleichzeitig Zielformulierung wie 
Grundannahme von Inklusion. Einerseits wird bereits davon ausgegangen, 
dass alle dazu gehören, jedoch strukturelle und systemische Barrieren diese 
Zugehörigkeit unterbinden. Andererseits ist die Überwindung jener Barrieren 
der visionäre Zielentwurf, der über Schule hinausgehend auf die gesamte 
Gesellschaft ausstrahlen soll. Inklusion ist damit gleichzeitig „Kritik exkludi-
erender Verhältnisse“ wie Zielformulierung einer menschenrechtsbasierten 
„inklusive(n) Gesellschaft“ (Kronauer, 2015, 19ff), in der jene universelle 
Zugehörigkeit in allen Teilbereichen der Gesellschaft sichergestellt sein soll. 
 
5. Inklusion betont Rollenemanzipation und körperbezogene Freiheit.  
Auch für diese These finden wir einige Hinweise im schulischen Index. 
„Strukturell unterschiedliche Familiensituationen“ werden als gleichwertig zu 
vermitteln betont (vgl. Boban & Hinz, 2003, 62). Mobbing und Gewalt, auch 
im Sinne von Sexismus und Homophobie, sollen unterbunden werden. Ein 
positives Verständnis von Unterschieden in sexuellen Orientierungen und 
Geschlechterrollen wird betont. Es findet sich keine Fokussierung auf die 
heterosexuelle Familie als Basis der Gesellschaft. 
 
6. Inklusion betont Selbstverantwortung und Mitbestimmung auch in privat-
wirtschaftlichen Unternehmen.  
Es existiert (noch) kein Index genuin für Wirtschaftsunternehmen. Im Kom-
munalen Index finden sich Aussagen zur Entwicklung von Organisationen, 
worunter auch privatwirtschaftliche gefasst werden (vgl. Montag Stiftung, 
2015, 36). Dort werden Beteiligung und Mitbestimmung (ebd., 97), eine 
anerkennende „Führungskultur“ (ebd., 94) sowie Entscheidungsspielräume 
für Mitarbeiter_innen (vgl. ebd., 66) favorisiert. Es schimmert eher eine Ori-
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entierung an flachen Hierarchien und innerbetrieblicher Partizipation durch, 
denn an klaren hierarchischen Strukturen und Zuständigkeiten. 
 
7. Inklusion ist kritisch gegenüber rein leistungsbezogenen Entlohnungen 
und Verteilung von gesellschaftlichen Zugängen. 
Bezüge zur Idee angeglichener Einkünfte zur Befriedigung von Grundbe-
dürfnissen lassen sich bspw. an der zu beobachtenden Sympathie für ein 
bedingungsloses Grundeinkommen erkennen. Im Kommunalen Index werden 
„spezielle Maßnahmen“ betont, damit jeder nach der Schule einen Ausbil-
dungsplatz erhält und nicht auf sich allein gestellt ist (vgl. Montag Stiftung, 
2015, 54f). Bei der Mobilisierung von Ressourcen setzt man neben den Sozi-
alstaat allerdings auch auf die Kraft der Vernetzung mit privaten Akteuren. 
 
8. Inklusion fordert die gemeinsame kooperative Bildung. 
Inklusionsbezogener Fortschritt wird nicht über Konkurrenz und Hierarchien 
gedacht. Betont wird die Kraft der Kooperation und gegenseitige Unterstüt-
zung. Ein deutlicher Ausdruck hiervon ist die verbreitete Prämisse im Inklu-
sionsdiskurs, das separierende Schulsystem weitestgehend abzulehnen. Kon-
sequenterweise ist der Slogan „Eine Schule für alle“, wenn auch nicht bis zu 
Ende konkretisiert, doch eine „Art Fahne, hinter der sich eine inklusionsori-
entierte Gemeinde versammelt“ (Wocken, 2014, 103). 
 
9. Inklusion betont die Bewahrung natürlicher Lebensgrundlagen. 
Im Kommunalen Index finden sich im Bereich „Umwelt und Energie“ zahl-
reiche Fragen, die Nachhaltigkeit, regenerative Energiequellen und ressour-
censchonendes Verhalten betonen. Im englischen Index für die Schule wird 
„Sustainability“ als zentraler inklusiver Wert aufgeführt (vgl. Booth & 
Ainscow, 2011, 11 und 89). Der Erhalt der Umwelt wird dort mehrfach im 
Bereich C.1 („Constructing curricula for all“) betont (vgl. ebd., 121ff). 
 
10. Inklusion basiert auf einem Menschenbild, das diesen als frei, ungleich 
(auf Basis gleicher Rechte), wandelbar, kooperativ, gut und friedliebend 
bestimmt. 
Inklusion setzt als normative Programmatik in den Zielvorstellungen ein 
bestimmtes Menschenbild voraus, da implizit davon ausgegangen wird, dass 
der Mensch zu all dem auch willentlich und fähig ist. Oberflächlich formu-
liert kann dieses Menschenbild konturieret werden mit den Kategorien frei 
(Umstände, die den Menschen unfrei halten, werden kritisiert), ungleich (auf 
Basis gleicher Rechte wird Verschiedenheit betont), wandelbar (im Sinne 
von „Veränderlichkeit“ nach Prengel, 2014, 52), kooperativ, gut und friedlie-
bend (indem positive Werte wie „Fairness, Offenheit und Respekt“ eingefor-
dert werden, Montag Stiftung, 2015, 20). 
Für die Einordnung von Inklusion in eines der vier Felder des politischen 
Kompasses bedarf es nun keiner ausgewiesenen Genauigkeit in jedem Detail. 
Es geht vielmehr um eine inhaltlich nachvollziehbare Tendenz in die eine 
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oder andere Richtung. Das Gesamtbild aller Thesen ergibt dann folgende 
Einordung von Inklusion in den politischen Kompass: 
 
Abb. 2: Inklusion im politischen Kompass nach Petrik (2013, 197) 
 
Im Sinne der gesellschaftspolitischen Konfliktlinie (These 1-5) steht Inklusi-
on auf der ‚linken’ Seite, in der Mit- und Selbstbestimmung betont werden. 
Partizipation und Veränderung von unten sind Kern des Konzeptes, Verände-
rungen über zentrale Normen werden skeptisch gesehen. Im Sinne der wirt-
schaftspolitischen Konfliktlinie (Thesen 6-9) steht Inklusion am ‚linken’ Pol, 
der Regulation und Umverteilung betont und sich v.a. in der Forderung nach 
einer gemeinsamen Beschulung konkretisiert. Damit ist Inklusion im selben 
Quadranten wie die anarchistische bzw. libertäre Grundorientierung. Inklusi-
on ist damit weder ein liberales, noch konservatives noch sozialistisches (und 
damit auch nicht kommunistisches) Konzept. Die deutlichsten Widersprüche 
ergeben sich zum Konservatismus. Dieser vertritt ein der Inklusion diametral 
entgegengesetztes Menschenbild: ungleiche Individuen werden „ihren spezi-
fischen Eigenarten gemäß [also ungleich, Anm. des Verfassers] behandelt“ 
(Petrik, 2013, 176). Mit dem Liberalismus teilt sich Inklusion die Idee der 
individuellen, antiautoritär gedachten Freiheit, des gleichberechtigten und 
selbstbestimmten Lebens. Als libertäre Idee kann Inklusion jedoch sowohl 
mit dem liberalen Konkurrenzprinzip als auch mit dem Primat des Privatei-
gentums nicht viel Positives anfangen. Im Liberalismus wird Gleichheit als 
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reine Chancengleichheit verstanden ohne entsprechenden Sensibilität gegen-
über den ungleichen individuellen und materiellen Startbedingungen (vgl. 
Petrik, 2013, 173). Die Grundprämisse des Sozialismus, Armut zu beseitigen 
durch Entkräftung des Primats des Privateigentums zur Verbesserung der 
Situation großer Teile der Bevölkerung wird von den meisten Vertre-
ter_innen des Inklusionsdiskurses sicherlich geteilt. Jedoch ist es der Weg zu 
diesem Ziel, der Inklusion vom Sozialismus trennt. Während letzterer auf 
einen starken Staat setzt, der durch das alleinige Gewaltmonopol die Interes-
sen der Mehrheit verteidigt, betont Inklusion die Eigeninitiative kleinerer 
Gruppen und Individuen. In der sozialistischen Zielvorstellung schlussend-
lich geht es um eine Aufhebung von Pluralismus und Interessengegensätzen, 
da man von einem geteilten Klasseninteresse ausgeht. In diesem Sinne 
gleicht die sozialistische Idee einer Homogenisierungsbewegung: Die sozia-
listische Gesellschaft kennt keine „egalitäre Differenz“.  
4 Fazit: Inklusion ist Anarchie?! 
Die Feststellung, dass Inklusion und Anarchismus geistig verwandt sind, 
kann einerseits verstören, ist aber andererseits auch offensichtlich. Verstören 
kann diese Feststellung, weil eine Verbindung mit dem hochgradig verzerrten 
Bild des Anarchismus, der heute überwiegend mit Chaos, Gewalt und Naivi-
tät gleichgesetzt wird (vgl. Petrik, 2013, 161), eine diffamierende Ausstrah-
lung auf Inklusion hätte. Akzeptiert man allerdings den Anarchismus als eine 
demokratisch legitime Ordnungsvorstellung, die heute in politischen Ansät-
zen wie „liquide Democracy“ oder Postwachstumsökologie weiterlebt und 
nun eher unter dem Label libertär steht, dann wird die Verbindung von In-
klusion und Anarchismus/Libertarismus offensichtlich: Inklusion „orientiert 
sich an der Bürgerrechtsbewegung und wendet sich gegen jede gesellschaftli-
che Marginalisierung“ (Hinz, 2010, 194). Bürgerrechtsbewegungen sind 
selbst Ausdruck von Basisdemokratie und Selbstorganisation und können 
damit zum libertären Erbe der anarchistischen Grundorientierung gezählt 
werden.  
Doch mit der Nähe zum Libertarismus teilt sich Inklusion auch dessen inhä-
rente Widersprüche. Es ist zu fragen, ob Inklusion nicht ebenfalls an einem 
etwas zu stark idealisierten Menschenbild festhält. Wie realistisch ist das 
Vorleben inklusionsorientierter Praktiken in einer exklusiven Gesellschaft? 
Ist die ökonomische Verteilungsfrage nicht stärker ins Zentrum zu rücken? 
Ist der „unrealistische[.] Glaube an das Gute, Altruistische, Herrschaftsfreie, 
Solidarische im Menschen“ (Petrik, 2013, 198), das dem Libertarismus eigen 
ist, nicht vergleichbar enthalten in manchen Abhandlungen zur Inklusion? 
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Ein Grundproblem basisdemokratischer Verfahren macht die geteilten Wi-
dersprüche von Libertarismus und Inklusion deutlich. Die Weisheit vieler 
Akteure hat politisch gesehen dort ihre Grenzen, wo sich privilegierte 
Schichten besser durchsetzen können und es dadurch zu unsolidarischen und 
exklusiven Lösungen kommt – wie es bspw. im Hamburger Volksentscheid 
2010 deutlich wurde. Es würde sich lohnen, den historischen Anarchismus 
und aktuelle libertäre Bewegungen als Ideenquelle und Verbündete für inklu-
sive Veränderungsprozesse näher zu reflektieren. Das Verschwinden des 
Anarchismus aus den Lehrplänen und Lehrbüchern der Schulen und aus den 
meisten politiktheoretischen Abhandlungen (vgl. ebd., 161) entzieht moder-
nen libertären politischen Konzepten (und damit auch Inklusion) eine wichti-
ge Ideenquelle. Der Anarchismus ist die einzige politische Grund-
orientierung, die menschliches Zusammensein frei und antiautoritär denkt 
und das inklusive Theorem der „egalitären Differenz“ politisch übersetzt. 
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Marktwert oder individuelle Wertschätzung –  
der Capability Approach als Grundgedanke für den 
Umgang mit Leistung und Leistungsbewertung im 
Kontext von Inklusion in der Schule 
In Regelschulen wird ein Leistungsverständnis vertreten, welches an den 
„klassischen" Funktionen von Schule festhält und einer neoliberalen gesell-
schaftlichen Ausrichtung Folge leistet. Die Festlegung, was als Leistung 
anzusehen und durch Ziffernnoten zu beurteilen ist, steht im Widerspruch zu 
dem Anliegen schulischer Inklusion, die allen Schüler_innen in ihren Leis-
tungen gerecht zu werden versucht. Gesellschaftsanalytische und gerechtig-
keitstheoretische Perspektiven erweitern den Diskurs um (schulische) Inklu-
sion, legen ein Augenmerk auf die Diskrepanz zwischen veränderter schuli-
scher Praxis und gesellschaftlicher Fehlentwicklung und zeigen die Notwen-
digkeit einer ethischen Begründung von Inklusion auf. Eine Begründungs-
grundlage bietet der Capability Approach von Amartya Sen. Aus dem gerech-
tigkeitstheoretischem Blickwinkel des Capability Approach betrachtet, stehen 
die Fragen im Mittelpunkt, was Schüler_innen innerhalb der Institution 
Schule tun und sein können und ob ihnen Verwirklichungschancen, gestärkt 
durch wertschätzende Beziehungen und Anerkennung, geboten werden. 
1 Vom Sinn und Unsinn von Ziffernzensuren 
„Die ganze Notenskala muss ausgeschöpft werden…“ 
„Fünfen und Sechsen sind obligatorisch…“ 
„Wer nicht siebt, ist kein guter Lehrer, die unausgesprochene Parole…“, 
(Schumann, 2013, 62). 
So zitiert eine Gymnasiallehrerin ihre ersten Erfahrungen mit der an ihrer 
Schule praktizierten Leistungsbewertung durch Ziffernzensuren. Demgegen-
über steht das vorrangige Anliegen im Kontext schulischer Lern-Lehr-
Interaktion, welches zunächst darin besteht, die individuellen Leistungen von 
Schüler_innen wahrzunehmen und zu würdigen, bevor – und sofern über-
 58 | Jana Zehle 
haupt – eine Bewertung erfolgt. Rückmeldungen über individuelle Lern-
fortschritte, so Schöler (2009), sind differenziert zu geben und tragen dazu 
bei, dass Schüler_innen sowohl Selbsteinschätzung lernen als auch, ihre 
Mitschüler_innen im kommunikativen Austausch (Gespräch) richtig einzu-
schätzen (peer review). Alternativen zum System der Ziffernzensuren, zu 
einer summativen, also abschließenden und normorientierten Bewertung, 
finden sich in der Praxis in der Vielzahl. Textor (2015) nennt das Pädagogi-
sche Tagebuch, Schülerbeobachtungsbögen oder Portfolios. Diese Beispiele 
aus der Praxis ergänzt Reich (2014) durch Kompetenzraster. Den verschiede-
nen alternativen Leistungserhebungen ist gemeinsam, dass sie individuelle 
Lernfortschritte abbilden, die Selbstwirksamkeit der Lernenden erhöhen und 
durch individuelle Zielvereinbarungen die Transparenz der Lern- und Leis-
tungserwartungen steigern, mit der Konsequenz, dass die Schüler_innen 
ermutigt werden und sich mitverantwortlich für ihr eigenes Lernen fühlen.   
Textor (2015) verweist darauf, dass Schule in unserer Gesellschaft neben 
individuellen auch gesellschaftliche Funktionen zu erfüllen hat, namentlich 
die Qualifikations-, die Enkulturations-, die Integrations- und Legitimations- 
und die Selektions- und Allokationsfunktion. Gleichzeitig bestimmen auch 
gesellschaftliche Systeme schulische Leistungen und ihre Relevanz innerhalb 
der Gesellschaft mit. 
Mit Bezug auf Parsons (1959) und Fend (1980) definiert Textor 
 
- Qualifikationsfunktion als das Ziel der Schule, alle Mitglieder der Gesell-
schaft mit denjenigen Kompetenzen auszustatten, die für eine gesellschaftli-
che Teilhabe notwendig sind; 
 
- Enkulturationsfunktion als das Ziel von Schule, alle Mitglieder der Gesell-
schaft in das kulturelle System einzuführen (Kulturfertigkeiten wie Lesen 
und Schreiben und die Vermittlung eines kulturell geprägten Welt- und Men-
schenbildes); 
 
- Integrations- und Legitimationsfunktion als das Ziel, allen Mitgliedern der 
Gesellschaft Normen, die für eine gesellschaftliche Teilhabe notwendig sind, 
zu vermitteln, und 
 
- Selektions- und Allokationsfunktion als Aufgabe der Vorauswahl für eine 
berufliche und gesellschaftliche Position und der Zuweisung des eigenen 
Platzes innerhalb der Gesellschaft (vgl. Textor, 2015). 
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Auswahl und Zuweisung (die letztgenannte Funktion) erfolgen, wie bereits 
erwähnt, durch eine summative Leistungsbewertung, punkteorientiert in 
Form von Ziffernzensuren. Reich kritisiert an Ziffernzensuren, dass durch sie 
die Vielfalt der Qualitäten eines Lernprozesses und von -ergebnissen auf eine 
Ziffer reduziert wird:  
 
„Was in Formeln der Mathematik und Physik taugen mag, das kann in menschli-
chen Beziehungen und beim Lernen tatsächlich zu viel weggeschnitten würde“ 
(Reich 2014, 287).  
 
Reich führt seine Kritik an einer Vereinfachung durch Ziffernzensuren mit 
Blick auf Inklusion aus:  
 
„Für die Inklusion sind Notensysteme von vorneherein sehr ungünstig, weil sie 
stets in der Vereinfachung unterstellen, alle Menschen seien gleich und alles sei 
gleich quantifizierbar“ (Reich, 2014, 287). 
2 Leistungsbewertung, Einordnung und „Marktwert“ einer Person  
Insbesondere mit Blick auf inklusive Lerngruppen darf sich m.E. die Diskus-
sion um Leistung und Leistungsbewertung nicht auf die Frage von Ziffern-
zensuren versus Textbeurteilungen beschränken. Beurteilungen spiegeln nur 
ausschnitthaft und momentan eine Lernentwicklung wider (Perspektivitäts-
theorie). Weiter sind innerhalb einer Gruppe, in der alle Lernenden - meist 
auch zum gleichen Zeitpunkt – diese Rückspiegelung vorgehalten bekom-
men, Vergleiche, wenn auch nicht unbedingt bewusst intendiert, so doch 
inbegriffen und schwer umgehbar. Es wird also versucht, Unvergleichbares 
aufgrund ungleicher und unterschiedlicher Entwicklungen miteinander zu 
vergleichen. 
Reich stellt zu Recht die Frage, warum in unserer Gesellschaft solche Kon-
strukte (Leistungsbewertungen) überhaupt gebildet werden und liefert als 
eine mögliche Antwort die formale Annahme, dass in einer kapitalistischen 
Tauschgesellschaft der Erwerb einer Zulassung zum Studium oder in der 
Bewerbung um einen Arbeitsplatz nach objektiven, nicht willkürlichen Krite-
rien verlaufen soll. Daraus seien Notensysteme entstanden, deren Wirkung 
selbst pseudo-objektiv und willkürlich ist (vgl. Reich, 2014, 268). Denn, wie 
bereits nach Ingenkamp (1995) zitiert, enthält das Streben nach Objektivität 
gravierende Fehler. Schlussendlich, so Reich, sind Notensysteme Legitima-
tionsinstrumente, um größere Gruppen von Menschen in begrenzte Aufrück-
ungschancen gelangen zu lassen (vgl. ebd.).  
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Ziffern bestimmen den „Marktwert“ einer Person – an diese These knüpft ein 
weiterer Gedanke zur Operationalisierung von Noten als Legitimationsinstru-
mente an, denn als solche sind sie ein einfaches Mittel zur Machtausübung 
und demonstrieren eine eingeschränkte Grundhaltung: das Recht der Stärke-
ren. Lehrerende, einschließlich der Hochschullehrenden, nutzen so ihre 
Macht, um schlichtweg Leistungsränge einer Lerngruppe zu organisieren und 
qua ihrer Macht zu beeinflussen, wohin Lernende gelangen oder welche 
weiteren Schul-, Berufs-, und Lebenslinien sich für sie eröffnen dürfen. Eine 
Steigerung oder Erweiterung erfährt dieses Verfahren des extern gesteuerten 
Rangierens von Lernenden wenn, wie in der Praxis vorkommend, eine Platz-
zuweisung auf einer Likert-Skala erfolgt, auf der der „Marktwert“ der ler-
nenden Person festgeschrieben und quantifiziert wird. Diese Quantifizierung 
wiederum entspricht nach Reich einem weltweit sich durchsetzenden Kre-
dentialismus, in dem möglichst einfach der Verhaltens- und Leistungswert 
einer Person in einer Ziffer ausgedrückt werden soll (vgl. Reich, 2014, 287).  
Folgende Zitate belegen die Universalität des von Reich aufgezeigten und 
nicht erst aktuell existierenden Kredentialismus: Als Gegenthese zu seiner 
Erziehung zur Befreiung beschreibt Nyerere eine  
 
„Bildung, die einem Menschen beibringt, sich selbst als eine Ware zu betrachten 
deren (Markt-)Wert durch Zeugnisse, akademische Titel oder andere berufliche 
Qualifikationen bestimmt wird…“ (Nyerere, 2001, 120). 
 
Und Dahlström konstatiert: 
 
“We are living in times of neo-liberal imperialism which, disguised as globaliza-
tion, intends to transform any social endeavor with a humanitarian value, includ-
ing education, into a matter of market value…” (Dahlström, 2006, Introduction). 
 
Die bisherigen Überlegungen führen geradewegs zu einer Kritik Bernhards 
über die fehlende Einbeziehung des gesellschaftlichen Kontextes und insbe-
sondere der neoliberalen Ausrichtung der Gesellschaftspolitik in der Pädago-
gik und in der Inklusionsdebatte. Oder – wie Jantzen (2015) mit Bezug auf 
Betancor (2011) anmahnt – dass eine auf Apelle beschränkte Verwendung 
des Inklusionsbegriffs die notwendige Kritik an den unsichtbaren Machtbe-
ziehungen und Strukturen, die die soziale und schulische Ausgrenzung her-
vorbringt, versäumt (vgl. Jantzen, 2015, 234f).  
3 Gerechtigkeitsorientierung im Umgang mit Leistung 
Diese gesellschaftskritische Perspektive bedarf der Ergänzung durch eine 
gerechtigkeitstheoretische Begründung. Denn ohne die notwendige Ergän-
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zung durch eine ethische Begründung, so Meyer (2013), besteht die Gefahr, 
dass Inklusion von Akteur_innen definiert und vereinnahmt wird, die ihre 
Einflussnahme im Sinne einer neoliberalen Umstrukturierung geltend 
machen könnten. Eine solche Begründung bietet der Capability Approach 
von Amartya Sen und Martha Nussbaum. Aus dem gerechtigkeitstheoreti-
schen Blickwinkel des Capability Approach betrachtet, stehen die Fragen im 
Mittelpunkt, was Schüler_innen innerhalb der Institution Schule tun und sein 
können und ob ihnen Verwirklichungschancen, gestärkt durch wertschätzen-
de Beziehungen und Anerkennung, geboten werden. Die Auseinandersetzung 
mit gerechtigkeitstheoretischen Aspekten – insbesondere in Bezug auf den 
Capability Approach – findet in der Pädagogik seit einiger Zeit immer mehr 
Anklang, wie Publikationen von Alkire, Burchardt, Florian, Reindal oder 
Terzi belegen. Amartya Sen definiert:  
 
“Capabilities ... are notions of freedom, in the positive sense: what real opportuni-
ties you have regarding the life you may lead” (Sen, 1987, 36). 
 
Oelkers, Otto und Ziegler (2010) übersetzen den Begriff „Capability“ mit 
Verwirklichungschancen, Heinrichs bevorzugt den Begriff „Befähigungen”: 
 
„Der Begriff capabilities wird mit Befähigungen übersetzt. Capabilities sind zwi-
schen den individuellen Fähigkeiten von Einzelpersonen, den abilities oder capa-
cities, und denen ihnen zur Gebote stehenden gesellschaftlichen und durch die 
Umwelt bedingten Möglichkeiten, den options oder possibilities einzuordnen“ 
(Heinrichs, 2010, 55). 
 
Heinrichs betrachtet Befähigungen als ein Bündel von Freiheiten und Le-
bensoptionen, aus denen Personen eine Anzahl auswählen und realisieren 
können und so ihr „Wohl“ bzw. ein gutes Leben konstituieren können. Damit 
gelten Befähigungen als diejenigen Eigenschaften und Fähigkeiten, die Per-
sonen wertschätzen. 
Die Gründe der Wertschätzung ereignen sich in einem komplexen Wechsel-
spiel zwischen der Perspektive der betroffenen Person selbst und außenste-
hender Personen, können also von außen herangetragen werden, müssen aber 
von der betroffenen Person – in Abgrenzung von paternalistischem Denken 
und Tun – akzeptiert werden (vgl. Heinrichs, 2010). 
Für die Moralphilosophin und Mitbegründerin der Capability Approach, 
Martha Nussbaum, ist von Interesse, was jedem Individuum ermöglicht wird 
zu tun oder zu sein, seine Befähigungen bzw. Verwirklichungschancen, die 
interne Fähigkeiten und externe Bedingungen einschließen. Explizit weist sie 
darauf hin, dass aus der Beziehung zu und dem Zusammensein mit Men-
schen, die von Behinderung und anderen ausgrenzenden Merkmalen betrof-
fen sind, sich ein neues, vertieftes und differenzierteres Verständnis für die 
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Vielfalt von Menschen entwickeln kann. Jeder Mensch hat einen Anspruch 
auf eine gerechte, anerkennende und fördernde Behandlung. Demzufolge ist 
es nicht ausreichend, interne Fähigkeiten eines Menschen herauszubilden. 
Begleitend und gleichbedeutend ist immer auch eine angemessene Umge-
bung, um diese Fähigkeiten ausüben zu können (vgl. Nussbaum, 2002). 
Nussbaum spricht von kombinierten Befähigungen, die sich aus den eigenen 
(internen) Fähigkeiten und den gesellschaftlichen (externen) Bedingungen 
zusammensetzen. Meyer (2013) ergänzt weiter, dass „… in der gleichzeitigen 
Betrachtung sowohl gesellschaftlicher als auch individueller Aspekte … ein 
großes Potenzial des Ansatzes (besteht), um eine fundierte Kritik an neolibe-
ralen Entwicklungen zu üben, insbesondere bezogen auf eine verkürzte Sicht 
der alleinigen Eigenverantwortung des Individuums“.  
4 Ein Schlussgedanke 
Die in diesem Artikel ausgeführten gesellschaftskritischen und gerechtig-
keitstheoretischen Überlegungen lenken das Augenmerk auf die Diskrepanz 
zwischen veränderter schulischer Praxis und gesellschaftlicher Fehlentwick-
lung, welche durch eine ethische Begründung von Inklusion aufgelöst werden 
kann. Die in der Schule gängige Praxis der Notensysteme wurde von Ingen-
kamp (1995) und Reich (2014) als Legitimationsinstrumente zur Selektion 
und als Instrumente der Machtausübung offen gelegt. Notensysteme sind 
Relikte einer gesellschaftlichen und schulischen Realität, die fern jeglichen 
Inklusionsgedankens bereits Schüler_innen mit einfachen, scheinbar objekti-
ven Methoden aussondert, indem ihre individuellen Leistungen auf eine Zif-
fer reduziert werden, die ihnen entweder den Zugang zu einer Auswahl an 
weiteren Lern- und Entwicklungsmöglichkeiten eröffnet oder ihnen diese 
Wahlmöglichkeit vorenthält. Die Perspektive der betroffenen Lernenden 
sowie die Frage nach tatsächlich gebotenen Verwirklichungschancen zur 
Entfaltung individuellen Lernens und Leistens bleibt ungeachtet. Eine Wert-
schätzung individuellen Lernens und Leistens findet nicht statt. Damit Lernen 
und Leistung mit Zugehörigkeit und individueller Anerkennung aller, wie in 
der Inklusion gefordert, kompatibel werden können, bedarf es über eine Re-
flexion der pädagogischen Praxis hinaus grundsätzlicher gesellschaftlicher 
Umsteuerungen und damit einer wie in diesem Artikel konkretisierten The-
matisierung gesellschaftsanalytischer und gerechtigkeitstheoretischer Zu-
sammenhänge.  
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Florian Sander 
 
System-Ebenen klären, Komplexitätsreduktion 
vermeiden – Voraussetzungen für einen inklusiven 
Leistungsbegriff aus systemtheoretischer Sicht 
 
 
 
Dieser Beitrag widmet sich den Herausforderungen, die sich bei der Konzep-
tualisierung eines inklusiven Leistungsbegriffs ergeben, aus der Perspektive 
der soziologischen Systemtheorie. Dabei wird erstens die Position vertreten, 
dass die Diagnose einer vermeintlichen „Leistungsgesellschaft“ weder halt-
bar noch zielführend ist, sondern dass es vielmehr darum gehen sollte, den 
Leistungsbegriff in seiner gesamtgesellschaftlichen Komplexität zu erfassen. 
Zweitens wird argumentiert, dass dies nur gelingen kann, wenn geklärt wird, 
welche soziale System-Ebene das Inklusionsparadigma eigentlich adressiert. 
Dabei wird vor allem auch die Bedeutung hervorgehoben, die die Binnendif-
ferenzierung des Erziehungssystems für die Ausarbeitung eines inklusiven 
Leistungsbegriffes innehat. 
1 Einleitung 
Im Call for Papers zur Tagung der Inklusionsforscherinnen und -forscher 
2016 heißt es u. a.: „‘Leistungsgesellschaft‘ wird in der Regel verstanden als 
ein Begriff zur Beschreibung einer Gesellschaft, in der Hierarchisierungs-
prozesse wesentlich durch Vorstellungen von Leistungsfähigkeit, Fitness, 
Selbstoptimierung, unternehmerischem Selbst und Begabung mitbestimmt 
sind“ (Tagung der Inklusionsforscherinnen und -forscher, 2015). Übernimmt 
man diese Definition und den an sie gekoppelten Gesellschaftsbegriff, so ist 
die Verlockung groß, die Inklusion von Menschen mit Behinderung gewis-
sermaßen als ein Projekt zu begreifen, das sich gegen die derzeit vorherr-
schende Gesellschaftsstruktur wendet. „Leistung“ wird nach diesem Ver-
ständnis zum entscheidenden Wert eines neoliberalen Modells, in dem die 
Gesellschaft durch ein Primat der Ökonomie geprägt ist, dem die Vorstellung 
der Inklusion diametral entgegensteht, da dies die Zurückdrängung des kapi-
talistischen Leistungsbegriffes zur Folge hätte, der auf profitorientierte Ver-
wertbarkeit setzt. 
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Im Rahmen dieses Beitrages soll aus einer systemtheoretischen Perspektive 
heraus dargelegt werden, warum eine solche Dichotomisierung deutlich zu 
kurz greift und sowohl entscheidende Elemente moderner Gesellschaftsstruk-
tur als auch Chancen des Inklusionsprojektes ausblendet. Zudem wird argu-
mentiert, dass ein wirklich inklusiver, die gesellschaftliche Komplexität be-
rücksichtigender Leistungsbegriff nur ausgearbeitet werden kann, wenn ge-
klärt wird, welche soziale System-Ebene das Inklusionsparadigma eigentlich 
adressiert. 
2 „Leistungsgesellschaft“ und funktionale Differenzierung 
Es ist in den Sozialwissenschaften teilweise üblich geworden, die Gesell-
schaft terminologisch mit eben jenen Eigenschaften auszustatten, die man bei 
ihr primär als leitende Prinzipien wiederzuerkennen glaubt. Sei es nun die 
„Wissensgesellschaft“, die „Informationsgesellschaft“ oder die „Spaß-
gesellschaft“ – in all jenen Begriffen drücken sich Diagnosen über den Zu-
stand der Gesellschaft aus, die nicht selten auch eine normative bis klar poli-
tische Intention widerspiegeln. Der Begriff der „Leistungsgesellschaft“ bildet 
da keine Ausnahme: Mit ihm mit schwingt die politische Kritik an einem 
attestierten, vor allem ökonomischen Paradigma der „Leistung“, das in der 
heutigen Gesellschaft ein Primat inne habe und durch das andere gesell-
schaftliche Werte, die auch das Ziel der Inklusion tragen, beiseite gedrängt 
werden. 
Eine solche Diagnose ist sowohl vor dem Hintergrund eines ausgearbeiteten 
Gesellschaftsbegriffes, der die Gesellschaft als Gesamtheit „aller kommuni-
kativ füreinander erreichbaren Handlungen“ (Luhmann, 2005, 12) betrach-
tet, als auch vor dem Hintergrund der damit verknüpften Annahme einer 
funktional differenzierten Gesellschaftsstruktur, wie sie die soziologische 
Systemtheorie nicht ganz unbegründet annimmt (vgl. Luhmann, 2011, 17ff), 
mindestens problematisch. Unterzieht man gesellschaftliche Funktions-
systeme auch nur stichprobenartig einer Beobachtung im Hinblick auf die 
Frage, ob die Erwartung der ökonomisch verwertbaren (!) Leistung tatsäch-
lich ein gesamtgesellschaftliches Primat einnimmt, so wird man relativ 
schnell feststellen können, dass es zweifellos vielfältige Sphären in der Ge-
sellschaft gibt, in denen eine solche weder wirklich erwartet noch ansatzwei-
se eingefordert wird. 
Dies zeigt auf, dass der Begriff der „Leistungsgesellschaft“ offenbar keine 
taugliche soziologische Beschreibung gesellschaftlicher Verhältnisse bietet, 
sondern als eine Zurechnung innerhalb der politischen Kommunikation rezi-
piert werden muss, die dazu dient, über eine kritische Semantik eine Abgren-
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zung vorzunehmen. Freilich bedeutet dies keine negative Wertung eines 
solchen Ansinnens, sondern vielmehr den Versuch einer terminologischen 
Einordnung, um daran mit soziologisch geeigneteren Begrifflichkeiten anzu-
schließen. 
Worum geht es eigentlich? Die Lehren aus der Theorie funktionaler Diffe-
renzierung machen deutlich, dass „Leistung“ kein einzig und allein an die 
Ökonomie gekoppeltes Prinzip ist, sondern sich offensichtlich in verschiede-
nen gesellschaftlichen Kontexten (Funktionssystemen) manifestieren kann. 
Die Implikationen, die diese Feststellung für das Erziehungssystem hat, soll-
ten an dieser Stelle deutlich werden. Klüger, als sich im Rahmen einer kapita-
listisch-ökonomischen Auslegung die Deutungshoheit über den Leistungsbe-
griff nehmen zu lassen, wäre demnach, ihn in seiner gesamtgesellschaftlichen 
Komplexität, d.h. in seinen unterschiedlichen, sich nach systemischen Funk-
tionscodes richtenden Facetten, aufzugreifen und ihn für inklusive Zielset-
zungen nutzbar zu machen. 
(Schulische) Inklusion würde nach dieser Lesart auch bedeuten, Leistung im 
Sinne einer Unterscheidung von „besser/schlechter“ nicht pauschal aus dem 
Erziehungssystem zu verbannen, sondern die Unterscheidung auf der Basis 
der Akzeptanz sozialer Komplexität vorzunehmen, oder anders gesagt: Auch 
nicht ökonomisch verwertbare Leistungen als Leistungen eben anderer Sys-
tem-Kontexte anzuerkennen und diese in Relation mit den grundsätzlichen 
Kapazitäten der Leistenden beobachten zu können. Der systemische Blick 
vermag hier möglicherweise eine Perspektive zu schaffen, die es ermöglicht, 
im Kampf um die Deutungshoheit hinsichtlich des Leistungsbegriffes nicht 
vorschnell – im Zuge von vorschnellen, polit-semantisch attraktiv scheinen-
den Dichotomien – zu kapitulieren. 
Dies gilt umso mehr, als dass das Erziehungssystem ohnehin bereits konstant 
mit gesellschaftlichen Umwelterwartungen konfrontiert wird, die sich auf 
andere Teilaspekte von Leistungsbereitschaft beziehen. Die Erwartung des 
Wirtschaftssystems an das Erziehungssystem, eine leistungsbereite Arbeit-
nehmer_innenschaft zu produzieren, ist nur eine Erwartung von vielen. Diese 
durch die ökonomische Leitunterscheidung von Gewinn/Verlust konstituierte 
Erwartung steht im Wettbewerb mit anders codierten Systemerwartungen, 
gegen die es sich manchmal durchsetzt, manchmal aber eben auch nicht. 
Das Erziehungssystem ist also ständig gezwungen abzuwägen, zu selektieren 
und, im Zuge der Beobachtung dieser komplexen sozialen Umwelt, Präferen-
zen einzustellen in Bezug darauf, was gerade wo und wann Vorrang hat. Die 
autonome Position, von der aus das Erziehungssystem diese Selbstreflexion 
vollzieht, bildet ein weiteres Indiz dafür, dass die Annahme eines Primats der 
ökonomischen Leistungserwartung so nicht haltbar ist. 
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Nehmen wir diese Feststellung als Prämisse, so stellt sich die Frage, wie die 
Erfordernisse eines inklusiven Leistungsbegriffes theoretisch konsistent und 
somit angemessener beschrieben werden können. Eine Lösung bietet hierbei 
der Vorschlag, Komplexitätsreduktion zu vermeiden, indem sich die Umwelt-
beobachtung des Erziehungssystems auf die Pluralität der sie umgebenden 
Systemerwartungen einstellt, anstatt „Leistung“ rein ökonomisch zu verste-
hen. 
Damit geht zugleich der Wunsch des Erziehungssystems nach Aufrechterhal-
tung seiner Autonomie einher: Vermieden werden soll eben nicht nur einfach 
Komplexitätsreduktion, sondern eine funktionale Entdifferenzierung (vgl. 
dazu Sander, 2016), eine Verwischung der System-Grenzen zwischen Wirt-
schaft und Erziehung, infolge derer eine Ökonomisierung der Institution 
Schule einzutreten droht und im Rahmen derer das Inklusionsprojekt kaum 
mehr anschlussfähig wäre. Damit erschließt sich der Weg, der zu beschreiten 
nötig wäre, um die Erfordernisse der Inklusion theoretisch-soziologisch adä-
quat darlegen zu können: Es geht um nicht weniger als die Aufrechterhaltung 
einer funktional differenzierten Gesellschaftsstruktur. Die Anerkennung 
dieser Erkenntnis wäre sozialwissenschaftlich gewinnbringend – nicht zuletzt 
deswegen, weil sie eine Kritik der Verhältnisse ermöglicht, ohne sich die 
Unannehmlichkeiten eines irreführenden und dadurch unschönen Gesell-
schaftsbegriffes einzuhandeln. 
3 Soziale System-Ebenen und Binnenentdifferenzierung 
Eine sozialwissenschaftlich adäquate Konzeptualisierung speziell der Inklu-
sion von Menschen mit Behinderung, die ja nochmal andere Heraus-
forderungen mit sich bringt als jene klassische Unterscheidung von Inklusion 
und Exklusion, die gerade innerhalb der soziologischen Systemtheorie sehr 
ausgearbeitet ist (vgl. bspw. Luhmann, 2011, 23ff; Stichweh, 2005) und ei-
nen Vorgang bezeichnet, der weit über den Adressatenkreis „Menschen mit 
Behinderung“ hinausgeht, kann nicht vorgenommen werden, ohne eine es-
senzielle Klärung vorzunehmen – und zwar die der adressierten sozialen 
System-Ebene. Anders gesagt: Wer Inklusion fordert, muss wissen, in was. 
Der grundsätzliche Klärungsbedarf im Zuge der Frage, was ein inklusiver 
Leistungsbegriff beinhaltet, wird umso mehr deutlich dadurch, dass auch bei 
vergangenen Versuchen eines systemtheoretischen Blicks auf den pädago-
gischen Inklusionsbegriff (vgl. dazu Kaack, 2015; Krönig, 2016) – womit ja 
auch die wenigstens implizite Beleuchtung eines inklusiven Leistungs-
begriffes fällig wird – darauf verzichtet wurde, dies mit Hilfe eines Ansatzes 
zu tun, der in einer ganzheitlichen Perspektive mehrere soziale System-
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Ebenen mit ihren teils sehr unterschiedlichen Implikationen hinsichtlich In-
klusion miteinbezieht. Die dabei sogar vertretene Aussage, die sozial-
strukturelle bzw. Makro-Ebene sei dabei für den pädagogischen Diskurs nur 
von „sehr nachrangigem Interesse“ (Krönig, 2016, 64) mutet, gerade vor dem 
Hintergrund der in Abschnitt 2 dargelegten Feststellungen, mindestens er-
staunlich an. Denn selbst wenn man den oben angedeuteten „klassisch“ sys-
temtheoretischen Inklusionsbegriff als pädagogisch unbrauchbar erachtet, ja 
selbst wenn man Inklusion im pädagogischen Sinne als Gegenbegriff zur 
Integration und nicht zur Exklusion sieht (vgl. Krönig, 2016, 66) – eine 
Sichtweise, die Martina Kaack in ihrem instruktiven Beitrag (vgl. Kaack, 
2015) dagegen nicht teilt – so entbindet dies die Erziehungswissenschaft 
immer noch nicht von der Notwendigkeit zu klären, welche soziale System-
Ebene sie denn mit ihrem Inklusionsbegriff adressiert. 
Die Systemtheorie macht hierzu verschiedene Angebote. Klassisch ist der 
von Niklas Luhmann eingebrachte Dreiklang aus Interaktion, Organisation 
und Gesellschaft (vgl. Luhmann, 2005). Während die erstere Ebene einen 
Systemtypus bezeichnet, der sich über die bloße Anwesenheit konstituiert, so 
gründet sich die zweite System-Ebene auf Mitgliedschaft. Die Gesellschaft 
bildet die Gesamtheit aller Kommunikationen, differenziert in verschiedene 
Funktionssysteme. Dem später eingebrachten Vorschlag von Hartmann Ty-
rell (1983), die Typologie durch die zwischen Interaktion und Organisation 
angesiedelte System-Ebene der Gruppe, die sich über Zugehörigkeit konstitu-
iert, zu ergänzen, wollen wir hier folgen. Für eine ausführliche Begründung 
dazu sei an dieser Stelle der betreffende Beitrag (vgl. Tyrell, 1983) empfoh-
len. 
Betrachtet man etwa die Umsetzung der schulischen Inklusion in Nordrhein-
Westfalen (vgl. dazu Sander, 2014), so ist dabei insbesondere eine Fokussie-
rung auf die Inklusion in Organisations- und Gruppensysteme zu beobachten. 
In diesem Zusammenhang soll ein Kind mit Behinderung in Regelschulen 
und Regelklassen inkludiert werden, was zuweilen auf Kritik verschiedener 
Seiten stößt. Dem gegenüber steht der von der Systemtheorie vertretene In-
klusionsbegriff, der über den Komplex „Behinderung“ hinausgeht und statt-
dessen vor allem die Funktionssysteme der Gesellschaft adressiert. 
Nach dieser Auslegung erbringt das (deutsche) Erziehungssystem bereits seit 
Jahrzehnten Inklusionsleistungen – nicht lediglich für Menschen mit Behin-
derung, sondern für nahezu alle und in Bezug auf die Funktionssysteme der 
Gesellschaft. Dieses wird bislang gewährleistet über eine Binnen-
differenzierung des Erziehungssystems, welche sich u.a. in einem mehrglied-
rigen Schulsystem und in der Existenz von Förderschulen manifestiert. Was 
im Rahmen des Projektes der sogenannten schulischen Inklusion also nun 
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gefordert und vorangetrieben wird, ist eine Art Binnenentdifferenzierung 
(Auflösung von Förderschulen) mit dem Ziel einer Inklusion in Organisati-
onssysteme (Regelschulen) und Gruppensysteme (Regelklassen). 
Entdifferenzierung auf der Ebene von Organisationssystemen kann mitunter 
der Vermeidung von Überdifferenzierung dienen (vgl. Halfmann & Japp, 
1981, 244) und sich dadurch positiv auswirken. Zuweilen kann sie aber auch 
gegenteilige Effekte haben, wenn man sich etwa am Beispiel der Gesellschaft 
vor Augen führt, wie die Binnendifferenzierung eines Systems für dieses – 
im Sinne der evolutionären Entwicklung (vgl. Luhmann, 1990, 176) – funkti-
onal wird und den Umgang mit sozialer Komplexität erst zu ermöglichen 
vermag, indem es Subsysteme herausbildet, die einzelne Funktionen über-
nehmen und somit wiederum andere Teile des Gesamtsystems von diesen 
entlasten. Wird auf politischem oder auch anderem Wege versucht, diese 
funktionale Ausdifferenzierung zurückzufahren, so droht die Gefahr, damit 
das System untauglich zu machen für die Beobachtung und Verarbeitung 
sozialer Komplexität. Man bekommt es mit einer Art „forcierter Unterkom-
plexität“ zu tun. 
Gerade auch etwa vor dem Hintergrund der Kritik an der Umsetzung der 
schulischen Inklusion in Nordrhein-Westfalen (vgl. u. a. Sander, 2014), wel-
che klar über die simple Dichotomie zwischen dem pädagogisch Wünschba-
ren und dem organisatorisch Machbaren, die Krönig (2015) unterstellt, hin-
ausgeht, sind dies Hinweise darauf, dass hier eine systemische Entdifferen-
zierung stattfindet, die vormals etablierte, durchaus funktionale Strukturen 
eliminiert. In diesem Fall ginge es also zweifellos um mehr als bloß um ad-
ministrative „Geburtswehen“ – es ginge um einen gravierenden, sozialstruk-
turell-evolutionären Rückschritt in Richtung einer Systemveränderung, die 
die Verarbeitungskapazitäten eines Systems zum Nachteil aller mindert, 
anstatt sie zu fördern und auszubauen. 
An diesem Punkt wird die Relevanz der Frage nach der sozialen System-
Ebene, die das Inklusionsprojekt adressiert, abermals deutlich. Muss die 
Vision einer inklusiven Gesellschaft, wie sie von der Behinderten-
rechtskonvention der UN geprägt wurde, in ihren schulischen Aspekten 
zwingend im Sinne einer Inklusion in Gruppen- und Organisationssysteme 
verstanden werden, die eine Binnenentdifferenzierung innerhalb des Erzie-
hungssystems zur Folge hat und dadurch dessen Verarbeitungs- und Be-
obachtungsoptionen einschränkt? Wäre es nicht denkbar, dass eine inklusive 
Gesellschaft – im systemtheoretischen Sinne also eine Inklusion in gesell-
schaftliche Subsysteme – paradoxerweise auch gerade dadurch einzutreten 
vermag, dass in einem zeitlich begrenzten Rahmen gruppen- und organisati-
onssystemisch exkludiert wird? 
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4 Fazit 
Die Tragweite dessen, was eine falsche Antwort auf die oben aufgeworfenen 
Fragen bedeuten kann, sollte die Forderung rechtfertigen, dass ihre Beant-
wortung nicht in einem durch Erwartungen des politischen Systems aufge-
heizten und hektischen Klima erfolgt, sondern dass sich die Erziehungswis-
senschaft hierbei ausreichend Zeit lässt, auch um ihrer Rolle als Reflexions-
theorie des Erziehungssystems (vgl. Luhmann, 2002, 200ff) adäquat gerecht 
zu werden. Das systemtheoretische Inklusionsverständnis könnte hier einen 
Vorschlag aufzeigen zu einer Herangehensweise, die die politisch oft weniger 
anschlussfähigen Paradoxien gesellschaftlicher Mechanismen anerkennt und 
den Bedarf nach ausreichend komplexen Binnendifferenzierungen innerhalb 
von Funktionssystemen zu stillen vermag. 
Dies führt zurück zur Frage nach dem inklusiven Leistungsbegriff und seinen 
Voraussetzungen. Im Kampf um die Deutungshoheit in Sachen Leistungs-
begriff (siehe Abschnitt 2 dieses Beitrags) wird es nur dann möglich sein, 
diesen „inklusiv mit Leben zu füllen“, wenn geklärt ist, welche soziale Sys-
tem-Ebene im Rahmen des Inklusionsprojekts eigentlich adressiert wird. Ist 
dies erfolgt, so empfiehlt es sich dringend zu reflektieren, ob ein differenzier-
ter (!) – und gerade dadurch eben inklusiver – Leistungsbegriff nicht am 
ehesten dadurch etabliert, institutionalisiert und gelebt werden kann, indem er 
von einer differenzierten (!) System-Struktur getragen wird, die imstande ist, 
seine Differenziertheit im Systemaufbau gewissermaßen widerzuspiegeln und 
gerade dadurch anschlussfähig zu machen. Es könnte sich lohnen. 
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Walther Dreher 
IFO und   -FO 
„Viel hat erfahren der Mensch, 
seit ein Gespräch wir sind 
und hören können voneinander“ 
    (Friedrich Hölderlin) 
Nichts ist mächtiger, als eine Idee, 
deren Zeit gekommen ist 
(Victor Hugo) 
Die Inklusionsforscherinnen und Inklusionsforscher-Tagung tritt nach drei-
ßig Jahren nun in ein viertes Jahrzehnt. Um neue Erfahrungsräume zu 
schaffen und inspirierenden Ideen Wandlungen bedingende Mächtigkeit zu 
geben, bedarf es verändernder Positionierungen. Die ‚Theorie U‘ Otto 
Scharmers als auch der Impuls Frederic Lalouxs zur ‚Gestaltung sinnstif-
tender Formen der Zusammenarbeit‘ wollen die IFO-Tagungen zu einer 
Revision ihres methodischen Rahmens und zu einem Neuansatz der Tag-
ung, hin zu einer ‚Tat-ung‘, provozieren. 
Inspiration eins 
Andreas Zick, Leiter des Instituts für interdisziplinäre Konflikt- und Gewalt-
forschung an der Universität Bielefeld, schickt seiner Keynote bei der IFO-
Tagung 2016 die persönliche – vielleicht mit Schalk im Nacken formulierte – 
Bemerkung voraus, dass die ‚einzige‘ Verbindung seinerseits zu den Teil-
nehmer_innen der Tagung darin bestehe, dass er sich auf der IFO 2016 wie 
ein ‚UFO‘ vorkomme.  
Es wäre jetzt möglich, Ausdeutungen des Gemeinten anzuschließen. Zum 
Beispiel: Symbolisiert die IFO eine so eigene Welt, sodass ein ‚Konflikt-
forscher’ sich in ihr als ‚Außerirdischer‘ fühlt? Oder ist es die Konflikt- und 
Gewaltforschung, die sich auf Flugbahnen bewegt, die so ganz und gar nicht 
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die des IFO-Orbit sind, weit entfernt, um ihn zu kreuzen? Oder war es nur 
einfach nur ein humorvoller Brückenschlag des Redners und seines Beitrags 
empirischer Sozialforschung mit dem Titel ‚Die Macht des Vorurteils, oder: 
Menschenfeindliche Inklusionsvorstellungen‘, zu einem recht komplizierten 
und doch eigentlich ‚Konflikt‘-reichen Tagungsthema?  
Spätestens jetzt wäre für manche und manchen der Übergang zum wissen-
schaftlichen Diskurs angesagt, um jene subjektiv erlebte Szene zu verlassen. 
Doch just verweile ich noch einen Moment bei ihr, denn, ohne es zu ahnen, 
hat mir Andreas Zick einen Ball zugespielt, mit dem ich – rückblickend auf 
die Tagung und vorausblickend auf Kommendes – in ebenso artistischer 
Weise jonglieren möchte. Mit Zicks ‚UFO‘ landet für mich eine U-FO auf 
der IFO, das heißt, die IFO wird – stellvertretend für ein weites öko-sozio-
kulturelles Lebensfeld – ein Landeplatz für eine ‚  FO‘, für eine ‚U-
Prozess-Forschung‘ in Feldern wissenschaftlich zu befragender Phänomene 
und lebensweltlich zuhandener Praxis.  
Im Nachhinein hilft mir Zicks Bemerkung, meine beiden Beiträge zu der 
Tagung, in Form eines Workshops und eines Open Space, noch selbstver-
ständlicher zu verorten und sie als Inspirationen wahrzunehmen, als Ideen, 
die ‚begeistern‘ und ‚beflügeln‘ wollen dahingehend, auf Zusammenhänge 
ein wenig anders zu schauen als mit ‚gewohntem Blick‘. In Fortsetzung des 
Impulses der 29. IFO-Tagung in Halle wird angeregt, dem weiten Feld eines 
inklusiv zu gestaltenden Wirtschafts-, Sozial- und Kulturgefüges das ‚Was-
serzeichen ‘ zu unterlegen, um ‚leibhaftig‘ zu erfahren, welche Wandlungs-
ebenen kennengelernt werden wollen und welche Veränderungsimpulse von 
ihnen auszugehen vermögen. 
Workshop und Open Space bieten die Gelegenheit, gewohnte Situationen aus 
unterschiedlichen Perspektiven wahrzunehmen und zu befragen. Skizzenhaft 
und gerafft wird hier auf die Vorgehensweise aufmerksam gemacht, welche 
die Veranstaltungen charakterisiert. 
Inspiration zwei 
Der Workshopbeitrag ‚ -topia Inklusion und Theorie U‘ zielt darauf ab, 
Teilnehmer_innen in einem einstündigen Zeitrahmen spüren zu lassen, was 
geschehen kann, wenn Achtsamkeit in unterschiedlicher Intensität geübt 
wird.   
 
„Eine der wichtigsten Kompetenzen, die heute an Universitäten nicht vermittelt 
werden, ist die Fähigkeit des schöpferischen Gesprächs sowie die Fähigkeit, Dia-
logfelder aufzubauen… Die Kunst des schöpferischen Dialogs zielt letztlich auf 
die Aktualisierung einer intersubjektiven ‚Feld-Intelligenz‘, d.h. auf das Erschlie-
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ßen von sozialen Kraftquellen und Handlungspotenzialen, die über die Existenz 
von atomisierten Einzelindividuen hinausgehen“ (Käufer & Scharmer, 2000, 19). 
 
Das Statement besagt, dass, damit substanziell Neues erkundbar und gestalt-
bar werden kann, wir andere Ebenen von Dialog und Dialogfeldern kennen-
lernen und erfahren müssen. Im Workshop geht es um einen interaktiven 
Austausch zwischen je zwei Teilnehmenden. Dabei stellt der_die ein_e Part-
ner_in als Sprecher_in ein schriftlich zur Verfügung gestelltes Fallbeispiel 
auf vier unterschiedlichen Darstellungsebenen vor, der_die andere verortet 
sich zuhörend in analoger Weise auf der je entsprechenden Ebene. Danach 
tauschen sich die Teilnehmenden über diese Erfahrungsebenen gegenseitig 
aus. Die vier Ebenen des Sprechens und Hörens sind:  
 
Sprechen und Hören 
 
1. Höflich – sich an Regeln und Nor-
men halten, nicht sagen, was ich 
denke  
 
Downloading – hören was ich schon 
weiß, was meine Denkgewohnheiten 
bestätigt 
2. Konfrontation – sagen, was ich 
denke – der andere ist mein Wider-
part – Debatte – sich verteidigen 
 
objektfokussiertes und faktenbezogenes 
Zuhören 
3. Dialog – erkunden, reflektieren – 
ich kann meine Sichtweise ändern – 
der andere = du selbstreflexiv – sich 
selbst sehen 
 
Emphatisches Zuhören – Zuhören mit 
Herz 
Welt entfaltet sich aus der Sicht des 
anderen 
4. Generativ – gemeinsame Kreativität 
– sich als Teil des werdenden Gan-
zen sehen können (Scharmer, 2009, 
272 ff) 
schöpferisches Zuhören, zuhören aus 
dem entstehenden Zukunftsfeld 
 
Im Workshop dienen zwei Fallbeispiele dazu, auf vier unterschiedliche Wei-
sen eine Situation sprechend zu vermitteln und sich ihr hörend entsprechend 
zuzuwenden. Auf die als Handout abgefassten, dem Beitrag ‚Zäsuren‘ ent-
nommenen Beispiele, die sich auf Erik Körmann und Armin Rist beziehen, 
kann hier nur hingewiesen werden (Dreher, 2016, 263f). Ziel ist es, deutlich 
zu machen, was es für uns Experten bedeutet, wenn Erik Körmann und 
Armin Rist nicht betrachtet werden wollen, wie jemanden ‚da draußen‘ – in 
extremster Weise geronnen im ‚Pannwitz-Blick‘–, sondern mit einem Blick 
wahrgenommen werden, der erst durch den Betrachtenden selbst ‚hindurch-
gelaufen‘ ist, quasi gefiltert wurde durch das ‚Selbst‘ unseres ‚selbst‘. Ein 
solcher Blick ist uns nicht ‚angeboren‘, ein Sehorgan dafür muss erst wach-
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sen, im Sinne von Goethe: ‚Mach ein Organ aus dir‘. Der Prozess dahin ist 
ein von Menschen mit und ohne Behinderungserfahrungen gemeinsam geteil-
ter Weg in Form einer U-Bewegung (vgl. Dreher in Hinz 2016, 270 ff). Auf 
diese Weise wird aus einer U-topie, aus einem Nicht-Ort, eine -topie, ein 
durch und in einem U-Prozess sich gestaltender ‚Ort/Topos‘, der so zuvor 
nicht existierte. 
Inspiration drei 
Der Open Space versucht die im Workshop miniausschnitthaft berührte An-
näherung an das spannungsreiche Phänomen Inklusion fortzuführen mit dem 
Titel „‚Die Inklusionslüge‘ oder ‚David und Goliath: Aug in Aug oder resig-
nativer Rückzug?‘“ Zu dieser Formulierung inspiriert mich Uwe Becker. 
Becker kommt in einer differenzierten Auseinandersetzung, insbesondere mit 
den sozioökonomischen Hintergründen des Für und Wider von Inklusion, zu 
dem Schluss, dass die Diskussion durch sich widersprechende Logiken ge-
prägt ist. Von ihm entleihen wir das Bild von David und Goliath: „Die Digni-
tät (der) ökonomischen Logik ist deutlich höher graduiert als die Logik jenes 
Menschenrechtsprojekts der Inklusion… Die Kollision beider Logiken 
gleicht eher dem Kampf zwischen David und Goliath, nur dass David in 
diesem Fall unterliegt“ (Becker, 2015, 184). 
Der Open Space stellt die Teilnehmenden, inhaltlich orientiert an Uwe Be-
cker, in die Situation des ‚Goliath‘ auf der einen und in die des ‚David‘ auf 
der anderen Seite. Wieder geht es dialogisch darum, auf unterschiedliche 
Weise sprechend – höflich, konfrontativ, dialogisch und generativ – die Seite 
des David und des Goliath vorzustellen und mit ‚entsprechenden Ohren‘ 
zuzuhören. Beide Charaktere werden ausschnitthaft wie folgt umschrieben: 
 
„GOLIATH 
Ich, Goliath, bin – vielleicht ist dies für viele nicht angenehm – Repräsentant des 
Staates und seines „Gemeinwohlprojektes ‚Inklusion‘“. Um es gleich vorwegzu-
nehmen: Dieses Projekt – von vielen als ‚Utopie‘ charakterisiert – sieht sich der 
‚Inklusion‘ verpflichtet!  
 
Wir politisch Verantwortlichen haben die UN-BRK ratifiziert und uns zu bundes-
landspezifischen Aktionsplänen verpflichtet – trotz ökonomisch schwieriger Zei-
ten. Das macht das ganze Unterfangen nicht einfacher. Die begrenzte Verfügbar-
keit von Finanzmitteln zwingt uns zur Anwaltschaft für ein finanzielles Realitäts-
prinzip! – Daher wehren wir uns gegen den Vorwurf des ‚leeren Lippenbekennt-
nisses‘! 
Wir respektieren und sind dankbar für die Initiativen und das Engagement von 
Behinderten- und Sozialverbänden, Pädagoginnen und Pädagogen, Elterninitiati-
ven und sozialrechtlich Kompetenten, Leistungserbringer und Kostenträger, Wis-
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senschaftlern und Wissenschaftlerinnen, wir haben auch Verständnis für die For-
derungen vieler Sozialverbände und Behindertenrechtsorganisationen nach er-
heblichen öffentlichen Investitionen für das Bildungssystem, die Gestaltung der 
Sozialräume, öffentlich geförderte Arbeit, Kultur und soziale Dienstleistungen – 
aber einer muss ja das ‚utopische Gelände abstecken, einzäunen und kontrollie-
ren‘, denn ‚Wildwuchs‘ tut niemanden gut und seien wir doch einmal ehrlich, was 
oder wer spricht den gegen eine Finanzlogik, die Haushaltsvorbehalte artikuliert?  
Noch einmal, um Missverständnissen vorzubeugen: 
Wir solidarisieren uns mit dieser zivilgesellschaftlich guten Idee ‚Inklusion‘ – 
aber wir fühlen uns auch der geltenden ökonomischen Rationalität unserer neoli-
beral ausgerichteten Ökonomie verpflichtet! 
Wer das nicht einsieht, mit dem muss gekämpft werden. Unsere Gegenwart 
braucht starke Persönlichkeiten. Ich streite gerne mit der und für die Logik der 
Ökonomie.  
Natürlich gibt es immer welche, die dagegen sind – besonders die Kleinen, wie 
der ‚Hosenschitter‘ hier, der sich mir entgegenstellen möchte. Aber ich kenne die 
Gegenpositionen und bin gegen Attacken gewappnet.  
 
Ich könnte Ihnen mit meinem langen Speer noch viele Argumente entgegenschleu-
dern und mein breites Schild wird unschwer die Pfeile meiner Gegner und deren 
‚kämpferische Naivität‘ abzuwehren vermögen. 
 
DAVID 
Ich bin von Beruf Hirte und gehöre eher einer gesellschaftlichen Randgruppe an. 
Was mich betrifft, so weiß ich, dass ich ‚eine Berufung und eine evolutionäre 
Energie habe, um mich auf diese Berufung zuzubewegen‘ (Laloux, 2015, 201). Ich 
bin zugleich ein Bürger, der von der Idee und Logik des Menschenrechtsprojekts 
der Inklusion überzeugt ist. Inklusion verstehe ich als „Zusammenschluss der 
Vielfalt“.  
Sie fragen, woher ich meinen (Wage-)Mut nehme? 
Es geht um die Aufgabe, das gegebene gesellschaftliche Gefüge und die zentrale 
ökonomische Funktionslogik der Gesellschaft zu verändern, da sie sozial aus-
grenzt. Ich und mein Heer wollen aufzeigen, wie ausgegrenzt wird und dann muss 
diese Ausgrenzung von uns durchbrochen werden. Bei genauer Betrachtung und 
Analyse der UN-BRK wird klar, dass sie gegen die machtvolle Zentrallogik der 
ökonomischen Verwertung revoltiert. Dieses Wissen gibt mir, als einem Protago-
nisten der UN-BRK, meine ‚inklusive Stoßkraft mit ökonomisch irritierendem 
Richtungswechsel‘.  
Dafür kämpfe ich – wenn es nicht anders geht – gegen Goliath. Ich revoltiere ge-
gen dessen Rüstungsglanz, mit dem er sich mir in den Weg stellt, mich blenden 
will, um mir auf diese Weise den ‚Weg ins Zentrum der ökonomischen und politi-
schen Mechanismen zu verwehren‘. 
Schauen Sie doch einmal genauer hin: 
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 ‚Arbeit‘ wird hochgelobt, aber vom bildungsbürgerlichen Hochsitz aus, der die 
Niederungen der prekären Arbeitswelt übersieht, werden hochselektive Zugangs-
kriterien – zumal noch im globalisierten wirtschaftlichen Wettbewerb – definiert 
und das Aktionsfeld gesteuert. 
 Also gilt es für das ‚Bürgerrechtssubjekt‘, die ‚rechtsbasierte Gleichstellung von 
Menschen mit Behinderung‘ und für ihre vollumfängliche ‚Teilhabe‘ zu streiten. 
Aber was für viele noch als ‚Utopie‘, als ‚Nicht-Ort‘, als ein ‚U-Topos‘ noch nicht 
eingelöst erscheint, ist als ein ‚Ort‘ schaffbar, als:  -Topos 
Ich spüre: 
Die Welt ist bereit, sich mir anzuvertrauen und sie wartet auf jeden einzelnen (La-
loux, 2015, 9) – und deshalb nehme ich das Streit-Gespräch mit Goliath auf! Wie 
sagt doch Margret Mead: ‚Unterschätze niemals die Kraft einiger engagierter 
Menschen, die Welt zu verändern. In der Tat wurde die Welt nur durch solche 
Menschen verändert‘ (Laloux, 2015, 9). 
Und wenn es im Diskurs nicht geht, dann greifen wir zu scharfen Waffen. Lea-
dership im 21. Jahrhundert ist eine Sache auf ‚Leben und Tod‘ (Scharmer, 2007, 
116). 
 
Auf das engere Feld Schule bezogen, drückt dies Becker so aus: 
 
„…Ergänzend zur Leistungszentrierung des Bildungssystems (wird) eine empa-
thische, personen- und entwicklungsbezogene Pädagogik etabliert oder die hoch 
selektiven Mechanismen des bestehenden Schulsystems werden schlichtweg im 
‚Inklusionssystem‘ weitergeführt“ (Becker, 2015, 152).  
 
Das Statement ist klar und provokativ, was ihm folgen muss, ist ein co-
operatives und co-kreatives Engagement für das erst noch zu schaffende 
‚Kulturfeld Inklusion‘. Daraus ergibt sich, setzen wir einen Zeitrahmen von 
weiteren zehn Jahren, eine Agenda IFO 2026 als Neube-Sinn-ung und Neu-
Gestaltung der IFO. 
Inspiration vier 
Aufgabe ist es also, durch die kommenden IFO-Tagungs-Portale mit Durch-
blick auf deren Zeit-Raum viertes Jahrzehnt hindurchzusehen und hindurch-
zugehen, hin auf neue Plattformen und hinein in Netzwerke, die Raum geben, 
Partei zu ergreifen, im Sinne des Modells ‚U‘. Wer sich neutral verhält, bleibt 
vor dem Portal stehen. Es geht darum, nicht mit dem bekannten – und hier 
abgewandelten – Gleichnis belegt zu werden: Eher kommt ein Kamel durch 
ein Nadelöhr, als wissenschaftlich neutral Forschende in eine inklusionsoffen 
werdende Kulturlandschaft. 
Wissenschaftler_innen sind Aktionsforscher_innen, die mit Haut und Haaren 
in die Praxis hineingehen und buchstäblich zu dem werden, was ihre For-
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schung untersucht; sie schafft Räume, in denen Praktiker_innen die ihrer 
Praxis innewohnende Theorie reflektieren…und die gemeinsam mit Prakti-
ker_innen, Institutionen und politisch Verantwortlichen neue Wirklichkeiten 
in die Welt bringen und in Szene setzen (vgl. Käufer & Scharmer 2000, 21). 
Mit Frederic Laloux werden in „der integralen evolutionären Perspektive … 
Organisationen nicht länger als Eigentum gesehen, nicht einmal als geteiltes 
Eigentum, das den unterschiedlichen Interessengruppen dient. Die Organisa-
tion wird als ein Energiefeld, als ein emergierendes Potenzial und als eine 
Lebensform gesehen, die ihre Interessengruppen übersteigt und ihrem eige-
nen evolutionären Sinn folgt. In diesem Paradigma ‚führen‘ wir nicht die 
Organisation, nicht einmal dann, wenn wir der Gründer_innen oder Besit-
zer_innen sind. Stattdessen sind wir Begleiter_innen der Organisation: Wir 
sind das Instrument, das auf das tiefe kreative Potenzial der Organisation hört 
und ihr hilft, ihre Aufgabe in der Welt zu verwirklichen“ (Laloux, 2015, 
223). Ob wissenschaftliche Hochschulen sich in eine solche Richtung werden 
bewegen wollen? 
Solche Inspirationen sind nur kleine Elemente im angedeuteten Entwick-
lungsprozess. Ich greife noch einmal auf eine immer wieder kehrende Be-
merkung aus den ‚Reihen der Sonderpädagogik‘ zurück, dass sich die ‚Inklu-
sionsvertreterinnen und Inklusionsvertreter‘ gerne als ‚moralisch überlegen‘ 
respektive ‚überheblich‘ verhalten würden. Ich frage mich hierbei immer 
wieder, was solche kleinen Stiche und Wortscharmützel sollen? Sie bewirken 
emotionale Distanz und ein sich Verschließen gegenüber dem anderen, bevor 
ein sachliches und vor allem kommunikatives Sich befassen mit den Fragen 
begonnen hat. Bernard Lievegoed drückt es so aus: „… wir werden große 
Schwierigkeiten überwinden müssen. Und die bedeutendste ist wohl die, dass 
wir lernen müssen, zusammenzuarbeiten… Statt die anderen kleiner zu ma-
chen, (müssen) wir lernen, einander größer zu sehen“ (Lievegoed, 1993, 
110). Auf IFO Tagungen mag es nicht ganz so ‚zugehen‘ – ‚man ist ja unter 
sich‘–, aber auch hier steht der intellektuelle Disput mittels Referaten und 
Vorträgen im Vordergrund. Ist es nicht viele spannender, sich einem kom-
munikativen Handeln auszusetzen. Die Geschichten von Erik Körmann,  
Armin Rist und von ‚David und Goliath‘ können hier nur andeutungsweise 
‚impulsieren‘, wie ein kommunikativer Um-Gang aussehen kann. Was er 
bewirkt ist dem Erfahrungsraum vorbehalten, wenn er von der Prämisse aus-
geht, dass „Gespräche eine lebendige Verkörperung sozialer Felder (sind)“ 
(Scharmer, 2009, 269). 
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„Viel hat erfahren der Mensch, seit ein Gespräch wir sind und hören können von-
einander“ – viel wird er noch erfahren können, wenn wir uns tiefgreifender ein-
lassen auf das Gespräch, das wir sind, wenn wir nicht nur hören können von-
einander, sondern hören wollen auf das, was in die Welt kommen möchte. 
Ob für die Idee der Inklusion die Erkenntnis Victor Hugos schon zutrifft oder die 
Zeit erst noch reifen muss für Inspirationen, wie sie sich in Otto Scharmers U-
Dynamik und in Frederic Lalouxs Gestaltung sinnstiftender Formen der Zusam-
menarbeit verkörpern, mag offen bleiben. Aber der Ruf ergeht bereits. Um ihn zu 
hören und von ihm geleitet zu wirken, bedarf es „neuer Orte für die tieferen sys-
temischen Fragen heutiger Transformationsprozesse…“ (Scharmer, 2009, 459). 
 
Jenseits des Vorwurfs ‚moralischer Überlegenheit oder Überheblichkeit‘ geht 
es um ganz anderes: „…eine globale Gemeinschaft von Praktikern und For-
schern aufbauen, die sich über die tieferen Aspekte ihrer Veränderungsarbeit 
austauschen und die durch die gemeinsam weiterentwickelte Presencing-
Praxis eine soziale Technik in die Welt bringen, die den Menschen und den 
Beteiligten in allen Kulturen und Bereichen der Gesellschaft hilft, von der 
Opferrolle in den Zustand der gemeinsamen Wahrnehmung, Gegenwärtigung 
und Gestaltung zu kommen“ (Scharmer, 2009, 459). Dann werden auch Tag-
ungen, wie die der Inklusionsforscherinnen und Inklusionsforscher, sich 
wandeln zu Tat-ungen, durch die sich die Kraft reif gewordener Ideen entfal-
tet. 
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Leistung in der Inklusiven Pädagogik –  
normalismustheoretisch reflektiert 
 
 
 
 
Die Integrationspädagogik der 1980er und 90er Jahre hat das gesellschaftli-
che Leistungsprinzip auf den Kopf zu stellen versucht, sowohl in ihren theo-
retischen Diskursen mit transnormalistischen Konzepten als auch in den 
Praxismodellen mit radikal flexibel normalistischen Arbeitsansätzen. Wie 
nimmt nun die Inklusive Pädagogik der 2000/2010er Jahre diese Ansätze auf, 
und kann sie sie für ihre – erweiterten – Aufgabenstellungen nutzen und wei-
terentwickeln? 
In diesem Beitrag werden die Strukturen der Leistungsgesellschaft, die das 
gesamte Bildungswesen durchziehen, normalismustheoretisch analysiert. 
Diskutiert wird, mit welchen Herausforderungen die Inklusive Pädagogik auf 
dem gesellschaftlichen Basisnormalfeld der Leistung konfrontiert wird. 
1 Zur Aktualität des Themas „Normalität“ 
Das Thema Normalität, mit dem ich mich seit 20 Jahren wissenschaftlich 
beschäftige (vgl. Schildmann 1997, 2002, 2004, 2009, 2015), hat sich bis 
heute nicht erledigt, im Gegenteil: Mit den seit der Jahrhundertwende durch-
geführten internationalen schulischen Vergleichsstudien PISA, IGLU, 
TIMSS u.ä. zum durchschnittlichen Leistungsstand der Jungen und Mädchen 
unterschiedlicher Altersgruppen in den OECD-Ländern, aber auch mit der 
UN-Behindertenrechtskonvention (UN-BRK), in deren Rahmen u.a. die 
staatlich eingegangene Verpflichtung zur Einführung einer inklusiven Päda-
gogik angesiedelt ist (und damit in Deutschland der Abbau hierarchischer 
Strukturen des Bildungssystems), ist das Thema Normalität – mit dem für die 
Bildungspolitik zentralen Basisnormalfeld Leistung – neu angefacht worden. 
Es hat also in den letzten 20 Jahren an Aktualität nichts eingebüßt. Dies wird 
schließlich auch im pädagogischen Diskurs über den Umgang mit Heteroge-
nität deutlich, der auch den gesellschaftlichen Umgang mit Normalität wider-
spiegelt. Dabei meinen nicht alle, die vom Umgang mit Heterogenität reden, 
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dasselbe. Ich nehme zwei entscheidend unterschiedliche Positionen dazu 
wahr: 
Die eine Position basiert auf den Zielsetzungen der integrativen (bzw. heute 
inklusiven) Pädagogik der letzten 40 Jahre, die in der wertschätzenden Ak-
zeptanz der Verschiedenheit der zu erziehenden Kinder und Jugendlichen 
zum Ausdruck kommt und zum Ausgangspunkt aller pädagogischen Bemü-
hungen gemacht wird. Diese Position erhebt einen hohen Anspruch an die 
pädagogische Praxis (zuletzt exemplarisch ausgeführt von Annedore Prengel 
2015). Die andere Position resultiert – schlicht und pragmatisch – aus der 
Erkenntnis, dass die nachwachsenden Generationen mehr durch individuelle 
Verschiedenheit (Heterogenität) als durch Gleichheit (Homogenität) gekenn-
zeichnet seien, und dass sich die Pädagogik deshalb mehr als bisher auf die 
Heterogenität der Schülerschaft einstellen müsse. Diese Position wird durch 
die genannten internationalen Vergleichsstudien gestützt, die gezeigt haben, 
dass es – bezogen auf das deutsche Bildungssystem – ein breites Überlap-
pungsfeld in den Leistungen zwischen den hierarchisch gegliederten Schular-
ten (Gymnasium, Gesamtschule, Realschule, Hauptschule, Sonderschulen) 
gibt (vgl. Faulstich-Wieland, 2011, 9), wodurch das Bildungssystem mit 
seinem Anspruch auf eine leistungsorientierte Homogenisierung der Schüler-
schaft in Legitimationsnot geraten ist.  
Die vertiefte Beschäftigung mit diesen hier angerissenen Positionen (vgl. 
dazu Schildmann 2016) lässt erkennen, wie wichtig es ist, die Argumenta-
tionsfigur des Umgangs mit Heterogenität in Theorie und Praxis weiterhin 
kritisch zu analysieren. Die Lektüre neuerer Publikationen der Erziehungs-
wissenschaft 1  vermittelt den Eindruck, dass sich der Normalismus in der 
Bildung in den unterschiedlichen Positionen zum Umgang mit Heterogenität 
abbildet:  
Die überwiegend protonormalistische Positionierung mit dem Leitziel mög-
lichster Homogenisierung von Lerngruppen ist diskursiv noch nicht (gänz-
lich) überwunden. Jedoch werden flexibel normalistische Ansätze im Sinne 
eines pragmatischen Umgangs mit Heterogenität vermehrt vertreten und 
stehen inzwischen im Zentrum des erziehungswissenschaftlichen Diskurses, 
wogegen transnormalistische Ansätze der positiv wertschätzenden Anerken-
nung von Heterogenität im Sinne einer allgemeinen integrativen Pädagogik 
für alle Kinder (Feuser 1989), einer „Pädagogik der Vielfalt“ (Prengel 1993, 
2015) und ähnlicher (radikaler) Ansätze gegenüber den Mehrheitspositionen 
                                                          
1  Vgl. exempl. den in der Zeitschrift „Erwägen Wissen Ethik“ 2015 geführten Fach-Diskurs 
über die „Pädagogik der Vielfalt“ (mit Hauptartikel von Annedore Prengel und 45 daran ori-
entierten wissenschaftlichen Stellungnahmen) oder auch das „Handbuch Geschlechterfor-
schung und Fachdidaktik“, hrsg. von Kampshoff &Wiepcke 2012. 
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noch (wenn auch mit der UN-BRK im Rücken) erkämpft werden müssen. 
Damit wird auch deutlich, dass eine kritische Normalismusanalyse weiterhin 
als angezeigt gilt. Auch der in Deutschland relativ neue Diskurs der Disabili-
ty Studies über „Ableism“ bezieht sich – direkt oder indirekt – auf gesell-
schaftliche Normalitäten und ist deshalb auf einen kritischen Normalismus-
diskurs angewiesen. Aus diesem Grunde werden im Folgenden die wichtigs-
ten Strukturmerkmale des Normalismus nochmals zusammengefasst. 
2 Strukturmerkmale des Normalismus unter besonderer 
Berücksichtigung des Basisnormalfeldes Leistung 
In Abgrenzung zur Normativität ebenso wie zum Üblichen/Alltäglichen dient 
der Normalismus als ein gesamtgesellschaftliches (politisches und soziales) 
Regulativ auf der Basis massenhafter Verdatung und Orientierung an statisti-
schen Durchschnitten. Diese Orientierung „dient den modernen Subjekten als 
soziale (Selbst-)Vergewisserung darüber, dass sie sich in der Mitte der Ge-
sellschaft befinden und auf diese Weise zur Gemeinschaft gehören. So wirkt 
sie der Denormalisierungsangst der Individuen (vor sozialer Abweichung) 
entgegen. Diese gesellschaftliche Struktur erfordert die Selbstnormalisierung 
der Subjekte bzw. die Herausbildung normalistischer Subjektivitäten“ (Her-
vorheb. d. Verf.; Schildmann, 2009, 204, in Anlehnung an Link, 1997, 2002). 
Konstituierend für die soziale Funktion der Normalität sind nach Jürgen Link 
(1997) so genannte Basis-Normalfelder: Leistung, Gesundheit, Intelligenz, 
Sicherheit, Solidarität, Sexualität u.a. Für all diese Felder werden Indikatoren 
entwickelt, die den gesellschaftlichen Bedürfnissen und Tendenzen immer 
wieder neu angepasst werden (vgl. Link, 1997, 321). Ein Basis-Normalfeld 
übernimmt die soziale Funktion, dass sich die einzelnen Menschen auf ihm 
anderen gegenüber positionieren und miteinander in Vergleich treten. Für den 
vorliegenden Beitrag sei hier gezielt hervorgehoben: In der modernen Gesell-
schaft, die unser Leben strukturiert, stellt Leistung ein, wenn nicht gar das 
zentrale Basisnormalfeld dar; denn diese Gesellschaft bezeichnet sich selbst 
zuvorderst als Leistungsgesellschaft (vgl. Schildmann 2002, Prengel 2015). 
Das trifft nicht nur für das Gebiet der Arbeit, sondern ebenso für das der 
Bildung zu. 
Zwischen dem, was die moderne Gesellschaft für normal bzw. für abwei-
chend hält, werden, orientiert an wirtschaftlichen, politischen und sozialen 
Erwägungen und Zwängen, bestimmte Grenzen gezogen. Im Laufe der Nor-
malismusgeschichte haben sich zwei Strategien herausgebildet, Protonorma-
lismus und flexibler Normalismus:  
 
 86 | Ulrike Schildmann 
Den Protonormalismus charakterisiert Link als eine Strategie mit möglichst 
fixen und engen Grenzzonen. Als Subjektivierungstaktiken entsprechen ihm: 
Außenlenkung, Abrichtung, Dressur, Disziplinierung (vgl. Link, 2002, 541f). 
Dagegen tendiert die flexibel normalistische Strategie dazu, die Normalitäts-
spektren maximal auszudehnen, Normalitätsgrenzen flexibel zu halten und 
breite Übergangszonen (Risikobereiche) zwischen Normalität und Abwei-
chung zu erlauben. Die entsprechende Subjektivierungstaktik lautet: Selbst-
normalisierung der Subjekte (vgl. Link, 2002, 542). Diese beiden Strategien 
des Normalismus gehören zusammen, sie können sich – je nach gesellschaft-
lichen Entwicklungen – gegenseitig ablösen.  
Ein dritte hier zu erwähnende Strategie, die für die integrative bzw. inklusive 
Pädagogik von besonderer Bedeutung ist (vgl. Schildmann 2016), wird als 
Transnormalismus bezeichnet und ist also jenseits des Normalismus angesie-
delt. Jürgen Link versteht darunter ein nicht auf statistischen Durchschnitten 
fußendes Konzept:  
 
„Die Zonen möglicher transnormalistischer Exploration lagen und liegen stets un-
eindeutig und unentschieden in einer Art Schwebezustand an der Grenze des fle-
xiblen Normalismus, in den zurück sie jederzeit ,gefloatet‘ werden konnten und 
können“ (Link, 1997, 33).  
 
Für Link ist diese Diskursstrategie eine normalismustheoretisch zu vernach-
lässigende, da sie nur eine Randerscheinung des Normalismus – mit seinen 
eben beschriebenen Charakteristika – darstelle. Genau damit komme ich 
jedoch zu einem wesentlichen Inhalt dieses Beitrags. 
3 Zum Umgang mit dem gesellschaftlichen Basisnormalfeld Leistung in 
der Integrationspädagogik 
Während sich der Normalismusforscher Link, wie dargestellt, auf die Struk-
turen und Zusammenhänge von Protonormalismus und flexiblem Normalis-
mus konzentriert und den Transnormalismus nur am Rande berührt, ist gera-
de diese Randerscheinung des Normalismus zu einem Hauptthema der in den 
1970er Jahren entstandenen Integrationspädagogik geworden. Seit den 
1980er Jahren war, bis zu ihrer Einmündung in die inklusive Pädagogik, die 
integrationspädagogische Theorieentwicklung geradezu auf transnormalisti-
sche Strukturen fixiert. Ich erinnere an das umfassende Integrationsverständ-
nis Georg Feusers: 
 
„Integrationspädagogik bedarf einer Pädagogik, in der alle Kinder in Kooperation 
miteinander auf ihrem jeweiligen Entwicklungsniveau an und mit einem gemein-
samen Gegenstand spielen und lernen“ (Feuser, 1986, 129). 
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In diesem Sinne entwarf er im Laufe der 1980er Jahre eine „Allgemeine 
integrative Pädagogik und entwicklungslogische Didaktik“ (Feuser 1989) mit 
einer umfassenden, weit über behinderungsspezifische Anliegen hinausge-
henden, Theoriekonzeption. In allen modellhaften Konzeptionen der Integra-
tionspädagogik, nicht nur bei Georg Feuser, spielte das Basisnormalfeld 
Leistung – direkt oder indirekt – eine herausragende Rolle. Denn gerade 
Leistungsanforderungen, Leistungsvergleiche, Leistungsversagen kennzeich-
neten das traditionelle Bildungssystem, das durch die Integrationspädagogik 
fundamental in Frage gestellt werden sollte. Detailliert nachweisen konnte 
ich die Relevanz des Basisnormalfeldes Leistung für die Integrationspädago-
gik in meiner exemplarischen qualitativen Inhaltsanalyse der Publikationen 
(1979-2000) der Integrationspädagogin Annedore Prengel (vgl. Schildmann 
2004). Festzustellen war bei ihr eine Entwicklung von der Kritik der hierar-
chisch orientierten Leistungsorientierung des traditionellen Schulsystems hin 
zu einem diskursiv veränderten pädagogischen Leistungsverständnis. Im 
Zuge der Entwicklung ihrer „Pädagogik der Vielfalt“ (1993) machte Prengel, 
auch in Abgrenzung von der damals noch sehr aktuellen Reformstrategie des 
Normalisierungsprinzips, folgende Ausführungen: 
 
„Integrative Pädagogik ist ein Reformansatz, in welchem, anders als im Normali-
sierungskonzept, die Heterogenität der Schülerinnen und Schüler explizit im Mit-
telpunkt aller theoretischen Überlegungen und praktischen Vorhaben steht“ 
(Prengel, 1993, 157). 
 
Sie wandte sich gegen das Lernen im Gleichschritt und setzte sich für eine 
Wertschätzung der individuellen Leistungsfortschritte und damit für ein 
grundlegend neues Leistungsverständnis ein (vgl. Schildmann, 2004, 146). In 
den folgenden Jahren beteiligte sie sich daran, ihr integrationspädagogisches 
Verständnis von Leistung auf dem diskursiven Spezialfeld der Grundschule 
praktisch umzusetzen, hin „zu einem Schulanfang ohne Aussonderung mit 
einem Modell der heterogenen Lerngruppe, welches alle Lernniveaus (auch 
Behinderungen) einschließe“ (Schildmann, 2004, 149 in Anlehnung an Pren-
gel, 1997, 116f). So wurde Leistung, wie auch bei anderen Integrations-
pädagog_innen festzustellen, folgendermaßen diskursiv umdefiniert zu einer 
individuellen Größe: 
 
„Es ist normal, dass jeder bestimmte Dinge (was immer es sei) kann und anderes 
eben nicht. Das ist kein Anlaß für Minder- oder Höherbewertungen“ (Prengel, 
1995, 418). 
 
Theoretisch löste sich der integrationspädagogische Leistungsbegriff also von 
der gedachten gesellschaftlichen Mitte ab und mündete in transnormalistische 
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Reflexionen über neue Ordnungskriterien. Auf dem Feld der integrationspä-
dagogischen Praxis gehörte Annedore Prengel zu den ersten, die sich für die 
bildungspolitische Durchsetzung eines allgemeinen ´Schulanfangs ohne Aus-
grenzung` einsetzten (vgl. Schildmann, 2004, 164f). Vor diesem Hintergrund 
war damit zu Beginn der 2000er Jahre festzustellen:  
 
„... auf dem Basis-Normalfeld Leistung befindet sich die zentrale Konfliktebene 
zwischen den Vertretern schulischer Homogenität und Heterogenität. Es werden 
nämlich unterschiedliche Arten von Leistung favorisiert“ (Schildmann, 2004, 
150). 
 
Entsprechend muss die integrative/inklusive Pädagogik immer wieder von 
Neuem nachweisen, dass das allgemeine Leistungsniveau durch Individuali-
sierung und Binnendifferenzierung des Unterrichts keinesfalls sinkt, sondern 
erhalten bleibt oder sogar steigt. 
4 Leistung in der Inklusiven Pädagogik – ein Fass ohne Boden? 
Die Ausführungen haben gezeigt, dass die Integrationspädagogik der letzten 
40 Jahre als Vorläuferin der Inklusiven Pädagogik anzusehen ist. Das wird im 
aktuellen Diskurs über die Inklusive Pädagogik – weshalb auch immer – 
häufig übersehen; wogegen als Ausgangspunkt für die Inklusive Pädagogik 
ausschließlich die UN-BRK von 2006 angenommen wird. Auf die im Rah-
men der Integrationspädagogik geführten integrationspädagogischen Debat-
ten zum Umgang mit dem Leistungsprinzip in der Bildung kann also zurück-
gegriffen werden; denn die Auseinandersetzung mit diesem bleibt aktuell, 
wie auch die folgenden – menschenrechtlich orientierten – Ausführungen 
Annedore Prengels zur „Pädagogik der Vielfalt“ (2015) belegen: 
 
„Inklusion anerkennt die gesellschaftliche Relevanz gemäßigter, möglichst fairer, 
meritokratischer Strukturen, geht aber über sie hinaus und durchkreuzt ihre Do-
minanz, indem sie ihnen eine zweite Perspektive hinzugesellt, die die Pluralität 
der Lebenslagen, Lebensformen und Lebensweisen berücksichtigt. In inklusiven 
pädagogischen Lerngruppen werden pädagogische Beziehungen angestrebt, die 
lernförderliche motivierende Anerkennung für Schülerinnen und Schüler aller 
Leistungsniveaus ermöglichen... In der Verminderung meritokratischer Entwer-
tung und in der Einbeziehung und Anerkennung pluraler Lebenssituationen, seien 
sie von Kreativität und Entgrenzung oder von Abhängigkeit und Verletzbarkeit 
beeinflusst, besteht der Beitrag der Pädagogik der Vielfalt zur Arbeit an spätmo-
dernen Herausforderungen in der Sphäre der Bildung“ (Prengel, 2015, 161f). 
 
Im Fokus der Inklusiven Pädagogik stehen sich also sehr unterschiedliche 
soziale Ungleichheitslagen und damit soziale Strukturkategorien und gegen-
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über. Nicht mehr nur oder vorrangig die Kategorie Behinderung wird fokus-
siert, wie dies in der integrativen Pädagogik üblich war, sondern auch die 
Kategorien Geschlecht, sozialer und kultureller Hintergrund sowie Alter 
rücken in den Vordergrund der Bewusstheit über plurale Lebenssituationen 
(s.o.) und sind – im Sinne der Intersektionalitätsforschung – auf ihre mögli-
chen Wechselwirkungen hin zu befragen. Für den normalismustheoretischen 
Diskurs bedeutet dies, dass die Auseinandersetzung über Leistung in der 
Bildung noch wichtiger und vor allem noch komplexer wird als in der Vor-
läuferbewegung der Integrationspädagogik: Denn die einzelnen sozialen 
Ungleichheitslagen gehen auf dem Basisnormalfeld Leistung unterschied-
lichste Verhältnisse miteinander ein. Die Aufgaben der Forschung wie auch 
der pädagogischen Praxis werden also nicht einfacher, sondern vielschichti-
ger und damit komplexer. 
Welchen Einfluss der Diskurs der Disability Studies über „Ableism“, in dem 
die Normalismusanalyse als Hintergrundfolie genutzt wird (vgl. Zeitschrift 
Inklusion online 2015; Köbsell 2016) auf die hier angesprochenen Problem-
stellungen haben wird, ist für mich, hier und heute, eine offene Frage.  
Schließlich sollte der Zeitgeist im Zuge der aktuellen Flüchtlingspolitik kri-
tisch reflektiert werden, weil unter deren Dach eine neue Debatte über „Unse-
re heilige Mitte“ (TAZ vom 18. Dez. 2015/Anne Fromm), d.h. über die ge-
sellschaftliche Normalität in Deutschland stattfindet, die auch vor dem ge-
sellschaftlichen Inklusionsdiskurs und dessen alternativen Leistungs-
konzeptionen nicht Halt macht.  
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Nadine Dziabel 
 
Inklusion durch Interdependenz –  
Reziprozität als Bedingung von Inklusion? 
 
 
 
 
Der vorliegende Beitrag setzt sich kritisch mit an Leistungskriterien gebun-
denen Bedingungen von Inklusion vor dem Hintergrund von Reziprozitäts- 
und Interdependenzbeziehungen auseinander. Im Rahmen der Inklusion von 
Menschen mit Behinderungen in eine Leistungsgesellschaft stellen sich dies-
bezüglich Fragen nach der Bewertung und Anerkennung von deren Leistun-
gen, die als Gaben und Gegengaben in die Kalkulation von Reziprozität ein-
gehen, sowie Fragen nach der Plausibilität von Reziprozität als sozialinte-
grative Norm.  
1 Einleitung 
Die Reziprozitätsnorm steuert maßgeblich soziale Interaktionen auf individu-
eller und gesellschaftlicher Ebene. Wechselseitigkeitsbeziehungen sind all-
gegenwärtig – in der Schule, auf dem Arbeitsmarkt, in Nachbarschaft, Fa-
milie und im Freundeskreis. Für Interdependenz, verstanden als Einbindung 
in soziale Netze und in die gesellschaftliche Arbeitsteilung, und Reziprozität 
als spezifischen Modus für diese Einbindung, spielen Vorstellungen von 
Leistung und Leistungsfähigkeit eine wesentliche Rolle (vgl. Kronauer 2010, 
147). Die Beteiligung an Reziprozitäts- und Interdependenzbeziehungen von 
Menschen, die zumeist als nicht in vollem Sinne leistungsfähig gesehen wer-
den und in manchen Fällen erhebliche Unterstützung bei der Lebensbewälti-
gung benötigen, ist bisher nur marginal und unter einer Defizitperspektive 
betrachtet worden. Überwiegend wird bisher davon ausgegangen, dass gerade 
Menschen mit Behinderungen nicht im Stande sind, sich angemessen in die 
gesellschaftliche Arbeitsteilung einzubringen und erhaltene Leistungen zu 
erwidern (vgl. Gouldner 1984, 110; vgl. Wilken 1999, 27f; vgl. Jochimsen 
2003, 40; vgl. Koob 2007, 76; vgl. Horster 2009, 156; vgl. Strehle 2009, 
131). ‚Behinderung‘ erscheint angesichts solcher Annahmen als verminderte 
Leistungsfähigkeit.  
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Anhand von drei Thesen sollen nachfolgend gängige Annahmen über die 
verminderte Leistungsfähigkeit von Menschen mit Behinderungen im Zu-
sammenhang mit Reziprozität beleuchtet werden. 
2 Reziprozität als sozialintegrative Norm 
Der Begriff Reziprozität leitet sich aus dem lateinischen Wort reciprocus ab 
– einer Verknüpfung aus retro/rückwärts und protinus/vorwärts – und meint 
übersetzt so viel wie ‚auf demselben Weg zurückgehend‘. Je nach disziplinä-
rer Sichtweise wird er anders definiert und dient herkömmlicherweise als 
Oberbegriff für verschiedene Verbindlichkeitsarrangements, die auf Wech-
selseitigkeit1 von Geben und Nehmen sowohl materieller als auch immateri-
eller Güter beruhen (vgl. Sahlins, 1974 nach Mau, 2002, 354). 
Zwischen normativen und deskriptiven Anteilen von Reziprozität wird nicht 
immer strikt unterschieden, allen disziplinären Sichtweisen ist jedoch ge-
meinsam, dass sie mit Reziprozität auf ein ‚Sollen‘ verweisen. Das ‚Sollen‘, 
auf das zeit- und kulturunabhängig immer wieder hingewiesen wird, besagt, 
dass erhaltene Gaben erwidert werden müssen. Es wird erwartet, dass er-
brachte Leistungen zurückerstattet bzw. mit einer Gegenleistung abgegolten 
werden. Reziprozität kann demnach als ein „universalhistorisches Verhal-
tensprinzip“ (Hofmann, 2008, 13) betrachtet werden, welches maßgebend bei 
der Entwicklung und Aufrechterhaltung sowohl von interpersonalen Bezie-
hungen als auch von funktional-differenzierten Strukturen in einem sozialen 
System ist (vgl. ebd.). Im Gegensatz zum ökonomischen Tausch geht es bei 
der Reziprozität nicht in erster Linie um den unmittelbaren Transfer von 
Leistung und Gegenleistung, sondern darum, längerfristige soziale Beziehun-
gen zu stiften (vgl. Stegbauer, 2011, 48). Dies ist vor allem durch die sog. 
generalisierte Reziprozität möglich, die eine zeitliche Verzögerung der Ge-
gengabe oder die Übernahme der Gegengabeverpflichtung durch eine andere 
Person als den Empfänger erlaubt. Damit erhöht sich die Toleranzschwelle 
für ein zeitweiliges Ausbleiben von Gegenleistungen. 
Auf der Ebene funktional-differenzierter Sozialstrukturen wird synonym zum 
Begriff der generalisierten Reziprozität der Begriff „Solidarität als wechsel-
seitige Verpflichtung in einer bestimmten Bezugsgruppe“ (Heinig, 2008, 
123) verwendet.2 Aktuelle Forschungen zur Akzeptanz wohlfahrtsstaatlicher 
Maßnahmen bekunden die große Relevanz der Reziprozitätsnorm. Sie hat 
                                                          
1  Die Begriffe Wechsel- und Gegenseitigkeit werden nicht immer, aber in den meisten Fällen 
und auch innerhalb dieses Beitrags synonym verwendet.  
2  Für „Solidarität als Eintreten für die Schwachen“ und „Solidarität als Chiffre für gesamtge-
sellschaftlichen Zusammenhalt“ (Heinig, 2008, 123) spielt ein ausgewogener Ausgleich von 
Leistung und Gegenleistung eine weniger wichtige Rolle. 
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einen wesentlichen Einfluss darauf, wie groß der Wille zur Solidarität ist. Die 
Bereitschaft, Leistungen für andere und mithin für die Gemeinschaft zu er-
bringen, ist innerhalb eines gesellschaftlichen Kollektivs dann höher, wenn 
zumindest der Eindruck bei den ‚Geber_innen‘ vorliegt, etwas im Gegenzug 
zurückzubekommen. Ausgehöhlt wird eine solche Bereitschaft, sobald die 
Einsicht vorherrscht, die Empfänger_innen von Leistungen würden ihrer 
Pflicht zur Reziprozität nicht nachkommen (vgl. Mau, 2002, 353). Dadurch 
erklärt sich auch der „scheinbar widersprüchliche Befund, daß (sic) es, zieht 
man die Sozialleistungen des Staates als Indikator heran, noch nie so viel 
‚Solidarität‘ wie heute gegeben hat, andererseits aber gemeinhin eine zuneh-
menden (sic) Entsolidarisierung der Gesellschaft infolge von Prozessen der 
Ökonomisierung und Individualisierung beklagt wird“ (Heinig, 2008, 123). 
In Deutschland setzt Solidarität „sowohl legitimatorisch als auch organisato-
risch nicht an dem Bürgerstatus, sondern vielmehr an dem Lohnabhängigen-
status an; vorangegangene (Beitrags-)Leistungen sind die Voraussetzung für 
die Gewährung der meisten sozialen Leistungen oberhalb des bedarfsgeprüf-
ten Fürsorgeniveaus“ (Brettschneider, 2007, 368). Hier zeigt sich deutlich die 
Bedeutung von Leistung im Sinne von Berufsleistung und Erwerbsarbeitsbe-
teiligung für gelingende Wechselseitigkeitsbeziehungen. In einer arbeitsteili-
gen Leistungsgesellschaft wird „als Leistung, nach der sich die Zuteilung 
materieller und sozialer Chancen richten solle, in erster Linie immer Berufs-
leistung und Erwerbsarbeit … verstanden“ (Bolte, 1979, 18f). 
Alltägliche und allgegenwärtige Prozesse der Wechselseitigkeit (beispiels-
weise unter Nachbar_innen, Freund_innen und Liebenden) zeugen davon, 
dass auch in interpersonalen Beziehungen reziprokes Verhalten impliziert 
wird; Erwartungen von Reziprozität bestimmen Interaktionen stark. Für die 
Stiftung und Aufrechterhaltung stabiler interpersonaler Beziehungen ist ein 
ausgewogener Ausgleich von Geben und Nehmen, Leistung und Gegenleis-
tung von großer Bedeutung. Dies ist vor allem dann der Fall, wenn diese 
nicht maßgeblich durch emotionale Bindung gesteuert sind, wie bspw. inner-
halb der Familie. Der Stellenwert von Reziprozität zeigt sich besonders dann, 
wenn auf ausbleibende Gegenleistungen mit Verärgerung oder Beziehungs-
abbruch reagiert wird (vgl. Lessenich & Mau, 2005, 264). Die Bedeutung, die 
Leistungen auch für außerberufliche interpersonale Wechselseitigkeitsbezie-
hungen einnimmt, wird hier virulent.  
3 Behinderung und Reziprozität  
Im Diskurs um Reziprozität wird ‚Behinderung‘ bis dato als allgemeine Ka-
tegorie für jene Personen verwendet, die der Reziprozitätsnorm aufgrund 
ihrer (vermeintlichen) Unfähigkeit, etwas zur sozialen Kooperation beizutra-
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gen und erfahrene (Hilfe-)Leistungen zu erwidern, nicht entsprechen (kön-
nen) (vgl. Gouldner, 1984).  
Diese Zuschreibung hat in Bezug auf Menschen mit Behinderungen paradoxe 
Konsequenzen: „Ihre soziale Situation ist gekennzeichnet durch einen ele-
mentaren Widerspruch zwischen offizieller Entlastung für ihre Abweichung 
von der Norm einerseits und tatsächlicher Diskriminierung mit Zuweisung 
einer besonderen, abweichenden Rolle andererseits“ (Cloerkes, 2001, 143). 
Auf der einen Seite müssen sie der Norm zur Reziprozität nicht entsprechen 
(einerlei, ob sie dies wollen oder können), auf der anderen Seite hat dies zur 
Folge, dass dort, wo Reziprozität hoch bedeutsam ist – zum Beispiel im Kon-
text der Inklusion in eine Leistungsgesellschaft –, keine gleichberechtigte 
Teilhabe möglich ist.  
Dies problematisieren auch zahlreiche Vertreter aus dem Feld der Heil- und 
Sonderpädagogik. Sie weisen darauf hin, dass „[d]urch den … Verzicht auf 
die Reziprozitätsnorm in sozialen Beziehungen zu behinderten Menschen … 
diese in eine einseitige Abhängigkeitsposition gedrängt [werden], da ihre 
Gegenleistungen nicht als solche anerkannt werden“ (Siegert, 2006, o.S.). 
Daraus ergibt sich folgende erste These: Die allgemeine Orientierung an der 
Reziprozitätsnorm im sozialen Miteinander bei gleichzeitiger Negierung 
dieser Norm im Umgang mit Menschen mit Behinderungen führt dazu, den 
Sonderstatus behinderter Menschen zu reproduzieren. 
Zu problematisieren in diesem Zusammengang ist natürlich auch die Annah-
me, Menschen mit Behinderung seien nicht dazu fähig, Gegenleistungen für 
erhaltene Gaben zu erbringen. Diese ist höchst fragwürdig, denn sie ist unge-
rechtfertigt generalisierend und stark defizitorientiert. Es wird übersehen, 
dass nicht nur Beeinträchtigungen das Vermögen zur Reziprozität beeinflus-
sen, sondern auch und vor allem gesellschaftliche und umweltbedingte Rah-
menbedingungen. So sind die meisten behinderten Menschen – auch jene mit 
schweren körperlichen und kognitiven Beeinträchtigungen – zur sozialen 
Kooperation und zu einem produktiven Beitrag zum gesellschaftlichen Ge-
deihen fähig, sofern gesellschaftliche Institutionen und Strukturen so gestaltet 
sind, dass ihnen die Möglichkeiten dazu geboten werden (vgl. Quong, 2007, 
90). Zwar kann in Fällen dauerhafter, ein Leben lang bestehender schwerer 
Beeinträchtigungen ein Leistungsinput zumindest in allgemein geläufigen 
und anerkannten Formen wegfallen, dennoch muss betont werden, dass Men-
schen mit Behinderung nicht per se unfähig sind, reziprok zu handeln. „Statt 
dessen sind sie dies nur manchmal und zu anderen Zeiten sind sie auch die 
Hilfesteller und oft genug auch gleichwertig mitarbeitende Gruppenmitglie-
der“ (Lanzerath, 2000, 328). Dafür gibt es zahlreiche Beispiele aus dem be-
ruflichen und dem privaten Alltag. 
Sowohl Behinderung als auch das, was als reziproke Gegenleistung betrach-
tet wird, ist maßgeblich sozial konstruiert und relativ zu Vorstellungen über 
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Normalität und damit höchst kontingent (vgl. Gouldner 1960, 177; vgl. 
Jantzen 1987, 18; vgl. Lindmeier 2004, 47). Eine Betonung der zentralen 
sozialen Dimensionen erlaubt es, kritisch über gängige Leistungsmaßstäbe zu 
reflektieren und eine alternative Sicht auf Reziprozität und ihre Vorausset-
zungen einzunehmen. Vor diesem Hintergrund lässt sich folgende zweite 
These formulieren: Die fragwürdige Auffassung von einer verminderten Leis-
tungsfähigkeit von Menschen mit Behinderung wirkt sich negativ auf deren 
Verwirklichungschancen 3  aus, der sozialintegrativen Reziprozitätsnorm zu 
entsprechen.  
4 Reziprozität und Interdependenz als Inklusionsgaranten? 
Ein verengender Blick auf Leistung – vor allem verstanden als Berufsleistung 
– und die damit verbundene vorherrschende Annahme von einer verminder-
ten Leistungsfähigkeit behinderter Menschen tragen dazu bei, dass viele ihrer 
Bemühungen, Leistungen zu erbringen, sich an Reziprozitätsprozessen zu 
beteiligen und Interdependenzbeziehungen einzugehen, konterkariert oder 
nicht als solche erkannt und anerkannt werden. Die Beteiligung an Reziprozi-
tätsprozessen und die Einbindung in Beziehungen der Interdependenz aber 
sind von maßgeblicher Bedeutung für Inklusion. So konstatiert u.a. der Sozi-
ologe Martin Kronauer (2010, 45): „Gesellschaftliche Zugehörigkeit stellt 
sich […] wesentlich über Einbindungen in Sozialbeziehungen her, die auf 
Wechselseitigkeit beruhen: auf wechselseitiger […] Abhängigkeit in geregel-
ten Kooperationsverhältnissen [im Rahmen einer arbeitsteiligen Gesellschaft, 
N.D.], auf informeller gegenseitiger Verpflichtung in persönlichen Nahbezie-
hungen“. 
Vor dem Hintergrund der Frage nach Reziprozität als Bedingung von Inklu-
sion sind also vor allem das Ausmaß der Arbeitsmarktteilhabe und die soziale 
Einbindung von Menschen mit Behinderung relevant. Daher soll an dieser 
Stelle u.a. auf einige Befunde aus dem aktuellen Teilhabebericht der Bundes-
regierung über die Lebenslagen von Menschen mit Beeinträchtigungen zu 
den Lebensbereichen ‚Familie und soziales Netz‘ sowie ‚Erwerbsarbeit‘ 
hingewiesen werden: 
1. Beeinträchtigte Menschen leben im Vergleich zu nicht-beeinträchtigten 
Menschen häufiger allein und seltener in einer festen Partnerschaft (vgl. 
BMAS, 2013, 69). 
                                                          
3  Der Begriff der Verwirklichungschance orientiert sich an der englischsprachigen Bezeichnung 
capability, die Freiheitsspielräume zur Realisierung von Zuständen und Handlungen meint 
und damit gleichzeitig individuelle Fähigkeiten und Fertigkeiten als auch soziale Ermögli-
chungsbedingungen abdeckt (vgl. Sen, 1987, 36). 
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2. „Menschen mit Beeinträchtigungen können sich deutlich seltener auf 
Unterstützung durch Freunde und Bekannte verlassen als Menschen oh-
ne Beeinträchtigungen. Sie haben weniger Menschen, denen sie vertrau-
en, erfahren weniger Interesse und Anteilnahme und erhalten weniger 
Hilfe durch die Nachbarschaft“ (ebd., 75). 
3. Beeinträchtigte Menschen gehen seltener einer Erwerbstätigkeit nach als 
nicht-beeinträchtigte Menschen (vgl. ebd., 130). 
4. Schwerbehinderte Menschen gehen seltener einer Beschäftigung auf dem 
ersten Arbeitsmarkt nach und sind häufiger von (Langzeit-) 
Arbeitslosigkeit betroffen als ihre nicht-behinderte Vergleichsgruppe 
(vgl. BA, 2014, 3). 
5. Über die Hälfte der Menschen, die beim Wohnen auf Betreuung durch 
Eingliederungshilfe angewiesen sind, wird noch immer stationär betreut 
(vgl. BAGüS, 2013, 4). 
 
Fehlende Erwerbsbeteiligung oder die Beschäftigung in einer Werkstatt für 
behinderte Menschen, bei der es sich um ein besonderes und dementspre-
chend häufig noch immer besonderndes Arbeitsumfeld handelt, erhöht das 
Risiko, dass es zu einer Beschränkung oder zu einem „Abbruch der Wechsel-
seitigkeit sozialer Beziehungen, die durch Erwerbsarbeit gestiftet werden“, 
kommt (Kronauer, 2012, 4). Dadurch werden auch durch Reziprozität und 
Interdependenz gekennzeichnete außerberufliche soziale Beziehungen brü-
chig, u.a. da „prekäre Erwerbssituationen den Verlust der sozialen Verortung 
nach sich ziehen, weil stabile Beziehungen, die Anerkennung, Zugehörigkeit 
und Vertrauen erzeugen, verloren gehen können“ (BMAS, 2013, 78). Zu 
einem Brüchigwerden von Interdependenzbeziehungen tragen auch stationäre 
Wohnarrangements bei, denn dort „lassen sich … deutliche Einschränkungen 
der informellen sozialen Beziehungen und ein hohes Maß an abhängigen, 
nicht selbst gewählten Beziehungen, z. B. zum Personal von Einrichtungen, 
nachweisen“ (ebd., 79). 
Kommt es zu einem Bruch von Interdependenzbeziehungen, kann von Exklu-
sion gesprochen werden (vgl. Kronauer, 2010, 45). Sie stellt sich nicht nur als 
ein individuelles, sondern auch als ein gesellschaftliches Problem dar im 
Sinne einer „Erosion des gesellschaftlichen Zusammenhalts“ (ebd., 227). 
5 Fazit 
„Teilhabe steht unter der Bedingung der Erfüllung gesellschaftlicher Rezi-
prozitätserwartungen“ (Pioch, 1999, 976). Diese sind in einer Leistungsge-
sellschaft stark an einen engen Leistungsbegriff vor allem im Sinne von Be-
rufsleistung und Erwerbsbeteiligung geknüpft (vgl. Bolte, 1979, 18f). Im 
 Inklusion durch Interdependenz | 97 
Sinne einer Ökonomisierung sozialer Nahbeziehungen (vgl. Hirsch, 2001, 
198) spielt Leistung auch im außerberuflichen Bereich eine immer größere 
Rolle. Soziale Inklusion durch Reziprozität, die an enge Leistungskriterien 
geknüpft ist, stößt bei vielen Menschen mit (vor allem schweren und 
schwersten) Behinderungen an ihre Grenzen. In Anbetracht gängiger Leis-
tungsmaßstäbe und des Umstands, dass davon abweichende Bemühungen 
und Beiträge häufig nicht als Leistung anerkannt werden, sind sie oftmals 
nicht in die Lage versetzt, sich an Reziprozitätsprozessen mit einem ausge-
wogenen Verhältnis von Leistung und Gegenleistung zu beteiligen.  
Die Einbindung in Reziprozitätsprozesse ist aber – wie der vorliegende Bei-
trag deutlich gemacht hat – für die soziale Inklusion von immenser Bedeu-
tung und ein seit Menschengedenken wirksamer und anerkannter Legitima-
tionshintergrund sozialer Kooperation und gesellschaftlicher Solidarität. Aus 
diesen Gründen soll an dieser Stelle die Reziprozitätsnorm trotz ihrer zahlrei-
chen problematischen Implikationen und exklusiven Momente im Hinblick 
auf Menschen, die vermeintlich oder tatsächlich nicht in der Lage sind, Ge-
genleistungen für empfangene Gaben zu erbringen, als solche nicht zurück-
gewiesen werden. Vielmehr soll abschließend die folgende dritte These be-
tont werden: Ein Festhalten an der Reziprozitätsnorm verhindert Inklusion 
nicht, sondern stellt im Gegenteil eine Bedingung für gelingende Inklusion 
dar. Dieser positive Effekt kann allerdings nur dann erzeugt werden, wenn 
der Möglichkeitsspielraum für positive Reziprozitäts- und Interdependenzer-
fahrungen erweitert wird. Dies kann unter dem Hinweis auf die soziale Di-
mension von Reziprozität einerseits durch die Aufwertung und Anerkennung 
von zuvor nicht also solche bewerteten Leistungen geschehen, andererseits 
durch die Ermöglichung von Kontakten und Beziehungen zwischen behinder-
ten und nicht-behinderten Menschen bei der Arbeit, in der Schule oder in der 
Freizeit, die im Sinne der von Günther Cloerkes auf den Behinderungskon-
text übertragenen Kontakthypothese Gordon W. Allports wirksam werden 
(vgl. Cloerkes, 1982, 563). 
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Inklusion, Kapitalismuskritik und die Idee 
sozialer Freiheit –  
Überlegungen im Anschluss an Axel Honneth 
 
 
 
Es gehört zur sozialen Wirklichkeit, dass wir es gegenwärtig mit einem kapi-
talistischen Wirtschaftssystem zu tun haben, das allgemeinhin als neoliberal 
bezeichnet wird. Auch wenn der Neoliberalismus kein geschlossenes System 
ist, aus dem sich die Kerngedanken seiner gesellschaftlichen Ausgestaltung 
entnehmen lassen, können doch einige Merkmale angeführt werden, die ihn 
charakterisieren (vgl. Gertenbach, 2008): a) eine enge Verflechtung von 
Staat und Wirtschaft, wobei der Staat als Garant ökonomischer Freiheit 
fungiert; b) der Wettbewerb ist nicht natürlich, seine Prozesshaftigkeit muss 
verstanden und durch eine rechtlich-institutionelle Struktur organisiert wer-
den; c) die Marktprotagonist_innen werden als aktive Einflussgröße im Sinne 
der Humankapitaltheorie betrachtet und als Unternehmer_innen ihrer selbst 
angesprochen; d) die marktförmige Organisation privater Vorsorge und die 
Aufforderung, Entscheidungen der planenden Rationalität zu unterwerfen; e) 
ein Abbau des Sozialstaates bei gleichzeitiger Zunahme gesellschaftlicher 
Ungleichheit.  
 
Es ist einzusehen, dass die Inklusionsbewegung dieser neoliberalen Ausge-
staltung der Gesellschaft kritisch gegenübersteht, nicht zuletzt deshalb, weil 
persönlicher Erfolg hier ausschließlich in marktwirtschaftlichen Kategorien 
gemessen wird. Den Befürworter_innen der Inklusion, so der Ausgangspunkt 
des Beitrags, geht es nicht um die Optimierung ökonomischer Prozesse und 
individuelle Leistungssteigerung, sondern um die gesellschaftliche Ausge-
staltung und Wertschätzung von Diversität im Kontext von Bildung und 
Erziehung.  
Vor diesem Hintergrund wird die Frage gestellt, auf welche Weise sich die 
Inklusionsdebatte wieder mit kapitalismuskritischen Theorien verbinden 
lässt. Die in diesem Zusammenhang vertretene These lautet, dass die Inklu-
sionsdebatte sich nur dann wieder mit einer kapitalismuskritischen Theorie 
verbinden kann, wenn sie einen Ansatz findet, der das begriffliche Instrumen-
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tarium bereithält, um die Ansprüche inklusiver Pädagogik zu rechtfertigen. 
Ein solcher Ansatz, so der zweite Teil der These, findet sich in der Anerken-
nungstheorie von Axel Honneth. In seinen kapitalismuskritischen Studien, 
die ihren vorläufigen Höhepunkt in dem 2011 erschienenen Werk Das Recht 
der Freiheit finden, gelingt es ihm, die Begrifflichkeiten der neoliberalen 
Ökonomiegesellschaft in ein anerkennungstheoretisches Vokabular umzu-
münzen, indem er auf die Geltung und Reichweite der sittlichen Verfassung 
des kapitalistischen Wirtschaftssystems aufmerksam macht. Im Anschluss an 
Hegels Rechtsphilosophie unternimmt Honneth den Versuch, „die Prinzipien 
sozialer Gerechtigkeit direkt in Form einer Gesellschaftsanalyse zu entwi-
ckeln“ (Honneth, 2011, 9).  
Um eine Antwort auf die vorgelegte Frage zu geben, sollen im Wesentlichen 
drei Schritte vollzogen werden. Zunächst soll im Rückgriff auf die Arbeiten 
Honneths gezeigt werden, dass es in der Geschichte des Kapitalismus einige 
Denker gibt, die ökonomisches Handeln nicht von der Gültigkeit sittlicher 
Normativität trennen, ohne dass sie dabei auf die Ausgestaltung einer libera-
len Marktwirtschaft verzichten müssen. Im Anschluss soll geklärt werden, 
inwieweit dieses Marktverständnis von einem bestimmten Freiheitsbegriff 
abhängt. Dazu werden andere Auffassungen der Freiheit in Kontrast gesetzt. 
In einem dritten Schritt sollen die Ergebnisse des Beitrages formuliert wer-
den, wobei Bezug auf die Resultate der vorherigen Abschnitte genommen 
wird.  
1 Die Tradition des moralischen Ökonomismus  
Honneth nähert sich der Tradition des moralischen Ökonomismus, indem er 
zunächst darauf aufmerksam macht, dass die Väter des klassischen Wirt-
schaftsliberalismus – allen voran Adam Smith – den Vorteil der kapitalisti-
schen Marktwirtschaft in der Abwesenheit jeglicher Moralität gesehen haben. 
Die liberale Wirtschaftsordnung, so die Vorstellung, ist im Gegensatz zu 
anderen Bereichen der Gesellschaft ein Ort, an dem jede_r sich um sich 
selbst und den eigenen Vorteil kümmert und das Handeln an der Rationalität 
ausrichtet. Der Markt ist demzufolge völlig „unabhängig von normativen 
Erwartungen und moralischen Rücksichtsnahmen“ (Honneth, 2011, 320). Die 
gesamtgesellschaftliche Wohlfahrt wird nicht durch moralische Handlungs-
beschränkungen, sondern durch private Nutzenmaximierung gesteigert. Es ist 
die von Adam Smith in die Debatte eingeführte unsichtbare Hand, die hinter 
den Kulissen die Geschicke des Marktes lenkt und die individuelle Selbst-
sucht mit den Bedürfnissen des Kollektivs harmonisiert. Eigennutz, nicht 
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sittliches Handeln, befördert die Wohlfahrt aller, so der Wirtschaftsliberalis-
mus.  
Obwohl sich diese wirtschaftsliberale Einstellung, in dessen Zentrum der 
‚Homo oeconomicus’ steht, im Rahmen der Etablierung der kapitalistischen 
Marktwirtschaft immer weiter ausgebreitet hat, gab es von Anfang an auch 
kritische Stimmen. Die Frage war, ob mit der kapitalistischen Ausgestaltung 
der Gesellschaft nicht eine Atomisierung des Sozialköpers verbunden ist, die 
die Moralität zwischenmenschlicher Beziehungen aushöhlt und die Individu-
en zu rationalen Entscheidungsautomaten macht, die ihr Handeln allein an 
den Regeln strategischer Nutzenmaximierung ausrichten (vgl. Honneth, 
2011).  
Während die Kritik im 18. Jahrhundert noch relativ ungeordnet artikuliert 
wird, kommt es im Laufe des 19. Jahrhunderts, so Honneth, unter dem Ein-
fluss von Hegel und anderen soziologischen Denkern zu einer Systematisie-
rung derselben. Dabei geht es nicht nur um die Grenzen der neuen Wirt-
schaftsform, sondern auch um die Frage nach einem Zuwachs individueller 
Freiheit. Schaut man in die Theoriegeschichte, lassen sich im Wesentlichen 
zwei Wege erkennen, auf denen die Kritik eine konzeptuelle Form erhalten 
hat. Da ist zum einen die folgenreiche Kapitalismuskritik von Marx. Sein 
Argument kulminiert in der Überzeugung, dass die Arbeiterschaft unter kapi-
talistischen Bedingungen nicht freier ist, weil sie aufgrund der ökonomischen 
Sachzwänge nicht die Freiheit hat, schlechte Arbeit abzulehnen. Da ist zum 
anderen – und diese Ansicht interessiert Honneth bei seinen gerechtigkeits-
theoretischen Studien mehr – der Ansatzpunkt von Hegel und Émile Durk-
heim. Vor dem Hintergrund der Ausbreitung des kapitalistischen Marktsys-
tems und der Feststellung, dass damit eine Aushöhlung des sittlichen Funda-
ments zwischenmenschlicher Beziehungen verbunden ist, fragen sich beide 
Autoren,  
„ob nicht eine erfolgreiche, nämlich allgemein zustimmungsfähige Etablierung 
der neuen Wirtschaftsordnung es verlangt, dieser Wertorientierungen und entspre-
chend institutionelle Einrichtungen vorausgelagert oder beigestellt zu denken, die 
sich nicht in den normativen Einstellungen individueller Nutzenmaximierung er-
schöpfen“ (Honneth, 2011, 327). 
Im Gegensatz zu Marx, der den Kapitalismus im Rahmen eines Klassen-
kampfes durch eine Planwirtschaft ersetzen möchte, um die Arbeiterschaft 
aus der Abhängigkeit von den ausbeutenden Klassen zu befreien, setzen 
Hegel und Durkheim zwar weiterhin auf eine kapitalistische Marktwirtschaft, 
aber in abgeänderter Form. Beide Denker sind der Überzeugung, dass die 
kapitalistische Marktwirtschaft ihre gesellschaftliche Aufgabe nur erfüllen 
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kann, „wenn sie in ein allen Verträgen vorauslaufendes Solidaritätsbewusst-
sein eingebettet ist, das dazu verpflichtet, sich fair und gerecht zu behandeln“ 
(Honneth, 2011, 327f). Interessant ist laut Honneth, dass die Vertreter des 
moralischen Ökonomismus die sittliche Einrahmung der Wirtschaftsordnung 
nicht als systemische Ergänzung betrachten. Stattdessen denken sie, dass sich 
ein auf wechselseitige Anerkennung basierendes Verhalten unter den Markt-
protagonisten automatisch einstellen wird, da alle an einem reibungslosen 
Funktionieren des Marktes interessiert sind (vgl. Honneth, 2011, 328). Wäh-
rend Hegel diesen Gedanken im Konzept bürgerlicher Ehre ausdrückt, greift 
Durkheim auf die Idee sinnvoller Arbeitstätigkeit zurück (vgl. Honneth 2011, 
328). Das kapitalistische Marktsystem, so Honneth, erfährt nur allseitige 
Zustimmung, wenn die auf Verträgen basierenden marktförmigen Beziehun-
gen in ein solidarisches Geflecht sittlicher Rücksichtnahmen eingebunden 
sind, das alle Beteiligten wechselseitig verpflichtet, sich anerkennend zu 
behandeln. 
Nimmt man diese Ausführungen ernst, gelangt man zu einem veränderten 
Verständnis des liberalen Marktes als institutionelle Sphäre der Gesellschaft. 
Unter dieser Perspektive kann die Wirtschaft nicht länger als ein System 
betrachtet werden, in dem es allein um die Maximierung des privaten Nut-
zens geht. Im Rückgriff auf Hegel und Durkheim spezifiziert Honneth diesen 
Gedanken, wenn er die Ansichten der beiden soziologischen Denker im Sin-
ne eines „normativen Funktionalismus“ (Honneth, 2011, 332) versteht. Damit 
möchte er sagen, dass es bei der Analyse des Marktes nicht ausreicht, ihn 
allein als gesellschaftliche Sphäre im Sinne seiner Funktionalität zu betrach-
ten; er muss auch auf seine verkörperten Werte und Normen hin untersucht 
werden und zwar insoweit, wie diese das sittliche Fundament dafür darstel-
len, dass dieser zentrale Teil der Gesellschaft allgemeine Zustimmung er-
fährt;  
„wie jede andere soziale Sphäre bedarf auch der Markt der moralischen Zustim-
mung durch alle an ihm mitwirkenden Teilnehmer, so daß [sic] sich seine Be-
standsbedingungen nicht unabhängig von den ergänzenden Normen beschreiben 
lassen, die ihm in deren Augen überhaupt erst Legitimität verliehen“ (Honneth, 
2011, 333).  
Offenbar ist Honneth nicht der Ansicht, dass es sich beim Wirtschaftssystem 
um einen von allen moralischen Rücksichtnahmen befreiten Ort handeln 
sollte. Im Gegenteil: Das reibungslose Funktionieren des marktvermittelten 
Handelns hängt im hohen Maße davon ab, ob die Bürger_innen dem Markt-
system ihre allgemeine Zustimmung geben, wobei diese wiederum davon 
abhängt, ob sie sich fair und gerecht behandelt fühlen. Aber auf welche Wei-
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se sollen die Wirtschaftsbürger_innen moralisch begrenzt werden? Im Rück-
griff auf die Tradition des moralischen Ökonomismus gelangt Honneth zu der 
Einsicht, dass das begrenzende Moment nicht in äußerlich festgelegten Wer-
ten zu finden ist, sondern sich aus den konstitutionellen Bedingungen des 
Marktes selbst ergibt. Das marktförmige Handeln muss über die private Nut-
zenmaximierung hinausgehen. Es muss die normative Bedingung erfüllen, 
dass die Beteiligten sich als „geeignetes Mittel zur komplementären Verwirk-
lichung ihrer je eigenen Zwecke“ (Honneth, 2011, 348) begreifen. Diese 
Handlungsauffassung geht über ein negatives oder vertragliches Freiheitsver-
ständnis hinaus. Es bindet das ökonomische Handeln an die sittliche Wertba-
sis, die dem kapitalistischen Marktsystem immanent ist und die Grundlage 
für sein reibungsloses Funktionieren darstellt. Die Marktteilnehmer_innen 
finden die Grenze ihres wirtschaftlichen Handelns dort, wo es ihnen nicht 
mehr möglich ist, ihr Verhalten als Realisierung sozialer Freiheit zu verste-
hen (vgl. Honneth, 2011, 348).  
2 Soziale Freiheit  
Honneth knüpft ökonomisches Handeln an die Umsetzung sozialer Freiheit. 
Aber wie kann soziale Freiheit verstanden werden und inwiefern unterschei-
det sie sich von anderen Formen der Freiheit? Da ist zum einen die negative 
Freiheit. Historisch taucht sie zum ersten Mal in der politischen Philosophie 
von Thomas Hobbes auf. Freiheit, so die Annahme, bedeutet die Abwesen-
heit äußerer Handlungshemmnisse. Die Freiheit des Menschen besteht allein 
in der Realisierung seines Selbstinteresses. Dabei ist es gleichgültig, ob die 
Handlung klug, moralisch oder sinnvoll ist. Innerseelische Begrenzungen 
werden in diesem Zusammenhang nicht bedacht (vgl. Taylor, 1988).  
Diese Art der Freiheit ist für eine sittliche Einrichtung des kapitalistischen 
Marktsystems aber gänzlich ungeeignet. Die gesellschaftliche Ausbuchsta-
bierung sozialer Gerechtigkeit ist durch die negative Freiheitsauffassung 
erheblich eingeschränkt. Die vertragstheoretische Realisierung negativer 
Freiheit basiert auf der Annahme, dass die Individuen allein „ein Interesse an 
der Wahrung und Sicherung ihres je eigenen Freiheitsspielraums haben“ 
(Honneth, 2011, 55), mit der Folge, dass im kontraktualistischen Argument 
nur individuelle Nutzenüberlegungen berücksichtigt werden. Die gesell-
schaftliche Stabilität hängt nach der vertraglichen Einigung ausschließlich 
davon ab, ob der Staat die Bedingungen negativer Freiheit dauerhaft gewäh-
ren kann. Den Bürger_innen wird nicht die Möglichkeit gegeben, so Hon-
neth, ihre Entscheidung den sozialen Gegebenheiten anzupassen und die 
rechtsstaatlichen Grundsätze nachträglich zu verändern. Die Legitimität des 
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Staates ergibt sich aus der Forderung nach Bereitstellung und Sicherung 
negativer Freiheit. Diese Auffassung hat unmittelbare Folgen für die Reich-
weite der Gerechtigkeit. Da der äußere Freiheitsspielraum im Zentrum steht, 
geht es in der gerechtigkeitstheoretischen Debatte nicht um individuelle 
Selbstbestimmung oder Teilhabe, sondern darum, wo die gesetzmäßige 
Grenze persönlichen Verhaltens gezogen werden muss, um ein friedliches 
Miteinander sicherzustellen. Es ist einzusehen, dass es unter diesen negativen 
Bedingungen kaum möglich ist, für eine moralische Einhegung des liberalen 
Marktsystems zu argumentieren, nicht zuletzt deshalb, weil er vom individu-
ellen Selbstinteresse lebt.  
Eine zweite Freiheitsform findet Honneth in der von ihm so bezeichneten 
reflexiven Freiheit, die im Gegensatz zur negativen Freiheit seit der Antike 
diskutiert wird und die gesellschaftlichen Selbstverständigungsdebatten wie-
derholt dominiert hat. Prominente Beispiele liefern Rousseau, Kant und Her-
der (vgl. Honneth, 2011, 60ff). Es ist wichtig zu betonen, dass die reflexive 
Freiheit nicht als Erweiterung negativer Freiheit verstanden werden darf; 
beide Arten besitzen ihre je eigene Berechtigung und sind wesentliche Ele-
mente moderner Gesellschaften. Anders als die negative Freiheit, die darauf 
abzielt, ohne Zwang und äußere Behinderung nach Belieben zu handeln, 
stellt die reflexive Freiheit die Selbstbeziehung des Subjekts ins Zentrum der 
liberalen Diskussion (vgl. Honneth, 2011, 58f). Während die negative Frei-
heit den ungehinderten Handlungsvollzug im Außen verlangt, fordert die 
reflexive Freiheit, dass das Motiv der Handlung dem eigenen Willen ent-
springt: 
„Als frei kann eine Handlung nicht schon dann gelten, wenn sie in der äußeren 
Welt ausgeführt wird, ohne darin auf Widerstände zu stoßen, sondern erst in dem 
Augenblick, in dem die Absicht zu ihrer Durchführung auf den eigenen Willen 
zurückgeht“ (Honneth, 2011, 59f) 
Wenn es um die Frage geht, welche Form sozialer Gerechtigkeit mit der 
reflexiven Freiheit korrespondiert, gelangt Honneth zu der Einsicht, dass die 
Antwort verschieden ausfällt. Es kommt darauf an, ob das Augenmerk der 
Ausgestaltung reflexiver Freiheit auf der Autonomie oder der Selbstverwirk-
lichung liegt. Je nach Lesart gelangt man zu verschiedenen Auffassungen 
davon, wie eine gerechte Gesellschaft zu kennzeichnen ist. Die Idee der 
Selbstgesetzgebung verlangt eine andere soziale Ordnung als die der Selbst-
verwirklichung. Obwohl sich aufgrund der unterschiedlichen begrifflichen 
Schwerpunktsetzung keine gemeinsame gerechtigkeitstheoretische Basis 
finden lässt, so Honneth, gleichen sich beide Ideen im Hinblick auf die fest-
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stellbare Methode, durch die eine Vorstellung von Gerechtigkeit gefunden 
werden soll:  
„Aus den vorausgesetzten Begriffen der reflexiven Freiheit, sei es dem der Selbst-
bestimmung, sei es dem der Selbstverwirklichung, werden Ideen darüber abgelei-
tet, welche institutionellen Gegebenheiten erforderlich wären, um allen Individuen 
den Vollzug der jeweiligen Freiheit zu ermöglichen“ (Honneth, 2011, 79). 
Die dritte Freiheitsform kennzeichnet Honneth im Rückgriff auf Hegel als 
soziale Freiheit. Ihren Ausgangspunkt findet sie in einer Kritik an den zwei 
zuvor diskutierten Formen der Freiheit. Während die negative Freiheit nicht 
die Selbstbeziehung des Individuums berücksichtigt, vernachlässigt die refle-
xive Freiheit das Moment der Realisierbarkeit der im Inneren gewonnenen 
Ziele. Die soziale Freiheit zeichnet sich dadurch aus, dass sie „auch die ob-
jektive Sphäre der Wirklichkeit noch dem Kriterium der Freiheit unterwirft“ 
(Honneth, 2011, 84). Der Kern sozialer Freiheit findet sich in Hegels Formu-
lierung Bei-sich-selbst-Sein im Anderen. Im Zentrum sozialer Freiheit steht 
die Kategorie der wechselseitigen Anerkennung. Darunter wird die Erfahrung 
verstanden, dass die Subjekte die Wünsche und Ziele des Anderen als Bedin-
gung der Verwirklichung ihrer eigenen Wünsche und Ziele verstehen; indem 
sie „im Gegenüber den Anderen ihrer Selbst erblicken, erweitert sich die 
bislang nur reflexive Freiheit zu einer intersubjektiven Freiheit“ (Honneth, 
2011, 86).  
Damit die Subjekte ihre wechselseitige Abhängigkeit voneinander aber er-
kennen können, müssen sie zuvor gelernt haben, „sowohl ihre jeweiligen 
Ziele für ihr Gegenüber verständlich zu artikulieren, als auch dessen Äuße-
rungen angemessen zu verstehen“ (Honneth, 2011, 86). Dieses gewohn-
heitsmäßige Einüben geschieht in den institutionellen Sphären der Gesell-
schaft, also auch im kapitalistischen Marktsystem. Mit Hegel versteht Hon-
neth den Markt als Ort wechselseitiger Anerkennung. Die Subjekte müssen 
sich reziprok anerkennen, so das Argument, „weil sie im Gegenüber denjeni-
gen wahrnehmen, der durch sein ökonomisches Angebot die Befriedigung 
ihrer rein egoistischen Interessen gewährleistet“ (Honneth, 2011, 88). Die 
liberale Wirtschaft wird in der Sprache der Anerkennung zum Ort sozialer 
Freiheit.  
Es ist zu sehen, dass die Idee sozialer Freiheit ungleich komplexer ist als die 
der negativen oder reflexiven Freiheit, nicht zuletzt, weil sie eine anerken-
nungstheoretische Struktur aufweist, die institutionell gedacht werden muss. 
Der Markt wird als Sphäre sozialer Freiheit gedacht, als Ort wechselseitiger 
Anerkennungsverhältnisse, als Domäne des Bei-sich-selbst-Sein(s) im Ande-
ren, als gesellschaftlicher Bereich, der individuelle Freiheit erweitern soll. Es 
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wird nicht nur eine Beziehung zur Autonomie oder Selbstverwirklichung des 
Subjekts, sondern zu deren äußeren Gelingensbedingungen hergestellt.  
3 Ergebnisse  
Die inklusive Pädagogik findet in der gerechtigkeitstheoretischen Ausgestal-
tung der Anerkennungstheorie Axel Honneths ein geeignetes Instrumentari-
um, um ihre Ansprüche mit einer kapitalismuskritischen Position zu verbin-
den. Im Rückgriff auf die Tradition des moralischen Ökonomismus werden 
die Grundlinien eines kapitalistischen Marktsystems erarbeitet, das nicht 
private Nutzenmaximierung, sondern deren sittliche Einhegung ins Zentrum 
stellt. Die Attraktivität dieses Ansatzes besteht darin, dass die Sprache dafür 
aus der Geschichte des Kapitalismus selbst kommt. Der liberale Markt soll 
nicht abgeschafft, sondern an sein moralisches Fundament erinnert werden. 
Die Kapitalismuskritik setzt an der Frage an, ob die Wirtschaft ihre normati-
ven Voraussetzungen achtet oder sich allein um die Kapitalakkumulation 
kümmert und damit ihre allgemeine Zustimmungsfähigkeit riskiert. Als Be-
zugspunkt der Kritik fungiert die Idee sozialer Freiheit, die Honneth aus 
Hegels Sozialphilosophie bezieht. Diese Freiheitsform ist der negativen und 
der reflexiven Freiheit überlegen, weil sie nicht nur das Subjekt mit seinen 
Wünschen und Zielen, sondern auch die äußeren Verwirklichungsbedingun-
gen in den Blick nimmt. Die kapitalistische Marktwirtschaft ist nur gerecht, 
wenn sie sich als Realisierungsort sozialer Freiheit ausweist. Anderenfalls 
verletzt sie ihr normatives Fundament und bleibt hinter ihrem eigentlichen 
Potenzial zurück, da sie die Freiheit der Marktprotagonisten nicht im Sinne 
sozialer Freiheit vergrößert. Die Wirtschaftssubjekte müssen die Wünsche 
und Ziele des Gegenübers als Bedingung der Verwirklichung ihrer eigenen 
Wünsche und Ziele begreifen. Honneth überträgt die Struktur reziproker 
Anerkennungsverhältnisse auf den Wirtschaftssektor. Er liefert eine anerken-
nungstheoretische Sprache (vgl. Honneth, 1994), die es ermöglicht, die In-
klusionsbewegung wieder mit einer Kritik des Kapitalismus zu verbinden. 
Die Idee sozialer Freiheit ist dabei zentral, weil die Frage, was in einer Ge-
sellschaft als gerecht gelten kann, davon abhängt, welchen Freiheitsbegriff 
man der Diskussion zugrunde legt. Die gerechtigkeitstheoretische Ausgestal-
tung der Gesellschaft kann die Grammatik der Freiheit nicht übersteigen. 
 
 108 | Manfred Böge 
Literatur 
Gertenbach, L. (2008). Die Kultivierung des Marktes. Foucault und die Gouvernementalität des 
Neoliberalismus. Berlin: Parodos Verlag.  
Honneth, A. (1994). Kampf um Anerkennung. Zur moralischen Grammatik sozialer Konflikte. 
Frankfurt am Main: Suhrkamp.  
Honneth, A. (2011). Das Recht der Freiheit. Grundriß einer demokratischen Sittlichkeit. Berlin: 
Suhrkamp. 
Taylor, Ch. (1988). Der Irrtum der negativen Freiheit. In Ders., Negative Freiheit? Zur Kritik des 
neuzeitlichen Individualismus. Frankfurt am Main: Suhrkamp.  
 
 
 
Robert Schneider 
 
Menschenbild als Orientierung – 
Demokratie, Gerechtigkeit und Leistung im  
Kontext schulischer Inklusion 
 
 
 
Die These dieses Textes ist, dass zentrale Forderungen Inklusiver Pädagogik 
nicht oder nur verkürzt verständlich sind, wenn nicht auf die anthropologi-
schen Annahmen und auf ein angemessenes Menschenbild hin reflektiert 
wird. Der Forderung nach Partizipation und Autonomie gemäß – Prinzipien 
der Inklusion im Sinne der Menschenrechte (vgl. UN-BRK, Art. 3) – müssen 
alle Kinder und Jugendliche als Menschen und damit als „verschiedene 
Gleiche“ (Schneider, 2016b) voraussetzen und ansprechen. Wird dieses 
Apriori nicht bewusst gemacht, dann kann das in der pädagogischen Praxis 
zu Schwierigkeiten und Fehldeutungen führen, was nicht zuletzt im Zusam-
menhang mit der Frage nach schulischer Leistung virulent wird. Hiervon 
sind dann auch gerechtigkeitstheoretische Überlegungen tangiert, welche es 
vor dem Hintergrund dieser Vorstellung vom Menschen zu diskutieren gilt, 
um so zu einer Orientierung im Denken zu gelangen (vgl. Mittelstraß, 1978).  
1 Warum an einem Menschenbild orientieren? 
Jaspers (1992, 323) schreibt von der „Idee der Gleichheit und [der] Tatsache 
der Ungleichheit“1, was geeignet ist, in die Fragestellung dieses Textes einzu-
führen, gleichzeitig aber ohne anthropologische Grundlegung in der Exis-
tenzphilosophie und personalistischen Pädagogik ein unangemessenes Bild 
des Menschen beförderte. Wird Pädagogik bildungstheoretisch entwickelt, so 
zeigt sich ganz grundlegend die Dialektik von progressiver und alimentativer 
Spontan-Aktion sowie Re-Aktion von Bildung als Selbstbestimmung. Als 
Praxis lässt sich diese in erleidendes und aktives Handeln scheiden, was in 
diesem Sinne – und damit im Kontext personalistischer Pädagogik – bei 
Stern (1923a, 163; 1923b, 26-29) als Anpassung und Selbsttätigkeit (Produk-
                                                          
1  An manchen Stellen ist Jaspers aber auch nicht ganz stringent, weil bei ihm einmal Gleichheit 
der Ausgangspunkt, dann wieder das Ziel ist (vgl. ebd., 323f). 
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tivität) als zwei (nahezu gleichwertige) Perspektiven auf Selbstbestimmung 
auftritt.2 
Beide lassen sich als Ins-Verhältnis-Setzen des Subjekts und insofern als 
Prozesse deuten, was mit Bieri (2005) als Bildung bezeichnet werden kann. 
Bildung als Form, sich als Mensch zu bestimmen – mit Mittelstraß (2002, 
155) gar als „Lebensform“ –, charakterisiert sich damit durch Relationen: mit 
Poentisch (2008, 56) als „das dreifache Verstrickt-Sein von Menschen in 
Selbst-, Fremd- und Weltverhältnisse oder -relationen“.  
Da dieser Prozess aber unbestimmbar ist, das Ziel sich also erst im Werden 
näherungsweise zeigt, schreibt Bieri (2005, 1) folgerichtig von Bildung auch 
nur im Konjunktiv. Benner (2005, 160) bezeichnet „Bildung […] sowohl in 
ihrem Subjekt- als auch in ihrem Weltverständnis [als] eine transformatori-
sche Arbeit des Menschen an seiner Selbstbestimmung“. Deweys 
(1925/2007) „Idee der Tendenz“ (350) kann diese Vorstellung präzisieren 
helfen, weil dieser „natürlichen Teleologie“ (ebd.) ein „beabsichtigter 
Zweck“ (351) vorausgeht, jedoch nicht im Sinne eines von außen herangetra-
genen Telos, sondern einer Bestimmung, die sich „auf jeder Stufe der Vor-
wärtsbewegung stetig und immer komplexer“ (ebd.) aktuiert. Diese liegt für 
Bildung mit der Person als deren Maß vor,3 deren Bestimmung es eben sei, 
sich tätig zu bestimmen (vgl. z.B. Fichte, 1794, 96ff; Benner, 2005, Kap. 3). 
Seit Aristoteles (Met, 1050a 23) gibt es für diesen Zusammenhang die Vor-
stellung der Entelechie, die Stern (1923b, 71f) für den Kritischen Personalis-
mus aufgreift. Das Subjekt wird als sich selbst begründendes Zwecksystem 
verstanden, woraus folgt, dass menschliche Entwicklung immer auf ‚Hetero-
genität‘ hinführen muss (vgl. Bieri, 2005), gleichsam als „Heterogenisierung“ 
(Schneider, 2016b) gedeutet werden könnte. 
Diesem Prozess liegt jedoch die prinzipiell gleiche Formgebung zugrunde 
(vgl. Aristoteles, Met: z.B. 1042a-1044a), was mit der Personalität des Men-
schen (z.B. Guardini, 1939/1988, 127) oder auch dessen Person bzw. Persön-
lichkeit zum Ausdruck gebracht wird. Bildung kann insofern nicht anders 
verstanden werden, als die verschiedene Aktuierung der prinzipiell gleichen 
Bildsamkeit jedes Menschen als Überführung von Bestimmbarkeit in Be-
                                                          
2  Insofern zeigt das konservative Anpassen sich eher als Selbsterhaltung, während das aktivere 
Selbstbestimmen überwiegend als progressiver und spontaner Pol von Praxis wirkt. 
3  Dieser Zusammenhang zwischen ‚Person‘ und einer Metaphysik der Freiheit – besonders zur 
Zeit der Aufklärung aufkommend – darf insofern nicht unterschätzt werden, weil selbst die 
Idee der Menschenrechte aus dieser Zeit stammt und von dort aus ihre Entwicklung ganz we-
sentlich ausgeht (vgl. Kobusch, 1997). Die UN-BRK steht ebenso in diesem Prozess der Ent-
wicklung der Menschenrechte (vgl. zur Idee der Menschenrechte als Prozess: von Borries 
2014). 
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stimmtheit (vgl. Herbart, 1835/1964, §3). Mollenhauer (2008, 102) deutet 
diese auf Basis einer „Fiktion“ – mit Seichter (2015, 178) könnte dies in 
Analogie zur Unterstellung der Personalität des Menschen gesehen werden – 
die aber prinzipiellen Charakter hat, damit „Bildung überhaupt in Gang“ 
(Mollenhauer 2008, 102) kommen kann: „Wer sich dergestalt dem jungen 
Menschen zuwendet, unterstellt, dass dieser lernen kann“ (ebd., 20). Bild-
samkeit ist damit die Bezeichnung eines ganz besonderen Anerkennungsver-
hältnisses.  
Das heißt: Die jeweilige empirische Konkretion von Menschen – als Sich-zu-
sich-selbst-ins-Verhältnis-Setzen – ist das differente ‚Bild‘ der gleichen „Art 
und Weise in der Welt zu sein“ (Bieri 2005, 1). Dies verweist aber auf einen 
a priori bestehenden Anerkennungsraum (vgl. Spaemann, 2006, 11; Fichte, 
1796, 93f), der eingangs mit Jaspers (1992, 324) angesprochen wurde: „Die 
Gleichheit der Menschen liegt darin, dass jeder er selbst werden kann.“ Da-
rauf zielte dann auch ein sinniger Begriff von ‚Chancengleichheit‘ ab. 
Die Alterität des mir Äußeren ist damit ‚Anreiz‘ meiner Bestimmung, sodass 
die empirisch sich zeigende Differenz, sich letztlich als egalitär und insofern 
in der Gleichheit aufgehoben zeigen kann (vgl. Prengel, 2006, Kap. 2). Die 
Gleichheit der Formsetzung ist als Rahmendes der Konkretion logisch vor-
gängig und nur im gleichen Anerkennungsraum ‚wirksam‘, in welchen Men-
schen qua Geburt als Personen gestellt sind: Es ist dies der Freiheitsraum 
gleicher Würde.4 
Für die Pädagogik bedeutet das ein Zweifaches: Praxis und d.h. eben auch 
pädagogische – ist als Bezug von Personen zu denken. Diese Relationen 
basieren auf der freien Zwecksetzung von Menschen im Zuge ihrer Selbstbe-
stimmung, die nicht-affirmativ und transformatorisch zu verstehen sind (vgl. 
Humboldt, 1792/1960, 235f; Benner, 2005, 38-44). Zur Realisierung von 
Freiheitssphären müssen Menschen aber auch auf Basis wechselseitiger und 
solidarischer5 Zusicherung interagieren (vgl. Dewey, 1916/1993, 120ff). Hier 
wird Ungleichheit als Differenz (inter- und intrapersonell) konkretisiert, was 
aber – und darin besteht die Gleichheit – zum anthropologischen Konstituens 
von Menschen gehört (vgl. Arendt, 1958/2014, 212-220). Die Auflösung 
eines der beiden Pole der Praxis als Selbstbestimmung – Hopfners (2006, 
140) „Versuchsperson“-sein und „Versuche der Person“-machen-Können – 
                                                          
4  Wir kommen später auf diesen Aspekt zurück, wenn im Anschluss an Stern (1930, 99) perso-
nale Bezüge sich insbesondere im Verstehen und der Liebe zeigen und mit Ricoeur 
(1989/2002, 21f) erstere in institutionellen Zusammenhängen als Gerechtigkeit übersetzt wer-
den müssen. 
5  Es wundert nicht, dass Weischedel (1976, 217f) mit dieser Haltung der Verantwortlichkeit 
eine Brücke zu jener der Gerechtigkeit herzustellen vermag. 
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führt zu einer Reduzierung (vgl. Fehlformen bei Benner, 2005, 43) eben 
dieser und damit des Menschen als Person. Daran knüpft nun auch ein Men-
schenbild im Sinne Inklusiver Pädagogik an. 
2 Gerechtigkeit für ‚verschiedene Gleiche‘ 
Stern (1930, 99) kann im Rahmen seiner Personalistik zeigen, dass neben 
dem Verstehen die Liebe als besondere Form personalen Bezugs betrachtet 
werden muss. Hier zeigt sich, was für den Menschen als Person gilt, in ganz 
besonderer Weise: Das Wechselspiel von Anpassung und Selbsttätigkeit im 
Prozess der Selbstbestimmung, die sich als konvergente Relation von Innen 
und Außen deuten lässt und mittels Introzeption werthaftes Handeln hervor-
bringt (vgl. ebd., 18). Zwar bietet die Umwelt dem Menschen Anreize, doch 
sind diese und die folgenden Entwicklungen nur aus der Eigenlogik und 
Zweckhaftigkeit des Subjekts heraus zu verstehen und müssen zudem nach 
den beiden Momenten der Erhaltung (als Erleiden) und Entfaltung (als Schaf-
fen) differenziert werden. (vgl. Stern 1924, bes. 403-410, 433f)  
Die Folgerungen aus dem Verständnis des Menschen als Person sind ganz 
nahe an den anfangs erörterten Vorstellungen von Bildung dran, weil Gerech-
tigkeit sich vor dem Hintergrund des Menschen als Ich in freier und koopera-
tiver Zwecksetzung entwickeln lässt. Deshalb kann Stern auch schreiben: 
„Disparat sind also die personalen Bedeutungen der Zwecke, vergleichbar 
dagegen ihre sächlichen Erfüllungen.“ (ebd., 301) Provokant ließe sich fol-
gern: Nur in den Momenten, in denen der Mensch versachlicht wird, ist über-
haupt ein Vorgang der Gleichheitsabbildung möglich, folglich bezeichnet 
Stern (1923a, 358) das Gleichheitsprinzip auch als „Minimalprinzip“. Ge-
rechtigkeit ließe sich im Sinne von personalistischen Bildungstheorien so 
deuten, dass Möglichkeiten mechanischer Anpassungspraxis mit produzie-
render zwecksetzender Tätigkeiten in angemessenem Wechsel angeregt wer-
den. 
Wird nach Gerechtigkeit in der Schule gefragt, so ist Ricoeurs (2002, 20) 
Überlegung zu „gerechten Institutionen“ hilfreich. Mit Aristoteles´ (NE, 
1129a 31-34, 1130b 30-33) Theorien zum Austeilen und Ausgleichen wird 
deutlich, dass Gerechtigkeit auch an Strukturen gebunden ist. Diese Gedan-
ken greift Ricoeur (2002, 19f) auf und entwickelt eine Vorstellung der Insti-
tution, die personales Handeln aus der zwischenmenschlichen Praxis in insti-
tutionelle zu übersetzen vermag. Aus dem personalen Bezug zu einem kon-
kreten Du, wird nunmehr eine Relation zu „jedermann“ (ebd., 20), die nicht 
mehr der Logik der Liebe, wohl aber der Gerechtigkeit folgen muss (vgl. 
ebd., 20ff). Diese Nähe zu Liebe und Altruismus beschreibt auch Comte-
 Menschenbild als Orientierung | 113 
Sponville (2014, 95ff) in seiner „Ermutigung zum unzeitgemäßen Leben“. 
Gerechtigkeit, so heißt es dort, erweise sich „in der Austauschbarkeit der 
Individuen [als sich] bewährende oder erweisende Gleichwertigkeit“. Dies 
schließt sich geradezu an Überlegungen Plessners (1924/2015, 129) an, die 
sich an die anthropologisch-ethischen des ersten Abschnitts reihen und nahe-
legen, dass Überzeugungsgemeinschaften sich über den Weg der Öffentlich-
keit allmählich aus der Loslösung von jenen der auf Liebe basierenden kon-
stituieren können. Dabei spielt der Takt eine wesentliche Rolle, weil Men-
schen „für einander gleich sind, während in Wirklichkeit jeder von dem ande-
ren verschieden ist“ (ebd., 102) und durch diese Fiktion geradezu die Bedin-
gung der Möglichkeit der Person im öffentlichen Raum geschaffen wird (vgl. 
ebd., 107). 
In Ricoeurs (2002) ‚gerechter Institution‘ wird aus der personalen Fürsorge 
folgerichtig die zwischenmenschliche Interaktion (29), wobei in der Schule 
Handeln bedeutet, auf verschiedene Weisen (sprachlich) zu interagieren und 
auf unterschiedliche Art lernen zu können. In diesem Sinne meint Gerechtig-
keit Aspekte der Vermittlung des jeweiligen Selbst sowie Möglichkeiten des 
Bezugs zur Gemeinschaft. Gerechte Institutionen machen ihre Handlungs-
strukturen bewusst und ermöglichen über eine breite Palette an Handlungs-
formen und -gelegenheiten vielfältige Möglichkeiten des Bezugs (vgl. 
Schneider, 2016a). 
In gerechten Institutionen zeigen sich diese Bezüge als Dialoge, d.h. die In-
teraktionen sind personale, in denen die jeweilige Person erkennbar werden 
kann. Hier berühren tugendethische Überlegungen jene nach der guten Schu-
le. Zudem wird deutlich, dass institutionelle Gerechtigkeit nicht dazu verlei-
ten soll, Schüler_innen quasi-personal zu betrachten, sondern diese letztlich 
im Sinne des Sternschen ‚Minimalprinzips‘ zu verstehen ist. Gerechte Schu-
len müssen Maßstäbe für Handeln entwickeln – etwa eine Praxis des Rhyth-
mus von Innovation und Tradition sowie von Kooperation und Individualisie-
rung und sie müssen sich klar machen, dass Handeln immer mit Macht (des 
Verteilens und Austeilens) und deren Sicht auf die Kinder und Jugendlichen 
als Menschen zu tun hat (vgl. ebd.). In diesem Sinne kann Weischedel (1976, 
216-220) gefolgt werden, der Gerechtigkeit, neben Solidarität und Treue als 
Haltungen der Verantwortlichkeit ausweist und insoweit als „ausdrücklichen 
Grundentschluss für die Gestaltung des Daseins“ (ebd., 197). Gerechtigkeit 
kann sich daher in offenen und aktiven Schulen herstellen. 
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3 Was zeigt Leistung und wie zeigt sie sich? 
Wenn die Zweiteilung von vorhin aufgenommen wird, dann ist einmal da-
nach zu fragen, welche Leistungen Schüler_innen in der Schule erbringen 
können sollen und wie diese sich zeigen. Zum anderen gilt es die gleichen 
Fragen auch vor dem Hintergrund der Schule als Institution zu stellen. Weil 
die zweite Fragerichtung nur ganz knapp behandelt werden soll, wird diese 
vorangestellt. 
Vor diesem Hintergrund lassen sich Gedanken Walzers (2006, bes. Kap. 8) 
zu demokratischen Schulen als inklusive aufgreifen und Schulen als autono-
me Erfahrungsräume und Mittler zwischen Familie und Gesellschaft sowie 
von Kindheit und Erwachsenenzeit konzipieren (vgl. ebd., 290). Demokrati-
sche Schulen haben demnach nicht den Auftrag berufliche Weichen mög-
lichst früh zu stellen, sondern ihre Leistung besteht darin, „Mitwirkungs- und 
Gestaltungskompetenzen bei den Schülerinnen und Schülern anzuregen“ 
(Schneider, 2016a). Diese Schulen prüfen ihre „Assoziationsmuster“ (Wal-
zer, 2006, 311) gründlich und wissen, dass die Auswahl ‚ihrer‘ Kinder und 
Jugendlichen maßgeblichen Einfluss auf die Entscheidung für oder gegen 
Inhalte sowie Methoden oder Lehr-Lernarrangements der Lehrenden hat und 
die Schüler_innen eine „wichtige Ressource(n) für einander darstellen“ 
(312). 
Walzer überträgt diese „einfache Gleichheit“ (ebd., 295) in eine komplexe 
und kann damit Belange der Gerechtigkeit in der Sphäre von Bildung und 
Erziehung auflösen. Schulen konzipierten sich als „Nachbarschaftsschulen“ 
(ebd., 324) und würden mit ihren Schüler_innen und in der Auseinanderset-
zung mit ihrer sozialen Umwelt das vorweg nehmen, was gesellschaftliche 
Realität in Demokratien sei: wegen eines Gemeinsamen kooperieren. Worin 
dieser aber bestehe, dies gilt es in humaner Praxis auszuhandeln (vgl. Dewey, 
1916/1993, 122, 136). 
Worin besteht nun aber die Leistung der Kinder und Jugendlichen und wie 
zeigt diese sich? 
Vorweg: „Die personale Betrachtung kennt ja überhaupt keine Gleichheit als 
primäre Tatsache, sondern nur ihre individuelle Eigenart“, schreibt Stern 
(1923, 350) und zielt dabei auf das Werden der Person ab. Wir können je-
doch Gleichheiten herstellen, sofern wir die Dienstbarkeit einer Sache (oder 
Person als Sache) für eine bestimmte Entwicklung betrachten. Mit Sterns 
hierarchischer Konzeption von Person – hier liegt mitunter eine Verbindung 
zu Feusers (z.B. 1995, Kap. 5) entwicklungslogischer Didaktik im Anschluss 
an Vygotsky und Leontjew vor – lässt sich Gleichheit immer als Ungleichheit 
auf einer höheren Stufe von Erhaltungspraxis deuten. Mit Stern (1923, 354): 
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„Gleichheit ist niemals etwas anderes als Irrelevanz der Verschiedenheiten 
gegenüber Selbstzwecken“. 
Damit ergibt sich schon eine erste Einsicht (siehe dazu Stern, 1923, 400): 
Leistung kann als Erhaltung von Subjekten interpretiert werden und ist dann 
auch fass- und vergleichbar. Davon unberührt bleibt aber insbesondere der 
zweite Aspekt der Selbstbestimmung, nämlich jener der freien Produktivität 
im Sinne der Selbsttätigkeit. 
Weil aber beide Aspekte in der Idee der Bildung als Selbstbestimmung aufei-
nander verwiesen sind (vgl. Stern, 1923a, 175ff, 215), wird die ‚problema-
tischere‘ zweite Perspektive (freie Zwecktätigkeit) nachfolgend erhellt. Aus 
Sicht der Perspektive des Personalismus zeigt sich Leistung im Sinne der 
Erhaltung eines Zweckganzen als die Frage ‚Wie kann eine Sache einer Per-
sonerhaltung dienstbar werden?‘ (vgl. Stern, 1923, 402) Nun steht ein Maß-
system, das empirisch nutzbar sein soll, im Zusammenhang mit der mensch-
lichen Praxis und damit der Vorstellung vom Menschen. Wird der Mensch 
als Person gedacht, dann folgt daraus, dass selbst für Erhaltungsformen ein 
lediglich „autonomes Maßsystem“ (ebd., 406) bestehen kann. Schulisch wür-
de sich dies in den vielen verschiedenen Formen der Prozessbegleitung und 
dialogischen Analyse individueller Lernprozesse mit dem Ziel der ‚Aneig-
nung von‘ zeigen. 
Dass ein universelles Maßsystem apersonal ist, muss nicht näher hin be-
schrieben werden (vgl. ebd., 406f). Notwendig scheint aber die Erwähnung 
eines „heteronomen Maßsystems“ (ebd., 408), welches „die Autonomie der 
einzelnen Personen nicht vernichtet […], wohl aber zu ihm, und damit auch 
zu den autonomen Maßsystemen anderer Personen, in positive Beziehung 
gesetzt wird“. Stern (1923, 409ff) kann zeigen, dass die Übersetzung von 
autonomen in heteronome Maßsysteme sich nicht als Differenzen, sondern 
Quotienten zeigen, mit anderen Worten: als Relationen bzw. Verhältnisse. 
So kann geschlossen werden: Wenn Leistung mess- und vergleichbar werden 
soll, dann lässt diese sich als Ausdruck der Anpassung bzw. Erhaltung sowie 
Entfaltung von Personen nur als Bezug verstehen. Leistung ist damit weniger 
eine ‚Eigenschaft‘ von Subjekten, als vielmehr eine Relationskategorie. Als 
Zwischen charakterisiert sie Beziehungen von Ichen und Nicht-Ichen und ist 
damit wesentlich ein Maßstab dafür, ob Mit- und Umwelten Anreize und 
Möglichkeiten für personale Anpassungsprozesse darstellen können und in 
wie weit diese Selbstbestimmung zulassen und dazu genutzt werden. Leis-
tung würde in diesem Sinn – zutiefst pädagogisch – als Parameter für gelun-
gene Ermöglichungen der Bestimmungsbemühungen von Kindern und Ju-
gendlichen in Welt(en) dienen und nicht lediglich als Eigenschaften von 
Schüler_innen interpretiert werden. 
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Malin Butschkau 
 
Autonomie und Befähigung – Inklusionsziele oder 
Barrieren der Leistungsgesellschaft 
 
 
 
 
In der Behindertenhilfe sowie in Menschenrechts- und Gerechtigkeitsdiskur-
sen werden für Menschen mit Behinderung immer wieder Autonomie und 
Befähigung eingefordert. Dies impliziert die Erwartung, dass Menschen mit 
Behinderung autonomes Handeln und dafür notwendige Fähigkeiten entwi-
ckeln können. Gerade aber Nicht-Können und Abhängigkeit erscheinen im-
mer wieder als Kennzeichen von Behinderung. 
Vor diesem Hintergrund wundert es nicht, dass die Umsetzung von Inklusion 
gerade in diesen Aspekten an ihre Grenzen zu stoßen scheint. Um mögliche 
implizite Voraussetzungen von Inklusion auszuloten, wird die Herkunft und 
Wirkmächtigkeit eines Ethos von Autonomie und Fähigkeiten der modernen 
Welt erörtert. Dabei zeigt sich für beide Begriffe eine Doppelseitigkeit, an-
hand der ein gesellschaftliches Spannungsfeld der Moderne gezeichnet wer-
den kann.  
Perspektiven eines kritischen Umgangs bieten der Anschluss an das Ideal des 
souveränen Menschen nach Böhme und die kritische Auseinandersetzung mit 
einem Ethos der Fähigkeiten in den Disability Studies unter dem Stichwort 
„Ableism“.  
1 Autonomie und Befähigung/Fähigkeiten 
In Menschenrechts- und Gerechtigkeitsdiskursen wird immer wieder auf die 
gleiche Würde und die gleichen Rechte aller Menschen verwiesen. Seit der 
Entstehung der Menschenrechte gilt dies als unanfechtbar und kann als 
Gleichheitspostulat der Moderne verstanden werden. Damit sind die gleiche 
Würde und die gleichen Rechte auch in Bezug auf Menschen mit Behinde-
rung erst einmal vorauszusetzen. Dies ist faktisch aber nicht immer gegeben. 
Zur Einforderung einer Verwirklichung gleicher Rechte entstand Ende der 
1970er Jahre die Behindertenbewegung. In diesem Zusammenhang wurden 
immer wieder insbesondere Selbstbestimmung und die Befähigung zu einem 
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autonomen Leben eingefordert (vgl. Clausen, 2012, 216; Waldschmidt, 2003, 
130f). Auch in der Behindertenhilfe fand ein Paradigmenwechsel weg von 
der Fürsorge und hin zu Autonomie und Selbstbestimmung statt (vgl. Bun-
desarbeitsgemeinschaft für Rehabilitation, 2005, 4). 
Gemeinhin und damit auch in Bezug auf Menschen mit Behinderung scheint 
für die westliche Gesellschaft die Forderung nach Autonomie und nach Befä-
higung zu einem selbstbestimmten Leben für alle Menschen grundlegend zu 
sein. 
Im Modus der Forderung ist aber auch immer eine Voraussetzung enthalten, 
nämlich die Möglichkeit der Einlösung dieser Forderung. Fordere ich für 
einen Menschen Selbstbestimmung oder Autonomie ein, gehe ich davon aus, 
dass der Mensch auch über eine gewisse Kompetenz oder ein gewisses Po-
tenzial zur Entwicklung von Autonomie verfügt (vgl. Nagl-Docekal, 2010, 
33f). Ebenso verhält es sich mit der Forderung von Befähigung: Von der 
Person, für die ich Befähigung einfordere, erwarte ich, dass sie die ge-
wünschten Fähigkeiten auch entwickeln kann. Mit einem steigenden Nicht-
Können oder einer steigenden Abhängigkeit einer Person wird dieser An-
spruch erst einmal schwieriger einzulösen. Gerade Nicht-Können und Ab-
hängigkeit scheinen aber immer wieder Kennzeichen von Behinderung zu 
sein. So gerät dieser Anspruch insbesondere bei Menschen mit schwersten 
Behinderungen häufig an seine Grenzen.  
1.1 Autonomie und Fähigkeiten in der Moderne 
Autonomie gilt einvernehmlich als Leitbegriff der Moderne (vgl. Nagl-
Docekal, 2010, 33; Rehbock, 2010, 139). Dies zeigt sich vor allem in der 
Epoche der Aufklärung, in welcher die Idee und das Ideal des autonomen 
Menschen entstand (Vgl. Böing, 2014, 2). Wesentlichen Einfluss darauf hatte 
Kants Verständnis von Autonomie als Grundlage der menschlichen Würde 
(vgl. Kant, 1793, 436; Rehbock, 2010, 139). 
Fähigkeiten gelten ebenfalls als ein Anspruch der Moderne. Als Ausgangs-
punkt kann die Entstehung des Kapitalismus genannt werden, mit welchem 
die Anforderungen an den Menschen verbunden waren, Leistung zu erbrin-
gen und vertragsfähig zu sein (vgl. Waldschmidt, 2003, 17). 
Autonomie und Fähigkeiten sind somit fest in der Moderne verwurzelte An-
sprüche. Überdies besteht in der pädagogischen Anthropologie bereits seit 
der griechischen Antike ein Konsens darüber, dass das Können als zentrales 
Ziel jedes erzieherischen Handelns gilt (vgl. Loch, 1980, 199ff). 
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1.2 Das Spannungsfeld der Moderne 
Mit dem Postulat der Gleichheit und den Ansprüchen von Autonomie und 
Fähigkeiten entsteht das Ideal einer Gesellschaft von autonomen, fähigen 
Menschen mit gleicher Würde und gleichen Rechten. Stellt man in diesem 
Zusammenhang die Frage nach Menschen, die in ihrer Autonomie und ihren 
Fähigkeiten eingeschränkt sind, ergibt sich ein Widerspruch. Einerseits müss-
ten solche Menschen die gleichen Rechte und die gleiche Würde wie alle 
anderen Menschen haben. Andererseits können sie den Ansprüchen von Au-
tonomie und Fähigkeiten nicht immer gleichermaßen wie Menschen ohne 
solche Einschränkungen gerecht werden. Zwischen dem Gleichheitspostulat 
und Autonomie und Fähigkeiten/Befähigung scheinen also neben ihrer wech-
selseitigen Bezogenheit auch wechselseitige Spannungen zu bestehen. Dies 
könnte vor allem daran liegen, dass in der Moderne die Forderung von 
Gleichheit vor allem ein Anspruch an die Gesellschaft und die Forderung von 
Autonomie und Fähigkeiten vor allem ein Anspruch an das Individuum zu 
sein scheint. Es stellt sich also die Frage, inwiefern Autonomie und Fähigkei-
ten als Anrechte aus der Anerkennung als Person oder Mensch hervorgehen 
oder ob sie eher als vorausgehende Kriterien einer solchen Anerkennung 
wirksam werden. 
2  Inklusion im Spannungsfeld der modernen Leistungsgesellschaft 
2.1 Die Doppelseitigkeit von Autonomie und Befähigung/Fähigkeiten 
Wie bereits erwähnt, beinhaltet die Forderung von etwas immer auch einen 
Anspruch. In Bezug auf Autonomie und Befähigung und/oder Fähigkeiten 
zeigt sich somit eine gewisse Doppelseitigkeit. Steht der Aspekt der Forde-
rung im Fokus, scheint vor allem das Gleichheitspostulat eine starke Gewich-
tung zu bekommen und der Anspruch wird an die Gesellschaft gerichtet. 
Ursachen von fehlender Autonomie und/oder Fähigkeiten werden dann vor 
allem in den gesellschaftlichen Strukturen gesehen. Autonomie und Fähigkei-
ten unter dem Aspekt der Forderung könnten so als Inklusionsziel wirksam 
werden. Stehen sie unter dem Aspekt des Anspruchs, dann scheint der indivi-
duelle Anspruch stärker gewichtet zu sein. Die Ursache fehlender Autonomie 
und Fähigkeiten wird damit beim Individuum verortet und sie könnten als 
Inklusionsbarrieren wirksam werden. Beide Aspekte sind wechselseitig mit-
einander verbunden und können nicht völlig voneinander gelöst werden. Es 
ist aber möglich, sie in ihrer Doppelseitigkeit zu reflektieren. 
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2.2 Mögliche Auswirkungen auf Inklusion 
Ein unhinterfragter Anspruch von Autonomie und Fähigkeiten in der Umset-
zung von Inklusion könnte eine Wirkmächtigkeit entfalten, unter welcher 
Inklusion zu einer Grenzverschiebung anstelle eines Grenzabbaus führen 
könnte. In diesem Sinn warnt Waldschmidt (2003, 20) vor einer neuen Be-
hindertenhierarchie, die nach einem Autonomiepotenzial strukturiert sei. 
Ebenso denkbar wäre die Strukturierung einer solchen Hierarchie nach einem 
Fähigkeitenpotenzial. Ähnlich skizziert Ramthun (2015, 5) einen möglichen 
Austausch des Aussonderungsmechanismus‘ Behindert/Nicht-Behindert 
durch den Aussonderungsmechanismus Fähig/Nicht-Fähig.  
Damit könnten Autonomie und/oder Fähigkeiten als Dimensionen sozialer 
Kategorisierung und Differenzierung (vgl. Waldschmidt, 2003, 20) wirksam 
werden. Inklusion würde dann womöglich dazu führen, dass zwar alle Men-
schen gleichermaßen zur Gesellschaft dazugehören und Menschen mit diver-
sen Behinderungen auch zu ähnlich guten Teilhabechancen gelangen könn-
ten. Menschen mit starken Einschränkungen in ihrer Autonomie oder in ihren 
Fähigkeiten aber, wie beispielsweise Menschen mit schweren geistigen Be-
hinderungen, mit schweren psychischen Belastungen oder mit Demenz, wür-
den weiterhin über eine geringere gesellschaftliche Teilhabe verfügen. Damit 
wäre das Gleichheitspostulat zwar stärker gewichtet und der Kreis der 
Gleichbehandlung ausgeweitet, zugunsten der Berücksichtigung der Ansprü-
che von Autonomie und Fähigkeiten aber nicht voll erfüllt.  
Ebenso ist es denkbar, dass Autonomie und/oder Fähigkeiten als Kriterien für 
sozialen Ausschluss wirksam werden. Dies könnte insbesondere dort eintre-
ten, wo Menschsein anhand von Autonomie oder Fähigkeiten konstitutiv 
definiert wird, wie in Nussbaums Konzeption eines guten Lebens. So spricht 
sie im Anschluss an Aristoteles von konstitutiven Bedingungen des Men-
schen, welche gewisse Grenzen und Fähigkeiten einschließen (vgl. Nuss-
baum, 2014a, 190ff). Daraus entwickelt sie eine Liste der Grundfähigkeiten 
des Menschen (200f). Nussbaum definiert dabei zwei wesentliche Schwellen. 
Die erste zu überschreiten bedeutet, ein menschliches Leben zu führen, bei 
Überschreitung der zweiten handelt es sich um ein gutes menschliches Le-
ben. Vor allem die erste Schwelle ist im Zusammenhang konstitutiver Bedin-
gungen also interessant: Zu ihrer Überschreitung soll der Staat seinen Bür-
ger_innen die Ressourcen zur Verfügung stellen, die sie dazu benötigen, er 
soll sie also befähigen (197f). Um befähigt werden zu können, braucht der 
Mensch eine Grundfähigkeit, die es ihm ermöglicht die menschlichen Fähig-
keiten erwerben zu können. Die Forderung nach Befähigung beinhaltet also 
auch hier einen Anspruch. Wer nicht über diese Grundfähigkeit verfügt, soll 
auch nicht Ziel der staatlichen Ressourcenverteilung sein (109ff). Die Frage, 
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anhand welcher Kriterien diese Grundfähigkeit zu erkennen sei, bleibt bei 
Nussbaum offen (117f). Gemeinhin entsteht erst einmal der Anspruch, dass 
Menschen jeden Geschlechts, jeder Ethnie sowie mit diversen Behinderungen 
gleichermaßen dazu befähigt werden sollen, ein menschliches Leben führen 
zu können. Ein Leben unterhalb der ersten Schwelle sei so verarmt, „… daß 
[sic] es überhaupt nicht mehr als menschliches Leben gelten könne …“ (197). 
Zu diesem Urteil komme man dann, … wenn eine gewisse Anzahl zentraler 
menschlicher Fähigkeiten gänzlich und unwiederbringlich verlorengeht.“ 
(Nussbaum, 2014b, 252) Beispiele seien „[e]ine Person in einem Wachkoma 
oder ein Kind mit Anenzephalie …“ (252). Die moralische Schuldigkeit 
gegenüber solchen Lebewesen sei damit noch nicht geklärt (vgl. 2014a, 199). 
Mit dem Status der Nichtmenschlichkeit geraten sie aber erst einmal aus dem 
Fokus des staatlichen Befähigungsanspruchs, was einem sozialen Ausschluss 
gleichkommt. Nussbaums konstitutive Definition des Menschen anhand von 
Fähigkeiten umgeht das Spannungsverhältnis zwischen Gleichheitspostulat 
und Ansprüchen von Autonomie und Fähigkeiten und wird den Ansprüchen 
der Moderne gänzlich gerecht. Damit wird der Kreis der Gleichbehandlung 
ausgeweitet. Lebewesen mit starken Einschränkungen in der Entwicklung 
von diversen Fähigkeiten werden aber aus dem Kreis der Menschen ausge-
schlossen.1 In der Praxis kann eine solche konstitutive Definition des Men-
schen dazu führen, dass Menschen mit starken Einschränkungen in ihrem 
Fähigkeits- oder Autonomiepotenzial aus diversen Inklusionsbemühungen 
ausgeschlossen werden.  
2.3 Schulinklusion 
Für die Praxis der Schulinklusion könnten Autonomie oder Fähigkeiten unter 
dem Aspekt des Anspruchs als Bildungsideal wirksam werden. Laut Böing 
(2014, 2) würde ein Bildungsideal der Autonomie eine Ausschlussgefahr für 
Kinder mit niedrigem Entwicklungspotenzial von Autonomie bedeuten. Glei-
ches ist auch für ein Bildungsideal von Fähigkeiten denkbar. Ein solches 
Bildungsideal könnte sich in einer reduzierten Bildung oder in der Aufrecht-
                                                          
1  In ihren frühen Werken, zu denen die Aufsätze in „Gerechtigkeit oder Das gute Leben“ 
(2014a) zählen, können ihre Ausführungen auch so verstanden werden, dass bereits der Ver-
lust einer Fähigkeit zu der Einordnung als nichtmenschliches Lebewesen führen kann. In „Die 
Grenzen der Gerechtigkeit. Behinderung, Nationalität und Spezieszugehörigkeit“ (2014b), in 
der sie sich spezifisch mit dem Bezug ihres Ansatzes auf Menschen mit Behinderung befasst, 
distanziert sie sich davon eindeutig. Grundlegend bleibt sie mit einer hier sogenannten Spe-
ziesnorm aber der Auffassung der konstitutiv menschlichen Fähigkeiten. Diese müssen zwar 
nicht gänzlich vorhanden sein, um von einem Menschen zu reden, sie bleiben in ihrer Ge-
samtheit aber die Voraussetzung für ein menschliches Leben und stellen damit einen An-
spruch dar. 
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erhaltung einer gesonderten Beschulung für diese Kinder niederschlagen. 
Ersteres könnte als Phänomen von sozialer Kategorisierung oder Differenzie-
rung bezeichnet werden, letzteres als ein Phänomen von sozialem Aus-
schluss.  
In der Empirie lassen sich mögliche Hinweise auf ein entsprechendes Bil-
dungsideal finden. So zeigen Lehrkräfte eine geringere Bereitschaft, Kinder 
mit Verhaltensschwierigkeiten oder geistiger Behinderung als Kinder mit 
leichten Sinnesbeeinträchtigungen oder Körperbehinderungen zu inkludieren 
oder zu integrieren (vgl. Amrhein, 2011, 57ff; Avramidis & Norwich, 2002, 
134ff uvm.). In Bezug auf Autonomie und Fähigkeiten scheint die Ein-
schränkung der erstbenannten Kindergruppe wahrscheinlicher als die der 
zweiten. Die Befunde könnten also darauf hindeuten, dass als Maßstab von 
Inklusionsfähigkeit ein erwartetes Autonomie- und Fähigkeitspotenzial gilt. 
Zur Überprüfung dieser Hypothese wäre allerdings eine empirische Untersu-
chung notwendig.  
3 Ein kritischer Umgang 
3.1 Böhme – Souveränität statt Autonomie 
Anschlussfähig für einen kritischen Umgang mit dem Ideal der Autonomie ist 
Gernot Böhmes Ansatz einer Ethik leiblicher Existenz (2008), in der er eben-
falls ein Ethos der Autonomie für die Moderne herausarbeitet und hinterfragt. 
Böhme bezieht sich dabei vor allem auf Kant und sagt, das Ideal des autono-
men Menschen gehe davon aus, dass der Mensch ein autonomes Ich heraus-
bilden müsse, um seinen eigenen Körper zu beherrschen. Dafür benötige er 
Handlungskompetenzen. Böhme kritisiert, dass ein Selbstbewusstsein, das 
auf Autonomie aufbaue, bereits durch geringfügige Fremdbestimmungen aus 
der Bahn geworfen werde und Schaden nehmen könne (vgl. Böhme, 2008, 
191). Dies kann beispielsweise durch Krankheit oder Unfälle geschehen. Aus 
dieser Kritik heraus entwickelt er sein Plädoyer für ein Ideal des souveränen 
Menschen. Der souveräne Mensch zeichne sich dadurch aus, dass das Selbst-
bewusstsein nicht nur auf Autonomie, sondern mit Rückbezug auf Horkhei-
mer und Adorno vor allem auf betroffener Selbstgegebenheit gründe. Dies 
bedeutet ein leibliches sich Spüren, sich in seiner Umwelt Spüren, aber auch, 
gesellschaftliche Erwartungen Spüren. Die pathischen Weisen der Existenz, 
also auch die Unzulänglichkeiten und körperlichen Bedürfnisse, Einschrän-
kungen und Krankheit, werden somit anerkannt und in das Selbstverständnis 
des Menschen aufgenommen. Souveränität bedeutet dann, Fremdbestimmun-
gen ertragen zu können, ohne daran Schaden zu nehmen (190f). Damit wen-
det Böhme sich aber nicht gänzlich gegen die Vorstellung eines autonomen 
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Ichs. Die Differenzierung von autonomem Ich und Körper müsse im An-
schluss an Latour als produziert begriffen werden und kann faktisch eine gute 
Bewältigungsstrategie des Daseins sein. Der souveräne Mensch würde seine 
Identität aber nicht darauf stützen, sondern sich immer die Möglichkeit des 
Zugriffs auf seine betroffene Selbstgegebenheit offenhalten (174ff). Dafür 
muss der Mensch neben Handlungskompetenzen auch Erleidenskompetenzen 
erwerben (2008, 215). 
3.2 Ableism 
Der Begriff Ableism stammt aus den Disability Studies und bezeichnet alle 
gesellschaftlichen Phänomene, in denen Körper und Geist eines Menschen 
anhand von Fähigkeiten beurteilt werden (vgl. Maskos, 2015, 2; Maskos, 
2011, 4; Wolbring, 2008, 252f). Mit ihm wird anstelle der Kritik an Behinde-
rungskonstruktionen die Kritik an der Konstruktion einer Fähigkeitsnorm in 
den Blick genommen (vgl. Buchner, Pfahl & Traue, 2015, 2). Damit ist so-
wohl eine deskriptive als auch eine normative Forschungsperspektive mög-
lich (5f). Die deskriptive Perspektive ermöglicht es, Befähigungsprozesse 
tiefergehender zu analysieren. Mit der normativen Perspektive kann gezielt 
zwischen Befähigungsprozessen, die als Inklusionsziele wirksam werden, 
und solchen, die als Barrieren von Inklusion wirken, unterschieden und letz-
tere als illegitim bezeichnet werden. 
3.3 Inklusion als Kritik gesellschaftlicher Hierarchisierungsprozesse 
Ein verkürztes Inklusionsverständnis, das lediglich das gemeinsame Leben 
oder die gemeinsame Beschulung von Menschen mit und ohne Behinderung 
fokussiert, läuft immer Gefahr, Differenzierungen und Ausschluss aufgrund 
anderer unhinterfragter Normen aufrechtzuerhalten, wenn nicht sogar zu 
produzieren. Aus diesem Grund möchte ich für ein Inklusionsverständnis 
plädieren, dass sich als Kritik gesellschaftlicher Hierarchisierungsprozesse 
versteht, diese immer wieder hinterfragt, reflektiert und ihre gesellschaftliche 
Notwendigkeit und Aktualität überprüft. 
Mit einem solchen Inklusionsverständnis müssten auch Differenzierungen 
und Hierarchisierungen anhand von Autonomie und Fähigkeiten kritisch 
hinterfragt werden. Dafür müssen Autonomie und Fähigkeiten bzw. Befähi-
gung in ihrer Doppelseitigkeit betrachtet werden. Ein kritischer Umgang 
könnte bei Böhme ansetzen und danach streben, Abhängigkeit/Fremd-
bestimmung sowie Nichtkönnen immer als Teil menschlicher/personaler 
Existenz zu sehen. Eine weitere kritische Ausgangslage bietet der For-
schungsansatz des Ableism, bei welchem Inklusionsprozesse immer auf eine 
Fähigkeitsnorm hin analysiert werden können. 
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In diesem Sinne möchte ich mit folgendem Zitat schließen: 
 
„Zwar ist ein soziales Leben ohne Normen und Stabilitäten – und damit auch ohne 
konstitutive Negativität – nicht vorstellbar. Die entscheidende Frage ist aber in-
wiefern diese Normen und Stabilitäten als verfügbar und daher verhandelbar und 
veränderbar erscheinen – oder ob sie sich als unhinterfragbare Normalität gerie-
ren“ (Meißner, 2015, 2). 
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Sven Bärmig 
 
Behindertenpädagogik und kritische Theorie 
 
 
 
 
 
Ich möchte im Folgenden darstellen, wieso es hilfreich ist, sich mit Hilfe 
kritischer Theorie Phänomenen wie Behinderung und Leistung zu nähern. 
Dabei konzentriere ich mich zunächst auf den Begriff Gesellschaft. Ich werde 
an Hand eines Beitrages aus einem soziologischen Handbuch sieben Merk-
male von Gesellschaft aus Sicht kritischer Theorie kennzeichnen und mit 
Beispielen aus der Behindertenpädagogik die Zusammenhänge beschreiben.1 
 
„Wie werden die 'versunkenen Erfahrungen' bewusst? Indem wir lernen, die Rätsel un-
serer Lebensgeschichte im Kontext der Geschichte unserer Gesellschaft zu lösen, und 
zwar im Detail, und indem wir der Reflexion vertrauen, solange sie Erfahrung und Ob-
jektivität fühlbar vermittelt. Das, vor allem, ist kritische Theorie“ (Brückner, 1980). 
Ein kurzer Prolog 
„Deswegen finde ich auch die ganze Diskussion so paradox. In meinem tägli-
chen Job höre ich mir immer wieder an, wie schlimm das doch alles ist – und 
bei mir geht es die ganze Zeit darum, welch großen Vorteil ich habe“ (FAZ 
27.12.2015) sagt der Weitspringer Markus Rehm, der mit einer Prothese am 
linken Unterschenkel Deutschlands bester Weitspringer ist und allen bewei-
sen soll, dass er durch die Prothese keine Vorteile hat. Er berichtet auch da-
von, dass die Konkurrenten ihn meiden oder Mitstreiter die Trainingsgruppe 
verlassen. Diese Situation bringt das Problem der Inklusion ziemlich treffend 
auf den Punkt und beschreibt auch den Zusammenhang mit der Tagung. 
Denn für den Nachweis seines Vorteils, der im Privaten als Nachteil erscheint 
und Mitleid hervorruft, gibt es keine Kriterien und niemand möchte welche 
festlegen, der Verband nicht und andere auch nicht. Alternativvorschläge wie 
                                                          
1  Dies ist die Verschriftlichung des Vortrags der IFO-Tagung, erweitert um einige Gedanken, 
die während und nach der Tagung noch erörtert wurden. Dank geht an Marie Mühlan und Ro-
bert Zwarg fürs Gegenlesen und Kritik. 
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bspw. gemeinsame Wettkämpfe und trotzdem getrennte Wertungen werden 
nicht akzeptiert, obwohl dies den Erhalt des Bestehenden bedeutet.  
Gesellschaft ist weder begrifflich unmittelbar zu greifen noch aus Einzeltat-
sachen zu abstrahieren. Gesellschaft ist weder naturwissenschaftliches Gesetz 
noch Faktum, was sich dingfest machen lässt. Kurz: es gibt „kein soziales 
Faktum, das nicht durch Gesellschaft determiniert wäre. In den faktischen 
sozialen Situationen erscheint Gesellschaft“ (Adorno, 2003a, 10). In Vermitt-
lung der „Einzelmenschen, Einzelinstitutionen, Einzelsituationen“ (ebd., 11) 
mit der gesellschaftlichen Allgemeinheit, stellt sie in ihrer Unmittelbarkeit 
einen Verblendungszusammenhang dar. Da also Vermittlung angezeigt ist, ist 
deren Organ die Theorie, so Adorno, und: „bloß eine ausgeführte der Gesell-
schaft, könnte sagen, was Gesellschaft ist“ (Adorno, 2003a, 11). Theorie in 
diesem Sinne, so würde ich mit Steinert zunächst festhalten, hat die Phäno-
mene aufzuschlüsseln und zum Erkenntnisgewinn als Naivitätsverlust 
(Steinert, 2007) zu verhelfen, in dem sie Beschreibungs-, Erklärungs- und 
Reflexionswissen (Jantzen) zusammenbringt. Salzborn hat darauf hingewie-
sen, und dieser Impuls liegt auch diesem Text zugrunde, dass Kritische Theo-
rie der Versuch ist, die Subjektkonstitution und Gesellschaftskonstruktion 
miteinander in Beziehung zu setzen (Salzborn, 2015), hier zunächst überwie-
gend auf der Beschreibungsebene. Plausibel wird die Theorie, wenn konkrete 
Leidensgeschichten, gemeinsame Erfahrungen der Analyse das Material 
liefern. An dieser Stelle ist das die Thematik der Gesellschaft und Leis-
tung/Behinderung, die exemplarisch den Zustand des Vermittlungsprozesses 
zwischen Individuum und Gesellschaft aufzeigen kann. Es käme dann dem 
folgenden Gedanken von Mollenhauer entgegen: „Die Entfaltung eines Zu-
sammenhangs pädagogischer Sätze ist zugleich die Entfaltung eines Gesell-
schaftsbildes. Die Kriterien pädagogischer Wertung sind damit zugleich 
solche, die einem bestimmten Verständnis von Gesellschaft zugehören“ 
(Mollenhauer, 1996, 138). 
I 
„‚Gesellschaft‘ ist ein historischer Komplex menschlicher Verhältnisse. Das heißt: 
‚Gesellschaft‘ ist im selben Maße als von Menschen gemacht zu begreifen, wie die 
Menschen wiederum gesellschaftlich sich konstituieren. Aus dieser Wechselbezie-
hung geht ‚Gesellschaft‘ als Geschichte hervor“ (Behrens, 2009, 202). 
 
Dies ist nicht ganz beliebig, weil gesellschaftliche Differenzierung wie Ar-
beitsteilung, Institutionalisierung spezifische Produktionsverhältnisse zu 
bestimmten historischen Phasen der gesellschaftlichen Naturaneignung füh-
ren, aber trotz allem keine logische Reihenfolge existiert. Fundamentales 
Prinzip, auch für die Pädagogik, ist die Tatsache, dass sich Menschen nur 
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innerhalb menschlicher Verhältnisse entwickeln können. Dies ist ein Grund 
mehr, Teilhabe und Teilnahme für alle an gesellschaftlichen Errungenschaf-
ten zu ermöglichen, gerade auch weil die gesellschaftlichen Differenzierun-
gen Behinderung, Geschlechterhierarchien, Ethnien erst hervorbringen. Ge-
schichtliches Bewusstsein und gesellschaftliche Ideen vom Mensch-Sein 
spielen eine wichtige Rolle, wie sich auch in der Geschichte Sozialer Arbeit 
und der Sonder- bzw. Behindertenpädagogik zeigt (u.a. Bradl, 1991; Dörner, 
1998; Ellger-Rüttgardt, 2008; Jantzen, 2004; Möckel, 1988; Moser, 2003; 
van der Locht, 1997). 
II 
„Gesellschaft als Komplex menschlicher Verhältnisse ist nicht nur instabil und in 
permanenter Veränderung, sondern in vielfältiger Weise von Widersprüchen charakte-
risiert. Diese Widersprüche unterliegen einer logischen Ordnung, welche die kritische 
Theorie als Dialektik fasst“ (Behrens, 2009, 202). 
 
Aufgabe ist die Analyse und der Umgang mit Widersprüchen in Form der 
Dialektik, was sowohl für die Verstandestätigkeit als auch für die reelle prak-
tische Entwicklung von Gesellschaft gilt. Für die Verstandestätigkeit wäre 
dann festzuhalten, dass alle Bedeutungen niemals gänzlich im Begriff aufge-
hen, wir aber Begriffe benötigen, um analytisch tätig zu werden. Das bedeu-
tet, den Begriff in seinen Relationen zu anderen Begriffen zu erfassen und 
Veränderungen zu konstatieren. Dialektik ist der Versuch immanente Kritik 
zu leisten, obwohl die Ohnmacht der Kritik als Allgemein angesehen werden 
kann, die Widersprüche nicht blind abzutun oder im Sinne der formalen Lo-
gik zu bereinigen, sondern vielmehr darum, die Widersprüche auszuhalten, 
nachzuvollziehen und die Differenzen vermittels der immanenten Kritik 
herauszuprozessieren: „Kritik geht nicht von außen und abstrakt an das her-
an, was sie kritisiert, sondern von innen“ (Behrens, 2003, 109). Durch die 
Immanenz kann sie nur spezifische Form annehmen, "bestimmte Negation" 
sein. Adorno beharrt auf der Vorstellung der Negation, weil sie sich nicht 
darauf einlässt, an den Symptomen herumzudrehen oder die Irrationalität des 
„monströsen Ganzen“ festschreiben2. Dialektik und Kritik sind Denkbewe-
gungen, in denen Aspekte von Herrschaft reflexiv, mit Hilfe historischer, 
vergleichender, logischer und empirisch angeleiteter Analyse und in vielfa-
chen Durchgängen herausgearbeitet werden kann (Steinert, 2007b, 217). Das 
                                                          
2  „Begriff und Theorie der Gesellschaft sind nur dann legitim, wenn sie zu beidem nicht sich 
verlocken lassen, sondern die Möglichkeit, die sie beseelt, negativ festhalten: aussprechen, 
dass die Möglichkeit erstickt zu werden droht. Solche Erkenntnis, ohne Vorwegnahme dessen, 
was darüber hinausführte, wäre die erste Bedingung dafür, dass der Bann der Gesellschaft 
einmal doch sich löse“ (Adorno, 2003a, 19).  
 130 | Sven Bärmig 
ist nicht beliebig, da kein vermittelndes Drittes existiert und diese offene 
Vermittlung keine Schnittmenge in einem mengenlogischen Sinn ergibt, der 
bspw. als Mitte zu charakterisieren wäre (Ritsert, 2014, FN 96). Was wäre 
die Mitte für die Idee der Inklusion? Dialektik ist dann der Versuch diese 
Vermittlung nicht als statisches oder immer wiederkehrendes gleiches Prob-
lem zu sehen, sondern konkrete (praktische) Lebenswelten und die Normati-
vität der Ideen miteinander ins Verhältnis zu setzen (Ritsert, 2014, 2012). 
Tausch- und Produktionsverhältnisse; Lebenswelt und Institution sind u.a. 
Begriffe für diese Vermittlung, die einer gesonderten Analyse bedürfen. Die 
abstrakten Prinzipien gehen vor aller sozialen Schichtung „mit der Herrschaft 
des Allgemeinen über das Besondere, mit der der Gesellschaft über ihre 
Zwangsmitglieder zusammen“ (Adorno, 2003a, 14), auch in den Nischen und 
Enklaven. Die Sonderpädagogik und die zugehörigen Sonderinstitutionen 
könnten in diesem Sinne begriffen werden3. Hierbei können Nischen auch 
emanzipatorische Funktionen übernehmen, weil dann Dinge probiert werden 
können, die gesellschaftliche Entwicklung in ihrer statischen Dimension 
herausfordern. 
III 
„Gesellschaft bezeichnet die Gesamtheit der materiellen Lebensverhältnisse als „kon-
krete Totalität, mit der die von den Menschen gestaltete Wirklichkeit ihren Ausdruck 
im menschlichen Bewusstsein oder als menschliches Selbstbewusstsein findet“ (Beh-
rens, 2009, 202). 
 
Der hergestellte Zusammenhang, der als Gesellschaft zu begreifen ist, ist 
deshalb nicht beliebig, weil Wirtschaft, Politik, Kultur, Wissenschaft spezifi-
sche Gestalt annehmen, die wiederum ein spezifisches Bild des Menschen 
entwerfen. Mit „konkreter Totalität“ lässt sich etwas beschreiben, was 
Jantzen als sozialen Verkehr bezeichnet (Jantzen, 2004). Städte, Dörfer, Fel-
der und Wälder tragen den Stempel der Bearbeitung an sich, es schlägt sich 
in der Kleidung und im Auftreten, in Gefühlsweisen, in der Art zu sehen und 
zu hören, aber auch in Erziehungsideen oder Bildungsidealen nieder. Dies 
geschieht bis ins kleinste Detail der Wahrnehmung von Gegenständen oder 
auch der Wahrnehmung von Menschen. Und „ferner nicht allein die Körper, 
sondern auch die Bewegung, in der sie wahrgenommen werden, von Unter-
grundbahnen, Förderkörben, Autos, Flugzeugen aus, diese sinnliche Welt 
                                                          
3  Dies wird oftmals als ‚Schonraum‘ verstanden, in dem man die ‚Behinderten‘ vor der ‚bösen‘ 
ausschließenden Gesellschaft oder wenigstens sich voreinander schützt. Es kann aber auch 
anders herum verstanden werden, wenn innerhalb von (noch) bestehenden Sonderinstitutionen 
Expertise hervorgebracht wird, die dann allgemeine Anwendung finden kann, etwa Unter-
stützte Kommunikation, körperbetonte Therapien u.ä.. 
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trägt die Züge der bewussten Arbeit an sich, und die Scheidung, was davon 
der unbewussten Natur, was der gesellschaftlichen Praxis angehört, ist real 
nicht durchzuführen" (Horkheimer, 1970, 150).  
Im Falle der (Geistigen) Entwicklung, der Leistungsfähigkeit, gerade auch im 
Hinblick auf das, was als (‚geistige’) Behinderung erscheint, lässt sich dies 
als „Institution Geistigbehindertsein“ (Niedecken, 2009, 2003) bezeichnen. 
Ein sozialer Status ‚Behinderung’ (Behinderte als Bewohner eines Wohn-
heims, Schüler_innen, die/der mit einer bestimmten Methodik diagnostiziert 
wurde) schiebt sich vor die reale Lebensgeschichte (Ausgrenzung, Verweige-
rung ambulanter Wohnformen, schlechte Lebensbedingungen, schlechte 
Schulbedingungen). Diese wird nur noch aus dieser Perspektive gedacht und 
auf ein Konstrukt, eine Norm bezogen (Basaglia-Ongaro, 1980). (Sonderpä-
dagogische) Diagnostik, die Methoden und Zugangsweisen sind ebenfalls 
Ausdruck der gesellschaftlichen Verhältnisse.  
IV 
„Gleichzeitig setzt sich die Logik, der die dynamischen Prozesse der Gesellschaft 
unterliegen, nicht unmittelbar durch, sondern im Verborgenen, das heißt abstrakt, 
beziehungsweise‚ hinter dem Rücken der Produzenten‘ (Marx)“ (Behrens, 2009, 202). 
 
Die wesentliche Struktur der sozialen Verhältnisse bleibt den Menschen 
unbewusst (siehe drittens); und das betrifft auch einen Großteil der Handlun-
gen, der allgemeinen gesellschaftlichen und individuellen Praxis, weil es 
eben sehr konkrete Handlungspraxen innerhalb einer sehr komplexen Struk-
tur sind. Adorno spricht das allherrschende Identitätsprinzip an und benennt 
an Hand des soziologischen Begriffs der Rolle die Reduktion der Menschen 
auf Agenten und Träger des Warentauschs (funktionalisiert als Konsu-
ment_in, als Schüler_in, als vernünftig, als Bürger_in …) als versteckte Herr-
schaft des Menschen über den Menschen, selbst wenn sich der Einzelne dem 
nicht unterwerfen will oder dies nicht teilt (Adorno, 2003a). Anpassung ist 
der sozialdarwinistische Ausdruck dafür und zu erkennen am Umgang mit 
jenen, die sich nicht anpassen können oder wollen. Durch die Anpassung, die 
Identifikation mit der Funktion, der Rolle, die einem gesellschaftlich zuge-
wiesen wird, werden die Prozesse der Gesellschaft verschleiert. Es wird als 
‚normal’ empfunden. Dies betrifft auch die Schule, die in ihrer Gestalt (ihre 
Räume) und ihrer Struktur (ihre Differenzierung in verschiedene Schulfor-
men) Abweichungen von einer bestimmten gesellschaftlichen Rationalität 
bestraft (Dammer, 2012; Illich, 1970), aber auch so etwas wie Bildung zum 
Erwerb von Bildungsgütern herunterbricht. Auch von Menschen mit zuge-
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schriebener Behinderung wird Selbstbestimmung nun als Anpassung an 
Normalität verlangt (Waldschmidt, 1999). 4 
V 
„Dennoch treten die Menschen der Gesellschaft so gegenüber, als sei ihnen diese 
unmittelbar gegeben, als sei die soziale Realität einfach ‚da‘. Sie machen sich von der 
Gesellschaft bestimmte Vorstellungen, nach denen sie wiederum versuchen, Einfluss 
auf die sozialen Beziehungen zu nehmen. Es ist dies ein notwendig falsches Bewusst-
sein, welches in der kritischen Theorie als „Ideologie“ gefasst wird“ (Behrens, 2009, 
202). 
 
Anpassung oder auch Autonomie, die bis in die Nischen oder Enklaven hin-
einreicht, führt dazu, die Totalität des Zwangszusammenhangs zu verschlei-
ern. Die gesellschaftliche Arbeitsteilung gilt so auch für den Gelehrten bzw. 
Kritiker, der Tatsachen in begriffliche Ordnungen einzugliedern und diese so 
instand zu halten hat, „dass er selbst und alle, die sich ihrer bedienen müssen, 
ein möglichst weites Tatsachengebiet beherrschen können“ (Horkheimer, 
1970, 145)5. Der ganze wissenschaftliche Vorgang, der Einfluss auf das Ma-
terial, die Anwendung einer Theorie ist eine gesellschaftliche Angelegenheit, 
in die der Gelehrte und seine Wissenschaft eingespannt sind, seine Leistung 
ist ein Moment der Selbsterhaltung der fortwährenden Reproduktion des 
Bestehenden. Der Kritiker selbst ist zwar in der gesellschaftlichen Entwick-
lung ebenso gefangen, kann aber durch die Kritik darüber hinausweisen und 
einen Ort markieren, der eine Bewegung erlaubt, ja erfordert. Kritische Theo-
rie ist Selbstreflexion traditioneller Theorie, nicht deren Auswechslung durch 
ein neues Modell. Sie ist kritisch insofern, da „sie sich ihre Zwecke nicht 
durch die bestehende Wirklichkeit vorgeben lässt, sondern diese mit der in 
ihr selbst gelegenen Möglichkeit des Besseren konfrontiert“ (Türcke & Bolte, 
1997, 39), also den Schritt zurück macht, um die blinden Flecken zu erken-
nen. Das Organ ist die Theorie, die Verwirklichung die vernünftig gestaltete 
Praxis! Steinert betont, dass es keinen Punkt außerhalb gibt, der auch gar 
                                                          
4  Und noch etwas tritt hinzu: Begriffe wie nützlicher, besser, produktiver sind dann nach Ritsert 
mit Horkheimer gesprochen „selbst verdächtig und keineswegs außerwissenschaftliche Vo-
raussetzungen, mit denen es nichts zu schaffen hat“ (zit. nach Horkheimer in Ritsert, 2014, 
29). Mangelndes Verständnis durch eine logische Prägnanz, exaktere Definitionen oder eine 
„Einheitssprache“ (Horkheimer 1970) zu entwerfen, müssen misslingen, da sie Vergangenheit 
und Zukunft dialektisch miteinander verbinden müssen und den Zusammenhang aufzeigen 
(s.o.).  
5  „Dass die Änderung wissenschaftlicher Strukturen von der jeweiligen gesellschaftlichen 
Situation abhängt, gilt jedoch nicht allein für so umfassende Theorien wie das kopernikani-
sche System, sondern auch für die speziellen Forschungsprobleme im Alltag“ (Horkheimer, 
1970, 144). 
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nicht nötig ist. „Es gibt die Kritik der Herrschaft und die Reflexivität, die den 
Gebildeten von dieser Kritik nicht als Besserwisser ausnehmen will, sondern 
den Konflikt, den er austrägt, zu ihrem Gegenstand macht“ (Steinert, 2007a, 
40). Diese Ideologiekritik heißt ebensowenig, „dass der andere verblendet ist, 
während man selbst durchblickt, sie heißt auch nicht, dass man die bessere 
Moral oder die strahlendere Utopie einer zu kritisierenden gesellschaftlich 
herrschenden entgegenhält. Sie heißt als Reflexivität, dass man den gesell-
schaftlichen Konflikt identifiziert, in dem man sich auch selbst in Bezug auf 
den kritisierten Sachverhalt befindet – und zwar nicht als Person, sondern als 
Vertreter einer bestimmten gesellschaftlichen Position“ (Steinert, 2007a, 37). 
Der Konflikt einer Lehrer_in wäre z.B. an einer überkommenen Leistungs-
ideologie und Homogenisierung festzuhalten. In der außerschulischen Behin-
dertenhilfe betrifft dies die entmündigenden und menschenrechtlich bedenk-
lichen Wohnbedingungen von insbesondere Menschen mit zugeschriebener 
geistiger Behinderung, die noch immer in großen Wohnheimen wohnen müs-
sen oder gar als Pflegebedürftige in Altenpflegeheimen fehlplatziert sind 
(Rohrmann, 2011; Jantzen, 2007). Mollenhauer verweist mit C. Wright Mills 
auf die irrige Annahme, dass sozialen Systemen eine gemeinsame Wertorien-
tierung immanent ist und die Schule ein „reine Funktionalität“, nämlich Frei-
heit bewahrt. Denn auch in den pädagogischen Gebilden „reproduzieren sich 
die sozialen Konflikte. Eine realistische Erziehungswissenschaft wird sie in 
den Horizont ihrer Interessen mit aufnehmen müssen und nicht Konflikte als 
dysfunktional, als unpädagogisch auszuscheiden, zu unterdrücken oder nicht 
zur Kenntnis zu nehmen. Erziehungswissenschaft nicht darauf verzichten, 
den Konfliktcharakter der pädagogischen Felder und Institutionen zu analy-
sieren“ (Mollenhauer, 1996, 145). Noch heute ist sichtbar, dass „Unregelmä-
ßigkeiten im Begabungsniveau“ (Mollenhauer, 1996, 146) und der Lernfä-
higkeiten mit individuellen Faktoren verknüpft wird, was sich im Begriff des 
‚schlechten Schülers‘ ausdrückt, obwohl schwache schulische Leistungen 
und ihre Ursachen richtigerweise in den Sozialisationsbedingungen verortet 
werden. Allerdings sind auch dies dysfunktionale Störfaktoren, die nicht dazu 
führ(t)en das System der Schule in Frage zu stellen. Und das vor dem Hinter-
grund, dass dieses schulische Versagen als „kollektives Bildungsschicksal“ 
(Mollenhauer) offensichtlich wird. 
VI 
„Die vielfältigen sozialen Widersprüche bleiben der strukturellen Dynamik der Ge-
sellschaft selbst nicht äußerlich. Die Vernunft, die sich als menschliches Vermögen 
auch in den von Menschen hervorgebrachten sozialen Verhältnissen sedimentiert, 
schlägt ins Gegenteil um, verwirklicht sich in der Gesellschaft als Irrationalität. Die 
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Gesellschaft erscheint dabei als ‚naturwüchsig‘, als ‚Naturverhältnis‘ und tritt dabei 
den Menschen gleichsam als eine ‚zweite Natur‘ gegenüber.“ (Behrens, 2009, 202f.). 
 
Diese Irrationalität, so Adorno, stellt sich als Sachzwang dar und hat den 
Charakter eines gesellschaftlich notwendigen Scheins, der zu „durchschauen 
und zu verändern wäre“ (Adorno, 2003a, 17). Automatisch und planvoll 
wird, so Adorno, verhindert, dass sich die Subjekte als Subjekte wissen. An-
passung der Menschen an die gesellschaftlichen Verhältnisse und Prozesse, 
hat sich in ihnen sedimentiert, dass die Möglichkeit, daraus auszubrechen, 
wenn auch nur im Bewusstsein, schrumpft. Sie sind, so Adorno weiter „Tri-
umph der Integration, bis in ihren innersten Verhaltensweisen hinein, mit 
dem identifiziert, was mit ihnen geschieht“ (Adorno, 2003a, 18). Eine ratio-
nal durchsichtige freie Gesellschaft kann so wenig der Verwaltung entraten 
wie der Arbeitsteilung überhaupt. Die „rationale Gestalt“ dieser Irrationalität 
heißt bei Adorno Experte. Die Rationalität, deren Maß die Effizienz bzw. 
Effektivität darstellen, wird mit der Spezialisierung der technischen Prozesse 
begründet, lässt sich aber ebenso auf die immer kleineren, tendenziell entqua-
lifizierten Arbeitsprozesse zurückführen, was durchaus als Ursache für Halb-
bildung (Adorno) angesehen werden kann und Auswirkungen auf die Funkti-
on der Schule und den dort geforderten Leistungen und Bewertungen hat. 
Funktionalität und Komplexität führen zu einer scheinbaren Messbarkeit für 
Tätigkeiten, die sich in spezifischen Werten ausdrückt (Gorz, 1994). Eine 
solche spezifische, instrumentelle Rationalität gilt nach Dörner auch für sozi-
ale Institutionen, die dann wiederum dies an die ihnen unterworfenen Perso-
nen weitergeben. Menschen werden zu Sachen, zu Kennzahlen, die effizient 
behandelt, versorgt werden sollen (Dörner, 1998), wobei eher grundsätzlich 
von einem Technologiedefizit der Pädagogik die Rede ist. Kritisches Denken 
nun ist durch den Versuch motiviert „über die Spannung real hinauszugelan-
gen, den Gegensatz zwischen der im Individuum angelegten Zielbewusstheit, 
Spontaneität, Vernünftigkeit und der für die Gesellschaft grundlegenden 
Beziehungen des Arbeits- und Lernprozesses aufzuheben“ (Horkheimer, 
1970, 158).   
VII 
„Im selben Maße wie sich ein geschichtlicher Fortschritt als Erweiterung der Mög-
lichkeiten menschlicher Freiheit abzeichnet, entfernt sich die Gesellschaft in ihrer 
Wirklichkeit auch zunehmend von den geschichtlichen Zielen der Humanität“ 
(Behrens, 2009, 203). 
 
Die gesellschaftliche Realität ist jedoch nicht mehr den ungenügenden tech-
nischen Möglichkeiten geschuldet bzw. entgegengestellt, sondern den un-
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menschlichen Verhältnissen unter denen das gesellschaftliche Leben produ-
ziert wird. Die Aneignung der gesamten geistigen und physischen Mittel der 
Naturbeherrschung ist partikularen, sich widerstreitenden Interessen anheim-
gegeben; Die Produktion ist nicht auf das Leben der Allgemeinheit abgestellt 
und besorgt eher die Ansprüche von einzelnen, nur zur Not auch die der All-
gemeinheit, so Horkheimer. Diese negativen Folgen sind aber keine kleinen 
Ungereimtheiten. So geht es bspw. für die Pädagogik „um die Struktur und 
die Bedingtheit des notwendigen Misslingens erzieherischer Praxis“ 
(Gruschka, 1988, 34). Negative Pädagogik (Gruschka) ist ein Versuch kriti-
sche Theorie für die Erziehungswissenschaft fruchtbar zu machen. Sie spürt 
die Stellen auf, an denen sich die Differenz zwischen Anspruch und Wirk-
lichkeit ereignet. Ein wichtiger Gedanke, der bei Gruschka mitschwingt, ist 
der Umgang mit dem Auseinanderfallen von Norm und Funktion, was oft-
mals zur Funktion hin aufgelöst wird. Dies bedeutet die Norm, bspw. den 
Anspruch der Mündigkeit oder Bildung (‚für Alle’) aufzugeben, wo doch 
gerade dies als Korrektiv einen wichtigen Orientierungspunkt liefert. Dabei 
ist gerade das Leistungsprinzip das, welches am ehesten die Funktionalität 
der Schule rechtfertigt. Die soziale Differenzierung wird mit einem falschen 
Leistungsbegriff belegt, der sich fast ausschließlich am Gymnasium ausrich-
tet und die reelle Leistung nicht einmal bemerkt (Hartmann, 2002). Demzu-
folge kommt Gruschka auch zu folgender Einschätzung: „Erst die Aufgabe 
des Leistungsprinzips, wenn sie denn zuträfe, würde den Hebel an eben die-
ser Verfassung ansetzen. Denn wenn ohne Leistung alle alles schaffen, weil 
die Schule so gestaltet wird, dass an den Forderungen keiner mehr scheitert, 
dann allerdings wäre der Bruch mit der Funktionsbestimmung die Folge“ 
(Gruschka, 2014, S.44). Er wirft weiterhin die Frage auf, ob Pädagogik als 
Ganzes in Frage steht. Denn mit ihrer Ausweitung auf die gesamte Lebens-
zeit, bis in jede Nische der Gesellschaft wird Pädagogik universell. Gleich-
zeitig wird der Anspruch an Mündigkeit und Bildung an Instanzen abgege-
ben, die damit Interessen verknüpfen, die eher als partikular gelten können 
(s.o.). 
Fazit 
Kritische Theorie beansprucht objektive Aussagen über die Gesellschaft zu 
treffen, um diese in ihrer konkreten Wirklichkeit wie Möglichkeit analysieren 
zu können (Behrens, 2003). Kritisches Denken und seine Theorie ist weder 
Funktion eines isolierten Individuums noch die der Allgemeinheit von Indi-
viduen. „Es hat vielmehr bewusst ein bestimmtes Individuum in seinen wirk-
lichen Beziehungen mit anderen Individuen und Gruppen, in seiner Ausei-
nandersetzung mit einer bestimmten Klasse und schließlich in der so vermit-
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telten Verflechtung mit dem gesellschaftlichen Ganzen und der Natur zum 
Subjekt“ (Horkheimer, 1970, 159f)6. Ihre Identität liegt in der Zukunft und 
weniger in der Gegenwart (ebd., 160). Die zwei Seiten der Notwendigkeit, 
Macht der Natur und Ohnmacht der Menschen beruhen nach Horkheimer 
„auf der selbst erlebten Anstrengung der Menschen, sich vom Zwang der 
Natur und den zur Fessel gewordenen Formen des gesellschaftlichen Lebens, 
der juristischen, politischen und kulturellen Ordnung zu befreien“ (Horkhei-
mer, 1970, 178). Dies stellt sich als Schwierigkeit heraus, wenn die Fragen 
der Autonomie und Selbstbestimmung auf Notwendiges, bloße Erhaltung des 
Lebens, beschränkt wird. Sie ist dann nur formale Autonomie, denn sie gerät 
unter die heteronomen Ansprüche der Gesellschaft, ist weniger auf die Frei-
heit von Bedürfnis und Verantwortungsübernahme, kurz Mündigkeit, gerich-
tet (Gorz, 1994, 237f). Kritische Theorie wendet sich insbesondere gegen das 
Postulat der Wertfreiheit der Forschung und fordert stattdessen eine reflexive 
und permanente kritische Selbstverortung der Theoretiker_in in Bezug auf 
die Forschungspraxis sowie den -gegenstand. Aber das Verhältnis von Theo-
rie und Praxis bleibt konstitutiv widersprüchlich, weshalb die Widersprüche 
in die Sozialforschung mit einzubeziehen sind. Erkenntnis ist insofern an 
einen ‚Zeitkern der Wahrheit’ gebunden und immer nur situativ zu begreifen. 
„Ferner und damit radikalisiert sich für die Kritische Theorie heute die Frage, 
wie unter den gegebenen Bedingungen der kapitalistischen Moderne eine 
Wissenschaft konzipiert werden kann, die diese Bedingungen in jeder Hin-
sicht in sich aufnimmt und reflektiert. Die Antworten bleiben in letzter In-
stanz allerdings von den gegenwärtigen Möglichkeiten der Geschichte ab-
hängig, und das heißt von der Bereitschaft, sich für eine Veränderung im 
Sinne dieser Möglichkeiten des realen Humanismus einzusetzen. Darin be-
steht die Wahrheit, die in der Praxis erst noch zu erweisen sein wird“ (Beh-
rens, 2007, 63).  
Die Frage nach der Aktualität der kritischen Theorie ergibt sich als theoreti-
sches Problem der gegenwärtigen gesellschaftlichen Praxis. Sie „bleibt eine 
rein akademische Frage, solange sie nicht als praktische Frage begriffen 
wird.“ (Behrens, 2007, 47). In dieser verzwickten Lage sich mit Fragen der 
Mündigkeit, Bildung, Entwicklung und Autonomie zu beschäftigen ist nicht 
die schlechteste Idee. Leistung und Behinderung als beispielhafte Begriffe 
der Vermittlung hätten dann eine andere Bedeutung. Damit könnte Inklu-
sionspädagogik an einem Entwurf für ein Gesellschaftsmodell mitwirken, in 
dem man „ohne Angst verschieden sein kann und zwar nicht nur in der Schu-
                                                          
6  „Den richtigen Sinn gewinnen Einzelurteile über menschliches erst im Zusammenhang“ 
(Horkheimer, 1970, 190). 
 Behindertenpädagogik und kritische Theorie | 137 
le“ (Dammer, 2012, 378). Dem geht, so möchte ich mit Behrens ergänzen, 
das praktische Interesse der Theorie, nämlich das Erkenntnisinteresse als 
politisches voraus, weil die Selbstbegründung kritischer Theorie keine Frage 
der Normativität der Erkenntnis darstellt, sondern einen subjektiven Impuls 
bezogen auf das Unrecht der gegenwärtigen Ordnung der Welt. Diese lässt 
sich nicht rechtfertigen, wie sie auch keine positive Wissenschaft zur Folge 
haben kann, denn der darin liegende Humanismus kritischer Theorie ist von 
der Unmenschlichkeit der Welt nicht zu trennen. 
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Martina Kaack 
 
Systemtheoretische Differenzierungsangebote für 
eine kritische Betrachtungsweise des aktuellen  
Inklusionsdiskurses 
 
 
 
In meinem Beitrag setze ich mich mit Differenzierungsmöglichkeiten der 
Systemtheorie nach Niklas Luhmann auseinander. Ich stelle mir die Frage, 
als wie funktional sich diese für eine kritische Betrachtungsweise des aktuel-
len Inklusionsdiskurses erweisen. Neben der Darlegung der entsprechenden 
Begriffsdefinition von Inklusion und Exklusion geraten hierfür insbesondere 
die Konstruktion sozialer Adressen, zwischenmenschliche Interpenetration, 
Formen von Anschlussprozessen, diesbezügliche Bedeutsamkeiten und ihr 
Facettenreichtum in den Fokus der Betrachtung. Ich veranschauliche meine 
Überlegungen an Interaktionen aus dem Alter früher Kindheit, die im Rah-
men einer qualitativen Studie erhoben und ausgewertet wurden. 
1 Problemskizzierung 
Merle:  Mit Asmus(a.B.)1 spi-/ Asmus(a.B.) äh, geb’ ich 
  immer einen Regenschirm, weil ähm,  
  weil er spielt immer gerne mit mir und mit 
  einen Regenschirm.  
Interviewerin: Mhm.  
Merle:  ... der dreht den immer so gerne.2 
 
                                                          
1  Das an den Namen des Kindes angehängte “(a.B.)” steht für “Kind mit adressierter Behinde-
rung”. Behinderung soll damit als Adressenfragment markiert werden. Es verweist darauf, 
dass sie aus systemtheoretischer Sicht als Teil der sozialen Adresse verstanden wird, der 
kommunikativ hergestellt wird (vgl. Terfloth, 2010, 52). Behinderung geht damit aus der tem-
porären und kontextabhängig konstruierten Unterscheidung eines Beobachters hervor (vgl. 
Terfloth, 2010, 58) und existiert nicht unabhängig von dieser als ontische Entität (vgl. Balgo, 
2013, 12f).  
2  Diese Äußerungen stellen ein Transkriptionsbeispiel meiner Dissertation dar (vgl. Kaack, 
2017). 
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Was erwirkt einen Anschluss an Kinder, die als behindert bezeichnet werden, 
und wann und inwiefern wird er als bedeutsam bzw. nicht bedeutsam bewer-
tet, sowohl von den so Beobachteten als auch von den Beobachtenden?  
Diese Frage ist aus meiner Arbeit als Heilpädagogin in einem Familienzen-
trum heraus entstanden, in dem täglich Kinder mit und ohne adressierte Be-
hinderungen zusammen sind. Sie erweist sich aktuell als sehr relevant, da im 
Rahmen der Umsetzung der UN-Behindertenrechtskonvention (UN-BRK) 
zunehmend Kinder mit und ohne adressierte Behinderungen in Bildungsinsti-
tutionen räumlich zusammenkommen. Es ist der Versuch, das Recht auf 
chancengleiche Bildung über ein inklusives Bildungssystem umzusetzen (vgl. 
Netzwerk Artikel 3 e.V., 2009, 22). Erkennbar wird dies beispielsweise über 
die häufig angeführte Inklusionsquote, welche sich auf die Anzahl der Kinder 
mit zugeschriebenem Förderbedarf bezieht, die in allgemeinen Schulen und 
nicht separiert in Förderzentren unterrichtet werden (vgl. Deutsche  
UNESCO-Kommission, 2016).  
 
Aus der Praxis heraus und im wissenschaftlichen Diskurs wird diese raumbe-
zogene Ausrichtung des Inklusionsbegriffes als unzureichend kritisiert (vgl. 
u.a. Balgo, 2013, 12). Begründet wird das u.a. von Dannenbeck (2012, 108) 
damit, dass Möglichkeiten ungenutzt bleiben, radikale bildungspolitische 
Veränderungen gerade in Richtung auf mehr Chancengleichheit zu unterstüt-
zen. Als ursächlich wird angeführt, dass trotz seiner raschen Verbreitung der 
Inklusionsbegriff bislang nicht eindeutig definiert ist (vgl. Wansing, 2015, 
43), diesbezüglich ein erhebliches Theoriedefizit besteht (vgl. Amrhein, 
2016, 7), er „verwässert“ wird (Stein & Ferdigg, 2016, 16). 
 
Die soziologische Systemtheorie nach Luhmann bietet dazu komplexe Be-
grifflichkeiten an. Sie wird jedoch erst sehr sporadisch im erziehungswissen-
schaftlichen Bereich rezipiert. Es stellt sich die Frage, ob die Vorschläge 
dieser Theorie funktional sind, die für notwendig erachtete Differenzierung 
des Begriffs „Inklusion“ auch für die Pädagogik zu leisten und zu welchem 
Gewinn sie führen. Ist es beispielsweise möglich, die einleitend skizzierten 
Äußerungen von Merle und meine Fragestellung vor diesem Hintergrund zu 
betrachten und damit einen Transfer in den frühkindlichen Bildungsbereich 
vorzunehmen? Dieser Ausrichtung wird sich im Weiteren zugewandt.  
2 Systemtheoretische Differenzierungsangebote  
Zunächst zum Begriff: Die Systemtheorie bindet Inklusion an den kommuni-
kativen Anschluss. Sie definiert mit Inklusion die Relevanzmarkierung sozia-
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ler Adressen innerhalb kommunikativer Prozesse (vgl. Terfloth, 2010, 52f). 
Soziale Adressen werden hier als soziale (kommunikativ hergestellte) Struk-
turen begriffen, die sich über individuelle und allgemeine Verhaltens-
attribute (als Personen- und Rollenbeschreibungen) ausbilden (vgl. Fuchs, 
2010a, 164). Voraussetzung für eine entsprechende Attribuierung ist die 
Zurechnung psychischer Komplexität, des gedanklichen Anschlusses. Sys-
temtheoretisch wird das so erklärt: Das psychische System stellt über einen 
speziellen Kopplungsprozess (zwischenmenschliche Interpenetration) seine 
Operationsform, das Denken, dem sozialen System als Komplexität zur Ver-
fügung, sowie das soziale System dem psychischen die Kommunikation. 
Diese operative Abhängigkeit voneinander erklärt die Notwendigkeit des 
Zuschreibungsprozesses.  
 
Als sinnbezogene Differenzierung wird Inklusion differenztheoretisch herge-
leitet und damit vor dem Hintergrund des Nicht-Anschlusses, der Exklusion, 
gebildet. So gelangt neben Inklusion auch Exklusion in den Fokus der Be-
trachtung und damit die Relevanz des Nicht-Anschlusses.3 Als erste Diffe-
renzierungsmöglichkeit könnte daran orientiert unterschieden werden, inwie-
fern Äußerungen von Kindern darauf hindeuten, dass zukünftig weitere 
kommunikative Anschlüsse erfolgen oder nicht erfolgen (als Deutung auf 
Anschluss- und Nicht-Anschlussoptionen4). Zur weiteren Spezifizierung des 
kommunikativen Anschlusses können die Sinndimensionen, welche in Sach-, 
Sozial- und Zeitdimension 5  zergliedert werden, dienen. Systemtheoretisch 
werden sie als Verweisungsstruktur begriffen, über die sich Sinnformen bil-
den. Soziale und psychische Systeme operieren im Medium Sinn. Insofern ist 
bedeutsam, welche Formen von Sinn sie ausbilden und inwiefern hier ‚zwi-
schen’ den Systemen ein ‚Erkennen’ der Struktur des jeweils anderen Sys-
tems möglich ist.6 An den Sinndimensionen kann im Kontext von Inklusion 
und Exklusion vor diesem Hintergrund analysiert werden, auf welcher 
Grundlage die oben beschriebenen Komplexitätszuschreibungen erfolgen 
bzw. nicht erfolgen, die sich auf soziale Adressen beziehen. Die Sinndimen-
                                                          
3  Luhmann beschreibt, orientiert am Formbegriff, dass Inklusion die innere Seite der Form ist, 
dessen äußere Seite Exklusion darstellt (vgl. Luhmann, 2008, 229). Inklusion/Exklusion stellt 
damit ein zweiseitiges (Beobachtungs-) Schema dar (vgl. Balgo, 2013, 12), welches die Ope-
rationen von Sinnsystemen ermöglicht. Es ist dadurch zunächst nicht im Kontext von Moral 
zu verstehen (vgl. Fuchs, 2011, 2).  
4  Zu wissenschaftlichen Deutungsmöglichkeiten auf Nicht-Anschlussoptionen vgl. Kaack, 
2017. 
5  Als Ergänzung ist hier die Raumdimension denkbar (vgl. Kaack, 2017).  
6  Zu den wissenschaftlichen Deutungsmöglichkeiten auf autopoietisches Operieren vgl. Kaack, 
2015, 84ff. 
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sionen sollen hier als zweite Differenzierungsmöglichkeit angeführt werden 
(als Deutung auf die Verweisungsstruktur von Sinn). Gerät ein Adressen-
fragment in den ,marked space’, wie beispielsweise hier adressierte Behinde-
rung, können nach diesem ausgerichtet die zuvor interpretierten Sinnformen 
als dritte Differenzierungsmöglichkeit unterschieden werden (als Deutung 
auf ein Adressenfragment). 
 
Veranschaulicht an den Äußerungen vom Merle kann vor dem Hintergrund 
dieser Differenzierungsmöglichkeiten danach gefragt werden: Ist zukünftig 
vom kommunikativen Anschluss oder Nicht-Anschluss an Asmus als soziale 
Adresse auszugehen? Auf welche Unterscheidungen als Formen von Sinn ist 
hin-deutbar, durch die sich der Anschluss bzw. Nicht-Anschluss bildet? Kön-
nen die Äußerungen unter Berücksichtigung eines Adressenfragmentes wie 
beispielsweise das, als behindert beobachtet zu werden, ausgewertet werden, 
und wenn ja, zu welchen Ergebnissen führt das?  
 
In Bezug auf den ersten Teil meiner einleitenden Fragestellung „Was erwirkt 
einen Anschluss an Kinder, die als behindert bezeichnet werden, ...?“ kann 
durch diese Unterscheidungen Folgendes interpretiert werden: Über die Äu-
ßerungen von Merle wird auf weitere Anschlussoptionen an Asmus  
hingedeutet. Asmus wird als Unterscheider hervorgebracht (Sozialdimensi-
on), da ihm zugeschrieben wird, er könne zwischen gerne und nicht gerne 
wählen und seine Tätigkeit, den Schirm zu drehen oder auch nicht, bestim-
men. Insofern wird ihm adäquate psychische Komplexität attribuiert, die für 
den Sachbezug, einen Regenschirm zu drehen und mit ihm zu spielen, um 
den es Merle hier geht, notwendig ist. Der Sinnzeitbezug ist dadurch gesi-
chert, dass Asmus wiederholt in der von Merle beschriebenen Form an-
schließt. Durch die Deklarierung der Kinder Asmus und Merle, als Kinder 
mit und ohne a.B., kann ausgewertet werden, dass in diesem Beispiel ein 
Kind mit a.B. für ein Kind ohne a.B. kommunikativ relevant ist und in dieser 
Form ein inklusiver Prozess erfolgt. Um eine Deutung auf Chancengleichheit 
zu leisten, bedarf es jedoch weiterer Differenzierungen.   
3 Deutung auf Inklusionschancen 
Im Kontext der Deutung auf Chancengleichheit, so wie sie in der UN-BRK in 
Artikel 24, Absatz 1 für den Bildungsbereich formuliert wird, erscheint es 
sinnvoll, sich mit grundsätzlichen Relevanzen für das Operieren autopoie-
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tischer Systeme zu beschäftigen, 7 denn was oder wer in welcher Hinsicht 
Bedeutung erlangt, ist als generelle Frage aus systemtheoretischer Sicht un-
beantwortbar (vgl. Balgo, 2013, 15).  
 
Fuchs (1995, 153) hebt in diesem Zusammenhang die Ausgewogenheit zwi-
schen Innen-/Außenverhältnissen sich interpenetrierender Systeme als rele-
vant hervor. Dabei gerät sowohl die Möglichkeit des Strukturaufbaus, als 
Wiederholbarkeiten, Wiederansteuerbarkeiten, als auch das Prozesshafte, in 
der Systemtheorie als Selektivitätsverstärkung Verstandene (vgl. Fuchs, 
2015, 203), in den Fokus der Betrachtung. Prozesse engen die Anschlussop-
tionen des Systems ein, wohingegen Strukturen komplexitätssteigernd wir-
ken. Dabei wird aus systemtheoretischer Perspektive nicht davon ausgegan-
gen, dass sich Systeme nur nach bekannten Strukturen ausrichten. Vielmehr 
dienen diese als Ausgangspunkt, als Plateau, von dem aus die Umwelt be-
trachtet wird. Ergeben sich jedoch zu große Differenzen zwischen der Struk-
tur des Systems und den Angeboten der Umwelt, erschwert dies ein Erkennen 
von Sinnformen oder macht es nicht mehr möglich. Die Ausgewogenheit des 
oben beschriebenen Innen/Außenverhältnisses scheint dann nicht mehr gege-
ben. Fuchs (vgl. 2009, 9) spricht in diesem Zusammenhang von der Begeg-
nung mit Alterität 8 , oder dem Erleben von Sinngrenzen (vgl. 2010b, 7). 
„Strukturen brechen zusammen oder fangen zumindest an zu ‚schlingern’, 
wenn die Irritationen ein bestimmtes Maß überschreiten [...]“ (Fuchs, 2002, 
4). Als problemwirksam können ebenso prozesshafte Verläufe wirken, wenn 
sie den Anschluss in für Systeme unpassender Weise festlegen.  
 
Da Systeme in der Systemtheorie als autopoietisch begriffen werden, ist das 
Hervorbringen von Sinnformen und damit ihr Umweltanschluss hochgradig 
„individuell“ (vgl. Fuchs, 1995, 157) und kontingent. Orientiert an Schleiffer 
(vgl. 2012, 63) kann jedoch für alle Systeme als bedeutsam bestimmt werden, 
dass eine Wahlmöglichkeit grundsätzlich möglich bleiben muss, damit sie 
bestehen bleiben. Eine hohe Vielfalt von Anschlussmöglichkeiten (facetten-
reiche Strukturbildung) steigert vor diesem Hintergrund sinnbezogene 
Wahlmöglichkeiten. Dadurch erhöht sie Inklusionsoptionen und minimiert 
Exklusionsbedrohung (vgl. Hafen, 2011, 77). Sie wird somit zum Ausgangs-
punkt, auf Chancengleichheit hin-zu-beobachten.  
 
                                                          
7  An dieser Stelle kann nur in stark verkürzter Form auf Bedeutsamkeiten innerhalb von An-
schlussprozessen eingegangen werden. Zur ausführlicheren Darstellung vgl. Kaack, 2017.  
8  Zur weiteren Auseinandersetzung mit dem Gebrauch des Begriffs ‘Alterität’ im systemtheore-
tischen Kontext kann auf Fuchs (2004, 65, 92, 112 und 125) verwiesen werden.  
 144 | Martina Kaack 
Orientiert am Beispiel Merle soll diese Ausrichtung auf Vielfalt und Wahlop-
tionen nun über weitere Unterscheidungen, als ergänzende systemtheoreti-
sche Differenzierungsmöglichkeiten im Kontext von Inklusion, dargelegt 
werden (an dieser Stelle ausgerichtet auf das Adressenfragment „behindert“). 
Drei nachfolgende Grafiken veranschaulichen sie (vgl. Abb. 1 bis Abb. 3). 
Merle ist darin über den Scheitel zuzuordnen, Asmus über die Andeutung der 
vom Kopf abstehenden Haare.    
 
Abb. 1: Adressierung der 
Kinder mit a.B. 
Wie vielfältig wird an Kinder mit a.B. (als relevante oder 
problemwirksame soziale Adresse) kommunikativ ange-
schlossen? Also: Wie vielfältig wird Asmus auch in anderen 
Kontexten als bedeutsame soziale Adresse beobach-
tet/erkannt/hervorgebracht? Ist der Anschluss an ihn an den 
Schirm gebunden? 
 
 
 
Abb. 2: Adressierung  
durch Kinder mit a.B. 
 
Wie vielfältig schließen Kinder mit a.B. an andere Kinder 
kommunikativ (als relevante oder problemwirksame soziale 
Adresse) an? Also: Wie mannigfach erkennt Asmus andere 
Kinder als relevant für einen kommunikativen Anschluss? 
Ist beispielsweise das Erkennen von Merle als sozial 
relevante Adresse an den Schirm gebunden? 
 
 
Abb. 3: Hervorbringen kom-
munikativ relevanter Formen 
von Sinn durch Kinder mit 
a.B. 
Wie vielfältig bringen Kinder mit a.B. Formen von Sinn 
hervor, an die kommunikativ angeschlossen wird oder die 
als problemwirksam bewertet werden? Also: Wie facetten-
reich bestimmt Asmus, worum es im Interaktionssystem 
geht? Inwiefern ist das, woran Asmus anschließt, kommuni-
kativ relevant? Ist beispielsweise der Anschluss an den 
Schirm von ihm hervorgebracht worden oder wurde er 
gezielt in seiner Umwelt platziert und stellte damit eine 
durch andere bestimmte Auswahloption dar? 
 
4 Kritisches Potential der Systemtheorie für den aktuellen 
Inklusionsdiskurs 
Das kritische Potential der Systemtheorie für den aktuellen Inklusionsdiskurs 
wird nun darin gesehen, dass neben der Möglichkeit, auf Anwesenheit von 
Kindern hin-beobachten zu können (die als Voraussetzung dafür begriffen 
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wird, sie in der Interaktion als soziale Adresse überhaupt zu berücksichtigen), 
zusätzlich auf die Relevanz dieser Kinder für das Interaktionssystem sowie 
auf die Möglichkeit hin unterschieden werden kann, inwiefern Kinder als 
Mitteilungshandelnde differenziert werden, die mitbestimmen, worum es im 
Interaktionssystem geht. Bei diesen verschiedenen Optionen die Vielfalt an 
Sinnbezügen in den Blick zu nehmen, macht Inklusionsoptionen und Exklu-
sionsbedrohung vergleichbar. Wird ergänzend noch die Funktionalität exklu-
siver Prozesse einbezogen, erweitert sich der Deutungs- und Handlungsge-
winn darüber hinaus.  
 
Die vorangegangenen Ausführungen, Inklusion und Exklusion sinnbezogen 
zu deuten und unter der Berücksichtigung von Chancengleichheit zu bewer-
ten, lassen sich über folgende Fragestellungen zusammenfassen:  
 Welche Formen von Sinn werden über den kommunikativen Anschluss 
an soziale Adressen hin-deutbar und wie facettenreich bestehen für sie 
Anschluss- bzw. Nicht-Anschlussoptionen? 
 Inwiefern werden diese Formen von Sinn als bedeutsam bewertet, und 
zwar vor dem Hintergrund dessen, worum es im Interaktionssystem, je-
doch auch in Organisationen und Funktionssystemen der Gesellschaft 
geht?  
Diese Zugänge erlauben Deutungsversuche in Bezug auf den zweiten Teil 
meiner einleitenden Fragestellung, ab wann und inwiefern der Anschluss als 
bedeutsam bzw. nicht bedeutsam bewertet wird, sowohl von den so Beobach-
teten als auch von den Beobachtenden.  
5 Schlussbemerkung 
Als ein zentraler Gewinn der Systemtheorie für die Erziehungswissenschaf-
ten wird bewertet, dass auf die Relevanz von Personen in Interaktionssyste-
men Bezug genommen werden kann, sie jedoch in der Deutung inklusiver 
und exklusiver Prozesse als soziale Adressen analysiert werden, die über 
Passungs- bzw. Nicht-Passungsoptionen kommunikativer und psychischer 
Bezüge auf Formen von Sinn entstehen. Entsprechende Unterscheidungen 
lassen sich dadurch vor dem Hintergrund der Erklärungs- und Bewertungs-
versuche deuten, die sich auf die operative Ausrichtung autopoietischer Sys-
teme beziehen. Diese Möglichkeit erhöht die Präzisierungsangebote, Chan-
cengleichheit im Kontext von Inklusion zu differenzieren, und erweist sich 
damit als ein sehr praktisches theoriegeleitetes Angebot an die Erziehungs-
wissenschaften. Indem das Interaktionssystem Menschen über soziale Opera-
tionen in Form sozialer Adressen als Personen konstruiert (vgl. Hafen, 2011, 
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77), werden ethische und moralische Zusammenhänge herstellbar (vgl. 
Fuchs, 2010b, 4).  
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Bildungsdokumentation zwischen Gemeinschaft 
und Individualisierung  
 
 
 
 
Bildungsdokumentation ist ein pädagogischer Kernprozess in Kindertages-
einrichtungen; als solcher kommt ihr eine zentrale Rolle bei der Entwicklung 
von Inklusion zu. Der vorliegende Beitrag 1 gibt zunächst einen Überblick 
über Ziele und Verfahren der Bildungsdokumentation. Anschließend werden 
die verschiedenen Dokumentationsverfahren hinsichtlich ihrer Inklusionsori-
entierung beschrieben und diskutiert. Analysiert wird, inwieweit die einzel-
nen Verfahren die Sichtweise der Erwachsenen und/oder der Kinder doku-
mentieren sowie inwieweit das einzelne Kind oder die Gruppe im Fokus steht. 
Es zeigt sich, dass viele verbreitete Verfahren das Individuum in den Mittel-
punkt stellen und dabei die Erwachsenenperspektive einnehmen. Im Sinne der 
Inklusionsorientierung wäre es jedoch sinnvoll, auch die Bildungsprozesse 
der Gruppe zu dokumentieren und die Sichtweise von Kindern stärker zu 
berücksichtigen.  
1 Entwicklung inklusiver Praxis 
Die Umsetzung von Inklusion ist ein umfassender Entwicklungsprozess für 
die Gesellschaft im Allgemeinen und Bildungsinstitutionen im Besonderen. 
Diese Umsetzung vollzieht sich nicht nur auf den Ebenen der pädagogischen 
Kulturen und Strukturen, sondern bedarf auch der Entwicklung einer inklusi-
ven Praxis. Der vorliegende Beitrag geht der Frage nach, wie diese inklusive 
Praxis im Bereich der Bildungsdokumentation entwickelt werden kann und 
welche der bereits vorhandenen Dokumentationsverfahren im Kontext von 
Inklusion welche Funktion einnehmen können. 
                                                          
1  Für eine ausführlichere Darstellung des Zusammenhangs von Bildungsdokumentation und 
Inklusion vgl. auch Knauf in Albers et al., i.V. 
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2 Exemplarischer Kernprozess: Bildungsdokumentation 
Bildungsdokumentation wird hier als exemplarischer pädagogischer Prozess 
gesehen. Sie ermöglicht es, in besonders aussagekräftiger Weise den Stand 
der Inklusionsorientierung in Kindertageseinrichtungen zu beschreiben, weil 
vorliegende Dokumente untersucht werden können und der Faktor der Beein-
flussung durch die Forschenden nur eine geringe Bedeutung hat. Eine Ver-
zerrung durch das Phänomen der ‚Sozialen Erwünschtheit’ wird reduziert. 
Außerdem werden bei der Bildungsdokumentation vorhandene Barrieren für 
die Umsetzung von Inklusion sichtbar und damit auch analysierbar – daraus 
lassen sich Perspektiven für die Umsetzung von Inklusion zeigen, die zu-
nächst für den Bereich der Bildungsdokumentation gelten, jedoch auch wei-
tergehende Impulse für andere Arbeitsbereiche liefern können. Damit erge-
ben sich Perspektiven für die Operationalisierung des oftmals abstrakten 
Konzepts der Inklusion für die pädagogische Praxis. 
Mit dieser exemplarischen Funktion ist Bildungsdokumentation ein pädago-
gischer Kernprozess in Kindertageseinrichtungen (Fthenakis, 2009). Gerade 
im Zusammenhang mit der Professionalisierung und Akademisierung der 
Kindheitspädagogik hat die systematische Dokumentation von Bildungspro-
zessen an Bedeutung gewonnen und gilt heute als Beleg für die fachlich fun-
dierte pädagogische Arbeit der Fachkräfte (Schäfer, 2011). 
2.1 Funktionen von Bildungsdokumentation 
Die Bildungsdokumentation erfüllt mehrere Funktionen: 
1. Erinnerung: Gerd Schäfer (2011) bezeichnet Dokumentation als „Exter-
nes Gedächtnis“. So dient die Bildungsdokumentation dazu, Kindern 
und Fachkräften das Gewesene und Gedachte in Erinnerung zu rufen, es 
zu reflektieren und eventuell mit neuen Aktivitäten daran anzuknüpfen. 
2. Erkenntnis: Die Reflexion von dokumentierten Bildungsprozessen er-
möglicht es, diese zu verstehen, Kinder und Fachkräfte können tiefere 
Einblicke in Lern- und Denkprozesse gewinnen (Rinaldi, 2006a; Schä-
fer & Beek, 2013). 
3. Diagnostik: Bildungsdokumentation wird in Zusammenhang mit Dia-
gnostik gesehen und kann zu einer fundierten Feststellung von Entwick-
lungsständen beitragen (Strätz & Demandewitz, 2007; Viernickel & 
Völkel, 2007). 
4. Kohärenz: Themen und Motive können an verschiedenen Bildungsor-
ten, also über die Kita hinaus etwa in der Familie aufgegriffen werden 
und den Zusammenhang zwischen verschiedenen Bildungsorten stärken 
(Knauf, 2016). Dasselbe gilt auch für den biographischen Verlauf, bei 
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dem Bildungsdokumentationen eine Brücke in die Grundschule sein 
können (Schäfer, 2011). 
5. Repräsentation: Bildungsdokumentationen dienen auch dazu, das Grup-
pengeschehen nach außen zu tragen. Adressat_innen können Eltern und 
andere Gruppen derselben Einrichtung sein – die Kita-Öffentlichkeit – 
aber über die Kita hinaus auch der erweiterte Sozialraum, die Kommune 
(Knauf, 2015a; Laewen & Andres, 2007) oder auch bei der Nutzung di-
gitaler Formen der Bildungsdokumentation ein global ausgerichteter 
Adressart_innenkreis (Knauf, 2016). 
6. Kommunikation: Durch die Repräsentation wird Kommunikation zwi-
schen den verschiedenen Akteur_innen angeregt: Zwischen Kindern 
und Fachkräften, zwischen Kindern und Eltern, zwischen Eltern und 
Fachkräften usw. (Rinaldi, 2006b; Schäfer & Beek, 2013). 
2.2 Formen der Bildungsdokumentation 
Das in Deutschland am weitesten verbreitete Verfahren der Bildungsdoku-
mentation ist das Portfolio (Jasmund et al., 2012; Knauf, 2015a). Portfolios 
sind in der Kita in der Regel Aktenordner, die für jedes Kind angelegt werden 
und in denen eine Auswahl der Produkte des Kindes, Fotos und andere Do-
kumente des Kita-Alltags gesammelt werden (Knauf, 2016).  
 
In vielen Portfolios finden sich Bildungs- und Lerngeschichten. Der Ansatz 
stammt ursprünglich aus Neuseeland und ist inzwischen in Deutschland sehr 
verbreitet. Üblicherweise wird dafür eine bestimmte Situation ausgewählt, 
die für das Kind als typisch oder besonders wichtig erachtet wird. In einem 
Brief an das Kind beschreibt die Fachkraft ihre Deutung der Situation (Leu et 
al., 2007). Oftmals werden die Geschichten mit Bildern illustriert. 
 
In Einschätzskalen werden die Entwicklungsstände von Kindern systematisch 
erfasst. Üblicherweise werden darin zu verschiedenen Entwicklungsberei-
chen (z.B. Motorik, Sprache) Fähigkeiten und Verhaltensweisen vorgegeben 
deren Erreichung oder Nichterreichung von der Fachkraft eingeschätzt wird. 
Mit Einschätzskalen wird in Deutschland in nahezu allen Kindertageseinrich-
tungen gearbeitet (Jasmund et al., 2012). 
 
Wanddokumentationen sind Plakate oder Pinnwände, auf denen Bilder von 
Ausflügen, typische Kitaabläufe, Tages- oder Wochenberichte oder Projekt-
ergebnisse dargestellt werden. Der Ansatz der Wanddokumentation wurde 
insbesondere in Reggio Emilia in Italien entwickelt (Rinaldi, 2006a). Eine 
weitere Form der Dokumentation sind schließlich Ausstellungen von Bildern 
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oder Bastelarbeiten der Kinder. Oftmals werden Bilder einfach aufgehängt, 
eventuell noch mit dem Namen der Kinder versehen. 
 
Die Vielfalt und Differenziertheit der Verfahren der Bildungsdokumentation 
ist eine wichtige Grundlage für die angemessene Förderung von Kindern und 
die Zusammenarbeit der Fachkräfte untereinander und mit den Familien. 
Zugleich kann diese Differenziertheit jedoch auch zu der Annahme verleiten, 
Bildungsdokumentation gebe einen objektiven Sachstand wieder. Gerade 
standardisierte Einschätzskalen erwecken den Eindruck großer Objektivität 
und auch Fotos und Filme ebenso wie Kunstwerke der Kinder verleiten zu 
der Annahme, es handele sich um authentische Einblicke in den Kita-Alltag. 
Deshalb ist es wichtig, sich Dokumentation als etwas Gemachtes zu verge-
genwärtigen, als ein Produkt der pädagogischen Fachkräfte, welche die Bil-
dungsdokumentation auch als Teil ihres eigenen „Impression Managements“ 
einsetzen, als Beleg für ihr „Doing Education“ (Knauf, 2016). Vor dem Hin-
tergrund dieser Schein-Objektivität ist es umso wichtiger zu prüfen, inwie-
weit Inklusion durch diese Herstellungsprozesse befördert oder behindert 
wird. 
3 Inklusion in der Bildungsdokumentation 
3.1 Inklusive Prinzipien in der Bildungsdokumentation: 
Teilhabe, Gemeinschaft, individuelle Förderung 
Um die Umsetzung von Inklusion in der Bildungsdokumentation handhabbar 
zu machen, werden im Folgenden drei zentrale Prinzipien von Inklusion 
fokussiert: Teilhabe, Gemeinschaft und individuelle Förderung. 
Teilhabe hat als grundlegendes Prinzip in der UN-Konvention für die Rechte 
von Menschen mit Behinderungen einen deutlichen Bedeutungszuwachs 
erfahren. Die zentrale Aussage der UN-Konvention ist es, dass es nicht da-
rum gehen kann, Barrieren überwinden zu müssen, sondern Barrieren müssen 
abgebaut werden, um Teilhabe zu ermöglichen (Bielefeldt, 2009). In Bezug 
auf Kindertageseinrichtungen bedeutet dies, dass Barrieren für die Teilhabe 
aller Kinder abgebaut werden sollen. Bei der Bildungsdokumentation kann 
Inklusion insbesondere auf zwei Ebenen umgesetzt werden: Erstens indem 
Kinder als handelnde Subjekte in die Herstellung der Bildungsdokumentation 
einbezogen werden – etwa indem sie selbst fotografieren und filmen, indem 
ihre Aussagen aufgezeichnet und einbezogen werden, indem sie selbst in die 
Auswahl der als wichtig erachteten Dokumente einbezogen werden. Und 
zweitens indem Kinder als Rezipient_innen gesehen werden – etwa indem 
Dokumentationen erreichbar sind und auf Augenhöhe der Kinder hängen, 
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indem visuelle Repräsentationen im Vordergrund stehen (und nicht schrift-
sprachliche) und indem gedruckten Buchstaben der Vorrang vor Handschrift 
gegeben wird. 
Gemeinschaft ist ein weiteres zentrales Ziel von Inklusion: Nur eine Gruppe 
kann Inklusion leben (Lindmeier & Lütje-Klose, 2015). Für die Bildungsdo-
kumentation bedeutet dies, dass alle Kinder Teil der Gruppe sind und dies in 
gemeinsamen Aktivitäten sichtbar wird (beispielsweise auf Fotos) und dass 
Bildung einem sozialkonstruktivistischen Verständnis entsprechend als Er-
gebnis ko-konstruktiver Prozesse erkennbar wird, die zwischen den Kindern 
und zwischen Kindern und Fachkräften stattfinden, beispielsweise indem 
Dialoge dargestellt werden (Schäfer & Beek, 2013). 
Als drittes ist im Zuge der Umsetzung von Inklusion die individuelle Förde-
rung ein zentrales Anliegen: Nur wenn die individuellen Fähigkeiten und 
Kompetenzen jedes Kindes wahrgenommen und dokumentiert werden, so der 
Grundgedanke, ist eine optimale Förderung möglich (Albers, 2010). 
3.2 Dokumentationsverfahren und inklusive Prinzipien 
Die eingangs vorgestellten Verfahren der Bildungsdokumentation lassen sich 
in Bezug auf die inklusiven Prinzipien unterschiedlich einordnen. Die inklu-
siven Prinzipien werden dabei als Extrempunkte eines Koordinatenkreuzes 
gesetzt: Auf der horizontalen Achse befinden sich der Fokus auf das einzelne 
Kind (=individuelle Förderung) auf der einen Seite und der Fokus auf die 
Gruppe (=Gemeinschaft) auf der anderen Seite. Auf der vertikalen Achse 
befinden sich dann die Dokumentation über das Kind und die Dokumentation 
mit dem Kind (=Teilhabe). Ordnet man nun die verschiedenen Verfahren der 
Bildungsdokumentation in diesen Koordinaten an, so ergibt sich das folgende 
Bild: 
Einschätzskalen geben in besonderem Maße die Sicht von Erwachsenen auf 
das Kind wieder, Kinder sind an der Einschätzung nicht beteiligt. Zugleich 
fokussieren sie das einzelne Kind und beziehen die Gruppe nur am Rande (im 
Bereich Sozialverhalten) ein. 
Bildungs- und Lerngeschichten spiegeln ebenfalls den Blick der pädagogi-
schen Fachkräfte auf Kinder wieder. Anders als im Ansatz von Margaret Carr 
zielt die deutsche Adaption auf eine möglichst objektive Identifikation von 
Förderbedarfen (Haas, 2013). Doch anders als bei den Einschätzskalen sind 
die Kinder hier als Adressat_innen präsent, denn die in Briefform geschrie-
bene Geschichte ist an sie gerichtet. Die Gruppe kommt hier in der Regel 
ebenfalls nur als Rahmenbedingung vor, da die Identifikation von Lerndispo-
sitionen des Individuums das Ziel ist.  
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Das Portfolio kann sehr unterschiedlich gestaltet sein. In der Regel tragen 
sowohl Fachkräfte als auch Kinder zum Portfolio bei, wobei eine kürzlich 
erschienene Untersuchung zeigt, dass die Beiträge der Fachkraft sowie von 
ihr gezielt angeregte Portfolioeinträge dominieren (Knauf, 2016). In jedem 
Falle aber spielen die Kinder und ihre Sichtweisen in der Portfolioarbeit eine 
deutlich größere Rolle als in Einschätzskalen – sowohl als Adressat_innen als 
auch als Produzent_innen. Jedoch ist es das Wesen des Portfolios, auf ein 
einzelnes Kind bezogen zu sein; die Einbeziehung von Bildungsprozessen in 
der Gruppe findet dabei nur selten statt (Knauf, 2015a) 
Im Gegensatz dazu steht die Wanddokumentation, bei der in der Regel Grup-
penaktivitäten dargestellt werden. Hinsichtlich der Einbeziehung von Kin-
dern in die Erstellung der Wanddokumentationen gibt es große Unterschiede: 
Teilweise handelt es sich um von den Fachkräften gestaltete Foto-Plakate, 
teilweise werden aber auch Kinder in die Auswahl und Präsentation einbezo-
gen. 
Abb. 1: Inklusionsorientierung in Verfahren der Bildungsdokumentation 
             Bildungsdokumentation | 157 
4 Fazit 
Die in diesem Beitrag dargestellte Analyse zeigt, dass die Mehrzahl der in 
Deutschland verbreiteten Verfahren der Bildungsdokumentation das einzelne 
Kind in den Blick nehmen und Kinder am Dokumentationsprozess nicht oder 
nur partiell beteiligen. Dieses Ergebnis steht erstens in Übereinstimmung mit 
einem allgemeinen Paradigma in der Pädagogik, welches die individuelle 
Förderung in den letzten Jahren deutlich in den Mittelpunkt gestellt hat (Wi-
scher & Trautmann, 2014). Zweitens wird deutlich, dass Dokumentation in 
erster Linie als Werkzeug für die Diagnostik von Kindern genutzt wird und 
seltener als Teil der Bildungsprozesse mit Kindern in Kindertageseinrichtun-
gen selbst verwendet wird. Damit wird an empirische Studien angeknüpft, die 
die Praxis der Bildungsdokumentation in den Blick nehmen und zeigen, dass 
die Sichtweisen von Kindern vielerorts nicht in die Dokumentationsprozesse 
einbezogen werden (Knauf, 2015b; Rintakorpi & Reunamo, 2016). Im Ge-
gensatz dazu würde es der angestrebten Inklusionsorientierung eher entspre-
chen, die Kindergruppe sowie das gemeinsame, ko-konstruktive Lernen in 
Bildungsdokumentationen stärker sichtbar zu machen und den Kindern selbst 
eine aktive Rolle im Dokumentationsprozess einzuräumen. Über diese auf 
Bildungsdokumentation bezogene Aussage hinaus wäre in weiteren Untersu-
chungen zu prüfen, inwieweit der Grad der Inklusionsorientierung in der 
Dokumentationspraxis auch als Indikator für den Stand von Inklusion in 
Kindertageseinrichtungen genutzt werden kann. 
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Katrin Velten 
 
HandlungsSpielRäume – Partizipation im  
Übergang von der Kindertageseinrichtung in die 
Grundschule aus Perspektive von Kindern 
 
 
 
Partizipation ist wesentliches Element inklusiver Bildung und Erziehung in 
Kindertageseinrichtung sowie Grundschule und somit grundlegend für eine 
inklusive Transitionsgestaltung, die die Perspektive der Kinder als Ak-
teur_innen ernst nimmt. Besonders die individuell wahrgenommenen Selbst-
wirksamkeitserfahrungen im Sinn von Mit- und Selbstbestimmung, Kompe-
tenzerleben sowie sozialer Eingebundenheit scheinen ein Schlüsselfaktor 
dafür zu sein, ob und in welchem Ausmaß Kinder an den für sie relevanten 
Prozessen partizipieren. Im Beitrag werden diese Prozesse als wahrgenom-
mene Selbst- und Mitbestimmungsmöglichkeiten anhand von Interviews mit 
Kindern aus einer qualitativen Längsschnittstudie konkretisiert. Daraus er-
geben sich erste Ansatzpunkte, wie Partizipation innerhalb von Freiheits- 
und Handlungsspielräumen und damit auch demokratisches Lernen in infor-
mellen und formellen Lern- und Leistungskontexten ermöglicht werden kann. 
 
Sowohl inklusive Bildung und Erziehung als auch eine inklusive Transitions-
gestaltung sind eng mit dem Ziel der Partizipation1 verknüpft. Gemeint ist 
damit allerdings nicht ein ‚Dabei sein ist alles’-Prinzip, sondern allen Kin-
dern Selbst- und Mitbestimmung innerhalb von Freiheits- und Handlungs-
spielräumen und damit auch demokratisches Lernen in informellen und for-
mellen Lern- und Leistungskontexten zu ermöglichen. Als Grundrecht der 
Kinder ist Partizipation bereits seit 1989 in der Kinderrechtskonvention ver-
ankert (vgl. UN-Kinderrechtskonvention, 1989, Artikel 12/13). Genauso ist 
sie in dieser Lesart als pädagogisches Leitprinzip in den Richtlinien der früh- 
und grundschulpädagogischen Institutionen formuliert (MFKJKS, 2011, 9; 
MSW, 2008, 11; MSW/MFKJKS, 2009, 29f; KMK, 2011, 5).  
                                                          
1 Partizipation wird in diesem Beitrag im Sinn der Artikel 2, 12 und 13 der UN-
Kinderrechtskonvention unter dem Recht auf Bildung und Äußerung der eigenen Meinung als 
Teilhabe, Mitsprache und Mit- sowie Selbstbestimmung verstanden. 
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Wenn die Kinder dementsprechend als Akteur_innen ernst genommen wer-
den, kann es nicht darum gehen, aus Erwachsenenperspektive zu definieren, 
was Partizipation ist, wann sie gewünscht wird und wie sie sich gestaltet. 
Vielmehr ist folgender Forderung m.E. uneingeschränkt Recht zu geben, die 
gleichzeitig ein Desiderat in Forschung und Pädagogik markiert: 
  
„Wir müssen sensibler werden für die Formen der Mitbestimmung, die die Kinder 
selbst wählen“ (Brügelmann & Backhaus, 2008, 32). 
 
Dies stellt auch Krappmann (2016, 17ff) in seinem jüngst veröffentlichten 
Manifest zu den Kinderrechten im Verhältnis zu Demokratie und Schule 
heraus. 
Welche Möglichkeiten zur Partizipation Kinder jedoch dann konkret wahr-
nehmen und wählen, hängt einmal davon ab, ob sie Freiheitsspielräume – 
ihnen zugestanden oder selbst erobert – als solche (an-)erkennen. Dass sich 
Kinder dann beteiligen und somit weitere Erfahrungen ihrer eigenen Wirk-
samkeit machen, hängt zum anderen davon ab, ob sie sich stark und wirksam 
fühlen, d.h. ein Vertrauen in die eigenen Fähigkeiten haben und von ihren 
Handlungsspielräumen überzeugt sind. 
1 Selbstwirksamkeit als Schlüsselfaktor 
Insbesondere in neueren Veröffentlichungen zur Partizipation von Kindern, 
aber auch in den großen Kindersurveys wird Selbstwirksamkeit als ein 
‚Schlüsselfaktor’ dafür herausgestellt, dass Kinder positive Erwartungen an 
sich und ihre (Leistungs-) Fähigkeit entwickeln und Freiheits- und Möglich-
keitsspielräume selbst bzw. mitgestalten können (Krappmann 2016; vgl. 
Andresen & Hurrelmann, 2010; vgl. Alt, 2007). Partizipation hängt in dieser 
Lesart vom Glauben sowohl an die eigenen Fähigkeiten und Potentiale als 
auch an die Möglichkeiten zur Partizipation ab. Dies geht zurück auf die 
Definition Albert Banduras, der Selbstwirksamkeit als  
 
„beliefs in one’s capabilities to organize and execute the courses of action re-
quired to produce given attainments“ (Bandura, 1997, 3)  
 
definiert. Dabei geht es keinesfalls nur um die Überzeugungen einer Person 
von den eigenen Fähigkeiten und Kompetenzen, sondern auch von den Mög-
lichkeiten, die sich ihr zur Entfaltung der eigenen Potentiale eröffnen2. Als 
handlungsvorgängige Überzeugung hinsichtlich der eigenen Planungs- und 
                                                          
2  Capability lässt sich sowohl mit (Leistungs-)Fähigkeit im Sinne von in der Person selbst 
liegenden Eigenschaften als auch Potential bzw. Möglichkeit im Sinn von außerhalb der Per-
son liegenden Verwirklichungschancen übersetzen (vgl. Sen, 1992).  
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Durchführungsressourcen sowie -möglichkeiten zur erfolgreichen Bewälti-
gung einer Herausforderung, also einer Situation oder Aufgabe, die nicht 
mittels Routine gelöst werden kann, bezieht sich Selbstwirksamkeit auf eine 
dynamische und personen- sowie situationsabhängige Größe. Die Größe ist 
jedoch kein Maßstab für die tatsächlichen Fähigkeiten und Möglichkeiten, 
sondern ein Maß für die subjektive Einschätzung (Bandura, 1997, 37). 
Allerdings beruht diese Einschätzung besonders auf den eigenen Erfahrun-
gen, in herausfordernden Situationen stark, selbstbewusst, sozial eingebunden 
und wirkungsvoll zu sein (als mastery experience; vgl. Bandura, 1997, 80ff). 
Studien, die sich mit der Selbstwirksamkeit von Kindern auseinandersetzen, 
stellen heraus, dass eine bewusste Selbstwirksamkeit sich besonders durch 
die Möglichkeiten entwickelt, persönlich bedeutsame Prozesse autonom zu 
gestalten und an ihnen zu partizipieren (vgl. Andresen & Hurrelmann, 2010; 
Alt, 2007). Bisher nicht geklärt ist, welche Freiheits- und Handlungsspiel-
räume Kinder als Mit- und Selbstbestimmungsmöglichkeiten in Kindertages-
einrichtung und Grundschule wahrnehmen, deuten und wählen. Darüber 
hinaus ist auch zu fragen, welche Situationen und Aspekte im pädagogischen 
Kontext die Selbstwirksamkeit und damit das Erleben von Partizipation, 
Autonomie, Kompetenz und sozialer Eingebundenheit beeinflussen. 
2 Fragestellung, Aufbau und Auswertungsstrategien 
Die dem Beitrag zugrundeliegende Studie fragt dementsprechend nach den 
Handlungssituationen, die Kinder im Übergang von der Kindertageseinrich-
tung in die Grundschule als Selbstwirksamkeitserfahrungen im Sinn eines 
individuellen Erlebens von Partizipation, Autonomie, Kompetenz und sozia-
ler Eingebundenheit wahrnehmen und begleitend dazu, wie Kinder ihre eige-
ne Selbstwirksamkeit vor und nach dem Übergang einschätzen. 
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Zugrunde liegen der Studie Interviews mit 22 Kindern, die im qualitativen 
Längsschnittdesign sowohl vor als auch nach dem Übergang in Kindertages-
einrichtungen und Grundschulen geführt wurden (vgl. Abb. 1). Selbstwirk-
samkeit wird in Anlehnung an andere Studien über das Erleben von Partizi-
pation (Andresen & Hurrelmann, 2010; Alt, 2007) sowie die Befriedigung 
der Basic Needs, dem Kompetenzerleben, der Autonomie und der sozialen 
Eingebundenheit konkretisiert. Dies ist entsprechend in die Konstruktion der 
Selbstwirksamkeitsskala sowie des Leitfadens und der Fotoaufgabe einge-
flossen. 
Abb. 1: Aufbau der Studie 
 
Die Auswertung fokussiert sowohl eine inhaltliche Analyse des WAS in 
Anlehnung an Kuckartz (2012) sowie eine sequenzanalytische Rekonstrukti-
on des WIE in Anlehnung an Charmaz (2006). 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Stichprobe n=22 (Alter zu t1 5,7 bis 6,9 Jahre) 
Standardisierte Befragungen zu t1a und t2a mit einer dichotomen Selbstwirksamkeitsskala 
angelehnt an gängige Skalen (vgl. Andresen & Hurrelmann, 2010; Jerusalem & Schwarzer, 
2002) und methodisch an die antizipierten Voraussetzungen der Kinder angepasst 
Leitfadengestützte Interviews zu t1b und t2b mit den Fotos der Kinder als Gesprächsein-
stieg und -strukturierung (vgl. Fuhs & Schneider, 2012) 
Datenauswertung in Anlehnung an die Qualitative Inhaltsanalyse (Kuckartz, 2012) und die 
Sequenzanalyse (Charmaz, 2006) 
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3 Selbst- und Mitbestimmungsmöglichkeiten in Kindertageseinrichtung 
und Grundschule 
Für diesen Beitrag liegt der Fokus auf den von den Kindern berichteten 
Selbst- und Mitbestimmungsmöglichkeiten, die anhand dreier wesentlicher 
Aspekte herausgearbeitet und verdeutlicht werden. 
 
Draußen Spielen 
Besonders wesentliche Momente für das Erleben von Selbst- und Mitbe-
stimmung sind für die befragten Kinder sowohl in Kindertageseinrichtung als 
auch Grundschule das Spielen und körperlich-motorische Spielaktivitäten 
wie z.B. das Balancieren oder Klettern. Vor allem Spiele und Aktivitäten, die 
draußen stattfinden, sind insbesondere für die Kindertageseinrichtungs-
Kinder – auch in Abgrenzung zu Aktivitäten innerhalb des Gebäudes – rele-
vant:  
„Jaa, nur auf dem Hof, aber sonst kann ich nicht bestimmen, nur draußen.“ 
(Arnold3, Kindertageseinrichtung) 
 
Arnold hebt durch „nur“ und „sonst [...] nicht“ besonders deutlich hervor, 
dass er ausschließlich draußen (auf dem Spielareal der Kindertageseinrich-
tung) für sich Selbst- und Mitbestimmungsmöglichkeiten sieht.  
In der Grundschule sind die Beschreibungen zu den Prozessen des Spielens 
gegenüber den recht globalen Aussagen in der Kindertageseinrichtung ausdif-
ferenzierter (z.B. zu Kontexten, Reichweite der Selbst- und Mitbestim-
mungsmöglichkeiten und Handlungsheuristiken), zielen aber genauso auf 
Aktivitäten, die hauptsächlich auf dem Schulhof ausgeführt werden: 
 
„Ich bestimme auch da manchmal bei Räuber und Gendarm wo wir uns verste-
cken vor den Polizisten.“ (Melinda, Schule) 
 
Melinda präzisiert – stellvertretend für viele der befragten Kinder – ihre Mit-
bestimmungsmöglichkeit hinsichtlich des Kontextes des Räuber- und Gen-
darm-Spiels und die Reichweite ihrer Möglichkeiten auf die Wahl des Ver-
stecks. Jedoch schränkt sie durch „manchmal“ ihre Möglichkeiten auch ein. 
 
Handlungsurheberschaft 
Die beschriebenen Selbst- und Mitbestimmungsmöglichkeiten werden von 
den Kindern als bedeutsame Handlungsprozesse im Sinn einer Handlungsur-
heberschaft, d.h. die eigene Handlung als mastery experience (Bandura 
1997), die durch das Kind selbst initiiert wird, gesehen: 
                                                          
3  Alle Personennamen sind anonymisiert. 
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„Da [draußen, KV] kann ich mir was zum Spielen ausdenken. Dann bin ich der 
Bestimmer.“ (Leo, Kindertageseinrichtung) 
 
Das Ausdenken der Spielidee verknüpft Leo („[d]ann“) kausal mit der daraus 
folgenden machtvollen Position des „Bestimmer[s]“. In seinem Verständnis 
ist die Handlungsurheberschaft möglicherweise als Handlungsmacht damit 
verknüpft, nicht nur mitzubestimmen, sondern über den Spielverlauf oder 
über andere zu bestimmen. 
In der Grundschule bestärkt er seine These der kausalen Verknüpfung des 
Ausdenkens einer (Spiel-)Idee mit der Rolle des „Bestimmer[s]“ weiter. Über 
ein anderes Kind sprechend vermutet Leo weiter, dass das Kind als Bestim-
mer mit Handlungsmacht strategisch seine Handlungsmöglichkeiten mit der 
Heuristik „[Ü]berleg[en]“ manifestiert und so das Spektrum der Möglichkei-
ten so ausschöpft: 
 
I: „Mhm? (2) bist du oft der Bestimmer?“ 
L: „Nicht so oft.“  
I: „Warum ist das so? Was ist deine Idee?“ 
L: „Weil ich nicht so viele Ideen hab. 
I: „Mhm? Wer hat die dann?“  
L: „Die hat S. [ein anderes Kind, KV]. 
I: „Ok. wie macht der das denn?  
    Wenn der der Bestimmer ist?“ 
L: „Der überlegt? (4) Ganz dolle  
          überlegt der dann.“ (Leo, Schule). 
 
Wie schon zuvor in der Kindertageseinrichtung scheint für Leo – stellvertre-
tend für viele der befragten Kinder – besonders das Denken ein wesentliches 
Merkmal der Nutzung und Ausdifferenzierung von Selbst- und Mitbestim-
mungsmöglichkeiten im Zusammenhang mit entsprechenden Rollen inner-
halb dieser Möglichkeiten zu sein. 
 
Handlungsspielräume 
Als Handlungsspielräume werden in Kindertageseinrichtung als auch Grund-
schule zum einen von den Erwachsenen zugestandene und zum anderen un-
abhängig von Erwachsenen erlebte Handlungsspielräume wahrgenommen. 
Als durch Erwachsene zugestandene Handlungsspielräume werden in beiden 
Institutionen, aber verstärkt in der Kindertageseinrichtung, vor allem stellver-
tretende Tätigkeiten im Sinn von „[A]ufpassen“ oder ‚Abläufe regeln’ be-
nannt: 
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„Ich darf immer bestimmen, wenn wir aufräumen und dann Stuhlkreis machen mit 
Stühlen im Kreis. Das sagt mir Herr. P., dass ich das sagen soll. Dann ruf ich Auf-
räumzeit.“ (Michel, Kindertageseinrichtung) 
 
„Die Erzieher sagen die Großen müssen auf die Kleinen aufpassen“ (Adriana, 
Kindertageseinrichtung). 
 
Über „ich darf“ und „[d]as sagt mir Herr P., dass ich das sagen soll“ kenn-
zeichnet Michel, dass seine Handlungsmöglichkeiten in der beschriebenen 
Situation durch andere, in diesem Fall durch den Erzieher, zugestanden wer-
den. Auch Adriana macht deutlich („müssen“), dass in der beschriebenen 
Situation keine Handlungsoptionen durch die Kinder selbst bestimmt werden.  
In der Grundschule werden diese zugestandenen Handlungsspielräume be-
stimmten Zeiten und Orten zugeordnet:  
 
„Ich kann das meistens in der Spielpause entscheiden“ (Lars, Schule) 
 
„Wir machen das immer in der Gruppenzeit“ (Melinda, Schule). 
 
Darüber hinaus werden wahrgenommene Handlungsspielräume, in denen die 
Kinder sich mehr oder weniger autonom bzw. partizipierend erleben, in der 
Kindertageseinrichtung, aber besonders in der Grundschule an Bedingungen 
(besonders die Abwesenheit der Erwachsenen) geknüpft oder über die Rah-
menbedingungen moderiert:  
 
„Wenn wir ganz früh kommen und Frau R. noch nicht da ist, dann können wir 
Spiele spielen oder uns ein Buch nehmen“ (Lars, Schule) 
 
Die Zeit des offenen Anfangs wird von Lars als eine Möglichkeit in der 
Schule beschrieben, in der er sich selbstbestimmt fühlt. Diese Möglichkeit 
knüpft er dabei an die Bedingungen des frühen Kommens und der Abwesen-
heit der Lehrerin. Darüber hinaus sind die benannten Handlungsoptionen eher 
auf den schulischen Kontext fokussiert („Spiele spielen“, „Buch nehmen“) 
und deuten darauf hin, dass die Situation möglicherweise auch aufgrund der 
Rahmenbedingung Schule bereits beschränkt ist. 
Im Längsschnitt betrachtet werden in der Grundschule insgesamt weniger 
sowohl eröffnete als auch eroberte Handlungsspielräume benannt. 
4 Zusammenfassung und Ausblick 
Zusammenfassend lässt sich festhalten, dass die befragten Kinder besonders 
das Spielen als informellen Handlungsspielraum mit individuellen Selbst- 
und Mitbestimmungsmöglichkeiten wahrnehmen. Interessant ist, wie sie ihre 
Selbst- und Mitbestimmungsmöglichkeiten als Manifestation eines An-
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spruchs, zu bestimmen, im Zusammenhang mit einer Handlungsurheber-
schaft sowie mit einer Heuristik beschreiben. Von Erwachsenen eingeräumte 
Handlungsspielräume nehmen Kinder insbesondere in der Kindertagesein-
richtung, aber auch noch in der Grundschule im Sinn einer Stellvertreter-
schaft mit kurzfristiger Handlungserweiterung wahr. Vor allem in der Grund-
schule, aber auch zuvor werden die erlebten Handlungsspielräume an die 
Abwesenheit der Erwachsenen und die (schulischen) Rahmenbedingungen 
geknüpft. 
Mit Blick auf die eingangs formulierte Forderung lässt sich konstatieren, dass 
insbesondere die Möglichkeit, eigene (Spiel-)Ideen und daraus entstehende 
selbst gewählte Aktivitäten in der Kindergruppe zu initiieren und zu verhan-
deln, ein die Institutionen verbindendes Element einer inklusiven Transiti-
onsgestaltung sein kann. Darüber hinaus bekräftigt der hier angedeutete Blick 
auf die von den Kindern benannten Freiheitsgrade Krappmanns (2016) The-
se, Kindern aufgrund eines vermuteten Entwicklungsstandes nicht nur einge-
schränkte, sondern vielmehr stärker geöffnete Handlungsspielräume zuzuge-
stehen – möglicherweise auch ohne direkten und direktiven Eingriff durch 
Erwachsene. 
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Irmtraud Schnell und Christina Huf 
 
Übergangsentscheidungen von Viertklässler_innen 
im Kontext des Schulversuchs ‚PRIMUS’ 
 
 
 
 
Seit dem Schuljahr 2013/14 gibt es in NRW fünf Schulen, die sich – begin-
nend mit dem ersten und teilweise fünften Schuljahr – in den nächsten Jahren 
zu einer Schule entwickeln, die Kinder von der ersten bis zur zehnten Klasse 
besuchen und dabei eine Option auf den Besuch einer Oberstufe haben (zur 
Primusschule Münster vgl. Schnell 2015). Während die wissenschaftliche 
Begleitung durch Ursula Carle, Christina Huf, Till Sebastian Idel und Sven 
Pauling die Entwicklung der Primusschulen insbesondere aus der Perspekti-
ve von Schulleitungen und Lehrkräften untersucht (vgl. Idel, Huf, Pauling 
2016), stellen die Autorinnen dieses Beitrags in einem von der Max-Traeger 
Stiftung geförderten Projekt die Frage nach der Perspektive und den Erfah-
rungen der Kinder (vgl. Huf, Idel, Schnell 2016).   
1 Die Primusschule 
Die Perspektive der Kinder untersuchen wir zum einen in Form von ethno-
grafischen Beobachtungen des Schulalltags und Unterrichts in der altersüber-
greifend arbeitenden Primusschule Münster. Zum anderen führen wir Inter-
views mit den Kindern, die danach fragen, wie die Kinder ihre Entscheidung 
für den Besuch der Primusschule zu unterschiedlichen Zeitpunkten reflektie-
ren. Von zentralem Interesse ist die Entscheidung für oder gegen den Ver-
bleib in der Primusschule auch in der Sekundarstufe. Denn während für die 
Primusschüler_innen angedacht ist, dass sie mit der Abschaffung der traditi-
onellen Übergangsschwelle bis zur zehnten Klasse gemeinsam die gleiche 
Schule besuchen, wird dieser Standard erst mit den von Kindern und ihren 
Eltern getroffenen Entscheidungen für den Besuch der Primusschule auch in 
der Sekundarstufe etabliert. Es ist eine der für den Schulversuch zentralen 
Fragen, inwiefern die Primusschule über die Grundschulzeit hinaus die ge-
wünschte Haltekraft entwickelt. Die Interviews zielen darauf zu verstehen, 
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was den Besuch der Primusschule für die Kinder attraktiv macht bzw. welche 
Gründe für die Kinder gegen ihn sprechen. 
 
Hier stellen wir erste Ergebnisse von Interviews mit der Kohorte von 30 
Kindern vor, die als Viertklässler_innen Anfang 2015 die Entscheidung ge-
troffen haben, welche weiterführende Schule sie besuchen werden. Diese 
Kinder haben ihre Grundschulzeit als Schüler_innen der Grundschule Berg 
Fidel verbracht. Auch wenn ihre Schule jetzt allmählich zur Primusschule 
wird, müssen Sie noch eine klassische Übergangsentscheidung treffen. For-
mal ist die Sekundarstufe der Primusschule für sie nur eine von mehreren 
Optionen. 
1Zunächst werden unser methodisches Vorgehen und drei exemplarisch aus-
gewählte Fälle vorgestellt. Sodann ziehen wir ein erstes Resümee, in welcher 
Hinsicht die Primusschule für die Kinder bei den Entscheidungsfindungen 
wesentlich wird. Die Perspektive zweier Kinder auf die Erfahrungen im neu-
en Schuljahr und ein kurzer Ausblick schließen den Beitrag ab.  
2 Methodische Vorgehensweise 
Die Interviews wurden als Leitfrageninterviews konzipiert. 2Unsere Leitfra-
gen zielten darauf zu erfahren, ob und wie die Kinder in diese biographisch 
relevante Entscheidung einbezogen waren, wie sie darüber mit anderen Kin-
dern kommunizierten, welche Informationen für die Entscheidung relevant 
waren und welche Merkmale der Primus-Schule bekannt waren. Am Ende 
der Interviews stand jeweils die Frage nach positiven Erwartungen, Wün-
schen und Sorgen der Kinder im Hinblick auf die neue Schule. 
3Von den 26 Kindern, die wir interviewten, hatten sich 13 für den Besuch der 
Primusschule entschieden, zwei Kinder für den Besuch eines Gymnasiums, 
                                                          
1  Wir haben die Kinder des vierten Jahrgangs unmittelbar nach ihrer Anmeldung an der weiter-
führenden Schule sowie einige von ihnen nach ihrem ersten Schulhalbjahr in der fünften Klas-
se ein weiteres Mal interviewt. 
2  Die Leitfragen waren als eine thematische Orientierung gedacht, die die Vergleichbarkeit der 
Interviews gewährleisten, aber keinesfalls das Interview derart vorstrukturieren sollten, dass 
die individuellen Themen der Kinder nicht zur Sprache kommen konnten. Ebenso wenig sollte 
die Entscheidung der Kinder in Frage gestellt werden. 
3  Methodisch praktizierten wir die für das Führen eines qualitativen Interviews ungewöhnliche 
Konstellation, dass wir die Einzelinterviews mit den Kindern zu zweit führten. Bei der Analy-
se der Interviews haben wir uns kritisch die Frage gestellt, inwiefern unsere Doppelbesetzung 
das Machtverhältnis zwischen Kindern und Erwachsenen um ein weiteres festigt und zu einer 
Dominanz der Stimme der Erwachsenen beiträgt. Unsere Antwort darauf ist ambivalent. Wäh-
rend eines Interviews zu zweit zu sein, kann es ermöglichen, dem jeweiligen Kind differen-
ziert zuzuhören und somit die situationssensible Entwicklung von Fragen fördern. Insbesonde-
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vier Kinder für den Besuch einer Hauptschule und sechs für den Besuch einer 
Realschule. Im Beitrag gehen wir auf drei Kinder ein, für die die Option 
‚Primusschule’ in sehr unterschiedlicher Weise für ihren Entscheidungspro-
zess relevant war: Karan, der eine Empfehlung für den Besuch des Gymnasi-
ums hatte, und Leyla und Lars, die eine Empfehlung für den Besuch einer 
Realschule hatten.  
 
Unsere Ausführungen basieren auf Analysen der Interviews mit der Groun-
ded Theory, von der wir insbesondere das offene Kodieren und das Bilden 
von Kategorien als Möglichkeit einer ersten analytischen Annäherung ge-
nutzt haben.  
3 Übergangsentscheidungen aus der Perspektive von 
Viertklässler_innen 
3.1 Karan: Selbstverpflichtung zur Wahrnehmung möglicher 
Zukunftschancen 
Karan ist eines der beiden Kinder, die sich für den Besuch eines Gymnasiums 
entschieden. Er kommt gemeinsam mit Kito zum Interview, der die gleiche 
Stammgruppe besuchte und die gleiche Entscheidung getroffen hat wie Ka-
ran. Gleich zu Beginn des Interviews erklären sie uns zweistimmig: „weil in 
diesem Gymnasium gehen nicht so viele Kinder von Berg Fidel, deswegen 
dürfen wir in eine Klasse“. Damit machen sie eine Besonderung in zweifa-
cher Hinsicht geltend. Zum einen sind sie unter 30 Berg Fidel-Schüler_innen 
die einzigen, die ein Gymnasium besuchen, zum anderen werden sie im 
Gymnasium die einzigen beiden Schüler aus Berg Fidel sein, womit sie die 
Entscheidung der Direktorin erklären, dass sie dieselbe Klasse besuchen 
dürfen. Karan und Kito treffen aber die Entscheidung, auf das betreffende 
Gymnasium gehen zu wollen, unabhängig voneinander. Für sie ist die Ange-
wiesenheit aufeinander eher ein Zufallsprodukt. 
 
Karan sieht in der Exklusivität, die der sozialen Beziehung zwischen ihm und 
Kito zugedacht wird, eine deutliche Differenz zu den Möglichkeiten, die die 
                                                                                                                             
re bei Kindern, die unsere anfänglichen Fragen nur zögerlich beantworteten, hat unsere Dop-
pelbesetzung zuweilen auch zu einem zu ausgeprägten Nachfragen von unserer Seite geführt. 
Im Laufe der drei Tage, an denen wir die Interviews führten, kamen einige Kinder zu zweit 
zum Interview – sie hatten ihrerseits eine Möglichkeit gefunden, die Interviewsituation wieder 
etwas symmetrischer zu gestalten. 
 
             Übergangsentscheidungen | 171 
Viertklässler_innen haben, die die Primusschule besuchen werden, denn er 
sagt:  
 
„... also wenn wir in Primus gehen wollen, dann sind wir mit Kindern, die wir 
schon kennen in einer Klasse, die ganzen Kinder, die wir schon kennen, und im 
Gymnasium, da sind nur wir beide in einer Klasse“. Etwas später betont er: „also, 
em, Primus ist eigentlich auch eine Gemeinschaft, sozusagen eine Gemeinschaft 
wie Berg Fidel ... also wo Schülerrat war, em, da hab ich noch gedacht, das ist ei-
ne gute, die ham eine gute Zusammenarbeit und so, die machen das gut zusam-
men ...“. 
 
Im Wissen darum, dass Karan und Kito die einzigen Viertklässler ihrer 
Stammgruppe sind, ist es bemerkenswert, dass Karan von ‚die ganzen Kin-
der’ spricht. Er konstruiert damit eine von den Schüler_innen seiner Stamm-
gruppe unabhängige Gemeinschaft der Primusschule. Für Karan kommt die 
Entscheidung für das Gymnasium einer Entscheidung gegen die Teilhabe an 
der von ihm gedachten Gemeinschaft der Primusschüler_innen gleich.  
Von Anfang des Interviews an konfrontiert Karan seine Entscheidung zum 
Besuch eines Gymnasiums mit der Option des Besuchs der Primusschule: 
 
„Aber man kann auch, em, also wir haben hier noch einen Eltern- Kind- Sprech-
tag, und da kann man auch jederzeit aussuchen, ob man zu Primus wieder wech-
seln will, oder ob ich noch im Gymnasium will, und ich möchte in Gymnasium, 
wirklich“.  
  
Während Karan wiederholt seinen Wunsch beteuert, das Gymnasium zu 
besuchen, ist auch die Möglichkeit der Revision dieser Entscheidung für ihn 
zentral. Diese begründet er insbesondere mit der Sorge des ‚Abgestuftwer-
dens’. 
 
„Also ich hab bisschen, ich hab bisschen Angst. ... dass ich schlechte Noten be-
komme, dass ich eine runter muss, //aber meine Eltern ham gesagt, wenn du eine 
runter musst, oder zu schwer für dich ist, dann ist es nicht schlimm. Hauptsache, 
wir hams probiert im Gymnasium. Wenn du´s schaffst, wenn du´s schaffst, natür-
lich sind wir noch mehr stolz auf dich, aber wir sind auch stolz, wenn du das 
erstmal probierst und so, ja…“. 
 
Für Karan gleicht die Entscheidung für den Besuch des Gymnasiums einer 
Bewährungsprobe, die als solche mit der Gefahr des Scheiterns und der Ent-
täuschung verbunden ist. Er sieht sich jedoch zur Wahrnehmung der damit 
verbundenen Chance verpflichtet und stellt diese Verpflichtung über seine 
Einschätzung, dass er auf der Primusschule eine ‚gute Gemeinschaft’ und 
‚gute Zusammenarbeit’ erfahren würde. So gut Karan über den möglichen 
sozialen Zusammenhalt auf der Primusschule informiert ist, so wenig weiß 
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er, dass er auch auf der Primusschule das Abitur hätte machen können. Denn 
auf unsere konkrete Nachfrage „Kann man denn auf der Primusschule auch 
das Abitur machen?“, antwortet er, „Weiß ich nicht“.  
 
Obwohl Karan die Primusschule ausdrücklich als eine für ihn attraktive 
Schule wahrnimmt, die er, hätte er statt seiner Einser und Zweier auf dem 
Zeugnis Dreier, ohne Zögern gewählt hätte, kommt sie für ihn nicht als Schu-
le in den Blick, die ihm die Option des Abiturs bietet. Wir kommen darauf in 
unserem ersten Resümee zurück und jetzt zunächst einmal zu Leyla. 
3.2 Leyla: Entlastung von der Sorge der Abschulung  
Leyla hat sich, genau wie ihre Freundin, mit der gemeinsam sie am Interview 
teilnimmt, für den Besuch der Primusschule angemeldet. Ihre Entscheidung 
für die Primusschule steht in einem interessanten Kontrast zu Karans Ent-
scheidung für den Besuch des Gymnasiums. Denn während Karan sich am 
Gymnasium anmeldet, obwohl ihn die Sorge um die Möglichkeit der Abstu-
fung umtreibt, meldet sich Leyla an der Primusschule an, um genau diese 
Sorge nicht haben zu müssen. Leyla erzählt uns gleich zu Beginn des Inter-
views: 
 
‚Also erstmal wollte ich auf eine Realschule. Dann hat ich Stress. Und dann hab 
ich gedacht: Welche Schule sollt ich gehen? Und dann, irgendwann, hatte ich ein-
fach gesagt, ich geh zur Primusschule, weil wenn ich jetzt in der Realschule nicht 
gut bin, dann geh ich ja immer runter, und das will ich nicht“. 
 
Leyla rekonstruiert den Prozess ihrer Entscheidung als eine Revision des 
zunächst angedachten Realschulbesuchs. Den ‚Stress’, den die Entscheidung 
für den Besuch der Realschule bei ihr erzeugt, begründet sie mit der Mög-
lichkeit der Abschulung. Sie antizipiert, dass der Besuch der Realschule mit 
bestimmten Leistungserwartungen und der damit für sie einhergehenden 
Gefahr verbunden ist, diesen nicht zu genügen. Damit wird die Primusschule 
zu einer Schule, die Leyla bezüglich der Sorge entlastet, abgeschult zu wer-
den. 
Auf die Nachfrage einer der Interviewerinnen nach dem Stress, den Leyla 
hatte, antwortet sie: 
 
„Ich wusste nicht, in welche Schule ich gehen soll. Und dann war ich auseinander. 
Dann wusste ich gar nicht, was ich machen soll“. 
 
Es lässt sich aus dem Interview nicht rekonstruieren, wie lange im Vorfeld 
Leyla schon beschlossen hatte, auf die Realschule zu gehen, und ob ihr Stress 
in dem Moment begann, in dem offiziell wurde, dass die Grundschule Berg 
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Fidel zur Primusschule wird. In jedem Fall aber wird deutlich, dass die Pri-
musschule eine zusätzliche Option für Kinder darstellt, die vormalige Pläne 
in Frage stellen kann und Kindern zusätzliche Entscheidungen abverlangt. 
Auf die Frage, warum sie sich letztlich für Primus entschieden habe, antwor-
tet Leyla: 
 
„Äh, weil, weil man da nicht runter geht, und man da auch, weil es da wie eine 
Grundschule ist, und da ist auch, eh, also zum Beispiel Hauptschule, Realschule 
und Gymnasium drin, hat die Frau (…) gesagt“. 
 
Anders als in dem Interview mit Karan und Kito wird die Klassenlehrerin in 
dem Interview mit Leyla ausdrücklich erwähnt. Sie ist, genau wie die Eltern, 
in den Entscheidungsprozess involviert. Zentral für Leyla ist die Information 
ihrer Lehrerin, dass die Primusschule Hauptschule, Realschule und Gymnasi-
um umfasst – die Entscheidung für die Primusschule ist damit eben keine 
Entscheidung gegen den zunächst angedachten Abschluss.  
3.3 Lars: Ermöglichung sozialer Kontinuität und persönlicher 
Weiterentwicklung 
Ähnlich wie Leyla beriefen sich auch andere Kinder auf Informationen ihrer 
Lehrer_innen, wenn sie uns darlegten, warum sie die Primusschule für sich 
gewählt haben. Auch Lars war, nicht zuletzt bedingt durch seine Position als 
Klassensprecher, über die Primusschule sehr gut informiert. Auf unsere Frage 
nach dem Unterschied zu anderen Schulen antwortet er: 
 
 „Ich glaube, das unterscheidet sich davon, dass Primus sich mit, dass Primus ein-
fach eine Schule für alle sind, und die anderen Schulen nicht für alle, weil Primus 
ist eigentlich ne Schule für alle, steht auch dort vorne (weist uns auf einen ausge-
hängten Zeitungsartikel hin), ‚Schule für alle’ steht dort, und die anderen Schulen, 
die gibt´s ja schon länger, und da muss man irgendetwas gut können, zum Bei-
spiel gut in Mathe sein, gut in Deutsch, um das zu erreichen, aber Primus braucht 
nur Schüler, die was können, dann fördern die, arbeiten die quasi mit denen“. 
 
Larsens Argumentation ist insofern nicht ganz leicht nachzuvollziehen, als er 
den ‚anderen Schulen’ zugedenkt, hier müssten Kinder etwas gut können, 
und dann sagt, Primus brauche Schüler, ‚die was können’. Wir interpretieren 
Larsens Aussage so, dass die Primusschule ihren Schüler_innen keine Bring-
schuld auferlegt, indem sie definierte Leistungen erwartet. Im Gegensatz zu 
anderen Schulen fördert sie voraussetzungslos alle Schüler_innen, die etwas 
Bestimmtes auf einem bestimmten Niveau können.  
Auch die Möglichkeit sozialer Kontinuität über den Übergang in die Sekun-
darstufe erläutert Lars uns differenziert. Er erklärt uns, dass das Anknüpfen 
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an Freundschaften nach dem Übergang in die Sekundarstufe auf der Primus-
schule insofern in besonderer Weise möglich wird, als auch die Gruppen in 
der Sekundarstufe altersgemischt sind.  
 
Während Lars sich in dem Interview als ein Experte in Sachen Primus dar-
stellt, dessen Argumentation über weite Passagen von eigenen Entscheidun-
gen abstrahiert, stellt er explizit einen Zusammenhang zwischen seinem Wis-
sen über und seiner Entscheidung für Primus her, die für ihn „von Anfang an 
klar war“:  
 
„Die Informationen über, das hab ich über, ja das war eigentlich leicht, weil, weil 
ich bin ja auch Klassensprecher der Klasse, also kriegt man ja auch was ein biss-
chen mit, und deswegen hab ich mich auch entschieden“. 
 
Die Kausalität, die Lars herstellt, ist für uns insofern erwähnenswert, als wir 
auch in anderen Interviews einen Zusammenhang zwischen dem Wissen der 
Kinder über und ihre Entscheidung für die Primusschule finden konnten. 
Interessanterweise beschreiben diese Kinder sich in den Entscheidungspro-
zess als aktiv involviert. Lars tut dies so: 
 
„also die Idee kam aus der Schule, aber die Entscheidung fiel bei mir zu Hause ei-
gentlich ... Ich hab meinen Eltern gesagt: Ich will zu Primus, dann ham die sich 
auch schon darum gekümmert“. 
 
Aus seinem Wissen über die Primusschule leitet Lars für sich die Gewissheit 
ab, dass die Primusschule die für ihn beste Schule ist. Seine Aussage „weil 
ich dort für mich das Beste sehe... also ich glaub, auf Primus könnte ich mich 
weiter entwickeln“, steht in einem interessanten Kontrast zu Leylas Argu-
mentation. Denn während für Leyla die Vermeidung einer möglichen Abstu-
fung für die Primusschule spricht, argumentiert Lars umgekehrt mit der Er-
möglichung persönlicher Weiterentwicklung.  
3.4 Erstes Resümee 
Es zeichnen sich über die unterschiedlichen Entscheidungsfindungen, die in 
den Interviews deutlich wurden, Gemeinsamkeiten zwischen den drei Kin-
dern ab, die für die Frage, wie die Primusschule über die Grundschulzeit 
hinaus eine Haltekraft entwickeln kann, zentral sind. 
 
1. Alle drei Kinder sehen die Primusschule als eine besondere Schule. Für 
ihre Wahl der Schule wird eine Abwägung mit den Vorzügen der Primus-
schule relevant.  
2. Eine zentrale Besonderheit sehen sie in der Kontinuität sozialer Beziehun-
gen und dem Verbleiben in der Schulgemeinschaft. Es ist aus der Transitions-
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forschung bekannt, dass Freunde aus der Sicht von Kindern für einen gelin-
genden Übergang zentral sind (vgl. Brooker, 2008; Corsaro & Molinari, 
2005; Huf, 2016). Mit der Institutionalisierung der Primusschule ist aus der 
Sicht der Kinder aber nicht nur eine Fortsetzung von Freundschaften auch 
mit älteren Kindern aus der jahrgangsgemischten Gruppe möglich, sondern 
darüber hinaus bleiben sie Mitglied einer bereits bestehenden Schulgemein-
schaft. Die Entscheidung, eine andere Schule als die Primusschule zu besu-
chen, kommt einer Entscheidung gegen die Möglichkeit gleich, Mitglied 
dieser bereits bestehenden Gemeinschaft zu bleiben. Das ist eine für die Pri-
musschule wohl einzigartige Facette der von Kindern zu treffenden Über-
gangsentscheidung.  
3. Die beiden der drei Kinder, die sich für den Besuch der Primusschule ent-
scheiden, begründen ihre Entscheidung auch mit der Flexibilität der Schule 
gegenüber ihrer Lernentwicklung. Für beide Kinder ist wichtig, dass die 
Primusschule ihnen keine Standards bezüglich ihrer Lernentwicklung vor-
gibt. Interessanterweise weiß Karan, der sich gegen die Primusschule ent-
scheidet, von genau dieser Besonderheit nicht. 
 
Wir haben zu Beginn die Frage aufgeworfen, wie die Möglichkeit des Be-
suchs der Primusschule für die Kinder relevant wird. Für die drei Kinder hier 
stellt die Primusschule einen zentralen Bezugspunkt für ihre Entscheidung 
dar. Für Leyla geht der Einbezug der Primusschule in ihre Überlegungen so 
weit, dass sie ihre zuvor getroffene Entscheidung revidiert – für Karan ist die 
Primusschule eine mögliche Alternative, die er mit sich führt.  
4 Erste Erfahrungen in der neuen Schule 
Wie oben erwähnt, interviewten wir einige Schüler_innen zum Ende des 
ersten Halbjahres ihres fünften Schuljahres ein zweites Mal. Für zwei von 
ihnen geben wir einen ersten kurzen Einblick: Steve, der die Primus-Schule 
besucht und sie für „richtig nice“ hält, weil die Kinder alle „ziemlich cool“ 
sind und auch die Lehrer Humor haben, und Karan, der mit seinem Schüler-
dasein vor allem im Hinblick auf das kommende Schuljahr „mehr Arbeit, 
mehr Arbeit, viel mehr Arbeit“ verbindet. 
Für beide Schüler stellt die Grundschule Berg Fidel, die sie in unterschiedli-
chen Stammgruppen besuchten, einen wichtigen Bezugspunkt dar. Während 
Steve sich „wie immer“ fühlt, weil „die gleichen Regeln“ gelten und er „ei-
gentlich noch auf dieser Schule“ ist, vermisst Karan „meine Klassenkamera-
den und auch die Lehrer, … aber auch so die Schule, die Art“ und stellt fest, 
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dass ihm jetzt wenig Freiräume und Pausen zur Verfügung stehen, denn im 
„Gymnasium hast du ein bisschen mehr Vernunft“. 
Beide Schüler äußern sich zum Lernen. Während Steve die Gemeinsamkeit 
mit seinen Mitschüler_innen hervorhebt, die ihm das Lernen erleichtert  
 
„Ähm, lernen macht Spaß, aber das ist nicht mein Ding. Also lieber will ich zu 
Hause sitzen und rummalen. Zusammen mit ihnen zu lernen ist spaßig, … weil sie 
helfen dir auch, die Schüler helfen dir auch“, 
 
verbindet Karan Lernen mit dem ständigen Druck seine eigenen Leistungen 
zu verbessern, damit seine Noten gut bleiben bzw. besser werden  
 
„jetzt sieht´s auch immer noch so aus, dass ich mich verbessert habe, doch. …  
Also am Anfang mittelmäßig, jetzt immer besser“. 
5 Ausblicke  
Nach einem halben Jahr in der neuen Schule zeigt sich, dass der Gymnasiast 
Karan die Einschränkungen seines Kindseins wie mangelnde Freizeit am 
Nachmittag und wenig Pausen zwischen den Unterrichtsstunden zugunsten 
schulischen Erfolgs auf dem Gymnasium auf sich zu nehmen bereit ist. Wie 
von ihm selbst im ersten Interview angesprochen, bestimmen die Angst vor 
dem Versagen in der Schule und die Selbst-Beobachtung seiner Leistungs-
entwicklung in Form von Noten sein Leben jetzt tatsächlich maßgeblich. Die 
hohe Bedeutung von Freunden, die er zu Beginn auch des zweiten Interviews 
betont, tritt im Laufe des Interviews dahinter zurück.      
Steve dagegen äußert eine unambivalent positive Einschätzung der Primus-
schule und seiner vielseitigen Entfaltungsmöglichkeiten darin. Er schätzt die 
Altersmischung, die ihm immer wieder neue Konstellationen zur Freund-
schaft bietet.  
Im Hinblick auf die Haltekraft und öffentliche Anerkennung der Primus-
Schule wird es wesentlich sein zu verdeutlichen, dass die Schule Leistungs-
entwicklungen von Kindern auf verschiedenen Niveaus erfolgreich begleiten 
und Freundschaft und damit soziale Sicherheit erhalten kann.  
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Magdalena Hartmann und Michael Lichtblau 
 
Keine Inklusion ohne Kooperation. 
Kooperative Gestaltung des Übergangs von  
Familienzentren und Schulen der Stadt Hannover 
im Kontext des Early-Excellence-Ansatzes 
 
 
Die Transition KiTa-Schule ist nicht nur eine institutionell zu gestaltende 
Aufgabe, sondern bedarf unter inklusiver Perspektive einer engen Zusam-
menarbeit mit den Familien. Bei der Betrachtung des Stands der Forschung 
zeigt sich, dass die kooperative Einbindung der Eltern in die Übergangsge-
staltung eine einflussreiche Variable einer erfolgreichen Transition in die 
Schule darstellt (u.a. Albers & Lichtblau, 2014; Cloos & Karner, 2010; Ga-
lindo & Sheldon, 2012). Empirisch belegt ist jedoch leider auch, dass der 
Einbezug der Familien in der Transition abnimmt (vgl. Shields, 2009; Kron 
& Papke, 2006). Erforderlich sind daher speziell längsschnittliche Studien, 
die detailliert untersuchen, wie die elterliche Partizipation in der Transition 
gestaltet wird und welche interaktionalen Konfigurationen die Abnahme der 
Kooperation zwischen Elternhaus und Bildungseinrichtung beschreiben (vgl. 
Graßhoff et al., 2013, 26).  
Im folgenden Beitrag werden Ergebnisse eines qualitativen Längsschnittpro-
jekts zur kooperativen Gestaltung des Übergangs von Familienzentren und 
Grundschulen vorgestellt. Diese betonen, anschlussfähig an den Stand der 
Forschung, die Bedeutung erfolgreicher Kooperationsprozesse zwischen den 
Mikrosystemen Familie, Familienzentrum und Grundschule. Darüber hinaus 
wird auf den Early-Excellence-Ansatz (u.a. Whalley, 2007) und sein Potential 
für einen inklusiv gestalteten Übergang aufmerksam gemacht. Abschließend 
wird ein Praxistransferprojekt vorgestellt, in dem die bisher gewonnen empi-
rischen Erkenntnisse in Form eines interessenbasierten Übergangskonzeptes 
in die Praxis rückgespielt werden sollen.  
1 Einleitung 
Mit der Ratifizierung der UN-Behindertenrechtskonvention im Jahr 2009 ist 
der Auftrag verbunden, ein inklusives Bildungssystem zu entwickeln, das 
jedem Kind eine kontinuierliche Bildungsentwicklung gemeinsam in der 
             Keine Inklusion ohne Kooperation | 179 
Gruppe der Gleichaltrigen ermöglicht. Die erfolgreiche Bewältigung von 
Übergängen zwischen Bildungsbereichen ist dafür eminent wichtig und so 
rückt die Gestaltung des Übergangs von der Kindertageseinrichtung in die 
Grundschule erneut in den Fokus der Aufmerksamkeit. Denn unter inklusiver 
Perspektive ist diese Transition eine besonders sensible und von Selektionsri-
siken gekennzeichnete Phase in der frühen Bildungsentwicklung von Kindern 
(vgl. Albers & Lichtblau, 2014). So zeigen übermäßig häufig Kinder mit 
besonderem Unterstützungsbedarf (u.a. Kinder aus Armutslagen, Kinder mit 
Behinderung) Schwierigkeiten bei der Adaption an den schulischen Kontext 
(vgl. Kluczniok, 2012) und dadurch weiterführend negative Bildungsverläufe 
(vgl. Entwisle & Alexander, 1998). Weiterhin ist die Anschlussfähigkeit von 
Elementar- und Primarbereich zu gering ausgeprägt und stellt sich, aufgrund 
sehr unterschiedlicher Lernumweltbedingungen, vielmehr als Bruch der indi-
viduellen Bildungsentwicklung von Kindern dar (vgl. Lichtblau et al., 2013). 
Empirisch belegt ist, dass die nachhaltigsten Effekte für einen erfolgreichen 
Übergang erzielt werden, indem ein Netzwerk der Mikrosysteme Familie, 
Kita und Schule aufgebaut wird, das die Transition kooperativ gestaltet (vgl. 
LoCasale-Crouch et al., 2012). Hierbei gilt es speziell die Familien in den 
Prozess einzubinden, da damit besonders positive Effekte für eine erfolgrei-
che Transition verbunden sind (vgl. Cloos & Karner, 2010; Galindo & Shel-
don, 2012). Aktuelle empirische Befunde weisen jedoch darauf hin, dass der 
Einbezug von Familien in der Transition abnimmt (vgl. Albers & Lichtblau, 
2014; Shields, 2009; Kron & Papke, 2006). So stellen Faust, Wehner und 
Kratzmann (2011) im Kontext der Bildungsprozesse, Kompetenzentwicklung 
und Selektionsentscheidungen im Vorschul- und Schulalter (BiKS)-Studie 
heraus, dass Kooperationsformen unter Einbezug der Eltern zwar von den 
befragten Pädagogen_innen als hochbedeutsam eingeschätzt, jedoch am sel-
tensten durchgeführt werden.  
Ziel dieses Beitrags ist es, anhand der Vorstellung der Ergebnisse des qualita-
tiven Längsschnittprojektes „Kooperative Gestaltung des Übergangs von 
Familienzentrum und Grundschule der Stadt Hannover im Kontext des Early-
Excellence-Ansatzes“ Kooperationsprozesse zwischen den Mikrosystemen 
Familie, Familienzentrum und Grundschule nachzuzeichnen und auf momen-
tan noch ungenutzte Potentiale des Early-Excellence-Ansatzes für einen in-
klusiv gestalteten Übergang hinzuweisen.  
2 Theoretische Grundlagen 
Der ökosystemischen Perspektive Bronfenbrenners (1993) folgend wurde zur 
theoretischen Operationalisierung der Transition von der Kindertageseinrich-
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tung in die Grundschule das Ecological and Dynamic Model of Transition 
von Rimm-Kaufman und Pianta (2000) herangezogen. Die Transition wird in 
diesem Modell als dynamischer Prozess beschrieben, der sowohl direkte als 
auch indirekte Einflüsse der sozialen Umwelt, die sich auf das Kind auswir-
ken, berücksichtigt. Die soziale Umwelt des Kindes beinhaltet in der Transi-
tion alle beteiligten Mikrosysteme (Familie, (Vor-) Schule, Peergroup, Nach-
barschaft) und deren Interaktion untereinander als auch zum Kind. Fokussiert 
wird in diesem Modell, wie sich der transaktionale Prozess der einzelnen 
Mikrosysteme über die Zeit verändert (vgl. Rimm-Kaufman & Pianta, 2000, 
499).   
Ausgehend von der Betonung des Einbezugs von Familien erfolgt im hier 
vorzustellenden Forschungsprojekt eine Konzentration auf die Mikrosysteme 
Familie, Kindertageseinrichtung und Grundschule. Dazu wurden gezielt 
Familienzentren untersucht, die in Hannover alle nach dem Early-Excellence-
Ansatz (EEC) arbeiten. Dieses ursprünglich aus England stammende pädago-
gische Konzept zeichnet sich durch einen ressourcenorientierten Blick so-
wohl auf die Kinder als auch ihre Eltern aus, die ihren Ausdruck in folgenden 
drei Leitlinien finden:  
 
1. Alle Kinder werden als „Lerner/innen verst[anden], die von Beginn an 
über individuelle Stärken und Kompetenzen verfügen“ (Durand et al., 
2011, 9f).  
2. Die Eltern werden „als Experten ihrer Kinder wahrgenommen, ihre 
Kompetenzen und ihr Engagement gegenüber ihren Kindern an- und 
ernst genommen“ (Karkow & Kühnel, 2008, 37). 
3. Um ein integriertes System zu schaffen, öffnen sich die Einrichtung in 
den Sozialraum (vgl. Hebenstreit-Müller, 2007, 52f). 
 
Der EEC verfolgt das Ziel „eine bestmögliche Förderung für alle Kindern 
unabhängig von der sozialen oder kulturellen Herkunft bereitzustellen“ (vgl. 
Durand et al., 2011, 10). Umgesetzt wird dies durch ein ressourcenorientier-
tes Beobachtungs- und Dokumentationsverfahren, welches auch die Basis 
bildet, um mit der Familie in einen wechselseitigen Austausch über die Stär-
ken und Interessen der Kinder zu treten (vgl. Karkow & Kühnel, 2008; He-
benstreit-Müller, 2007). Damit verfolgt der EEC den „konzeptionellen An-
spruch, den wertschätzenden und unterstützenden Umgang mit den Kindern 
zu einer Grundhaltung zu entwickeln, die alle sozialen Beziehungen – inner-
halb der Kita und deren Umfeld bestimm[t]“ (Durand et al., 2011, 10). Damit 
wird der Blick auch auf weitere Partner im sozialen Umfeld der Familien 
gerichtet, sodass Kinder und Eltern verschiedenste Angebote erhalten, die auf 
             Keine Inklusion ohne Kooperation | 181 
ihre Bedürfnisse abgestimmt sind (vgl. Hebenstreit-Müller, 2007, 52f). Insge-
samt zeigt sich in den vorgestellten Leitlinien des EEC, dass der Ansatz an-
schlussfähig an ein inklusives Bildungsverständnis ist.  
3 Projektdesign 
Angelehnt an den Stand der Transitionsforschung wurde von Januar 2014 bis 
Juni 2015 an der Leibniz Universität Hannover in Kooperation mit der Stadt 
Hannover als weitere Annäherung an die Entwicklung und Implementation 
eines inklusiven und interessenbasierten Übergangskonzeptes die konkrete 
Übergangsgestaltung zweier Familienzentren und Grundschulen in Form 
einer qualitativen Längsschnittstudie untersucht (vgl. Kraft, 2015; Hartmann, 
2015; Khan & Janßen, 2016).  
Ziel dieser Untersuchung war es, interaktive Verlaufsformen von Koopera-
tionsprozessen zwischen den Mikrosystemen (Familie, Familienzentrum, 
Grundschule) zu analysieren. Fokussiert wurden die Einbindung der Eltern 
und der Einfluss des Early-Excellence-Ansatzes sowohl in den Familienzen-
tren als auch in den Grundschulen. Einer ökosystemischen Perspektive fol-
gend wurden von Erzieher_innen, Lehrkräften, Eltern und Kindern (Rimm-
Kaufman & Pianta, 2000) individuelle Konstruktionen im Übergangsprozess 
erhoben. Das Forschungsdesign umfasst zwei Erhebungsphasen, eine zum 
Ende des letzten Kindergartenjahres und die zweite drei Monate nach der 
Einschulung. Insgesamt wurden 42 leitfadengestützte Interviews mit Kin-
dern, Eltern, Erzieher_innen und Lehrkräften in den jeweiligen Systemen 
geführt und inhaltsanalytisch ausgewertet (vgl. Schmidt, 2009).  
4 Ergebnisse zur kooperativen Übergangsgestaltung mit dem EEC 
Anhand der Ergebnisse dieser Untersuchung wird deutlich, dass sich die 
Kooperation zwischen den Mikrosystemen Familie, Familienzentrum und 
Grundschule noch nicht optimal gestaltet und keine strukturierte Einbindung 
des EEC, wie auch des EEC-Beobachtungs- und Dokumentationsverfahrens 
im Übergang stattfindet. An den untersuchten Modellstandorten wird somit 
bisher kein Netzwerk bestehend aus allen drei Mikrosystemen aufgebaut, 
sodass sich strukturell geplante Kooperationsprozesse immer nur auf zwei 
Mikrosysteme („Familie – Familienzentrum“, „Familienzentrum – Schule“, 
„Familie – Schule“) begrenzen.  
Bei der Betrachtung der Kooperation zwischen Familienzentrum und Grund-
schule zeigt sich, dass diese vermehrt auf einer formal-organisatorischen und 
weniger auf einer inhaltlichen Ebene stattfindet (vgl. Khan & Janßen, 2016, 
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183). So überrascht es auch nicht, dass den Lehrkräften das pädagogische 
Konzept der Familienzentren unbekannt ist und ein inhaltlicher Austausch 
über pädagogische Haltungs- und Handlungsperspektiven zu selten stattfin-
det. Gründe hierfür werden in den zeitlichen und personellen Rahmenbedin-
gungen gesehen, die vor allem im System „Schule“ eine verstärkte Zusam-
menarbeit hemmen (vgl. ebd., 187). Aufgrund der geringen zeitlichen Res-
sourcen ist die Kooperation vom Engagement und guten zwischenmenschli-
chen Beziehungen einzelner Personen abhängig. Besonders im Austausch 
über zukünftige Schulkinder wird die geringe inhaltliche Kooperation zwi-
schen Erzieher_innen und Lehrkräfte deutlich. An beiden Standorten werden 
von der frühpädagogischen Fachkraft leistungsbezogene Informationen der 
zukünftigen Schulkinder an die Grundschulen weitergegeben (vgl. Khan & 
Janßen, 2016, 212). Der ressourcenorientierte Blick der frühpädagogischen 
Fachkräfte und eine Weitergabe der Entwicklungsbücher über die Stärken 
und Interessen der Kinder an die Schule findet nicht statt (vgl. ebd.; Kraft, 
2015, 71). Sie wird im System Grundschule auch sehr unterschiedlich disku-
tiert: So sehen einige Lehrkräfte darin durchaus die Chance, an bereits beste-
hende Vorerfahrungen anzuknüpfen und so einen erfolgreichen Start für die 
Kinder in die Grundschule zu unterstützen (vgl. Hartmann, 2015, 62). Andere 
Lehrkräfte stehen der Weitergabe kritisch gegenüber, da sie sich einen un-
voreingenommenen Blick auf das Kind bewahren wollen und sich deutlich 
von der Kindertageseinrichtung abgrenzen (vgl. ebd.).  
In der Kooperation zwischen Familie und Familienzentrum wird der EEC 
durch Elterngespräche und Weitergabe von Entwicklungsbüchern umgesetzt 
(vgl. Hartmann, 2015, 57). Im letzten Kindergartenjahr beschreiben die Er-
zieher_innen einen vermehrten Gesprächsbedarf von Seiten der Familien. 
Dies wird im Rahmen von Tür- und Angelgesprächen, Einzelgesprächen im 
Rahmen des EEC-Beobachtungs- und Dokumentationsverfahrens und verein-
zelt durch Elternabende beantwortet (vgl. ebd., 69). Für die Betreuung im 
Übergang werden somit keine spezifischen Angebote für Eltern von Kindern 
im letzten Kindergartenjahr vorgehalten, sondern es wird auf bekannte Ko-
operations- und Begleitungsstrukturen zurückgegriffen. So ist letztlich die 
Haltung der Erzieher_innen ausschlaggebend dafür, inwieweit die Familien 
in die Übergangsgestaltung einbezogen und dabei begleitet werden (vgl. ebd., 
86). Während der Interviews wurden die Erzieher_innen für die Übergangs-
thematik sensibilisiert und entwickelten Ideen und Möglichkeiten, Familie im 
Übergang einzubinden. In den Ergebnissen dieser Untersuchung wird deut-
lich, dass der EEC ausschließlich im Rahmen der Familienzentren Anwen-
dung findet und die enge Kooperation mit den Familien im Rahmen einer 
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anschlussfähigen Förderung ihrer Kinder mit der Verabschiedung aus dem 
Familienzentrum endet (vgl. ebd., 100).  
Die Kooperation mit den Lehrkräften und Begleitung der Familien findet vor 
Schuleintritt nur sporadisch statt und kann als punktueller Kontakt beschrie-
ben werden (vgl. ebd., 73). Erst nach der Einschulung besteht die Möglich-
keit, dass strukturierte Kooperationsbeziehungen zwischen Familie und 
Lehrkräften entstehen und Familien sich mit Fragen und Anliegen konkret an 
eine Lehrkraft wenden können. Eine bekannte Problemstellung in diesem 
Kontext ist auch, dass die Zuordnung der Klassenlehrkräfte erst sehr spät 
stattfindet und somit lange unklar bleibt, welche Lehrkraft nach Einschulung 
für ein Kind pädagogisch zuständig sein wird (vgl. Khan & Janßen, 2016, 
180). In den Ergebnissen dieser Untersuchung wird zudem deutlich, dass 
abhängig vom pädagogischen Konzept der Schule in unterschiedlichem Um-
fang Möglichkeiten für Familien geschaffen werden, in den schulischen Kon-
text eingebunden zu werden (vgl. Hartmann, 2015, 74). So gestaltete sich der 
Austausch zwischen Lehrkraft und Familie an beiden untersuchten Schulen 
sehr unterschiedlich. Während in einer Schule wöchentlich die Möglichkeit 
bestand, ein Gespräch mit der Lehrkraft zu führen, wurde in der anderen 
Schule vor allem bei Problemen das Gespräch zu den Familien gesucht. Ins-
gesamt zeigt sich in den Ergebnissen, dass die Relevanz der Familie für die 
Bildungsentwicklung der Kinder im System „Grundschule“ noch ausbaufähig 
ist.  
5 Perspektiven zur Gestaltung eines inklusiven Übergangs mit dem 
EEC 
Die Ergebnisse dieses Forschungsprojektes sind anschlussfähig an den Stand 
der Forschung und verdeutlichen erneut, dass die Gestaltung des Übergangs 
Optimierungspotential besitzt und die Entwicklung einer geteilten pädagogi-
schen Haltungs- und Handlungsperspektive zwischen Kita, Schule und Fami-
lie dringend erforderlich ist. In den untersuchten Einrichtungen ist die Transi-
tion in die Schule vielmehr durch einen Bruch der pädagogisch-
konzeptionellen Arbeit charakterisiert und steht damit der Forderung des 
Inklusionskonzeptes entgegen, kontinuierliche Bildungsunterstützung auch in 
institutionellen Übergangsphasen zu gewährleisten. Speziell unter inklusiver 
Perspektive gelingt es bisher zudem nicht ausreichend, dass sich Kinderta-
geseinrichtungen und Schulen an den Leitbegriffen von Anerkennung, Chan-
cengleichheit, Teilhabe und Inklusion gleichermaßen orientieren und sich 
dies transitionsübergreifend widerspiegelt.  
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Die pädagogische Arbeit der Familienzentren nach dem EEC bietet für eine 
stärkere Einbindung der Familien in den Transitionsprozess und einen mög-
lichst frühen Beziehungsaufbau zu Schule und Lehrkräften eine hervorragen-
de Basis, die momentan leider noch weitgehend ungenutzt bleibt. Durch eine 
geteilte ressourcenorientierte und wertschätzende Haltungs- und Handlungs-
perspektive gegenüber Kindern und Eltern, wie es bereits im EEC angelegt 
ist, würde, übertragen auf Schule, das Bewusstsein und die Relevanz der 
Eltern für die Bildungsprozesse der Kinder erweitert werden. Auch durch die 
Weiterführung der Sozialraumorientierung der Familienzentren in die Institu-
tion Schule (Leitsätze des EEC) könnte auf weitere Kooperationspartner (z.B. 
im Kontext der Gestaltung von Ganztagsschule) zurückgegriffen und könnten 
externe Systeme erfolgreich und gleichzeitig eigene schulische Ressourcen 
schonend in die Förderung einbezogen werden. Hierfür gilt es jedoch, die 
Kooperationsprozesse zwischen den Mikrosystemen zu intensivieren und zu 
weiteren Kooperationspartnern aufzubauen, denn dies bildet die Basis, um 
einen inklusiven Übergang zu ermöglichen (vgl. Dockett et al., 2011; Albers 
& Lichtblau, 2014).  
Um die Potentiale von Familienzentren nicht nur theoretisch, sondern auch 
praktisch herausarbeiten zu können, wurde an diese Untersuchung ein Praxis-
transferprojekt angeschlossen. Damit wird das Ziel verfolgt, einerseits die 
Einbindung der Familie in die Übergangsgestaltung Kita-Schule zu intensi-
vieren und andererseits Perspektiven des EEC nachhaltiger in die Schulen zu 
transferieren. Da bereits eine Vielzahl von Programmen zur Übergangsgestal-
tung bestehen, diese sich jedoch häufig aufgrund unzureichender Abstim-
mung an die vorhandenen Ressourcen in den Einrichtungen nicht in der Pra-
xis etablieren konnten, wird in dem hier angestrebten Transferprojekt ein 
anderer Weg beschritten. So wird kein fertig ausgearbeitetes Manual umge-
setzt, sondern es werden vor Projektbeginn mit Kooperationspartner aus der 
pädagogischen Praxis Strukturen und Inhalte erarbeitet, die auf die Bedin-
gungen der Einrichtungen abgestimmt sind. Gleichwohl wird diese Imple-
mentation jedoch vor allem auch als eine weitere Phase des Diskurses zwi-
schen Wissenschaft und Praxis verstanden, die nachfolgend dann zu einer 
sinnvoll an die Verhältnisse in Familienzentren und Schule angepassten ma-
nualbasierten Konzeption führt und ausgeweitet implementiert wird. Die 
beiden projektbeteiligten Modellstandorte verstehen sich unter dieser Per-
spektive gezielt als „Vorreiter“ im Kontext einer notwendigen Entwicklung 
hin zu mehr Kooperation zwischen Familienzentren und Schulen unter kon-
kretem Einbezug der Familie. Die Umsetzung des Transferprojektes startet 
im September 2016, bezieht sich dann auf den Übergang 2017 und endet ein 
halbes Jahr nach Einschulung im April 2018.  
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Barbara Koch 
 
Inklusive Berufsorientierung – 
Anforderungen an die schulische Gestaltung und 
Forschungsdesiderate 
 
 
 
Teilhabechancen an beruflicher Bildung von Jugendlichen mit sonderpäda-
gogischem Förderbedarf werden oftmals bereits während der allgemeinbil-
denden Schulzeit verteilt. Vor diesem Hintergrund geht der Beitrag der Fra-
ge nach, welche Anforderungen an die schulische Praxis und welche For-
schungsdesiderate sich gegenwärtig im Zuge der Umsetzung inklusiver Bil-
dung im Schulsystem für eine schulische Berufsorientierung ergeben. 
1 Einleitung 
In der Phase des Übergangs von der Sekundarstufe I in die weiterführende 
allgemeine und berufliche Bildung werden die Weichen für die gesellschaft-
lichen Teilhabechancen von Schüler_innen gestellt (vgl. Hohn, 2012, 135; 
Powell, 2013; Koch, 2015a). In dieser Zeit besteht der Erziehungs- und Bil-
dungsauftrag von Schulen der Sekundarstufe I u.a. darin, Schüler_innen zu 
unterstützen, eine schulische und berufliche Teilhabe zu erreichen, die ihren 
Interessen, Kompetenzen und Bedürfnissen entspricht. In diesem Sinne sollen 
Schüler_innen schulisch gerahmte Informations-, Orientierungs- und Refle-
xionsprozesse durchlaufen, an deren Ende eine begründete Entscheidung für 
den weiteren Bildungsweg steht. 
Angesichts aktueller Beiträge zur Umsetzung inklusiver Bildung in der Schu-
le (z.B. Klemm, 2015; Koch & Textor, 2015) stellt sich die Frage, ob nicht 
nur der Unterricht, sondern auch die oben skizzierte überfachliche Aufgabe 
der schulischen Berufsorientierung einem erheblichen Reformbedarf unter-
liegt. Überdies fordert die UN-Behindertenkonvention (UN-BRK) (2008), 
dass Menschen mit Behinderungen gleichberechtigt mit anderen Zugang zu 
allgemeiner Hochschulbildung, Berufsausbildung, Erwachsenenbildung (Art. 
24, Absatz 5) haben und dass für Menschen mit Behinderung die Möglichkeit 
besteht, den Lebensunterhalt durch Arbeit zu verdienen (Art. 27, Absatz 1). 
Vor diesem Hintergrund ist fraglich, welchen Beitrag die allgemeinbildende 
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inklusive Schule leisten soll und kann, um den per se bestehenden Erzie-
hungs- und Bildungsauftrag als Vorbereitung auf einen gelungenen Übergang 
unter zusätzlicher Berücksichtigung der Vorgaben in der UN-Behinderten-
konvention umzusetzen (vgl. Koch, 2015b). 
Die Entwicklung, Erprobung und nachhaltige Implementation von Prinzipien 
inklusiver Pädagogik ist in der Primarstufe deutlich verbreiteter als in der 
Sekundarstufe (vgl. Lütje-Klose et al., 2014, 70). Ähnlich sind die Beiträge 
zur Inklusionsforschung zu den beiden Stufen verteilt (vgl. Kiel, 2015). Vor 
diesem Hintergrund liegen nur wenige belastbare Daten über Ausprägung, 
Prozesse und Wirkungen einer inklusiven Berufsorientierung vor. Aus die-
sem Grund arbeitet der Beitrag die verfügbaren Befunde zur Berufsorientie-
rung und zur Transitionsforschung auf und beschreibt den durch die Umset-
zung inklusiver Bildung entstehenden schulischen Wandel. Auf dieser Basis 
werden Überlegungen für zukünftige Forschungs- und Entwicklungsaktivitä-
ten formuliert. Der Beitrag geht somit der Frage nach, welche Anforderungen 
an die schulische Praxis und welche Forschungsdesiderate sich gegenwärtig 
im Zuge der Umsetzung inklusiver Bildung im Schulsystem für eine schuli-
sche Berufsorientierung ergeben. 
Begonnen wird mit einer Darstellung der beruflichen Teilhabechancen von 
Jugendlichen mit Ziel, die Relevanz einer schulischen Berufsorientierung zu 
illustrieren. Im Anschluss daran werden die Veränderungen durch die Umset-
zung inklusiver Bildung im abgebenden Schulsystem auf der strukturellen 
Ebene erläutert. Als letzter Schritt der Bestandsaufnahme folgt eine kurze 
Erläuterung des berufsbildenden Systems als aufnehmendes System. Ab-
schließend werden zusammenfassend dann Forschungsdesiderate und Anfor-
derungen an eine schulische Praxis aus der Bestandaufnahme beschrieben. 
2 Teilhabechancen von Jugendlichen an beruflicher Bildung 
Empirische Studien zum Übergang von der Schule in den Beruf zeigen, dass 
personenbezogene Merkmale, wie Geschlecht, sonderpädagogischer Förder-
bedarf, Migrationshintergrund und Schulabschluss, Einfluss haben auf die 
erfolgreiche Einmündung in Ausbildung und Arbeitsmarkt (vgl. z.B. Essen, 
2013). Die Teilhabechance an beruflicher Bildung ist gemäß den Ergebnissen 
dieser Forschung weniger von konjunkturellen und demographischen Bewe-
gungen als von personenbezogenen Faktoren abhängig (vgl. Baethge, 2014, 
229). So beeinflussen das Geschlecht und der Migrationshintergrund die 
Teilnahmewahrscheinlichkeit am für die Berufsbiographie eher ungünstigen 
Übergangssystem, wobei beide Merkmale stark mit dem Schulniveau kovari-
ieren (vgl. ebd.). Demnach haben Jungen und Jugendliche mit Migrationshin-
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tergrund größere Schwierigkeiten von der Schule in den allgemeinen Ar-
beitsmarkt einzumünden (vgl. ebd., 229). Aufgrund personenbezogener 
Merkmale können somit im besonderen Maße institutionell geprägte Benach-
teiligungen entstehen, die sowohl in allgemeinbildenden als auch in berufs-
bildenden weiterführenden Bildungsgängen wirken.  
Die Integrationsforschung (vgl. Eckhart et al., 2011, 63ff; Ginnold, 2008) hat 
gezeigt, dass die berufliche Integration nach dem Besuch einer integrativen 
Regelschule besser gelingt als nach dem Besuch einer Förderschule. Die 
schulische Vorbereitung auf die weiterführenden Lernumgebungen ist im 
gemeinsamen Unterricht somit offensichtlich erfolgreicher. Eine denkbare 
Erklärung wäre, dass die abgebende integrative Schule die Jugendlichen mit 
‚personalen Ressourcen‘ (vgl. Essen, 2013; Neuenschwander & Gerber, 
2014) ausgestattet hat, die es ihnen ermöglichen, faktisch vorhandene institu-
tionelle Benachteiligungen aufzufangen oder gar nicht erst entstehen zu las-
sen. Essen (2013, 399) beschreibt in diesem Zusammenhang die möglichen 
Vorteile einer inklusiven Schule gegenüber der Förderschule aus kultursozio-
logischer Perspektive wie folgt: 
 
„Die Entwicklung von Schemata des Wahrnehmens, Denkens und Handelns stünde 
über viele Jahre hinweg unter dem Einfluss gemeinsamer Erfahrungen mit Kin-
dern und Jugendlichen aus den mittleren und oberen Segmenten des sozialen 
Raums. Bei entsprechender pädagogischer Rahmung (die sehr anspruchsvoll ist) 
könnte das zu Kontexterfahrungen führen, die habituelle Umstrukturierungen als 
lohnenswert erscheinen lassen. In der Folge könnte das zu verbesserten habituel-
len Anschlussmöglichkeiten an die Felder beruflicher Ausbildung und Arbeit und 
damit verbunden zu einer Verringerung von Selbstselektionen in Bewerbungspro-
zessen führen “. 
 
Betrachtet man die Inklusionsanteile nach unterschiedlichen Förderschwer-
punkten (Klemm, 2015, 53), so wird deutlich, dass Jugendliche, die voraus-
sichtlich Schwierigkeiten haben werden, in den allgemeinen Arbeitsmarkt 
einzumünden, sich nicht nur hinsichtlich des Migrationshintergrunds, des 
Geschlechtes, des erreichten Schulabschlusses etc. sondern auch bezüglich 
des jeweiligen Förderschwerpunktes unterscheiden. Dies hat erhebliche Kon-
sequenzen für das schulische Berufsorientierungskonzept, welches u.a. indi-
vidualisiert ausgerichtet werden sollte. Mit Blick auf eine weitere Unterstüt-
zung der Jugendlichen nach der Schule ist zu vermuten, dass der Anteil an 
Jugendlichen, die keine Fortschreibung des sonderpädagogischen Förderbe-
darfs erhalten (wollen), im Verhältnis zu allen Jugendlichen mit sonderpäda-
gogischen Förderbedarf relativ hoch ist. Dies liegt daran, dass Jugendliche 
mit den Förderschwerpunkten Sprache, Lernen sowie soziale und emotionale 
Entwicklung den größten Anteil an Jugendlichen mit sonderpädagogischen 
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Förderbedarf bilden. Es ist anzunehmen, dass diese Jugendlichen überwie-
gend nicht in die Reha-Schiene einmünden. Ein Grund kann sein, dass sie 
den Status als Jugendlicher mit sonderpädagogischem Förderbedarf nicht 
fortführen wollen. Hierzu kann man allerdings nur Vermutungen anstellen, 
weil „sich die Spur von Schulentlassenen mit sonderpädagogischem Förder-
bedarf verliert“ (Bundesministerium für Bildung und Forschung, 2012, 62). 
Dies untermauert die Erkenntnis (vgl. z.B. Powell, 2013; Bylinski & Rützel, 
2011), dass bei Jugendlichen bereits während der Schulzeit die erforderliche 
Unterstützung zur Verfügung gestellt werden sollte, um direkt in den allge-
meinen Arbeitsmarkt einmünden zu können. 
Auf der Basis der vorgestellten Studien ist festzuhalten, dass Jugendliche, die 
voraussichtlich Schwierigkeiten haben werden nach der Schule in berufliche 
Ausbildung einzumünden, besonders von fehlender oder mangelnder schuli-
scher Berufsorientierung betroffen sind. Auf dieser Grundlage befasst sich 
der Beitrag nun mit den derzeitigen strukturellen Veränderungen im Schul-
system. 
3 Die abgebende allgemeinbildende Schule: Schulstrukturen im Wandel 
Mit der Umsetzung inklusiver Bildung befindet sich das allgemeinbildende 
Schulsystem auf der strukturellen Ebene im Wandel. So ist zu beobachten, 
dass sich zurzeit ein Doppelsystem etabliert. Dementsprechend bleibt das 
Förderschulsystem mit seinen nach Förderschwerpunkten gebildeten Schulen 
zum Teil erhalten. Zugleich arbeiten Regelschulen zunehmend inklusiv 
(Klemm, 2015). Die Entwicklung ist von Bundesland zu Bundesland und 
hinsichtlich der Förderschwerpunkte unterschiedlich. So werden zurzeit in 
einigen Bundesländern die Förderschulen für die Sekundarstufe I weitgehend 
aufgegeben (z.B. Schleswig-Holstein). In anderen Bundesländern ist das 
Förderschulsystem nach wie vor noch die vorherrschende Schulform in der 
Sekundarstufe I für Schüler_innen mit sonderpädagogischem Förderbedarf 
(z.B. Hessen). Im Zuge dieser strukturellen Entwicklung gibt es Regelschulen 
(z.B. Hauptschulen und Realschulen), die prozentual gesehen häufiger inklu-
siv arbeiten als andere Schulformen (z.B. das Gymnasium). Dennoch ist es 
zumindest möglich, dass alle Schulformen in den jeweiligen Ländern Schü-
ler_innen mit sonderpädagogischem Förderbedarf aufnehmen. Demnach 
ergibt sich für jede Schulform (Förderschule und Regelschule) die Heraus-
forderung einer inklusiven Berufsorientierung. In diesem Zusammenhang ist 
ungewiss, ob inklusive Schulen diese überfachliche Aufgabe angemessen 
wahrnehmen werden, da sie bereits mit den erforderlichen Reformen für die 
Umsetzung inklusiver Prinzipien im Unterricht oftmals überlastet sind. Auch 
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bei den Förderschulen stellt sich die Frage, welchen Stellenwert die schuli-
sche Berufsorientierung noch hat, wenn ihr Fortbestand nicht gesichert ist.  
Zudem zeigen Ergebnisse bisheriger Forschung zur schulischen Berufsorien-
tierung (Dreer & Kracke, 2013; Nentwig, 2015), dass dieser Auftrag bei 
schulischen Akteuren in den verschiedenen Schulformen auf unterschiedliche 
Akzeptanz trifft. Weiterhin sind die erforderlichen Kompetenzen für die 
Planung, Durchführung und Reflexion einer schulischen Berufsorientierung 
sehr unterschiedlich ausgebildet. Dies hat erhebliche Konsequenzen für die 
Qualität der Umsetzung. Insgesamt ist für die schulische Praxis somit festzu-
halten, dass eine schulische Berufsorientierung zwar in allen Schulen umge-
setzt werden sollte. Gleichzeitig können die Rahmenbedingungen hinsichtlich 
der Einstellungen und Kompetenzen der schulischen Akteure aber sehr unter-
schiedlich ausgeprägt sein. 
4 Das aufnehmende berufsbildende System 
Das aufnehmende berufsbildende System ist im Vergleich zum allgemeinbil-
denden System hinsichtlich seiner Segmente relativ stabil. Laut Teilhabebe-
richt (vgl. Bundesministerium für Arbeit und Soziales, 2013) werden folgen-
de Segmente unterschieden: 
 Allgemeiner Arbeitsmarkt (BBiG), 
 Ausbildungsberufe für Menschen mit Behinderung (nach § 66 BBiG bzw. 
§ 42m HwO), 
 Maßnahmen des Übergangssystems, 
 Berufsbildungsbereich der Werkstätten für behinderte Menschen (Reha-
Schiene) und 
 Arbeitslosigkeit. 
Entscheidend für die Fragestellung dieses Beitrags ist, dass die einzelnen 
Segmente mit unterschiedlichen Chancen der Teilhabe an Erwerbstätigkeit 
verbunden sind (Doose, 2007; Bajanowski, 2008; Bylinski & Rützel 2011). 
Die Chancen nehmen in der Tendenz in der Aufzählung von oben nach unten 
ab. Der Zugang zur beruflichen Ausbildung wird über den Arbeitsmarkt (z.B. 
mind. Hauptschulabschluss) geregelt (Biermann & Bonz, 2011; Beicht & 
Ulrich, 2008; Baethge, 2014). Dies hat wiederum Konsequenzen für die Um-
setzung der UN-Behindertenrechtskonvention, weil ein gleichberechtigter 
Zugang damit nur schwer umgesetzt werden kann. Die empirische Forschung 
zeigt, dass eine frühe Zuordnung zu den einzelnen Segmenten problematisch 
bzw. nicht angemessen ist (Ginnold, 2008). Es gibt aber eine Neigung der 
verantwortlichen Akteure in der allgemeinbildenden Schule zu dieser Praxis 
(vgl. ebd.). Wie bereits angedeutet, ist der Verbleib der Schüler_innen mit 
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sonderpädagogischem Förderbedarf, die nicht in der Rehabilitations-Schiene 
einmünden, weitgehend nicht bekannt (Bundesministerium für Bildung und 
Forschung 2012, 2015; Euler, 2016, 32). Fraglich ist zudem, ob das berufs-
bildende System besondere Unterstützungsbedarfe der Jugendlichen bedient, 
die einen Ausbildungsplatz auf dem allgemeinen Arbeitsmarkt erlangt haben. 
D.h. es ist offen, ob die berufsbildende Schule mit den Jugendlichen inklusiv 
weiter arbeitet (vgl. Euler, 2016). Zudem sind ggfs. die Betriebe staatlich 
verstärkt zu unterstützen, die Jugendlichen mit Behinderung die Möglichkeit 
bieten, eine betrieblich-duale Ausbildung durchzuführen (Euler, 2016). Mit 
Blick auf die Forschung fasst Euler (2016, 319) den Erkenntnisstand zur 
Inklusion in der Berufspädagogik wie folgt zusammen: „[Es] sind keine Stu-
dien bekannt, die ein detailliertes Bild über den Stand und die Ausprägung 
von Inklusion zeichnen könnten“. 
5 Fazit 
Welche Forschungsdesiderate und Anforderungen für Gestaltung von Praxis 
und Lehrerbildung lassen sich aus der Bestandsaufnahme ableiten? 
Zentrale Forschungsdesiderate finden sich auf drei Ebenen: (1) Aus der Per-
spektive von Jugendlichen ist von Interesse, Erkenntnisse über deren weitere 
Lebens- und Berufsbiographie zu gewinnen. Es sollte untersucht werden, 
welche Bedingungen zur Ausbildung „personaler Ressourcen“ bei Jugendli-
chen führen, die es ihnen ermöglichen in weiterführenden Lernumgebungen 
erfolgreich zu agieren. Es fehlt auch an Erkenntnissen, welche schulischen 
Unterstützungsangebote von den Jugendlichen als hilfreich für die weitere 
Gestaltung der Lebens- und Berufsbiographie erlebt werden. (2) Auf der 
Ebene der Einzelschule mangelt es an Forschung zu Gelingensbedingungen 
von inklusiver Berufsorientierung. In diesem Zusammenhang sind u. U. die 
Weiterentwicklung bestehender Konzepte, die Entwicklung neuer Konzepte 
und deren forschungsbasierte Evaluation erforderlich. Es fehlt auch an For-
schung zu multiprofessioneller Kooperation in diesem Bereich, zu erforderli-
chen und vorhandenen Kompetenzen der schulischen Akteure und zur Ein-
stellung dieser zur Berufsorientierung. (3) Auf der Makroebene, die u.a. das 
Verhältnis von staatlicher Steuerung und Einzelschule anspricht, fehlt es an 
Untersuchungen, die die Auswirkungen der Schulstrukturveränderungen auf 
die Einzelschule und deren berufsorientierende Praxis untersuchen. 
Für die Gestaltung der schulischen Praxis ist sowohl für die allgemeinbilden-
den als auch für die berufsbildenden Schulen zu bedenken, dass eine an in-
klusiven Maßstäben ausgerichtete Praxis sich als Schul- und Unterrichtsent-
wicklungsaufgabe darstellt (Zoyke, 2016, 209; Koch, 2015b). Im Zuge sol-
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cher Prozesse sollten Konzepte zur inklusiven Berufsorientierung und -
ausbildung entwickelt werden. Darüber hinaus sind die Einstellungen und 
Haltungen zu einer inklusiven Praxis des Übergangs zur reflektieren und 
Kompetenzen in diesem Bereich weiter zu entwickeln. Mit Blick auf die 
Lehrerausbildung wäre es wünschenswert, Module für die Sekundarstufe I 
und II einzuführen, die Übergänge von der Schule in die weiterführende 
Bildung theoretisch, praxeologisch und empirisch aufbereiten. 
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Bettina Bretländer 
 
Schulsozialarbeit, Jugendhilfe in der Schule, 
Jugendsozialarbeit, sozialpädagogische  
Unterstützung in Schulen – oder wie auch immer 
das Kind genannt wird, es sollte mitspielen (dürfen) 
 
Die multiprofessionelle Zusammenarbeit stellt einen wesentlichen Gelingens-
faktor für inklusive Prozesse in Schulen dar. Dass die Schulsozialarbeit dabei 
eine relevante Funktion übernehmen kann, findet bislang fachlich und poli-
tisch noch zu wenig Beachtung. Der Beitrag macht zum einen auf Konfliktpo-
tenziale sowie Forschungsbedarfe in der multiprofessionellen Teamarbeit 
aufmerksam und zum anderen die Potenziale der Schulsozialarbeit für inklu-
sive Schulentwicklungsprozesse sichtbar.  
1 Das Dilemma der Begriffsvariationen 
Wie der Titel dieses Beitrags bereits andeutet, existiert rund um das Tätig-
keitsfeld Schulsozialarbeit eine Vielfalt an begrifflichen Varianten. Die Hin-
tergründe dafür sind mannigfaltig. Zwei Positionen stechen in der Be-
griffsdebatte besonders heraus:  
a. Die „Kooperation von Jugendhilfe und Schule“ umfasst das gesamte 
Tätigkeitsfeld von Jugendhilfeangeboten im schulischen Kontext, „wo-
von Schulsozialarbeit nur einen Teilbereich darstellt“ (Olk & Speck, 
2009, 911).  
b. Schulsozialarbeit fungiert als Oberbegriff, unter den sich dann verschie-
dene arbeitsfeldspezifische Teilbereiche subsummieren lassen, wie z.B. 
schulbegleitende Sozialarbeit, schulbezogene Jugendarbeit, Jugendso-
zialarbeit an Schulen etc. (vgl. Spies & Pötter, 2011, 13f). Insbesondere 
der Kooperationsverbund Schulsozialarbeit (2005, 2015) setzt sich nach-
drücklich für diese Variante aus (professions-)politischen Gründen ein. 
 
Die begrifflichen Uneinigkeiten spiegeln nicht zuletzt auch die Problematik 
wider, dass die Tätigkeit im engeren Sinne gesetzlich nicht verankert bzw. 
abgesichert ist und es damit auch keinen eindeutigen Leistungsanspruch gibt. 
In der Praxis bedeutet dies, dass schulsozialarbeiterische Angebote behelfs-
mäßig über andere Leistungsansprüche im SGB VIII begründet werden (ins-
 196 | Bettina Bretländer 
bes. § 11 „Jugendarbeit“ oder § 13 „Jugendsozialarbeit“). Dies hat wiederum 
zur Folge, dass sowohl unterschiedliche Angebotsformate als auch verschie-
dene Trägermodelle bestehen: Schulsozialarbeit findet in Form zeitlich be-
fristeter ggf. auch thematisch eingegrenzter Projekte statt oder im Rahmen 
einer festen (ggf. befristeten) Anstellung, wobei die Finanzierung insbeson-
dere im Falle der Anstellung entweder a) über einen schulischen Träger, b) 
über das Jugendamt als öffentlicher Träger oder c) über einen freien Träger 
der Jugendhilfe erfolgt (vgl. Speck, 2014, 100ff). Die fehlende rechtliche 
Absicherung macht es notwendig, auf Angebotsstrukturen und Finanzierun-
gen zurückzugreifen, die mit unübersichtlichen Zuständigkeiten und Auf-
tragsgrundlagen einhergehen, was wiederum insgesamt zu einer Schwächung 
der Position und Profession der Schulsozialarbeit führt: Je nach Trägerkon-
zeption bzw. Verständnis von Schulsozialarbeit wird entsprechend die Be-
griffswahl in der o.g. Vielfalt gestaltet und nicht zuletzt auch das Aufgaben-
spektrum bestimmt. Daher sei zur Klarstellung an dieser Stelle noch einmal 
die Position von Spies & Pötter (2011, 20f) angeführt:  
 
„Schulsozialarbeit ist ... als das Ergebnis von Kooperationen zwischen den ver-
schiedenen Akteuren des Systems Schule zu verstehen – insbesondere zwischen 
den sozialpädagogischen und den schulpädagogischen Fachkräften. […] Insofern 
verstehen wir Schulsozialarbeit als einen integrierten Teil des Bildungs- und Er-
ziehungssystem selbst, der keineswegs [Hervorhebung i.O.] als Gegensatz zur 
Schule zu denken und zu konzipieren ist.“ 
 
Dieser Positionierung liegt ein erweitertes Bildungsverständnis zugrunde, das 
formale, non-formale und informelle Bildungsprozesse als untrennbare und 
sich gegenseitig befruchtende Aspekte betrachtet, die im Lebens- und Lernort 
Schule alle gleichermaßen zur Wirkung kommen (sollten) (vgl. ebd., 41f). 
Schulsozialarbeit – eher eine Vertreterin non-formaler oder informeller Bil-
dungsangebote – stellt damit eine wertvolle und unverzichtbare Akteurin des 
komplexen Bildungsgeschehens in Schule dar.  
2 Konfliktpotenziale multiprofessioneller Zusammenarbeit und For-
schungsdesiderate  
Als weiteres Problemfeld soll auf die Konfliktpotenziale und Risiken in der 
Zusammenarbeit zwischen Lehrkräften und Schulsozialarbeiter_innen einge-
gangen werden, die vor allem fehlenden und/oder unklaren Kooperationsver-
einbarungen (gemeinsam festgelegte Ziele, Klärungen zu Form und Intensi-
tät/Niveau der Kooperation) geschuldet sind (vgl. ebd., 31). Eine Auswirkung 
dessen können divergierende Kooperationsverständnisse sein, die mit unter-
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schiedlichen Vorstellungen und Erwartungen der Zusammenarbeit einherge-
hen und schließlich zu Missverständnissen, Frustrationen und insuffizienter 
Arbeit führen: Während Lehrkräfte unter Kooperation eher den „gegenseiti-
gen Austausch von Erfahrungen und Informationen“ (ebd.) verstehen, gehen 
Schulsozialarbeiter_innen bei der Zusammenarbeit eher von der gemeinsam 
verantworteten Entwicklung und Umsetzung von Projekten oder Angeboten 
aus (vgl. ebd.). Hinzu kommen Problemdelegationen aufgrund hierarchischer 
Strukturen und/oder differenter Bildungsaufträge: „Vertreterinnen und Ver-
treter des Schulsystems versuchen manchmal, sich der sozialpädagogischen 
Fachkräfte zu bedienen und ihnen Weisungen zu erteilen, um ihre Machtposi-
tion im Rahmen der Schule zu unterstreichen“ (ebd., 29). Aber zugleich soll 
auch nicht unerwähnt bleiben, dass „Vertreterinnen und Vertreter der Sozia-
len Arbeit manchmal versuchen die Lehrerinnen und Lehrer als Zielgruppe 
ihrer sozialpädagogischen Bemühungen zu deklarieren, mit dem Zweck die 
eigene Deutungshoheit gegenüber den Kolleginnen und Kollegen zu verteidi-
gen“ (ebd.). Diese beispielhaften Konfliktlagen wären nicht nur vermeidbar 
(insbesondere durch unzweideutige Kooperationsvereinbarungen), sondern 
bedauerlicherweise minimieren sie auch positive, befriedigende Erfahrungen 
gelingender Teamarbeit und nicht zuletzt die Potenziale für die Begleitung 
und Unterstützung von Kindern/Jugendlichen in ihren Bildungsprozessen. 
Nun ist die genannte Problemlage keine inklusionstypische Schwierigkeit, 
sondern eine Praxiserfahrung, die mit den o.g. politischen Gegebenheiten 
zusammenhängt. Unter inklusionsspezifischen Gesichtspunkten sind diese 
Konfliktlinien mitnichten aufgehoben, hinzukommen aber noch andere Aus-
gangslagen und Erschwernisse. Im aktuellen schulischen Inklusionsdiskurs 
nimmt die Erkenntnis, dass multiprofessionelle Zusammenarbeit eine wesent-
liche Gelingensbedingung, wenn nicht gar den „Schlüssel zur Inklusion“ 
(Stähling & Wenders, 2015) darstellt, deutliche Gestalt an. Dies knüpft an die 
Praxis- und Forschungserfahrungen der 1980/90er Jahren im Kontext der 
Integrationspädagogik (die als eine Art Vorläufermodell der heutigen schuli-
schen Inklusionsdebatte und -praxis gesehen werden kann) in gewisser Hin-
sicht an: Als ein wesentlicher Gelingensfaktor für schulische Inklusion und 
Gemeinsamen Unterricht galt die interprofessionelle Kooperation (vgl. u.a. 
Kreie, 2009). Jedoch beinhaltete das Verständnis von Multi- bzw. Interpro-
fessionalität in diesem Zusammenhang beinahe ausnahmslos die Kooperation 
zwischen Regelschul- und Sonder-/Förderschullehrkräften. Nur sehr verein-
zelt wurde der Sozialpädagogik (vgl. Prengel, 1995) oder der Jugendhilfe im 
Allgemeinen sowie anderen Beratungsangeboten im Sozialraum (vgl. Preuss-
Lausitz, 1998) Beachtung geschenkt. Erst im Zuge des jüngsten schulischen 
Inklusionsdiskurses wird der Multiprofessionalität im originären Sinne (viele 
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bzw. unterschiedliche Professionen kooperieren) eine zentrale Bedeutung für 
inklusive Prozesse in der Schule beigemessen. Um die verschiedenen Mul-
tiprofessionalitäts- bzw. Kooperationsverständnisse deutlicher voneinander 
abzugrenzen, differenzieren Lütje-Klose & Urban (2014a, 113f) zwischen 
„intraprofessioneller Kooperation“ und „interprofessioneller Kooperation“: 
Während die intraprofessionelle Kooperation das Zusammenspiel von Lehr-
kräften der Regel- und Sonderschulpädagogik meint und die beiden Part-
ner_innen auf einer Professionsebene ansiedelt, bezieht sich hingegen die 
interprofessionelle Kooperation auf die Zusammenarbeit von Lehrkräften mit 
anderen Professionen (vgl. ebd.), was eher dem Begriff der Multiprofessiona-
lität entspricht. Ausgehend von dieser begrifflichen Unterscheidung ist zu 
konstatieren, dass wissenschaftliche Untersuchungen zu intrapersoneller 
Kooperation im Gemeinsamen Unterricht (Integrationspädagogik) in umfäng-
licher Weise und zu inklusiver Bildung ebenfalls vorliegen (vgl. Lütje-Klose 
& Urban, 2014b), Forschungen zu „interpersoneller Kooperation“ bzw. zur 
Multiprofessionalität in inklusiven Schulkontexten jedoch noch in den Kin-
derschuhen stecken1.  
Dieses Forschungsdesiderat verwundert in Anbetracht der im Fachdiskurs 
unstrittigen Bedeutung von Multiprofessionalität für inklusive Prozesse und 
der zu erwartenden und bereits angedeuteten Konfliktlinien umso mehr: Die 
Kooperationsprobleme, die einerseits zwischen Schulsozialarbeiter_innen 
und Lehrer_innen (vgl. u.a. Speck, 2014, 112ff) und andererseits zwischen 
Sonder- und Regelschulpädagog_innen (vgl. u.a. Lütje-Klose & Urban 
2014b) aus unterschiedlichen Forschungsbezügen bekannt sind, werden in 
der multiprofessionellen Zusammenarbeit in inklusiven Schulkontexten nicht 
minder auftreten. Im Rahmen von Forschungstätigkeiten sollte daher genau 
analysiert werden, wie die multiprofessionelle Zusammenarbeit im inklusiven 
Schulkontext konkret gestaltet wird: Welche Akteur_innen sind/werden be-
teiligt, welche Kooperationsverständnisse bestehen und welche Aspekte und 
Bedingungen erschweren die Zusammenarbeit bzw. fördern diese im Sinne 
von Gelingensfaktoren? 
3 Schulsozialarbeit meets Inklusion? 
Angebote der Schulsozialarbeit finden seit den 1970/80er Jahren in unter-
schiedlicher Form und Kontinuität in Schulen statt (vgl. u.a. Speck, 2014). Zu 
                                                          
1  Explizit zur Relevanz und Funktion von Schulsozialarbeit als eine Akteurin der multiprofes-
sionellen Zusammenarbeit im inklusiven Schulkontext sind bislang nur sehr vereinzelte For-
schungstätigkeiten auszumachen (vgl. Holtbrink, 2016; sowie das Forschungsprojekt „Inklu-
sive Schulsozialarbeit“ an der Stiftung Universität Hildesheim). 
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den zentralen Aufgaben und Angeboten von Schulsozialarbeit zählen laut 
Kooperationsverbund Schulsozialarbeit (2005): Beratung, individuelle Förde-
rung, offene Jugendarbeit, sozialpädagogische Gruppenarbeit, Konfliktbewäl-
tigung, schulbezogene Hilfen, Berufsorientierung und Übergang von der 
Schule in die Berufswelt, Arbeit mit Eltern und Personensorgeberechtigten 
sowie Mitwirkung an Schulprogrammen und an der Schulentwicklung. In 
dem aktuellen, überarbeiteten Positionspapier des Kooperationsverbundes 
Schulsozialarbeit (2015) wurden die folgenden zwei Aufgabenbereiche hin-
zugenommen: „Demokratie lernen“ sowie „Arbeit mit jungen Migrantinnen 
und Migranten und interkulturelle Vielfalt“. Im Aufgabengebiet Demokratie 
lernen stehen sozialpädagogische Angebote im Vordergrund, die „auf Sensi-
bilisierung und Respekt vor Andersartigkeit, auf Gewaltfreiheit, auf Aner-
kennung demokratischer Entscheidungsfindung und auf ein aktives, friedvol-
les und tolerantes alltägliches Miteinander aller im Lebensraum Schule betei-
ligten Menschen abzielen“ (ebd., 16). Im Bereich „Arbeit mit jungen Migran-
tinnen und Migranten und interkultureller Vielfalt“ sollen Schulsozialarbei-
ter_innen „für die interkulturelle Öffnung der Schule und gegen Diskriminie-
rung und Rassismus eintreten (…), Angebote und Freiräume (schaffen), die 
es allen jungen Menschen, unabhängig von ihrer Herkunft, erlauben, sich an 
der Schule wohlzufühlen“ (ebd., 17). Hinzu kommt die umfassende Unter-
stützung von jungen Geflüchteten. Damit ist festzustellen, dass der Koopera-
tionsverbund Schulsozialarbeit in einem gewissen Sinne auf aktuelle gesell-
schaftspolitische Anforderungen reagiert und neue Aufgabenfelder konzepti-
onell ergänzt. Kritisch zu hinterfragen wäre jedoch, ob damit der Komplexi-
tät, die mit der praktischen Umsetzung von Inklusion in Schulen einhergeht, 
bereits in hinreichender Weise Rechnung getragen wird bzw. ob schulische 
Inklusion als neue Aufgabe auch für die Schulsozialarbeit identifiziert und 
durch das o.g. Aufgabenspektrum genügend abgedeckt wird. Folgende politi-
sche Selbstverpflichtung gibt Hinweise auf das Inklusionsverständnis des 
Kooperationsverbundes (ebd. 14): „Für alle Aufgaben und Angebote gilt 
gleichermaßen, dass sie in der Verpflichtung wahrgenommen werden, im 
Sinne von Inklusion Barrieren abzubauen und umfassende Teilhabe zu er-
möglichen“. Damit vertritt der Kooperationsverbund Schulsozialarbeit ein 
Inklusionsverständnis, das in einem eher allgemeinen Sinne – sozusagen als 
Querschnittaufgabe – die Teilhabeförderung von Kindern und Jugendlichen 
im Kontext von Schule in den Blick nimmt. Und es entsteht der Eindruck, 
dass die schulische Inklusionsdebatte, die seit Inkrafttreten der UN-
Behindertenrechtskonvention (2009) politisch und medial prominent verhan-
delt wird, bislang noch nicht in ausreichendem Maße zur Kenntnis genom-
men worden ist. Meine vorläufige Bilanz lautet daher: Die Neukonzipierung 
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des Kooperationsverbundes ist noch ausbaufähig sowohl hinsichtlich ihres 
Inklusionsverständnisses als auch der schulsozialarbeiterischen Aufgaben, 
die unter Inklusionsgesichtspunkten in Schulen (über die bereits genannten 
hinaus) relevant wären. 
4 Potenziale, Qualifizierungsbedarfe und Wertschätzung  
von Schulsozialarbeit für inklusive Prozesse  
Schulsozialarbeit bietet mit dem aufgezeigten breiten Aufgabenspektrum und 
dem Handlungsansatz der Lebensweltorientierung (vgl. Grunwald & 
Thiersch, 2008) bereits zum jetzigen Zeitpunkt einschlägige Voraussetzun-
gen, um inklusive Prozesse in Schulen fachlich kompetent zu begleiten (vgl. 
Moldenhauer, 2014). Allerdings werden diese Potenziale und Angebotsmög-
lichkeiten noch zu selten bis gar nicht gezielt unter Inklusionsgesichtspunkten 
analysiert: Schulsozialarbeit kann beispielsweise mit Hilfe von demokratie-
pädagogischen Angeboten (vgl. Bretländer, 2015) Schulen dabei unterstüt-
zen, eine „Atmosphäre zu schaffen, die von Toleranz und Akzeptanz geprägt 
ist“ (mittendrin, 2013, 226). Neben einer solchen eher präventiv ausgerichte-
ten Arbeit wären darüber hinaus gezielte konfrontative Formen der Ausei-
nandersetzung mit Vorurteilen und Diskriminierung aufgrund von Differenz-
/Merkmalszuschreibungen gerade im inklusiven Schulkontext vonnöten: Das 
bereits erwähnte Konfliktmanagement als eine der originären Aufgaben von 
Schulsozialarbeit sollte unter Inklusionsgesichtspunkten durch die offensive 
Thematisierung von Vorurteilen aufgrund von Fremdheit und Differenz er-
gänzt werden und zwar in einer Weise, die jegliche Form von Beschämung 
vermeidet. Im Rahmen von Einzelarbeit kann Schulsozialarbeit benachteilig-
te Schüler_innen grundsätzlich ermutigen und befähigen, „aktiv am Schulle-
ben zu partizipieren“ (mittendrin, 2013, 226); unter Inklusionsansprüchen 
sollte dabei ein Bewusstsein für diversitäts-/differenzspezifische Benachteili-
gungsstrukturen grundlegend zum Tragen kommen. Eine der „Hauptbelas-
tungen im Beziehungsgeflecht einer nicht aussondernden Schule ist der Um-
gang mit dem Phänomen der Kinder mit emotionalen und sozialen Entwick-
lungsstörungen“ (Ziebarth, 2012, 192), die Lehrkräfte an ihre pädagogischen 
oder persönlichen Grenzen bringen. Nicht zu unterschätzen ist in diesem 
Zusammenhang die Expertise, die Schulsozialarbeiter_innen einbringen kön-
nen, wenn es um das Fallverstehen von sog. auffälligen Schüler_innen geht. 
Dazu gehört auch eine diversitätsbewusste Elternarbeit sowie „ein breites 
institutionenübergreifendes Vermittlungswissen“ (Speck, 2014, 163). Vernet-
zungen mit dem Sozialraum (z.B. mit Fachdiensten, Vereinen, Jugendarbeit 
etc.) können unter Gesichtspunkten der Inklusion insbesondere die Teilhabe 
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der von Benachteiligung oder Ausschluss bedrohten Schüler_innen zum Ziel 
haben (vgl. Bretländer, 2015, 182; mittendrin, 2013, 230).  
Daneben bestehen auf Seiten der Schulsozialarbeit aber auch ausgewählte 
Qualifizierungsbedarfe: Bislang kaum Beachtung in der Ausbildung von 
Schulsozialarbeiter_innen finden einschlägige Methoden und Instrumente, 
die für inklusive Schulentwicklungsprozesse essenziell von Bedeutung sind. 
Wobei an dieser Stelle nicht unerwähnt bleiben soll, dass dies für die Lehr-
amtsausbildung in vergleichbarer Weise zu bemängeln ist. Konkret wün-
schenswert wären in diesem Zusammenhang fachliche Auseinandersetzungen 
mit Methoden der Organisations-/Schulentwicklung im Allgemeinen sowie 
mit einschlägigen inklusionsfördernden Instrumenten, wie dem „Index für 
Inklusion“ (Boban & Hinz, 2003) und ähnlichen Change-Management-
Instrumenten.  
Dass die Potenziale von Schulsozialarbeit für inklusive schulische Prozesse 
insgesamt wenig Beachtung in Theorie und Praxis finden, bestätigen auch die 
Ergebnisse einer Forschungsarbeit, die sich explizit mit der Rolle der 
Schulsozialarbeit in inklusiven Schulkontexten befasst: Die befragten Schul-
leitungen, Lehrkräfte und Schulsozialarbeiter_innen wiesen nicht nur diffe-
rierende Inklusionsverständnisse auf, sondern es wurde auch deutlich, dass 
Vorstellungen über die Potenziale von Schulsozialarbeit für inklusive Prozes-
se grundlegend fehlten (vgl. Holtbrink, 2016).  
Auf der einen Seite steht damit die Schulsozialarbeit vor der Herausforde-
rung, (a.) sich der bereits bestehenden Kompetenzen für inklusive Schulpro-
zesse bewusst zu werden, (b.) notwendige, ergänzende Qualifizierungen 
anzugehen und (c.) die eigene Expertise selbstbewusst in der multiprofessio-
nellen Teamarbeit einzubringen. Auf der anderen Seite sei kritisch auf die 
oftmals fehlende, aber unerlässliche Anerkennung von Schulsozialarbeit von 
politischer und schulischer Seite hingewiesen:  
„Entscheidend für den Erfolg der Schulsozialarbeit ist jedoch, ob sie in der Schule 
ihren festen Platz hat und als Bestandteil der Schule akzeptiert wird – vor allem 
von der Schulleitung.“ Diese „muss der Sozialarbeit Raum geben und sie fest ins 
Zusammenspiel von Schule und Ganztag einbinden“ (mittendrin, 2013, 227).  
Das Potenzial der Schulsozialarbeit für inklusive Schulentwicklungsprozesse 
kann also dann zur vollen Entfaltung kommen, wenn sie als feste Größe in 
der Schule eingebunden ist, d.h. (a.) wenn sie finanziell – in Form einer fes-
ten Anstellung kontinuierlich – abgesichert ist, (b.) in ihrer Expertise wertge-
schätzt und (c.) als relevante Bildungsakteurin an inklusiven Schulentwick-
lungsprozessen selbstverständlich beteiligt wird.  
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Wi(e)der die Erwartung – 
Zum Projekt Inklusive Beratung und Begleitung  
 
 
 
 
Der Beitrag skizziert das fünfjährige Projekt „Inklusive Beratung und Beglei-
tung“ der Hochschule Hannover, welches durch vier verschiedene Tätig-
keitsfelder (Organisationsberatung, Fort- und Weiterbildung, Metho-
dik/Didaktik zur Förderung von Inklusion in Interaktion und Familienbera-
tung) primär die Erhöhung von Relevanzmarkierungen (Inklusion) durch 
Veränderungen von Erwartungsstrukturen auf verschiedenen Systemebenen 
verfolgt. Dargestellt werden die einzelnen Tätigkeitsbereiche sowie die damit 
einhergehenden Zielperspektiven, verbunden mit einer (system-)theoretischen 
Verortung des Projektes. 
Das Thema Inklusion und die Versuche ihrer Umsetzung stellen Familien, 
pädagogische Fachkräfte und Einrichtungen vor eine Vielzahl an theoreti-
schen sowie praktischen Herausforderungen. Etablierte Theorien und Prakti-
ken sollen kritisch-selbstreflexiv auf Zuschreibungen überprüft und sensibel 
de- bzw. rekonstruiert werden. Ziel ist es, diskriminierende Arbeitsweisen 
und -strukturen zu beseitigen. Deutlich wird hierbei die hohe Offenheit ge-
genüber und Anerkennung von Inklusion als besonders relevant seitens der 
Pädagog_innen (vgl. Beck et al., 2015, 44f). Trotz dieser Grundhaltung wird 
jedoch von vielen angezweifelt, dass eine Realisierung bzw. Implementie-
rung in das elementar- sowie primarpädagogische Arbeitsfeld im Rahmen der 
aktuell vorherrschenden gesetzlichen und strukturellen Rahmenbedingungen 
überhaupt im vollen Umfang möglich ist. Oft fehlt es aus Sicht der Prakti-
ker_innen an Mitteln für ausreichendes und entsprechend qualifiziertes Per-
sonal, baulichen Veränderungsmöglichkeiten oder zeitlichen Ressourcen. 
Doch gerade der Aus- bzw. Weiterbildung von inklusionsspezifischem und 
anwendungsorientiertem Wissen sowie der damit eng verbundenen Forde-
rung nach Entwicklung einer „inklusiven Haltung“ wird eine besondere 
Schlüsselrolle zugesprochen (Werding & Schinnenburg, 2016, 117ff).  
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In Auseinandersetzung mit diesen Überlegungen entstand im Jahr 2015 das 
an der Fakultät V der Hochschule Hannover angesiedelte und auf fünf Jahre 
angesetzte Projekt „Inklusive Beratung und Begleitung“ (IBB). Mit der Un-
terstützung des mit Inklusion einhergehenden gesamtgesellschaftlichen 
Wandlungsprozesses als Hauptanliegen, werden darin, unter Beteiligung von 
Studierenden, Beratungs- und Begleitungsangebote für Organisationen (z.B. 
Kindertages- sowie Tagesbildungsstätten), Pädagog_innen, Familien sowie 
Kinder bereitgestellt. Zudem versteht sich das Projekt als ein breit angelegtes 
Forschungsvorhaben. Es soll der Frage nachgegangen werden, wie sich, sys-
temtheoretisch ausgedrückt, Relevanzmarkierungen in verschiedenen sozia-
len Systemebenen1 erhöhen lassen. Anders formuliert: Wie wird Inklusion, 
verstanden als die soziale Adressierung von Menschen als bedeutsam für 
Kommunikation, wahrscheinlicher (vgl. Fuchs, 2009, 5). Die zuvor beschrie-
benen Settings dienen hier als umfangreiches und teilweise wenig erschlos-
senes Feld. Im Folgenden werden die einzelnen Teilbereiche bzw. Tätigkeits-
felder des Projektes detaillierter vorgestellt. 
1 Tätigkeitsfelder 
Organisationsberatung 
Bildungseinrichtungen stellen eine Sozialisationsinstanz dar, welche „Inklu-
sion von Menschen […] befördern – aber auch verhindern können“ (Lee-
mann et al., 2016, 16). Gemäß dem Handlungsansatz systemischer Organisa-
tionsberatung und mithilfe von dessen Methoden werden davon ausgehend 
pädagogische Einrichtungen bei ihren Zielen, Plänen und Maßnahmen zur 
Schaffung inklusiver Strukturen durch das Projekt unterstützt. Die Begleitung 
selbst verläuft in einem schleifenförmigen Verfahren: Nach der Auftragsklä-
rung erfolgt eine, auf das entsprechende Interesse der Einrichtung ausgerich-
tete Organisationsdiagnose. Hierbei geht es, unter Zuhilfenahme von Metho-
den der empirischen Sozialforschung, um die Erfassung des Ist-Standes. Die 
Ergebnisse werden zurückgekoppelt, diskutiert und in eine Maßnahmenpla-
nung überführt. Nach der Umsetzung der Maßnahmen erfolgt eine Evaluati-
on, deren Ergebnisse erneut an die begleitete Einrichtung zurückgekoppelt 
werden. Entsprechend der Bewertung der durchgeführten Maßnahme(n) kann 
es zum Ende der Begleitung zu einer erneuten Maßnahmenplanung oder auch 
                                                          
1  Der Begriff der Systemebenen und der damit anvisierte Referenzrahmen orientieren sich an 
Luhmanns Unterscheidung sozialer Systeme in Gesellschaft, Organisation und Interaktion. 
„Außerhalb von Gesellschaft gibt es keine Kommunikation, und innerhalb der Gesellschaft 
kann Interaktion von Organisation unterschieden werden“ (Simon & Gebauer, 2011, 97). Die-
se drei Bereiche stellen im Projekt die sozialen Systemebenen dar.  
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zu einer neuen Ist-Analyse zu einem anderen Thema kommen (vgl. Krizanits, 
2012).  
 
Fort- und Weiterbildung 
Neben der Notwendigkeit von Wandlungsprozessen organisationaler Struktu-
ren und Kulturen wird, nicht zuletzt von Seiten der Praxis selbst, ein Fort- 
und Weiterbildungsbedarf zu inklusionsspezifischen Fragestellungen formu-
liert (Werding & Schinnenburg, 2016, 131ff). In Kooperation mit Weiterbil-
dungsinstitutionen der Hochschule agiert das Projekt als Koordinator bzw. 
Anbieter von Lehr- und Lernangeboten rund um das Thema Inklusion. Die 
enge Verzahnung mit dem Tätigkeitsfeld Organisationsberatung ermöglicht 
zudem die Auseinandersetzung mit der Frage, wie das individualisierte und 
aus den Fort- und Weiterbildungen neu hervorgehende Wissen der einzelnen 
Mitglieder einer gesamten Organisation zur Verfügung gestellt werden kann.  
 
Methodik/Didaktik zur Förderung von Inklusion in Interaktion  
Die Interaktionsgestaltung der Disziplinen Soziale Arbeit und Heilpädagogik 
in Einzel- und Gruppensettings ist angereichert und geprägt von einer Viel-
zahl unterschiedlichster Methoden sowie Didaktiken. Die Ausbildung dieser 
didaktischen und methodischen Kompetenzen wird an der Fakultät V der 
Hochschule Hannover curricular sichergestellt. Die angebotenen Studiengän-
ge bieten damit gute Voraussetzungen für eine inklusionsbewusste Kompe-
tenz der hier ausgebildeten Praktiker_innen. Besonders befördert wird diese 
dadurch, dass Studierende im Rahmen des Projektes das in den Lehrangebo-
ten erlangte methodisch-didaktische Wissen direkt in die praktische Arbeit 
mit Kindern, Jugendlichen und Familien transferieren sowie darüber reflek-
tieren können. Dazu gehen Studierende in pädagogische Einrichtungen und 
führen zum Beispiel psychomotorische Angebote durch.  
 
Familienberatung 
Zuschreibungsprozesse anhand von Differenzkategorien (wie z.B. behin-
dert/nicht-behindert) können von Familienmitgliedern als problematisch 
empfunden werden und belastende Muster sowie Exklusionsdriften2 auslösen 
(vgl. Kardorff & Ohlbrecht, 2014, 20ff). Durch die Etablierung einer an der 
Fakultät V der Hochschule Hannover angesiedelten trägerunabhängigen 
Beratungsstelle sollen Eltern zu Diagnosen, deren möglichen Folgen und den 
Perspektiven ihrer Kinder mit einer sogenannten Behinderung beraten wer-
den. Zudem sollen Studierende die Möglichkeit bekommen, ihr theoretisches 
                                                          
2  Siehe zur näheren Beschreibung Kap. 2 des vorliegenden Artikels. 
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Wissen zu Beratung praktisch anzuwenden und als Co-Berater_innen aktiv 
an der Arbeit der Beratungsstelle mitzuwirken. In Anlehnung an vergleichba-
re Konzepte, wie z.B. Heilpädagogische Ambulanzen, wird es so möglich, 
den Theorie-Praxis-Transfer zu steigern und die Studierenden gezielter auf 
ihre späteren Tätigkeiten vorzubereiten. 
2 Zielebenen 
Im Fokus der folgenden Ausführungen steht nun, unter Einbezug systemtheo-
retisch informierter Definitionen von Inklusion/Exklusion und Systemebe-
nen, wie zu Beginn kurz geschildert, die allgemeine Zielsetzung des Projek-
tes. Diese ist mit der Erhöhung positiv konnotierter Relevanzmarkierungen 
benannt, also solcher Kommunikationen, in denen nach Luhmann (1997, 
111) sowohl Ego als auch Alter aufgrund ihres Verhaltens, bzw. ihres selbst- 
und fremdbeobachteten ‚So-Seins’, geachtet werden. 
Um dieses allgemeine Ziel zu konkretisieren, werden die in Kapitel 1 erläu-
terten Tätigkeitsfelder des Projektes den Systemebenen Gesellschaft, Organi-
sation und Interaktion zugeordnet, welche im Projekt zugleich die Zielebenen 
darstellen. Adressat_innen der durch die Tätigkeitsfelder intendierten Irritati-
onen3 sind so gesehen nicht einzelne Individuen, die sich aufgrund von er-
wartungswidrigen Verhaltensweisen verändern sollen. Es sind soziale Struk-
turen, die erstens nichts anderes darstellen, als genau solche Erwartungen und 
Erwartungserwartungen (vgl. Luhmann, 1984, 377ff) und aufgrund derer 
zweitens bestimmte Verhaltensweisen erst als einer bestimmten Norm ent-
sprechend oder von dieser abweichend beobachtet werden können, was nicht 
selten mit Exklusion(-srisiken) einhergeht: 
 
„Da Personen als Menschen erkennbar sind, bedarf ihre Exklusion typisch einer 
Legitimation. Hierfür gibt es zwei Möglichkeiten: Es handele sich um Menschen 
anderer Art oder es liege ein gravierender Normverstoß vor“ (Luhmann, 2008, 
229). 
 
An dieser Stelle soll also betont werden, in welch hohem Maße es für Perso-
nen von Bedeutung ist, sozial als „mitwirkungsrelevant“ (ebd., 244) markiert 
zu werden oder eben nicht, und dass es aus einer systemtheoretischen Per-
spektive auf Inklusion um mehr geht, als (körperlich) dabei zu sein: „Im 
einen Fall hängt etwas davon ab, wie sie agieren und reagieren; im anderen 
Falle nicht“ (ebd.). Im Rahmen des Projektes wird nun davon ausgegangen, 
                                                          
3  Dass hier von Irritationen gesprochen wird verweist darauf, dass sich das Projekt IBB von 
linearen Steuerungsphantasien verabschiedet und Interventionen ebenfalls systemtheoretisch 
betrachtet (vgl. Willke, 1999, 89). 
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dass die drei Systemebenen, auf denen das Projekt agiert, hochkomplexe 
soziale Systeme sind, die sich voneinander unterscheiden und hinsichtlich des 
pädagogisch anvisierten Inklusionsprozesses daher auch unterschiedlich 
‚bearbeitet‘ werden müssen. 
 
Die Gesellschaft lässt sich dabei mit Luhmann (1997, 35) als das allumfas-
sende Sozialsystem bezeichnen, „das alle anderen sozialen Systeme in sich 
einschließt“. Da die Form Inklusion/Exklusion einen sich sozial vollziehen-
den Mechanismus darstellt, ist die Idee der Exklusion aus der Gesellschaft, 
wie sie im pädagogischen Inklusionsdiskurs häufig postuliert wird, gerade 
nicht möglich (vgl. Luhmann, 2002, 231f). Aufzeigen lässt sich jedoch, dass 
der Ausschluss aus einem gesellschaftlichen Funktionssystem (z.B. Erzie-
hung, Politik, Medizin, Wirtschaft, Recht, usw.) fast immer mit weiteren 
Ausschlüssen aus anderen Funktionssystemen einhergeht (vgl. Luhmann, 
2008, 242), also ganze Exklusionsdriften (vgl. Fuchs & Schneider, 1995, 209) 
mit verheerenden Folgen für die Betroffenen mit sich bringt. Wer z.B. die im 
Erziehungssystem produzierten Erwartungen hinsichtlich bestimmter Fähig-
keiten enttäuscht, wird zwar zur Schule gehen dürfen. Für das entsprechende 
Kind wird dies jedoch z.B. Auswirkungen auf die zukünftige Teilnahme am 
Wirtschaftssystem haben können, und in der Gegenwart kann eine sogenann-
te Behinderung zum „organisierende[n] Faktor im Familiensystem“ (Retzlaff, 
2010, 52) werden, was mit einer Benachteiligung für die gesamte Familie 
einhergehen kann (vgl. Thimm, 2002, 11). Mit dem hier vorgestellten Projekt 
und speziell dem Tätigkeitsfeld Familienberatung sollen Exklusionserfahrun-
gen gemindert und Exklusionsdriften verhindert werden. Parallel generierte 
Forschungsergebnisse sollen zudem auch politische Irritationen anstoßen, in 
dem Sinne, dass zukünftig zu gestaltende Rahmenbedingungen Exklusionsri-
siken minimieren helfen. 
 
Im Gegensatz zur Gesellschaft ist Exklusion (und somit auch Inklusion) in 
und durch Organisationen schon rein faktisch der Normallfall. Keine Orga-
nisation kann alle Menschen als Mitglieder adressieren. Nur wer Mitglied ist, 
ist inkludiert und damit auch von organisationsspezifisch ausgebildeten for-
malen sowie informalen Erwartungsstrukturen betroffen. Organisationsstruk-
turen wirken auf ihre Mitglieder sowie deren Interaktionen ein und bilden so 
einen Möglichkeitsrahmen für (De-)Relevanzmarkierungen (vgl. ausführli-
cher Ullrich, 2015). Verwendet man einen solchen systemtheoretischen In-
klusionsbegriff, bedeutet dies, dass auch in solchen Einrichtungen, die sich 
selbst als inklusiv bezeichnen, exklusive Prozesse stattfinden – und dies nicht 
nur deshalb, weil sich Inklusion gar nicht ohne Exklusion denken lässt und 
nicht jeder an jeder Interaktionssequenz innerhalb einer Organisation beteiligt 
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sein kann (vgl. Stichweh, 2010, 151). Exklusionen können vielmehr auch 
„geschehen als Auflösung von Erwartungsstrukturen, die bisher gegolten 
hatten und die für jemanden oder eine soziale Gruppe ihre Zugehörigkeit zum 
System verbürgten“ (ebd.), sodass es auch zum Verlust der Mitgliedschaft 
kommen kann. Mit dem Projekt IBB sollen Organisationsstrukturen durch 
Beratungsangebote so verändert werden, dass alle Personen, unabhängig von 
bestimmten Zuschreibungen, potentiell Mitglieder sein könnten und struktu-
relle Exklusion verhindert wird.  
 
Während der Grenzziehungs- und damit Inklusionsmechanismus auf der 
Ebene von Organisationen also Mitgliedschaft/Keine-Mitgliedschaft lautet, 
bilden Interaktionen diffusere Grenzen aus. Entscheidend für Inklu-
sion/Exklusion ist hier nicht, wer Mitglied ist, sondern wer kommunikativ als 
anwesend bzw. abwesend behandelt und wahrgenommen wird (vgl. Luh-
mann, 1997, 368). So wie es (differenztheoretisch) durchaus zu Exklusion 
durch Inklusion und zu Inklusion durch Exklusion kommen kann, können 
Anwesende in Interaktionen auch als abwesend behandelt werden. Dabeisein 
ist so gesehen nicht nur nicht alles, sondern kann, subjektiv erlebt, sogar zu 
negativeren Konsequenzen führen als gar keine Teilnahme (vgl. Ullrich, 
2015, 115). Inklusionspädagogisch muss es also zum einen darum gehen, 
möglichst viele Teilnahmesituationen zu ermöglichen. Ebenso zentral ist es 
allerdings, teilnehmende, d.h. anwesende Personen an die laufende Kommu-
nikation anzuschließen, indem diese zu den vorhandenen Themen Beiträge 
beisteuern können, innerhalb derer sie selbst erkennbar werden (vgl. Luh-
mann, 1984, 213). Mit dem Projekt sollen Methoden und didaktische Vorge-
hensweisen bezüglich ihres Potentials untersucht werden, solche inklusiven 
Prozesse zu unterstützen. Die Rückkopplung der Ergebnisse in die Praxis soll 
dort exklusive Tendenzen verringern helfen. 
3 Ausblick 
Das in diesem Beitrag vorgestellte Projekt ‚Inklusive Beratung und Beglei-
tung’ besteht inzwischen seit einem Jahr. Im Rahmen vielfältiger Kontakte 
mit größeren Trägern, Städten sowie pädagogischen Einrichtungen innerhalb 
Niedersachsens fanden mehrere Erst- und Auftragsklärungsgespräche statt 
und ein erstes Forschungsvorhaben im Rahmen einer Organisationsdiagnose 
konnte starten. Studierende bieten darüber hinaus in Kindertagesstätten 
psychomotorische Angebote an. Ab Anfang nächsten Jahres werden erste 
Fortbildungen für Pädagog_innen zur Verfügung stehen.  
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Zukünftig werden die Angebote weiter ausgebaut und mit Hilfe der zuvor 
beschriebenen erkenntnisleitenden Fragestellung auf ihre Wirkungen reflek-
tiert. Im Rahmen von Netzwerktreffen zu bestimmten Schwerpunkten wird es 
den durch das Projekt begleiteten Organisationen ermöglicht, in einen inter-
organisationalen Austausch zu gehen. Das moderierte Arbeiten an gemein-
samen Themen sowie das Voneinander-Lernen sollen die Konstruktion neuer 
Lösungswege eröffnen.  
Ein weiteres Hauptziel ist die Ausbildung neuer interner Organisationsstruk-
turen, die es Studierenden ermöglichen, sich innerhalb ihres Studiums in den 
vier Tätigkeitsfeldern des Projektes zu erproben. Perspektivisch wird ange-
strebt, das Projekt samt den hier aufgeführten Inhalten in ein Institut zu über-
führen, welches die Arbeit verstetigt und langfristig einen Theorie-Praxis-
Transfer für Studierende und Lehrende ermöglicht. 
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In den vergangenen 10 Jahren vollzogen sich in Österreich grundlegende 
schul- und hochschulstrukturelle Veränderungen, die mit der Entwicklung 
der Pädagogischen Hochschulen und neuartiger Lehramtsstrukturen sehr 
gute Voraussetzungen bieten für die Umsetzung einer inklusiven Bildung im 
Sinne der UN-BRK. Die Entwicklung und Umsetzungen der so genannten 
Curricula für die inklusiven Lehramtsstudiengänge stellte jedoch alle Ak-
teur_innen vor spezifische terminologische Herausforderungen im Span-
nungsfeld von theoretischem Anspruch und Praxisorientierung für die ange-
henden Lehrkräfte sowie zwischen Dekategorisierung und sonderpädagogi-
scher Spezialisierung. Der vorliegende Beitrag reflektiert diese Problemstel-
lung theoretisch und skizziert den Untersuchungsbedarf für folgende Evalua-
tionen. 
1 Ausgangssituation in Österreich 
Mit den internationalen Bildungsmonitoring-Studien (z.B. PISA, 2006; 2009) 
entfaltete sich auch in Österreich eine nachhaltige Debatte zu studienstruktu-
rellen und schulpolitischen Veränderungen. Damit waren zwei zentrale 
Schritte verbunden. Zum einen die Weiterentwicklung der Pädagogischen 
Akademien zu Pädagogischen Hochschulen mit den Aufgaben einer for-
schungsfähigen Einheit und der Umbau der bisherigen Lehramtsausbildung 
der Akademien in einen Bologna-konformen Hochschulstudiengang mit 
Bachelor- und Master-Struktur (Tischler, 2015, 37). 
Mit dem Beschluss des Bundesrahmengesetzes zur Einführung einer neuen 
Ausbildung für Pädagoginnen und Pädagogen im Jahr 2013 wurden schließ-
lich das Hochschulgesetz 2005, das Universitätsgesetz 2002 und das Hoch-
schul-Qualitätssicherungsgesetz geändert. Damit wurde die gesetzliche 
Grundlage geschaffen für eine grundlegende Reform des österreichischen 
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Bildungssystems und damit auch der Lehramtsstudien an Universitäten und 
Pädagogischen Hochschulen.   
Im Wintersemester 2015/16 starteten an allen Pädagogischen Hochschulen in 
Österreich die neuen Studienangebote im Bereich der Primarstufe. Mit diesen 
Veränderungen wurden die Voraussetzungen geschaffen für ein einheitliches 
Studium auf tertiärem Niveau und mit einer internationalen Anschlussfähig-
keit für alle Lehramtstypen.  
Die inklusiv pädagogische Orientierung der neuen Lehramtsstudien ist cha-
rakterisiert durch berufsbezogene Kernkompetenzen, die im Hochschulgesetz 
verankert sind. Die allgemeine pädagogische, die fachliche und didaktische, 
Diversitäts- und Genderkompetenz, das Professionsverständnis sowie die 
soziale und Beratungskompetenz stellen dafür eine übergeordnete Struktur 
dar. 
Insbesondere die Diversitäts- und Genderkompetenz wird als Voraussetzung 
für die Entwicklung eines inklusiven Bildungssystems in Österreich betrach-
tet. Denn mit der Unterzeichnung der UN-Behindertenrechtskonvention im 
Jahr 2008 hat sich Österreich verpflichtet, ein inklusives Bildungssystem 
aufzubauen. Der Nationale Aktionsplan Behinderung 2012 – 2020 (BMASK, 
2012) vom Juli 2012 konkretisiert diese Ziele. Die Abschaffung eines exklu-
siven Lehramtstyps für Sonderschulen erfordert zudem den Transfer sonder-
pädagogischer und inklusiv pädagogischer Qualifikationsbereiche in die 
verbliebenen, neuen Lehramtsstudiengänge für die Primarstufe und die Se-
kundarstufe.  
Es ist hingegen nicht hinreichend geklärt, wie sich das Professionsprofil der 
neuen Lehrkräfte im Spektrum der Diversitätsdimensionen und der damit 
zusammenhängenden individuumzentrierten und systemorientieren Hand-
lungsformen ausgestalten soll. Die Diskussion wird zudem durch den An-
spruch nach einer Dekategorisierung der Sonderpädagogik zur Entwicklung 
einer inklusiven Pädagogik bestimmt. Da die Fragen zu inklusiver Pädagogik 
im erziehungswissenschaftlichen Diskurs weitestgehend von der Sonderpä-
dagogik mit dem Blick auf behindertenpädagogische Aspekte geführt wur-
den, kritisieren Hinz & Köpfer, es könne nicht „überraschen, dass das Bil-
dungssystem in dieser Situation rekontextualisierend reagiert, also mit einer 
Umformung neuer Anforderungen im Sinne seiner bestehenden Strukturen, 
Prozesse und Logiken“ (2016, 36).  
Es bleibt das „Paradox […], dass Inklusion mit der Forderung verbunden ist, 
die Differenzlinien […] und Heterogenitätsdimensionen einerseits wahrzu-
nehmen, andererseits aber bestimmte Kategorisierungen abzulehnen, da von 
diesen diskriminierende Wirkungen ausgehen“ (Ziemen, 2016, 94).  
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Zur Bearbeitung dieses Dilemmas wurde die in Österreich neuartige Lehr-
amtsstruktur geschaffen. Im Sinne inklusiv pädagogischer Themen- und 
Inhaltsbereiche soll die Qualifizierung für diese Diversitätskompetenz imma-
nent und integriert in allen Bildungsbereichen und Unterrichtsfächern sowie 
den bildungswissenschaftlichen Grundlagen berücksichtigt werden. Die in 
den curricular strukturierten bildungswissenschaftlichen Grundlagen, den 
pädagogisch-praktischen Studien, den Fachwissenschaften und der Fachdi-
daktik geschaffenen Orientierungsgrundlagen für alle Studierenden sollen 
Wissens- und Handlungskompetenzen sowie professionelle Haltungen schaf-
fen, die Diversitätsbereiche im schulischen Kontext berücksichtigen.  
Dementsprechend sollen alle Studienfächer und Bildungsbereiche die Ermög-
lichung inklusiver Bildung bei ihren curricularen Überlegungen und Planun-
gen zur Qualifizierung der Studierenden zu Grunde legen. Dies soll in den 
endgültigen Studiencurricula aller anbietenden Institutionen inhaltlich und 
terminologisch erkennbar sein. Dafür wird eine dezidierte Ausweisung der 
Anteile inklusiver Pädagogik mit mindestens 6 ECTS-Anrechnungspunkten 
in allen Unterrichtsfächern der Sekundarstufenausbildung bzw. 12 ECTS-
Anrechnungspunkten in den Bildungsbereichen der Primarstufenausbildung 
in den einzelnen Modulbeschreibungen empfohlen. Zusätzlich soll im Be-
reich der „Allgemeinen Bildungswissenschaftlichen Grundlagen“ das Stu-
dienfach „Inklusive Pädagogik“ mit mindestens 6 ECTS verankert sein. 
Dem Spannungsverhältnis von Spezialisierung und Generalisierung der Pä-
dagog_innen für ein inklusives Schulsystem wurde dadurch begegnet, dass 
ein exklusiver, vertiefender Studienbereich zur inklusiven Pädagogik mit 
einem Fokus auf den Diversitätsbereich Behinderung als Schwerpunkt im 
B.Ed.-Studium der Primarstufenlehrkräfte bzw. als Spezialisierung anstatt 
eines zweiten Unterrichtsfaches in der Sekundarstufe eingerichtet wurde, der 
von allen Studierenden im generalisiert gestalteten Studium frei wählbar ist. 
Diese Vertiefung muss von jeder österreichischen Hochschule verpflichtend 
mit 60 bis 80 ECTS-Anrechnungspunkte (Primarstufe) bzw. 95 bis 110 
ECTS-Anrechnungspunkte (Sekundarstufe) angeboten werden.  
Aufbauend auf dem Schwerpunkt im Bachelorstudium kann im Masterstudi-
um eine inhaltliche Vertiefung oder eine Erweiterung auf den angrenzenden 
Altersbereich erfolgen. Inhaltliche Vertiefungen auf Basis des Schwerpunkts 
„Inklusive Pädagogik mit Fokus Behinderung“ können kategorial in einzel-
nen Entwicklungsbereichen erfolgen. Diese ersetzen die bisherigen sonder-
pädagogischen Fachrichtungen, die in akademischen Lehrgängen studierbar 
waren, und sollen insbesondere auch für die Mitarbeit im Rahmen der Son-
derpädagogischen Zentren qualifizieren. Die inhaltliche Vertiefung Speziali-
sierung benötigt ein Masterstudium im Umfang von zumindest 90 ECTS in 
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der Primarstufenausbildung, wovon 30 ECTS sowie die Masterthesis der 
kategorialen Vertiefung gewidmet sind. 
2 Problemstellung 
Die neu eingerichteten inklusiv orientierten Lehramtsstudienstrukturen in 
Österreich werden mit der Abschaffung eines exklusiven und eigenständigen 
Studientypus für Sonderpädagogik in den kommenden Jahren dazu führen, 
dass das Zuständigkeitserleben und die Qualifikationsprofile der Lehrkräfte 
von der aktuellen schulischen Praxis noch in weiten Teilen abweichen dürf-
ten. Die Herausforderung in der inklusionsorientierten Lehrkräftebildung 
besteht darin, dass sowohl Studierende als auch anleitende Praxislehrkräfte 
oftmals wenig positiv bewertete Erfahrungen mit schulischer Inklusion ge-
sammelt haben (Veber, Rott & Fischer, 2013). In den Kontexten, in denen die 
Studierenden in den neuen Studiengängen eigene Praxiserfahrungen sammeln 
könnten oder von jenen Lehrkräften als Mentorinnen und Mentoren profitie-
ren könnten, die solche bereits gemacht haben, hängen das Zuständigkeitser-
leben (Breuer, 2015) und die Berufszufriedenheit (Gehrmann, 2013) jedoch 
meistens von den institutionellen Bedingungen für die Ausgestaltung der 
notwendigerweise neuen Unterrichtsorganisation ab, vor allem aber von der 
Partizipation an den und der subjektiven Identifikation mit den professionel-
len Veränderungen (Geiling & Simon, 2010). In einer Gesamtschau interna-
tionaler Befunde (Avramidis & Norwich, 2002; Sze, 2009) wird deutlich, 
„dass […] Aspekte der Lehrerpersönlichkeit wie Einstellungen, Überzeugun-
gen und Haltungen […] wichtige Voraussetzungen für eine erfolgreiche 
Durchführung inklusiven Unterrichts darstellen“ (Hellmich & Görel, 2014, 
48f). Veber, Pfitzner, Frohnert & Schellig (2015, 192) kommen daher auch 
zu der empirisch gestützten Einschätzung, dass „negative Selbstwirksam-
keitserfahrungen gesammelt werden und eine Ablehnung von Inklusion zu-
nimmt“, wenn die Entwicklung und Gestaltung inklusiver Settings von den 
praxiserfahrenen Lehrkräften als Mentor_innen selbst nicht als positiv und 
wirksam wahrgenommen werden. Geiling & Simon (2010, 71f) zeigen einen 
statistisch „hochsignifikante[n] Zusammenhang zwischen der Berufszufrie-
denheit und Einschätzung der Effektivität“ einer untersuchten inklusiven 
Schul- und Unterrichtsorganisation (flexible Eingangsphase in Brandenburg) 
auf. Hellmich & Görel (2014, 55f) belegen, dass allgemeine Lehrkräfte, die 
im Rahmen von Fortbildungen oder durch Praxis über „Erfahrungen aus dem 
Unterricht mit Kindern mit sonderpädagogischem Förderbedarf verfügen, 
[…] signifikant positivere Einstellungen zur Inklusion [haben]“ als jene, die 
keine Erfahrungen im gemeinsamen Unterricht gemacht oder keinerlei dies-
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bezügliche Fortbildungen besucht hatten. Gleichzeitig kommen die beiden 
Autoren aber auch zu der einschränkenden Einsicht, es sei „[…] plausibel, 
dass gerade diejenigen Lehrerinnen und Lehrer mit positiven Einstellungen 
zur Inklusion freiwillig an Fort- und Weiterbildungsmaßnahmen zu inklusi-
vem Unterricht teilnehmen“ (ebd., 58f). 
Diese Freiwilligkeit zur Auseinandersetzung mit sonderpädagogischen und 
inklusiv pädagogischen Fragestellungen ist durch die neuen Lehramtsstu-
dienstrukturen in Österreich nur bedingt gegeben, da die Auseinandersetzung 
mit diesen Frage- und Problemstellungen in verschiedenen allgemeinen Bil-
dungsbereichen für alle Studierenden verpflichtend ist. Das Zuständigkeitser-
leben und die Einstellung zu schulischer Inklusion der künftigen Studieren-
den auf dem Hintergrund kritischer gesellschaftspolitischer Diskurse, an 
denen sie vor Eintritt in die neuen Studienstrukturen beteiligt gewesen sein 
können, sind daher ernst zu nehmen.  
Diese problematischen Voraussetzungen, also eine für Studierende durch 
Konsistenz und Systematik nachvollziehbare und damit auch überzeugende 
Darstellung inklusiver und sonderpädagogischer Fragestellungen innerhalb 
allgemeinpädagogischer Inhalte, sowie die Bedingungen, also positive 
Selbstwirksamkeitserfahrungen durch Praxiseinblicke in inklusiven Unter-
richt und kollegiale Kooperation, stellten maßgebliche Faktoren bei der Ent-
wicklung der neuartigen Lehramtsstrukturen und -inhalte in Österreich dar.  
In der Vorbereitungs- und Entwicklungsphase ausgewählter Lehramtscurricu-
la, an denen teilweise auch die Autoren beteiligt waren, zeigte sich schnell 
das Problem der inhaltlichen und terminologischen Verankerung der Vielfalt 
der schulisch relevanten Diversitätsdimensionen, die in einem Spannungs-
verhältnis zu pädagogisch-praktischen Gegenstandsbezügen mit Blick auf die 
Fragen der unterrichtsmethodischen Anwendbarkeit zu stehen schienen. 
Textlinguistisch bildeten sich diese Dimensionen in einem breit angelegten 
Verständnis von inklusiver Pädagogik in einer lexikalischen Aufzählung 
(z.B. „kultur-, fähigkeits- und gendersensibel“) ab, die aber wiederum mit 
Blick auf die damit einhergehenden, lehrpersonengebundenen Teildisziplinen 
als Expertisen (z.B. Migrationspädagogik, Sonderpädagogik, Gender Studies) 
und unterrichtspraktischen Bereiche (z.B. DaZ/DaF, sprachheilpädagogische 
Fördermaßnahmen, soziales Lernen) Fragen der ökonomischen Umsetzbar-
keit in einem zeitlich begrenzten Studiengang aufwarfen.  
Die Problemlage zwischen dem Anspruch des erziehungswissenschaftlichen 
Diskurses zur inklusiven Bildung mit allen Konsequenzen hinsichtlich seiner 
theoretischen Reflexionen sowie Terminologie bzw. Nomenklatur und den 
pragma-linguistischen Bedingungen der Programmatik eines Studiencurricu-
lums, welches Absolventinnen und Absolventen zu einer wissenschaftlichen 
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Qualifikation führen soll, an diesem Diskurs teilnehmen zu können, die sich 
aber gleichzeitig auf konkrete Fälle bezogen unterrichtspraktisch kompetent 
zeigen sollen, wurde in der Entwicklungsphase der Curricula evident. Sie 
veranschaulicht den Befund von Veber, Pfitzner, Frohnert & Schellig (2015), 
dass „die Gefahr besteht, dass der Diskurs rund um Inklusive Bildung inner-
halb von universitären Lehrveranstaltungen auf rein akademischem Niveau 
verbleibt“. Dieses Problem verschärft sich, wenn der Kritik an einer „Son-
derpädagogisierung der Inklusionsidee“ und „unzureichenden terminologi-
schen Eingrenzung“ (Veber & Fischer 2015, 98; Hinz, 2013) gefolgt wird 
und mit einer intersektionalen Perspektive (z.B. Rohrmann, 2013) der Ver-
such unternommen wird, die terminologisch differenzierbaren Diversitäts-
dimensionen auf einer höheren semantischen Abstraktionsebene aufzuheben. 
Ein vergleichbarer paradigmatischer Wechsel erfolgt durch die Einnahme 
einer systemischen Perspektive mit dem Ziel einer Dekategorisierung. Hinz 
& Köpfer (2016, 38) geht es dabei um eine „Reflexion und Transformation 
(sonder-) pädagogischer Kategorien, deren am Defizit ansetzender […] För-
derungsfokus ,blinde Flecken’ […] produziert“. Diese Argumentation folgt 
dem „Universalitätsanspruch“ (Luhmann, 1987, 19) der Systemtheorie, die 
der systemischen Perspektive in der Pädagogik zu Grunde liegt. Sie ist eine 
„Breitbandtheorie“ und „ihre koordinierende Begrifflichkeit muss hochabs-
trakt abgesetzt werden, […] Abstimmungen sprengen die Möglichkeiten 
sequenzieller Vertextung“ (ebd., 17; Luhmann, 1981). „Diese Theorielage 
erzwingt eine Darstellung in ungewöhnlicher Abstraktionslage“ (Luhmann, 
1987, 12). In dieser hohen Abstraktionslage der in der inklusiven Pädagogik 
herangezogenen Theorie ist eine konkrete „Gegenstandsterminologie […] 
nicht durchzuhalten“ (ebd., 16), denn „[j]ede Begriffsbestimmung muss dann 
als Einschränkung der Möglichkeit weiterer Begriffsbestimmungen gelesen 
werden“ (ebd., 12). Mit anderen Worten: In einer de-kategorialen, inklusiven 
Pädagogik sei in diesem Theorieformat die Verwendung kategorialer Begrif-
fe mit ethisch-normativ begründet diskriminierenden Begriffen wie „behin-
dert“ oder „Störung“ ausgeschlossen. Mit diesem Theorieproblem treten 
erneut „Reflexionsprobleme im Erziehungssystem“ hervor, die Luhmann & 
Schorr (1999) der Pädagogik „als praktische Theorie, als Theorie für die 
Praxis“ (ebd., 187f) bereits im Allgemeinen attestierten. Sie stellen fest, dass 
„das Erziehungssystem [weit] davon entfernt ist, Systemreferenzen in einer 
pädagogisch sinnvollen Sprache zu konzeptualisieren“ (ebd., 45). Die empiri-
sche Auseinandersetzung mit Lehrplänen und Curricula, die den Anspruch 
erheben, die praktische Umsetzung der Didaktik als Theorie der Pädagogik 
zu organisieren, kann als einer von verschiedenen Versuchen verstanden 
werden, das so genannte „Technologiedefizit“ (Luhmann & Schorr, 1982) 
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anzugehen und die geforderte Selbstreferenz herzustellen. Denn die curricular 
vermittelte Didaktik  
 
„hat auch selbst eine Praxis, die ihrer eigenen akademischen Lehre. Das berechtigt 
aber noch nicht dazu, Theorie und Praxis in eins zu setzen, da es deren Differenz 
verwischt. Vielmehr ist diese Differenz selbst zum Gegenstand wissenschaftlicher 
Theoriebildung zu machen, was die Erforschung der didaktischen Theorien der 
Akteure einschließt“ (Hericks, Kunze & Mayer, 2004, 722). 
3 Inklusive Begriffssystematik zwischen Theorie und Praxis 
Eine konkrete Begriffssystematik, die diese Differenz zwischen Theorie und 
Praxis vermitteln muss und dabei in einem Spannungsverhältnis zur Abstrak-
tion der theoretischen Reflexion steht, ist gleichzeitig in anderen, für die 
Pädagogik erforderlichen Bezugswissenschaften als Markierung von Er-
kenntnismitteln ein grundlegendes Gütekriterium erziehungswissenschaftli-
chen Arbeitens (König & Zedler, 2002, 242), in dem „Grundbegriffe (‚Kate-
gorien‘) den Gegenstandsbereich einer wissenschaftlichen Disziplin […]“ 
konstituieren. Solche Verständigungsmöglichkeiten sind beispielsweise in-
tendiert mit der aktuellen Entwicklung einer pädagogischen Diagnostik für 
die inklusive Pädagogik, die sich an dem Klassifikationskonzept der ICF(-
CY) (World Health Organization, 2007) orientiert. Dabei wird nicht auf dif-
ferenzierende terminologische Markierungen verzichtet, sondern diese wird 
jeweils einer entsprechenden disziplinären Domäne (z.B. Medizin, Logopä-
die, Pädagogik) zugeordnet und mit Blick auf ihre praktische Relevanz in der 
jeweils anderen Domäne reflektiert (z.B. ein medizinischer Behinderungsbe-
griff in der Pädagogik; Lindmeier, 2005, 138; Ziemen, 2016). Damit kann ein 
„kritischer, reflexiver und behutsamer Umgang mit Sprache“ (Dederich, 
2015, 204) erreicht werden. 
Dies stellt die zentrale Problemlage zwischen konzeptioneller Transformation 
und terminologischer Präzision und Systematik dar für die Entwicklung der 
neuen Lehramtscurricula als Textgenres, die für die Hochschullehre und 
Schulpraxis handlungsleitend sein sollen. Die erziehungs- und bildungswis-
senschaftliche Abstraktion mit Blick auf Fragen der theoretischen Reflexion 
und der gleichzeitige Anspruch der Sicherstellung pädagogischer Handlungs-
fähigkeit der Lehramtsstudierenden einerseits und die theoretische Reflexion 
zur Schaffung einer inklusiven Haltung andererseits führen zu einem hohen 
Maß an inhaltlicher Komplexität, die große Herausforderungen für die Ak-
teur_innen bei der Erstellung der neuen Curricula darstellten (meist in Lehr-
amtsstudien tätige Dozierende, an österreichischen Pädagogischen Hochschu-
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len manchmal ohne wissenschaftlich-akademische Ausbildung und an Uni-
versitäten oft mit geringerer schulpraktischer Erfahrung). Denn während bei 
einem separaten Lehramtsstudium für Sonderpädagogik die pädagogische 
Spezialisierung arbeitsteilig und exklusiv in einem dafür vorgesehenen Curri-
culum behandelt werden kann, erfordert eine inklusionsorientierte Lehramts-
studienstruktur auf der einen Seite eine Vervielfältigung der Inhalte. Auf der 
anderen Seite kann sich die Darstellung des Studienformates in ihrer syntak-
tischen Textstruktur nicht in einer Addition sonderpädagogischer Qualifikati-
onen erschöpfen, sondern die Innovation muss in einer qualitativen Verände-
rung liegen, die zu einer konzeptionellen Transformation (Hinz & Köpfer, 
2016) und damit zu einem veränderten professionellen Selbstverständnis 
führen soll. 
Sowohl die textstrukturell-quantitativen als auch die qualitativen Aspekte 
einer inklusionsorientierten Curriculumentwicklung stellten die beteiligten 
wissenschaftlichen und ausbildenden Akteurinnen und Akteure in Österreich 
vor große Herausforderungen, da bei diesen nicht durchgehend die Qualifika-
tionen und Inhalte vorausgesetzt werden können, für die sie selbst die künfti-
gen Curricula erstellten. So wie Vertreterinnen und Vertreter der inklusiven 
Pädagogik im Kontext von Forschung und Lehre nach den theoretischen und 
ethisch-normativen Grundlegungen der vergangenen Jahre nun aufgefordert 
waren, empirisch gesicherte Konzepte und Methoden der inklusiven Unter-
richts- und Schulentwicklung zu elaborieren, so waren die Akteurinnen und 
Akteure aus der Fachdidaktik der Unterrichtsfächer angehalten, Methoden 
und Unterrichtskonzepte aus einer inklusiv pädagogischen Perspektive zu 
reflektieren.  
Die Entwicklung der österreichischen Lehramtscurricula vollzog sich zwi-
schen terminologischer Abstraktion und handlungsleitender Konkretion als 
Entwicklung der „Pädagogik zwischen Technik und Reflexion“ (Luhmann & 
Schorr, 1999, 115). Dieser Vollzug war maßgeblich bestimmt durch die The-
orie und Konzepte der inklusiven Pädagogik und durch den Wegfall eines 
eigenständigen Studienganges für Sonderpädagogik. In ihrer systemischen 
Ausrichtung sind diese Konzepte erziehungswissenschaftliche Konstruktio-
nen, die mit Luhmann & Lenzen (2002, 176) als „Hybridformel“ beschrieben 
werden können. Mit einer „Doppelstrategie im Umgang mit dem Theo-
rie/Praxis-Schema“ (Luhmann & Schorr, 1999, 190) werden Systemtheorie 
(systemische Konzeption eines Begriffes sozialer Inklusion) und Handlungs-
theorie (Pädagogik, Unterricht) zusammengeführt. Aber bereits „der Versuch 
[…], auf der Grundlage von Interaktionstheorien allgemeine Theorien des 
Sozialen zu konstruieren, [liegt ‚schief‘]“ (Luhmann, 1987, 17). Wie sich 
diese Schieflage auf die Entwicklung dieser Curricula im Rahmen einer 
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grundsätzlichen Reform des österreichischen Lehramtsbildungssystems mit 
Blick auf den Studienbereich der inklusiven Pädagogik auswirkt, wird in 
Evaluationen der Curricula und deren Umsetzung derzeit näher untersucht. 
Als zentrales Problem stellt sich bereits jetzt heraus, dass die neuartigen Stu-
dienstrukturen und -inhalte auf inklusive Schulstrukturen vorbereitet, die es 
bisher noch gar nicht gibt. 
4 Ausblick 
Diese grundsätzliche theoretische Ausgangslage führte zu diversen Problem-
stellungen bereits bei der Entwicklung der in Österreich neuartigen Lehr-
amtscurricula, die sich durchgehend in allen Kontexten der Lehramtsstudien 
alltagssprachlich als das Theorie-Praxis-Dilemma umreißen lässt. Im Bereich 
der Hochschulentwicklung und -didaktik an österreichischen Pädagogischen 
Hochschulen bildet es sich auch in der Frage nach der personellen Besetzung 
inklusiv pädagogischer Module und Lehrveranstaltungen ab. Während oft-
mals Lehrende im Rahmen der Ausbildungsstruktur für Sonderschullehrkräf-
te der ausgelaufenen Pädagogischen Akademien dem praxisorientierten Trai-
ning unterrichtsfachspezifischer Fertigkeiten besondere Bedeutung zuwiesen, 
stehen viele nun vor der Herausforderung, mit der systemisch und systemthe-
oretisch begründeten Problemstellung theoretischer Reflexion eben diese in 
Frage zu stellen. Dies wirkt auf Studierende zurück. Der Eindruck einer Stu-
dentin im Rahmen einer Informationsveranstaltung zu den neuen Studienan-
geboten fasst dies ebenso anekdotisch wie schlicht zusammen: „Das wird 
wohl sehr theorielastig“. Das Dilemma verschärft sich durch noch nicht aus-
reichende und positiv belegte Praxiserfahrungen im inklusiven Unterricht 
seitens der Praxisanleitenden und damit auch der Studierenden. Das Kern-
problem der neuen inklusiven Lehramtsstruktur in Österreich ist eine mut-
maßlich unzureichende Außendarstellung der Konsequenzen der Inklusions-
orientierung in den Lehramtsstudiengängen und zum anderen eine laienhafte 
Fehlinterpretation der curricularen Umstrukturierung durch Studienanfänger 
und Lehrkräfte in der Praxis. Durch den Wegfall des separaten Studienganges 
für Sonderpädagogik und die Implementierung inklusiv pädagogischer Inhal-
te in die Module der allgemeinen Bildungsbereiche und Fachdidaktik, die als 
euphemistische Etikettierung der bisherigen behindertenpädagogischen Ar-
beitsweisen und sonderpädagogischen Techniken verstanden werden, entsteht 
sowohl bei Studierenden als auch Lehrenden der Eindruck zusätzlicher Stu-
dieninhalte, die vermittelt und erarbeitet werden müssen im Sinne von: „Das 
müssen wir jetzt auch noch machen?“. Die Immanenz statt additiver Ergän-
zung inklusiv pädagogischer Inhalte und die damit verbundene qualitative 
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und weniger quantitative Veränderung der bisherigen Studienstruktur wurden 
noch nicht ausreichend vermittelt und erfasst. Damit steht die Entwicklung 
der inklusiven Bildung als gesamtgesellschaftliches Projekt auf der Ebene der 
Lehramtsbildung und Hochschulschulentwicklung insgesamt vor der Aufga-
be, die bisherige Lehrerbildungsforschung um diese neuen Problemstellungen 
zu erweitern. Dies geschieht beispielsweise an der Pädagogischen Hochschu-
le Oberösterreich im Rahmen diverser Evaluationsprojekte, die sich der Cur-
riculum-Analyse, der Rekonstruktion der Sichtweisen der neuen Studieren-
dengeneration in den inklusiven Lehramtsstrukturen und Erfassung ihrer 
Einstellungen und Haltungen insbesondere mit Blick auf inklusive Bildung 
und demokratische Werthaltung widmen. 
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Brigitte Kottmann 
 
„Also ich hab‘ mir immer gewünscht im GU tätig zu 
sein!“ – Ergebnisse der Absolventenbefragung des 
Studiengangs Integrierte Sonderpädagogik in Bielefeld 
 
 
 
Im folgenden Beitrag geht es um den Bielefelder Studiengang der Integrier-
ten Sonderpädagogik, der das sonderpädagogische Studium in die allgemei-
ne Erziehungswissenschaft integriert. Der Studiengang qualifiziert durch 
seine Struktur, seine Konzeption sowie die Vergabe eines doppelten Ab-
schlusses für ein allgemeinpädagogisches und ein sonderpädagogisches 
Lehramt in besonderem Maße Lehrkräfte für eine Schule für alle Kinder. 
Vorgestellt werden Ergebnisse einer qualitativen Befragung von 20 Absol-
vent_innen. Durch leitfadengestützte Interviews wurden u.a. deren Einstel-
lungen und Haltungen, ihr professionelles Selbstverständnis sowie die kon-
krete Ausgestaltung der Antinomie von Fördern und Selektieren am Beispiel 
der Feststellung von sonderpädagogischem Förderbedarf erfragt, die hier 
portraitiert und interpretiert werden. 
 
Der Studiengang der Integrierten Sonderpädagogik wurde in Bielefeld im 
Jahr 2002 gestartet (vgl. Hänsel, 2015). Konstitutiv für den Studiengang ist, 
dass der Erwerb eines Lehramts für sonderpädagogische Förderung aus-
schließlich in Kombination mit einem allgemeinen Lehramt (d.h. für die 
Grund-, Haupt-, Real- oder Gesamtschule) möglich ist. Der Studiengang ISP 
wird (nur) für die beiden Förderschwerpunkte Lernen und Emotionale und 
soziale Entwicklung angeboten und verzeichnet bereits seit 2007 die ersten 
Absolvent_innen, die die Universität mit einem doppelten Lehramtsabschluss 
verlassen. Diese Rahmendaten zeigen, dass in Bielefeld deutlich vor der 
Ratifizierung der VN-Behindertenrechtskonvention ein Lehramtsstudium 
konzipiert wurde, das Lehrkräfte für eine Tätigkeit an einer Schule für alle 
Kinder qualifizieren soll und das auf der Ebene der Lehrer_innenbildung 
versucht, eine „Zwei-Gruppen-Theorie“ zu überwinden. Zu den Eckpunkten 
des Konzepts gehören vor allem die Integration der Sonderpädagogik in die 
allgemeine Erziehungswissenschaft und ein inhaltlicher Fokus auf Mehrper-
spektivität, den Umgang mit Heterogenität sowie eine kritische Auseinander-
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setzung mit den Prämissen und Konstruktionen der „traditionellen Sonderpä-
dagogik“. Leitend sind ein breiter Inklusionsbegriff sowie Inklusion als fä-
cherübergreifende Perspektive in Forschung und Lehre, nicht als exklusive 
Idee oder Aufgabe der Sonderpädagogik. Dagmar Hänsel, die Initiatorin des 
Studiengangs hebt hervor, dass es sich um ein seit zehn Jahren erprobtes 
Konzept handelt, „das nicht hier den Spezialisten und dort den Generalisten 
sieht, sondern das Lehrkräften durch den integrierten Erwerb des allgemeinen 
und des sonderpädagogischen Lehramts ermöglicht, sich für alle Kinder zu 
qualifizieren“ (Hänsel, 2015, 38). Weitere Informationen zum Studiengang 
finden sich z.B. bei Lütje-Klose, Miller & Ziegler (2014). 
1 Die Perspektive der Absolvent_innen 
In den Jahren 2011 und 2013 fanden jeweils Befragungen mittels eines On-
line-Fragebogens statt, um Informationen über den beruflichen Werdegang 
der Absolvent_innen zu erhalten, um zu einem Abgleich der Konzeption des 
Studiengangs mit den retrospektiven Einschätzungen zu kommen und um 
schließlich auch Einstellungen und Haltungen zu Fragen des Umgangs mit 
Heterogenität und Inklusion zu erheben (vgl. Kottmann & Hofauer, 2015). 
Im Jahr 2015 wurden Interviews geführt, um zu vertieften Aussagen zu ge-
langen. Zwei Seminargruppen des ISP-Studiengangs im Mastermodul „Pro-
fession“ entwickelten gemeinsam mit Prof. Dr. Susanne Miller und der Auto-
rin einen Leitfaden, der 34 Interviewfragen zu den Bereichen „Gegenwärtige 
berufliche Situation“, „Evaluation von Studium und Studiengang“ sowie 
„Einstellungen und Haltungen“ enthielt. Zur Gewinnung der Inter-
viewpartner_innen wurden die Absolvent_innen per Mail kontaktiert, insge-
samt 20 erklärten sich anschließend zu einem Interview bereit. Die Inter-
viewpartner_innen bilden im Hinblick auf die Geschlechterverteilung (85% 
weiblich) und den aktuellen Tätigkeitsort in etwa die Gesamtkohorte ab: so 
wurden a) Absolvent_innen befragt, die als Förderschullehrkräfte an Förder-
schulen oder aber im Gemeinsamen Unterricht an Grund- oder weiterführen-
den Schulen tätig sind, b) Grundschullehrkräfte, die an Grundschulen unter-
richten und c) Absolvent_innen, die aktuell einer Tätigkeit als Wissenschaft-
liche Mitarbeiter_innen nachgehen. Die Interviews wurden von jeweils zwei 
ISP-Studierenden geführt und anschließend transkribiert, die Auswertung 
erfolgte mit Hilfe der Qualitativen Inhaltsanalyse nach Mayring (2015), hier-
für wurden ein Kategoriensystem entwickelt und die Interviews mithilfe der 
Software MaxQda (vgl. Kuckartz, 2007) ausgewertet.  
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2 Einstellungen und Haltungen  
Im Rahmen professioneller Handlungskompetenz (vgl. Baumert & Kunter, 
2006) erweisen sich Einstellungen und Haltungen als zentraler Aspekt für 
Lehrer_innenhandeln sowie für die Umsetzung von Inklusion in der Schule. 
Auch wenn bis heute nicht geklärt ist, welche Auswirkungen spezifische 
Überzeugungen und Einstellungen auf das Lehrer_innenhandeln haben, so ist 
die Bedeutung einer positiven Einstellung von Lehrkräften gegenüber Inklu-
sion vielfach nachgewiesen (vgl. Heinrich, Urban & Werning, 2013, 86-87): 
Lehrkräfte, die gemeinsamen Unterricht von Schüler_innen mit sonderpäda-
gogischem Förderbedarf als Teil ihrer professionellen Rolle ansehen, können 
qualitativ höherwertigen Unterricht in inklusiven Lerngruppen realisieren. 
Dementsprechend resümieren die Kultusminister- und die Hochschulrekto-
renkonferenz in ihrer gemeinsamen Empfehlung zur Lehrerbildung für eine 
Schule der Vielfalt (2015, S. 3): „Die für den Lehrerberuf benötigten Kompe-
tenzen schließen neben Kenntnissen, Fähigkeiten und Fertigkeiten auch Ein-
stellungen und Haltungen gegenüber Vielfalt ein, die durch professionsbezo-
gene, erfahrungsbasierte und theoriegestützte Reflexion entwickelt und durch 
Praxiserfahrung erlebbar werden müssen“. Besonders anschaulich wird diese 
zentrale Bedeutung von Einstellungen und Haltungen in dem Zitat der Ab-
solventin Sabine:  
 
„Also ich sag mal, das beginnt – also die Einstellung, das Wichtige dabei ist ei-
gentlich die Einstellung, die so im Kopf beginnt. Wenn das schon nicht da ist, 
dann wird’s schwierig“ (Sabine, S.2, 20). 
3 Professionelles Selbstverständnis 
Die Doppelqualifikation spielt sowohl für die Konzeption des Studiengangs 
als auch für die Einstellungen, Haltungen und das professionelle Selbstver-
ständnis der Absolvent_innen eine zentrale Rolle. Sie können sich sowohl als 
Sonderpädagog_In als auch als Regelschullehrkraft auf Stellen dieser beiden 
Kategorien bewerben bzw. als solche tätig sein, was das jeweilige Tätigkeits-
feld, aber vermutlich eben auch die konkreten Einstellungen und Haltungen 
beeinflusst. Dementsprechend wurde im Leitfaden u.a. die Frage formuliert: 
„Sehen Sie sich eher als Förderschul- oder Regelschullehrer/in?“ In den 
Antworten zeigt sich, dass das aktuelle Stellenprofil und seine individuelle 
Ausgestaltung einen großen Einfluss auf das Selbstverständnis haben. Dieses 
wird an der Äußerung von Sabine deutlich, die derzeit als Sonderpädagogin 
im Gemeinsamen Unterricht (GU) an einer Grundschule tätig ist: „Ja, da 
würde ich sagen, das ist abhängig davon, wie die Schule den GU umsetzt“ 
(Sabine, S. 7, 93-94). Diese Aussage unterstreicht, dass sie sowohl ihre Rolle 
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als auch ihre konkrete Zuständigkeit als flexibel und die konzeptionelle bzw. 
reale Umsetzung an der Schule dafür als maßgeblich empfindet.  
Ebenso zeigen Antworten, dass die Absolvent_innen sich mit ihrer Doppel-
qualifikation auch als Lehrer_innen für alle Kinder definieren und es schwie-
rig finden, sich auf die Frage „Förderschul- oder Regelschullehrer/in“ zu 
einem eindeutigen Profil zu bekennen, wie es von Simone formuliert wird:  
 
„Ich finde die Unterscheidung eigentlich mittlerweile blöd, weil letztendlich sol-
len wir uns ja im Grunde für alle Kinder irgendwie sehen, aber letztendlich muss 
man da auch sagen, also ich (…) sehe ich mich eher als Lehrerin für alle, also im 
Grunde genommen gibt es da gar nicht die Unterscheidung, aber auch im Kolle-
gium werde ich natürlich eher wahrgenommen dann als die Sonderpädagogin 
(…)“ (Simone, S. 8-9, 49).  
 
Simone ist als Förderschullehrerin an einer Stadtteilschule eingesetzt und hat 
dort eine Klassenlehrerfunktion übernommen. Diesen Klassenlehrerstatus 
sieht sie als zentral an und argumentiert, dass sie diese Möglichkeit, eine 
„Heimat“ zu haben, für Kinder „richtig da“ zu sein, für etwas Besonderes hält 
und dadurch eine ganz andere Einstellung zu vertreten. Bei Simone wird 
gleichzeitig ersichtlich, dass es (wie bei Sabine) auf die Schule, aber auch auf 
das Kollegium ankommt, das Rollen zuweisen oder einfordern kann, bzw. in 
dem mögliche Differenzen in den Zuständigkeiten und Anforderungen viru-
lent werden können.  
Für die Philosophie des Studiengangs zentral ist ebenso der Aspekt, die Di-
chotomie von Generalist_in vs. Spezialist_in aufzuheben. So antwortet Jen-
ny, die aktuell als Förderschullehrerin im GU einer Grundschule tätig ist:  
 
„Ich würde sagen eher als Förderschullehrerin. Obwohl jetzt durch, eben 
im letzten halben Jahr, verschwamm das auch irgendwie. (…) Also schon 
eher als Förderschullehrerin, wobei sich da auch irgendwo in dem Kon-
text auf jeden Fall die Berufsbilder auch schon angenähert haben, also 
manchmal auch schon fast ineinander übergehen.“ (Jenny, S. 12, 63) so-
wie „Dass es für mich schon auch ein Stück weit Normalität ist, dass ich 
halt… dass es auch irgendwie normal ist, dass ich nicht zu allen Berei-
chen irgendwie die totale Expertin sein kann. Und das ist auch gar nicht 
Sinn… das muss ja auch nicht sein“ (Jenny, S. 8, 45).  
 
Gleichwohl zeigen andere Antworten auf die o.g. Frage, dass einzelne Ab-
solvent_innen sich klar zu einer Profession (und dann vermehrt zu der son-
derpädagogischen) positionieren: „Nee, schon eher als Förderschullehrerin, 
oder Förderlehrerin. (…) Ja, weil ich doch noch eher den Blick dann da auf 
die Schüler habe. Und da auf die achte“ (Anita, 11, 128-130). Eventuell kann 
dieses eindeutigere Selbstverständnis jedoch damit zusammenhängen, dass 
Anita im GU an einer Gesamtschule, d.h. in der Sekundarstufe I tätig ist und 
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hier Rollen und Teamarbeiten – vermutlich verstärkt durch das Fachleh-
rer_innenprinzip – anders ausgestaltet werden.  
Insgesamt zeigt sich, dass die Praxiserfahrungen, die derzeit besetzte Stelle, 
die Umsetzung des GU und die Rolle im Kollegium an der konkreten Schule 
das professionelle Selbstverständnis der Absolvent_innen massiv beeinflus-
sen. Hier ist eine systemimmanente und professionsbezogene Eigendynamik 
zu vermuten, die durch strukturelle Vorgaben, Aufgabenfelder und -zu-
schreibungen die Rollen und Zuständigkeiten auch vorgeben. Seitens der 
Absolvent_innen zeigen sich deutliche Bereitschaften, Rollen und Zuständig-
keiten flexibel zu übernehmen bzw. sich durch die Doppelqualifikation als 
Lehrkraft für alle Kinder zu definieren, gleichwohl bleibt dieses abhängig 
von der konkreten Umsetzung auf den strukturellen Ebenen der Klasse und 
des dort tätigen Teams, der einzelnen Schule und des jeweiligen Kollegiums 
sowie der Schulform bzw. Schulstufe.  
4 Die Feststellung von sonderpädagogischem Förderbedarf 
An der Interviewfrage „Wie positionieren Sie sich zur Feststellung von son-
derpädagogischem Förderbedarf?“ können die antinomischen Anforderun-
gen des Schulsystems im Spannungsfeld von Fördern und Selektieren (vgl. 
Helsper, 1996) aufgezeigt werden. Die Feststellung von sonderpädagogi-
schem Förderbedarf (SPF) konkretisiert zudem die aktuelle widersprüchliche 
Problemlage, dass sowohl die Integrations- /Inklusionsquote aber auch insge-
samt die Förderquote steigen, d.h. es werden zwar mehr Kinder mit einem 
SPF inklusiv beschult, jedoch steigt ihr Anteil insgesamt an, so dass nicht 
weniger an den Förderschulen unterrichtet werden (vgl. Klemm, 2015, Hol-
lenbach-Biele 2016). In NRW wird an der expliziten Feststellung von SPF 
und an der Erstellung von Gutachten nach wie vor rechtlich festgehalten (= 
AOSF, vgl. MSW NRW 2014 sowie zur Kritik Miller & Kottmann 2016), 
was einer zentralen Zäsur entspricht, die den Exklusionsmechanismus und 
die Funktionslogik des Schulsystems symbolisiert. Es geht konkret um die 
Situation, einen SPF festzustellen oder davon abzusehen bzw. ein Kind als 
sonderpädagogisch förderbedürftig zu etikettieren oder nicht, und somit zei-
gen sich Einstellungen und Haltungen hier deutlich greifbarer. Die folgenden 
Äußerungen repräsentieren die schwierige Ausgangslage und auch die Zerris-
senheit der Lehrer_innen: 
 
„Ich find‘ das schade, dass ähm, wir den Kindern den Stempel immer noch auf-
drücken müssen, um entsprechend Lehrerstunden zu bekommen oder Mittel zu be-
kommen, äh für sonderpädagogische Unterstützung. Denn das ist ja bis jetzt im-
mer noch so trotz Inklusion, dass man eben immer erst noch mal sagen muss – so 
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ich stell hier jetzt ein AOSF-Verfahren und da ist hier der Förderort festgestellt – 
und erst dann krieg ich für das Kind so und so viele Stunden mit einem Sonderpä-
dagogen und das ist eigentlich nicht Inklusion finde ich.“ (Kira, S. 7, 67) 
 
„Man kann halt auch viel Fehlentscheidungen treffen.“ (Dinah, S. 14, 83) 
 
Fast übereinstimmend werden von den Absolvent_innen bzw. Lehrer_innen 
Zweifel an dem Verfahren, Unsicherheiten und Sorgen geäußert. Der Ver-
weis auf systemische Zwänge, die sie in diese Antinomie zwingen, um damit 
pädagogische Ressourcen zu erschließen, wird sichtbar. Gleichzeitig wird die 
Sorge formuliert, mit dem Verfahren „das Richtige“ zu tun, und im Sinne des 
Kindes zu agieren. Sehr plakativ urteilt Simone über das Feststellungsverfah-
ren: 
 
„Ja, also letztendlich, wenn wir jetzt inklusiv denken, ist es Schwachsinn, so was 
zu machen, (…) weil dann müssen wir sagen, ok, jedes Kind hat in irgendeiner 
Weise irgendwo Förderbedarf und sei es das Kind, was hochbegabt ist und ei-
gentlich noch mehr könnte. Von daher brauchen wir das im Grunde genommen 
nicht, aber um Kinder sinnvoll fördern zu können, egal auf welchem Niveau, 
brauchen wir ja trotzdem eine Art Förderplan, das heißt, so dieses Instrument 
AOSF brauchen wir nicht unbedingt, aber das heißt nicht, dass wir keine Dia-
gnostik brauchen, um dann individuell fördern zu können und (…) das ist dann 
egal, ob das Kind auf einem sehr geringen Niveau arbeitet oder auf einem sehr 
hohen. Es muss irgendwie diagnostiziert werden, an welcher Stelle setze ich an, 
um das Kind passend zu fördern, aber ich muss nicht sagen, das Kind hat sonder-
pädagogischen Förderbedarf.“ (Simone, S. 7-8, 43) 
 
Bei Simone wird zudem deutlich, dass sie explizit von pädagogischem und 
nicht von sonderpädagogischem Förderbedarf ausgeht, was bedeutsam für 
eine inklusive Diagnostik ist, aber auch für eine von ihr empfundene und für 
sich definierte Zuständigkeit für alle Kinder spricht. Möglicherweise wird es 
durch die Doppelqualifikation besonders schwierig, die bildungspolitisch 
vorgegebene Aufgabe der Selektion in einem vermeintlich inklusiven Schul-
system umzusetzen. 
 
5 Fazit 
 
Hänsel und Miller (2014) kritisieren, dass die Rollen- und Aufgabenbe-
schreibung von Lehrkräften der allgemeinen Schule und der Förderschule 
häufig deutliche Tendenzen zur Hierarchisierung aufweist, und dass Förder-
schullehrer_innen sich zunehmend als Berater_innen oder in einer eher über-
geordneten Funktion sehen. Die portraitierten Interviewpassagen zeigen, dass 
die Absolvent_innen überwiegend eine hybride Rolle mit einer Zuständigkeit 
für alle Kinder bevorzugen würden. Gleichwohl sind sie durch die Stellen- 
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und Schulpraxis, die in der Regel eine eindeutige Zuständigkeit bzw. Rolle 
vorsehen, häufig gezwungen, die konkrete Stelle entsprechend der Erwartun-
gen auszufüllen und sich eher mit einem Lehramt zu identifizieren. Vermut-
lich wirken sich dann wiederum das höhere Gehalt, die aktuell positiven 
Stellenaussichten, der Wunsch, eine (durch eine längere Studiendauer) er-
worbene, vermeintlich höherqualifizierende Position und auch Rollenzu-
schreibungen im Kollegium dahingehend hierarchisch aus, dass die Absol-
vent_innen sich zwar als flexibel empfinden, gleichwohl aber eine deutliche 
Tendenz zum Förderschullehramt aufweisen.  
Abschließend bleibt die Frage der Einstellungen und Haltungen, die zentral 
sind, aber die die Diskussion auch nicht verkürzen dürfen. So betonen 
Trautmann und Wischer, dass die Inklusionsdebatte zu kurz greift, wenn sie 
schwerpunktmäßig an die „richtigen“ Einstellungen und Haltungen der Lehr-
kräfte appelliert und dabei sämtliche organisationstheoretischen Fragen und 
die „Wirkmächtigkeit der Struktur und Logik der Institution“ (Trautmann & 
Wischer, 2011, S. 113) vernachlässigt. Gleichzeitig ist aktuell festzustellen, 
dass die Forschung über Einstellungen und Haltungen von Lehrkräften zu 
Inklusion „boomt“ und damit die Wirkmacht des Systems und seiner einzel-
nen Ebenen bzw. Rahmenbedingungen, unter denen Lehrer_innen konkret 
tätig sind, drohen vernachlässigt zu werden.  
Die Antinomie von Fördern und Selektieren zeigt sich bei der Feststellung 
von sonderpädagogischem Förderbedarf besonders gravierend (vgl. zum 
Entscheidungsdilemma: Miller & Kottmann, 2016). Behinderung bzw. SPF 
ist nach wie vor als wirkmächtigste Differenzkategorie in der inklusiven 
Schule anzusehen. Dieses konterkariert die Idee von Inklusion, wonach eine 
Anerkennung individueller Unterschiede ohne Kategorisierung, ohne Aus-
sonderung und ohne dichotome „Zwei-Gruppen-Theorie“ (vgl. Hinz, 2009) 
erfolgen soll. Auch die befragten Absolvent_innen äußern ihre Kritik an dem 
Verfahren und machen deutlich, dass sie diese Differenzkategorie und die 
entsprechende Markierung für ihr pädagogisches Handeln als überflüssig 
betrachten, gleichwohl durch das Etikettierungs-Ressourcen-Dilemma, wel-
ches auch durch die VN-Konvention nicht aufgelöst wurde, in die Situation 
gezwungen werden. So bleibt letzten Endes auch mit einer Doppelqualifika-
tion auf der Ebene der Lehrkräfte eine fragwürdige Zwei-Gruppen-Theorie 
erhalten. 
Um zu einer gegenseitigen Wertschätzung unterschiedlicher professioneller 
Expertisen und Perspektiven, zu einer Verzahnung zwischen grundschul- und 
sonderpädagogischen Förderressourcen sowie einer multiprofessionellen 
Kooperation und dem Aufbau mehrperspektivischer Teamstrukturen auf 
Schul- und Ausbildungsebene zu gelangen (vgl. Lütje-Klose et al. 2014), 
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sollte auf eine explizite Kategorisierung der Kinder verzichtet werden. Erst 
wenn an einer Schule Diversität ohne Etikettierung selbstverständlich ist und 
alle Lehrer_innen sich für alle Schülerinnen und Schüler zuständig fühlen, ist 
eine inklusive Schule glaubwürdig. Dafür ist eine gemeinsame Lehrerausbil-
dung ebenso notwendig wie die entsprechenden Rahmenbedingungen und 
Einstellungen und Haltungen der Lehrkräfte. Das im Titel erwähnte Zitat 
einer Absolventin: „Also ich hab‘ mir immer gewünscht im GU tätig zu sein. 
(…) ich denk mal auch, das Studium hat da auch sehr geprägt...“ weist somit 
nachdrücklich auf die Relevanz und Qualität universitärer Lehrerbildung für 
die Entwicklung von Einstellungen und Haltungen hin, gleichwohl dürfen 
auch die entsprechenden strukturellen Bedingungen in der Schule nicht ver-
nachlässigt werden. 
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Svenja Jaster 
 
Inklusion am Zentrum für LehrerInnenbildung der 
Universität zu Köln: Die Kooperationsinitiative für 
Didaktik in der Inklusion 
 
 
 
Das Zentrum für LehrerInnenbildung (ZfL) versteht Inklusion als Quer-
schnittsaufgabe für alle Lehrämter. Gemeinsam mit Kooperations-
partner_innen hat sich im Jahr 2015 die Kooperationsinitiative für Didaktik 
in der Inklusion gegründet, die die Vernetzung zwischen Fachdidaktiken und 
-wissenschaften, Bildungswissenschaften und Sonderpädagogik unterstützt. 
Die Orientierung an den tatsächlichen Bedarfen der schulischen Praxis steht 
dabei im Vordergrund. Anfang 2016 haben sich hierzu Vertreter_innen aus 
unterschiedlichen Fachbereichen und Disziplinen vernetzt und an interdiszip-
linären Fragestellungen im Kontext inklusiven Unterrichts gearbeitet. Diese 
Arbeit wird im Herbst 2016 fortgesetzt und durch Vertreter_innen aus der 
schulischen Praxis unterstützt, um die Verzahnung von Theorie und Praxis zu 
sichern.  
1 Ausganglage  
Ausgehend von den aktuellen bildungspolitischen Entwicklungen „kommt 
der Ausbildung zukünftiger Lehrerinnen und Lehrer eine Schlüsselfunktion 
im Kontext dieser Bildungsreform zu“ (Amrhein & Dziak-Mahler, 2014, 12).  
Nach Amrhein und Reich (2014, 32) stehen „die Fachdidaktiken [...] vor der 
Herausforderung, Inklusion auch in den Schulfächern zu ermöglichen”, und 
Preuss-Lausitz (2014, 12) verweist darauf, dass sich guter inklusiver Unter-
richt „im jeweiligen Fach – und mit den jeweiligen Fachlehrkräften – reali-
siert. [...] Die Fachdidaktik- und Fachwissenschafts-Lehrstühle der Universi-
täten und Hochschulen könnten, in Zusammenarbeit mit der allgemeinen 
Schulpädagogik und der Sonderpädagogik, kompetente Auftragnehmer sein”, 
um fächerspezifische Forschungsfragen zu bearbeiten. 
Dass sich diese Veränderungen in der Lehramtsausbildung wiederfinden 
müssen, findet seinen Niederschlag schließlich in der Lehramtszugangsver-
ordnung (LZV) und wird damit auch rechtlich verankert. Die Verordnung 
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sieht vor, dass „die Leistungen in den Fächern [...] im Umfang von mindes-
tens 5 Leistungspunkten inklusionsorientierte Fragestellungen [enthalten]“ 
(MIK NRW, 2016, §1(2)). Eine grundlegende Herausforderung innerhalb 
dieser Debatte ist die Tatsache, dass es keine einheitliche Definition von 
Inklusion gibt.  
2  Inklusionsverständnis 
In den letzten Jahren hat sich die Debatte um Inklusion in unterschiedlichen 
gesellschaftlichen Kontexten vor allem durch die Ratifizierung der UN-
Behindertenrechtskonvention etabliert, während der Inklusionsbegriff nicht 
eindeutig definiert ist (vgl. Wansing, 2015, 43). Häufig finden sich in Defini-
tionsansätzen Aufzählungen verschiedener Heterogenitätsdimensionen, wo-
bei Besand und Jugel (2015, 48) diese Problematik als „additives Vorgehen“ 
zusammenfassen, das an Grenzen der Disziplinen stoße und sich in Wider-
sprüchen verfange. Sie betonen, dass sich die Debatte um Inklusion nicht auf 
Menschen mit Behinderung beschränken könne, sondern sich auf alle Men-
schen beziehen müsse (vgl. ebd., 2015). Grosche (2015, 23) geht davon aus, 
dass eine Definition in absehbarer Zeit nicht zu erwarten sei, da es sich um 
ein „multifaktorielles und mehrdimensionales Konstrukt“ handle und plädiert 
dafür, das entsprechende Inklusionsverständnis zu Beginn jeden Diskurses 
offenzulegen, um eine Verständigungsbasis zu erreichen. Heinrich et al. 
(2013, 74f) beschreiben dabei das Dilemma zwischen theoretischer Idealisie-
rung und Realitätsferne. Die Autoren plädieren dafür, einen breiten Inklusi-
onsbegriff als immer wieder anzustrebendes Ziel zu vertreten, während diese 
Ausgangsbasis anschließend so operationalisiert werden müsse, dass sie 
umsetzbar sei (vgl. ebd. 2013, 73f). 
Im Zusammenhang von (Aus-)Bildung und Inklusion werden oftmals zwei 
Ebenen angesprochen, die beide berechtigt sind: als politisch-normatives Ziel 
von gesellschaftlicher Partizipation aller Menschen, sowie als handlungsori-
entiertes Thema in verschiedenen Lehr- und Unterrichtsveranstaltungen. 
Das Zentrum für LehrerInnenbildung (ZfL) vertritt einen weiten Begriff von 
Inklusion und bettet ihn in ein weites Verständnis gesellschaftlicher Hetero-
genität und Diversität ein. Inklusion ist am ZfL als Thema für alle Lehramts-
studiengänge und in allen Phasen verankert, dessen Ausgestaltung fortlau-
fend weiterentwickelt wird. Je nach Kontext werden hier Schwerpunkte ge-
bildet, die eine tiefere inhaltlich Auseinandersetzung erlauben, wie auch im 
Falle der Kooperationsinitiative, die im Weiteren vorgestellt wird.  
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3 Lehramtsausbildung an der Universität zu Köln 
An der Universität zu Köln sind über 12.0001 Lehramtsstudierende einge-
schrieben (vgl. Universität zu Köln, 2016). Die Ausbildung erfolgt an vier 
lehrer_innenbildenden Fakultäten2 und wurde zum Wintersemester 2011/12 
auf das Bachelor-Master-System umgestellt. 
Das Zentrum für LehrerInnenbildung (ZfL) bietet seit 2011 Informationen in 
allen Phasen des Studiums und begleitet und koordiniert die Lehrer_in-
nenbildung an der Universität, indem es eng mit den lehrer_innenbildenen 
Fakultäten und den kooperierenden Hochschulen sowie den Zentren für 
schulpraktische Lehrerausbildung3 (ZfsLs) und Schulen der Ausbildungsre-
gion Köln kooperiert.  
An der Universität zu Köln können die Lehramtsstudiengänge Lehramt an 
Grundschulen, Haupt-, Real- und Gesamtschulen, Gymnasien und Gesamt-
schulen, Berufskollegs und Lehramt für sonderpädagogische Förderung stu-
diert werden. Von der Wahl der Schulform hängt die Kombination und Aus-
wahl entsprechender Fächer ab, während alle Lehramtsstudierende einen 
bildungswissenschaftlichen Anteil und die Praxisphasen, die das Orientie-
rungspraktikum und das Berufsfeldpraktikum im Bachelor, sowie das Praxis-
semester im Masterstudium umfassen. Sie werden durch das ZfL koordiniert 
und gestaltet.4 
4 Die Kooperationsinitiative für Didaktik in der Inklusion 
Ausgehend von den skizzierten bildungspolitischen Entwicklungen hat sich 
die Kooperationsinitiative für Didaktik in der Inklusion gegründet. Sie ver-
steht sich als Begleitung der Entwicklung von methodisch-didaktischen 
Überlegungen rund um Fragestellungen eines inklusiven Unterrichts. Leitmo-
tiv ist dabei die Orientierung an den tatsächlichen Bedarfen der schulischen 
und unterrichtlichen Praxis und den Herausforderungen, denen sich Lehrkräf-
te gegenübersehen. Um Inklusion dabei fassbar zu machen, richtet sich der 
Fokus auf die Ebene der Didaktik und Methodik in herausfordernden Lehr- 
                                                          
1  Die Zahl bezieht sich auf Studierende der Lehramtsstudiengänge Bachelor, Master und Staats-
examen (auslaufend) im Wintersemester 2015/16.  
2  Dies sind die Humanwissenschaftliche, die Philosophische, der Mathematisch-Naturwissen-
schaftl. und der Wirtschafts- und Sozialwissenschaftliche Fakultät sowie die Deutsche Sport-
hochschule Köln und die Hochschule für Musik und Tanz als kooperierende Hochschulen 
3  Die ZfsLs in Nordrhein-Westfalen sind für die zweite Phase der Lehramtsausbildung, den 
Vorbereitungsdienst der LehramtsanwärterInnen verantwortlich.  
4  Nähere Informationen sind auf der Internetseite des Zentrums für LehrerInnenbildung der 
Universität zu Köln verfügbar unter: www.zfl.uni-koeln.de [02.05.2016]. 
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und Lernsituationen. Dieser Ansatz soll Schwerpunktbildungen ermöglichen 
und dabei flexibel bleiben, um sich an die entsprechenden Gegebenheiten 
und Bedarfe der Praxis anpassen zu können. Aktuell zeichnen sich besonders 
Fragen des Umgangs mit Schüler_innen ab, die in ihrer emotionalen und 
sozialen Entwicklung, in ihren sprachlichen Fähigkeiten und im Bereich des 
Lernens besonderer Unterstützung bedürfen.  
4.1 Anliegen der Kooperationsinitiative  
Die Bedeutung der interdisziplinären Zusammenarbeit von Fachdidaktiken, 
Sonderpädagogik und Bildungswissenschaften wird in zahlreichen Beiträgen 
betont (vgl. u.a. Amrhein & Reich, 2014; Preuss-Lausitz, 2014). 
Die Verzahnung von Fachwissenschaften und -didaktiken, den Bildungswis-
senschaften und der Sonderpädagogik mit dem Ziel, gemeinsam tragfähige 
Konzepte für die Praxis zu entwickeln, stellt daher das zentrale Anliegen dar. 
Aus dieser Zusammenarbeit soll die Gestaltung von Angeboten der Aus-, 
Fort- und Weiterbildung generiert und begleitet werden. Vielfach bestehen 
bereits enge Kooperationen zwischen Fachbereichen, die Impulse und Vor-
bilder für weitere Projekte sein können.  
Anliegen ist es, fachliche, didaktische und praktische Expertise des Unter-
richts in heterogenen Lerngruppen bündeln, um den daran Beteiligten und 
Interessierten den Austausch zu ermöglichen und Konzepte inklusiven Fach-
unterrichts verfügbar zu machen. Die Koordinierung dieser Initiative erfolgt 
aus dem Zentrum für LehrerInnenbildung der Universität zu Köln. 
4.2 Die Beteiligten der Kooperationsinitiative  
Im Januar 2016 hat die Auftaktveranstaltung der Kooperationsinitiative in 
Form eines vierstündigen Workshops stattgefunden, an dem Vertreter_innen 
der unterschiedlichen Fachbereiche der Universität zu Köln an konkreten 
Fragestellungen und Themen für (Fach-)unterricht in inklusiven schulischen 
Settings gearbeitet haben. Dabei wurden auch die Bedarfe an eine Kooperati-
onsinitiative abgefragt, um ein für die Universität zu Köln spezifisches Ge-
rüst der Koordination entwerfen zu können. Grundgedanke ist dabei die Fort-
führung der bereits 2012 angestoßenen Fachtagung Fachdidaktik inklusiv5 
des ZfL sowie die Impulse aus dem Lehrstuhl für Erziehungshilfe und sozial-
emotionale Entwicklung6 und der Lernwerkstatt im Netzwerk Medien7 der 
Humanwissenschaftlichen Fakultät an der Universität zu Köln.  
                                                          
5 nähere Informationen finden Sie online unter http://zfl.uni-koeln.de/inklusion2012-tagung.html 
6 https://www.hf.uni-koeln.de/30050 
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Die Lernwerkstatt stellt als fachrichtungsübergreifende Einrichtung metho-
disch-didaktische Materialien in einem Arbeitsraum bereit und entwickelt 
Workshops für Handelnde in verschiedenen schulischen Kontexten. Interdis-
ziplinärer und phasenübergreifender Austausch sind Grundgedanken der 
Lernwerkstatt.  
Das ZfL ist die übergreifende Institution der Gestaltung und Koordination 
des Lehramtsstudiums. Es bildet durch die phasenübergreifende, lehramts-
übergreifende und fakultätsübergreifende Koordination eine für alle Ak-
teur_innen erreichbare und unabhängige Anlaufstelle und bildet durch die 
Koordination und Gestaltung der Praxisphasen die Schnittstelle zwischen 
Universität und schulischer Praxis.  
Heinrich et al. (2013, 111ff) arbeiten auf der Grundlage des gesichteten For-
schungsstands zu Ausbildungsformen von Lehrkräften für die inklusive 
Schule verschiedene Varianten der stufenbezogenen Lehramtsausbildung für 
die inklusive Beschulung heraus, die einer Koordinierungsstelle als Grundla-
ge und Orientierung dienen können, und erachten die Zentren für Lehrerbil-
dung dabei als die geeignete Institution, die geforderten Maßnahmen in die 
Lehrer_innenausbildung zu überführen, qualitätsvolle Ausbildungsstrukturen 
zu schaffen und ebenso die Brücke zu weiteren Phasen der Leh-
rer_innenbildung zu bilden (vgl. auch Moser & Kipf, 2015; Preuss-Lausitz, 
2014).  
4.3  Interdisziplinärer Austausch und Theorie-Praxis-Verzahnung  
Im September 2012 veranstaltete das ZfL die deutschlandweit erste Arbeits-
tagung zum Themenfeld Inklusion in den Fachdidaktiken Fachdidaktik inklu-
siv. Auf der Veranstaltung kamen Fachdidaktiker_innen aus allen Phasen der 
Lehrer_innenbildung (Schule, ZfsL, Universität) der Ausbildungsregion Köln 
und darüber hinaus zusammen. Ziel war es, konkrete Ideen für die (Weiter-) 
Entwicklung der Fachdidaktiken mit Blick auf Inklusion zu entwickeln sowie 
die Vernetzung der Ausbildungsregion in Bezug auf diesen Themenschwer-
punkt voranzutreiben. Nach dem Workshop im Januar 2016 findet im Sep-
tember 2016 die Folgeveranstaltung im Rahmen der Arbeitstagung Fachdi-
daktik inklusiv II statt. Schwerpunkte bilden die Themen Team-Teaching, 
Classroom Management, Lernausgangslagen und -fortschritte sowie Unter-
richtsplanung, die von Tandems aus Forschung und schulischer Praxis gestal-
tet werden. Den Rahmen bilden Anliegen aus Forschung, Ausbildung und 
                                                                                                                             
7  Weitere Informationen sind auf der Internetseite der Lernwerkstatt zu finden. Universität zu 
Köln, Humanwissenschaftliche Fakultät, Lernwerkstatt. Verfügbar unter https://www.hf.uni-
koeln.de/36881 [02.05.2016]. 
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schulischer Praxis an die Lehrer_innenbildung im Kontext schulischer Inklu-
sion. In weiteren Workshops werden fachspezifische Gegenstände anhand 
einer fiktiven heterogenen Lerngruppe konkretisiert.8  
5 Zusammenfassung und Ausblick 
Das Thema Inklusion am ZfL ist lehramtsübergreifend und phasenübergrei-
fend organisiert und kann so auch strukturell eingebunden werden, um alle 
Studierenden zu erreichen. Verstanden als dynamischer Prozess mit stetig 
wandelnden Aufgaben, verlangt das Thema eine langfristige und konstante 
Begleitung9. Die Größe der Universität ist dabei Herausforderung und Chan-
ce zugleich. Die hohe vorhandene Expertise in unterschiedlichen Bereichen 
bietet die Möglichkeit einer qualitätsvollen Lehrer_innenbildung. Sie bietet 
die Chance, innovative Kooperationen anzustoßen, Perspektivwechsel zu 
vollziehen und Kooperationen in verstärktem Maße an der Universität zu 
etablieren, die für die schulische Realität greifbare Konzepte hervorbringen. 
Die hohe Resonanz bei Veranstaltungen spricht für den Wunsch nach Ver-
netzung und interdisziplinärer Zusammenarbeit. Eine Herausforderung ist, 
dieses Interesse zu bündeln und die Vernetzung soweit zu unterstützen, dass 
die zahlreichen Ideen nicht durch strukturelle Hindernisse oder das „Alltags-
geschäft“ verloren gehen. Die interdisziplinäre Arbeit zum Teil der alltägli-
chen Arbeit zu machen, ist eine wesentliche Aufgabe. Hierzu bedarf es der 
Kooperation aller Beteiligten, die Lehrer_innenbildung so zu entwickeln, 
dass angehende Lehrkräfte auf die Anforderungen, Unterricht in heterogenen 
Lerngruppen zu gestalten, vorbereitet werden und Unterstützung in Form von 
Fort- und Weiterbildung auf den Weg gebracht werden kann. Die Arbeit in 
multiprofessionellen Teams muss auch durch die entsprechenden wissen-
schaftlichen Kooperationen abgebildet werden. Hier sind die Wissenschaft 
aber auch die Strukturen universitärer Lehre gefordert, tragfähige Konzepte 
zu entwickeln, die sich in der Praxis bewähren müssen. Als Bindeglied zwi-
schen Theorie und Praxis kann das ZfL in koordinierender Funktion eine 
Übersetzungsleistung anbieten, Austausch ermöglichen und Initiativen ansto-
ßen. Langfristig gesehen kann es in dieser Funktion dafür Sorge tragen, diese 
                                                          
8  Die Ergebnisse der Tagung werden voraussichtlich 2017 veröffentlicht. 
9  Die Kooperationsinitiative ist, wie auch das ZfL, Teil des Netzwerks Inklusion der Universität 
zu Köln, das sich 2016 gegründet hat. Dort kommen Projekte und Initiativen der Universität 
zu Köln zusammen, die sich mit Inklusion beschäftigen. Die Neuigkeiten aus dem Netzwerk 
werden über einen Newsletter versendet, um Informationen an alle Interessierten zur Verfü-
gung zu stellen und Transparenz zu schaffen. Weitere Informationen finden Sie unter: 
http://zfl.uni-koeln.de/newsletter-netzwerk-inklusion.html [01.08.2016]. 
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auch in „qualitätsvolle Ausbildungsstrukturen“ (Heinrich et al. 2013, 114) zu 
überführen.  
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Marcel Veber und David Rott 
 
Leistungsbewertung als Herausforderung in der 
ersten Phase einer inklusiven Lehrer_innenbildung  
 
 
 
 
In der ersten Phase der Lehrer_innenbildung lassen sich über Studienange-
bote zum forschenden Lernen Veränderungen in Bezug auf die Einschätzung 
von Schüler_innenleistungen erreichen. In diesem Beitrag werden auf Basis 
der Idee einer potenzialorientierten Lehrer_innenbildung mit dem Projekt 
Praxisphasen in Inklusion (PinI) und dem Forschungspraktikum zum Forder-
Förder-Projekt zwei Maßnahmen vorgestellt und datenbasiert auf die Frage 
hin diskutiert, inwiefern das Verständnis von Leistung und deren Bewertung 
ein diversitätssensibles Handeln (angehender) Lehrpersonen in Praxisphasen 
unterstützen kann. 
1 Einleitung 
Der Umgang mit Schüler_innenleistungen ist eine schulpraktische Heraus-
forderung, da Inklusionspädagogik verstärkt die Entwicklungen Einzelner im 
System berücksichtigt (Prengel, 2014). Zudem wird mit Inklusion das tradier-
te Leistungsverständnis und damit Bildungsgerechtigkeit beleuchtet (Hein-
rich, 2015). Daher ist zu fragen, welches Verständnis von Leistung und deren 
Bewertung ein diversitätssensibles Handeln (angehender) Lehrpersonen un-
terstützen kann. Schüler_innenleistungen werden meist auf drei Ebenen be-
zugsnormorientiert beachtet (Winter, 2013). Leistungen sind immer individu-
ell, das Vorwissen oder die potenziellen Möglichkeiten unterscheiden sich 
voneinander. Im Sinne einer konstruktiven Unterstützungsmöglichkeit von 
Rückmeldungen ist es erforderlich, eine individuelle Bezugsnorm anzulegen, 
um Entwicklungen begleiten zu können. Die sachliche Bezugsnorm orientiert 
sich an Gegenständen und Produkten. Die Auseinandersetzung erfordert im 
konstruktivistischen Lehr-Lern-Verständnis den Einbezug der individuellen 
Perspektiven, zugleich aber auch etwaiger Standards, die u.a. für Zugangsbe-
rechtigungen erforderlich sind. Zudem ist der soziale Aspekt von Leistungen 
herauszustellen, wobei die Individualität der Leistung Berücksichtigung fin-
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den muss. Dabei stellt sich die Frage, wie mit der Individualisierung der 
Leistungsdiagnostik hierarchische Einordnungen im gesellschaftlichen Raum 
(re)produziert werden, die dem inklusionsbasierten Teilhabeanspruch konträr 
gegenüberstehen können (Sturm, 2015, S. 28).  
Lehrer_innenbildung kann im Sinne der Professionalisierung verstanden 
werden. „Professionalism is an ever-evolving target; the longer we practice 
and the more we learn, the more we grow professionally“ (Coleman, Gal-
lagher & Job, 2012, S. 31). Professionalisierung ist prozessorientiert, nicht 
jedoch auf ein konkret definiertes Ziel hin ausgerichtet (Rott, 2016, i.V.). 
Professionen zeichnen sich dadurch aus, dass sie über ein Berufsethos verfü-
gen, welches sich durch einen Service an der Gesellschaft auszeichnet und 
auf Wissen und Erfahrung, die erworben werden können, aufbaut (Terhart, 
2011). Mit Blick auf die erste Phase der Lehrer_innenbildung kann „[d]ie 
Vermittlung von professionellem Wissen“ (Kunter et al., 2011, S. 60) aufge-
zeigt werden. Doch nicht nur Wissen im engen Verständnis, das oftmals 
kompetenzorientiert operationalisiert wird, sollte im Fokus stehen; vielmehr 
sind damit reflexiv verbundene Ebenen der pädagogischen Haltung (Schwer, 
Solzbacher & Behrensen, 2014) einzubeziehen. Chance und Herausforderung 
im Wechselspiel aus Wissen und pädagogischer Haltung bieten universitäre 
Praxisphasen. Dies erfordert eine spezifische Gestaltung der Theorie-Praxis-
Brücke (Hascher & Zordo, 2015, S. 175), u.a. damit Studierende die Chance 
erhalten, das oftmals neue Feld reflektiert zu erfahren und so gewinnbringend 
zu nutzen. Im vorliegenden Beitrag wird die Idee einer potenzialorientierten 
Lehrer_innenbildung in diversitätssensiblen Praxisphasen der universitären 
Ausbildung vorgestellt. Aus zwei Projekten werden Daten herangezogen und 
anhand von Ankerbeispielen auf die Fragestellung hin untersucht, inwiefern 
das Verständnis von Leistung und deren Bewertung ein diversitätssensibles 
Handeln (angehender) Lehrpersonen in Praxisphasen unterstützen kann. 
2 Potenzialorientierte Lehrer_innenbildung in diversitätssensiblen 
Praxisphasen 
Wie an anderer Stelle ausgeführt wurde, wirken die ‚Sonderpädagogisierung‘ 
des Inklusionsdiskurses (Hänsel, 2015) und die damit potenziell verbundene 
Defizitorientierung stabilisierend auf das Schulsystem in seiner bisherigen, 
gegliederten Form, das im Widerspruch zur Idee der Inklusion steht (Veber & 
Fischer, 2016). Daher bedarf es eines hochschuldidaktischen Rahmens, um 
diese widersprüchlichen Muster zu erkennen. Leitend kann dabei forschendes 
Lernen sein. Es nutzt verschiedene Facetten und begreift Lernen als for-
schungsäquivalente Umsetzung (Rott, 2016 i.E.). Am Standort Münster wer-
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den diese Zugänge systematisch genutzt, um Studierende in Schul- und Un-
terrichtsentwicklungsprozesse einzubinden. Hierzu ist ein Blick, der System-
veränderungen erleichtert, notwendig. Um vielfältige Potenziale in Gruppen 
wie auch bei einzelnen Personen berücksichtigen zu können, bedarf es einer 
Potenzialorientierung als Ausgangspunkt pädagogischen Handelns. Dies 
kann eine Basis im Professionalisierungsprozess schaffen, die inklusionssen-
sible Kulturen, Strukturen und Praktiken erleichtert. Um diesem Diversitäts-
verständnis gerecht zu werden, kann ein intersektionales Fundament, das 
kategoriale Grenzen in Frage stellt und es ermöglicht, dass diese in ihren 
„‚Verwobenheiten’ oder ‚Überkreuzungen’ (intersections) analysiert werden“ 
(Walgenbach, 2012), hilfreich sein. Konkret wird dies, wenn in Professiona-
lisierungsprozessen nicht-intersektionale Konstrukte, die anstatt einer zwei 
intrapersonale Diversitätsfacetten kategorial determinieren (z.B. ‚Twice-
Exeptional-Children‘), kritisch hinterfragt werden. Dies kann den durch neue 
Kategorien erschwerten Blick auf mögliche Ursachen erhellen und auch ein 
umfassendes Bild von individueller Leistung ermöglichen.  
Diese Aspekte werden in Münster in zwei Projekten aufgriffen. Das erste 
Projekt ist Praxisphasen in Inklusion (PinI), das Regelschullehramtsstudie-
renden die Chance eröffnet, forschendes Lernen in festen Schulkooperationen 
mit dem Index für Inklusion zu realisieren (Veber, 2016): Die Studierenden 
werden nach einem einsemestrigen Vorbereitungsseminar potenzialorientiert 
an Schulen vermittelt und übernehmen Aufgaben, die vergleichbar zu Werks-
studierenden in der Wirtschaft sind. Sie beforschen in Kooperation mit Men-
tor_innen Teilaspekte inklusionsorientierter Unterrichtsentwicklung mit dem 
Index für Inklusion (Boban & Hinz, 2015). Dieses Forschen wird im Ent-
wicklungsportfolio dokumentiert, in dem auch prozessual das individuelle 
Inklusionsverständnis sowie die Entwicklung der Lehrer_innenrolle festge-
halten wird. Das zweite Projekt ist das Forschungspraktikum zum Forder-
Förder-Projekt Advanced (FFP-A). Im FFP-A begleiten Studierende über ein 
Schulhalbjahr Schüler_innen aus der Mittelstufe in Kleingruppen. Die Schü-
ler_innen entwickeln auf Basis ihrer Interessen ein Forschungsthema, das sie 
im Sinne des forschungslogischen Prozesses operationalisieren. Als Produkte 
werden Expertenarbeiten geschrieben und darauf aufbauend Vorträge konzi-
piert. Die Studierenden begleiten die Schüler_innen in diesem Projekt und 
unterstützen sie, indem sie ihnen Strategien des selbstregulierten und for-
schenden Lernens nahe bringen. Unterstützt werden die Studierenden in der 
Praxisphase in den Schulen durch Lehrpersonen an der Universität durch ein 
zweisemestriges Seminar, das die Vorbereitung und Begleitung ermöglicht. 
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3 Empirische Erkenntnisse 
Für die untersuchte Fragestellung, inwiefern das Verständnis von Leistung 
und deren Bewertung ein diversitätssensibles Handeln (angehender) Lehrper-
sonen in Praxisphasen unterstützen kann, erfolgt ein rekonstruktiver Zugang, 
indem beispielhafte Teilaspekte zweier Dissertationen (Rott, 2016 i.V.; 
Veber, 2016) reflexiv reanalysiert werden. Um dies methodisch zu ermögli-
chen, wird vierfach trianguliert: Auf der Datenebene werden aus zwei Pro-
jektkontexten Datensätze einbezogen (PinI: Entwicklungsportfolio; FFP-A: 
Fallvignette). Aufbauend auf projektbezogenen Auswertungen, die die Basis 
weiterer Analyseschritte bilden, erfolgt auf Forscherebene eine weitergehen-
de, gemeinsame Datenauswertung, indem die Auswahl sowie die Reanalyse 
der Ankerbeispiele im kommunikativen Verfahren erfolgt. Auf methodischer 
Ebene werden verschiedene Methoden verwendet (FFP-A: dichte Beschrei-
bung der Fallvignette; PinI: qualitative Inhaltsanalyse der Portfolios). Die 
Theorietriangulation erfolgt, indem die gewonnenen Erkenntnisse bezug-
nehmend auf soziologische sowie entwicklungspsychologische Theorien zur 
Pädagogischen Forschung interpretiert werden. 
3.1 Einblick PinI (Portfolio) 
Die PinI-Entwicklungsportfolios dienen einerseits der Unterstützung des 
forschenden Lernens mit dem Index für Inklusion. Andererseits wird somit 
der Entwicklungsprozess der Studierenden vom Beginn des Vorbereitungs-
seminars bis zur Reflexion der Praxisphase dokumentiert. Mit dem darge-
stellten Ankerbeispiel einer Studentin wird auf die Fragen eingegangen, wie 
der Studierendenblick auf Leistungen der Schüler_innen sowie die damit 
verbundene Leistungsbewertung ist und welche Bezugsnormen zumeist von 
den angehenden Lehrer_innen herangezogen werden.  
 
„Eine weitere Art der Differenzierung ist etwas versteckter, nämlich in der Er-
wartungshaltung des Lehrers an den individuellen Schüler und in der eigenen 
Einschätzung der Leistungsmöglichkeiten des Schülers. Oft haben die Schüler im 
Unterricht Aufgaben bekommen und sollten diese soweit bearbeiten, wie sie kom-
men. So entsteht eine natürliche Differenzierung […]. Damit sich die Schüler je-
doch nicht darauf ausruhen, dass sie eben nicht mehr geschafft haben, sollte der 
Lehrer seine Leistungserwartungen an den Schüler transparent machen. [… Die 
Lehrkraft]muss diagnostizieren, Leistung fördern und dem Schüler die Forderun-
gen passend vermitteln. Das ist leichter, wenn man im Team mit Sonderpädago-
gen arbeitet“. (WiSe_12-13_106) 
 
Der Anker verdeutlicht, dass nicht primär die Leistung als solches im Zent-
rum steht, es werden vielmehr Leistungsmöglichkeiten fokussiert, was einer 
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Potenzialorientierung entsprechen kann. Hier wird jedoch die in diesem Arti-
kel eingangs von Sturm (2015) angeführte Schwierigkeit in der individuellen 
Leistungsdiagnostik deutlich, indem hier Schwierigkeiten u.a. durch selbster-
füllende Prophezeiungen für eine inklusionssensible Unterrichtsgestaltung (in 
Ansätzen) beachtet werden. Der Zusammenhang von Diagnose von Leis-
tungspotenzialen und Performanz wird durch die Determinierungen der Leh-
rer_innen berücksichtigt. Zudem wird deutlich, dass im Rahmen der Diagno-
se von Leistung auf fachdidaktische Bezüge (hier: Fachdidaktik Mathematik) 
rekurriert wird. Die Zusammenhänge von Didaktik und Leistung werden von 
der Studentin mit ihrer spezifischen fachdidaktischen ‚Brille‘ betrachtet. Die 
Studentin betont zudem die Notwendigkeit, hohe Anforderungen an alle 
Schüler_innen zu stellen, wobei die individuelle Bezugsnorm als zentrales 
Diagnosekriterium herausgestellt wird. Diese Anforderungen sollen einer 
Performanz dienlich sein, um ‚Schonraumfallen‘ zu vermeiden. Letztlich 
sieht die Studentin die besonderen Anforderungen bei der Diagnose von 
Leistung (in inklusiven Settings). Die Lehrer_innen nehmen eine zentrale 
Rolle im Zuge der individuellen Performanz von Potenzial in Leistung ein, 
indem sie adaptive Lehrkompetenz in Teams lehrer_innenseits einbringen. 
3.2 Einblick FFP-A (Fallvignette) 
In der wissenschaftlichen Begleitung zum FFP-A werden Fallvignetten ein-
gesetzt, in denen die Studierenden zu drei Zeitpunkten (Beginn des Seminars, 
Beginn der Praxisphase, Ende der Praxisphase) einen fiktiven jungen Kolle-
gen bzw. eine junge Kollegin bezogen auf Umsetzungsmöglichkeiten der 
individuellen Förderung beraten sollen. Anhand eines Ankerbeispiels einer 
Studentin (St10) wird im Folgenden verdeutlicht, welche Facetten von Leis-
tung und Leistungsbeurteilung im Forschungspraktikum als relevant einge-
schätzt werden. St10 arbeitet in ihrer Darstellung im Nachgang an das Projekt 
mit Spiegelstrichen und geht auf Möglichkeiten der Differenzierung ein: 
 
- „Differenziere ich nach Interesse, könnten die SuS an dem arbeiten, was sie  
  interessiert“  
- „Differenziere ich nach Leistung, gebe ich jedem Schüler den [für] ihn „passen 
  den“ (=bestmöglich förderlich/fordernd) Stoff/Material.“  
- „Es kann auch mit einem Lernzirkel, in Freiarbeit, in Gruppenarbeit, anhand 
  von Stationenlernen o.ä. passieren.“ 
 
Im Ankerzitat wird deutlich, dass zunächst die Idee der Differenzierung zent-
ral gesetzt wird. Es geht darum, Möglichkeiten der Anpassung zu finden. Die 
Zurücknahme der Lehrperson ist zu erkennen bei gleichzeitiger Betonung der 
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Selbstverantwortung der Schüler_innen. Die Differenzierungsmaßnahmen 
und die Orientierung, wonach differenziert wird, obliegen der Lehrperson. 
Curriculare Vorgaben werden nicht als Maßgabe herangezogen, unterschie-
den wird zwischen Interesse und Leistung. Leistung und Interesse stehen hier 
im Gegensatz und fordern unterschiedliche didaktische Maßnahmen sowie 
eine unterschiedlich starke Einbringung der Lehrperson in den Lehr-Lern-
Prozess. Angestrebt wird die Bereitstellung passender Materialien, die sich 
an den individuellen Herausforderungen oder Potenzialen der Schüler_innen 
auszurichten scheinen. Dabei bleibt zu fragen, ob tatsächlich zwischen einer 
förder-orientierten und einer forder-orientierten Differenzierung unterschie-
den werden muss. Zudem ist zu fragen, inwiefern Interesse und Leistung 
voneinander zu trennen sind bzw. welche Bezüge sich zwischen diesen bei-
den Aspekten ergeben. 
Die konkrete Planung im Sinne des offenen Unterrichts im dritten Spiegel-
strich zeigt, wie differenziert werden kann, ohne dabei auf die Aspekte Leis-
tung und Interesse noch einmal einzugehen. Entsprechend scheint es so zu 
sein, dass für die St10 beide Orientierungslinien in diesem Paradigma umge-
setzt werden können. Die Bedeutung der Lehrperson in der entsprechenden 
Ausrichtung der didaktischen Gestaltung ist wiederum verständlich als pla-
nende und vorbereitende Instanz von Unterricht.  
Deutlich wird, dass St10 verschiedene Überlegungen miteinander verbindet 
und differenziert darstellen kann. Die Wahl von Themen, Materialien und 
Methoden wird eng an die verfolgten Ziele und die diagnostizierten Bedin-
gungen gekoppelt und entsprechend begründet. 
3.3 Zusammenführung 
In beiden, dargestellten Ankerbeispielen zur Bewertung von Leistung durch 
Studierende werden zahlreiche wechselseitige Verwobenheiten deutlich, auf 
die an dieser Stelle nur exemplarisch eingegangen werden kann. Auf der 
einen Seite wird die Verbindung von Wissensebenen (u.a. einer Materialori-
entierung) und der pädagogischen Haltung deutlich. Auf der anderen Seite 
betonen die beiden Studierenden in ihren Ausführungen, dass verschiedene 
Kompetenzbereiche, wie die diagnostische oder die didaktische Kompetenz, 
große Überschneidungen aufweisen und nicht singulär betrachtet werden 
sollen. Dies weist auch auf einen weiteren Aspekt hin, indem die Studieren-
den die Wechselbeziehung zwischen der pädagogischen Haltung u.a. in re-
flexiver Verbindung zu diagnostischen Kompetenzen der Lehrpersonen und 
die (wahrgenommenen) Schüler_innenleistungen kritisch fokussieren. 
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4. Ausblick 
Es wurde eingangs gefragt, wie die studentische Bewertung von Leistung 
sich im Wechselspiel von Wissen und Haltung darstellt und ggf. verändert. 
Auf Basis der skizzierten Ankerbeispiele sowie der beiden zugrundeliegen-
den Forschungsarbeiten wird deutlich, dass durch forschendes Lernen Studie-
rende systembedingte Antinomien von Leistungsbewertung in Inklusion 
zunehmend differenzierter, aber auch weniger problematisch betrachten. Dies 
kann als wichtiger Baustein inklusionssensibler Lehrer_innenbildung be-
trachtet werden, v.a. da die Bedeutung der eigenen pädagogischen Haltung 
hier stetig mit einbezogen wird. Damit kann auf der Basis der empirischen 
Daten vorsichtig angenommen werden, dass die pädagogische Haltung das 
zentrale Bindeglied kompetenzorientierter Professionalisierung (gerade für 
inklusive Settings) nicht nur für die Bewertung von Leistung sein kann. 
Für die beiden vorgestellten Projekte sowie den Standort Münster insgesamt 
können am Beispiel der beiden Ankerzitate und den zugrundeliegenden Dis-
sertationen einige Entwicklungsaufgaben formuliert werden, die folgend 
skizziert werden: Die inklusionsorientierte Leistungsbeurteilung kann durch 
Praxisphasen befördert werden. Daher sollte dies aufgrund der weitreichen-
den Bedeutung der Beurteilung und Bewertung von Leistung systematischer 
in alle Praxisphasen inklusionssensibel einbezogen werden. Hierzu bedarf es 
einer konkreten Fokussierung in der Hochschuldidaktik, die mit dem Ansatz 
des forschenden Lernens vorliegt. Besonders interessant scheint in diesem 
Kontext der forschend lernende Einsatz des Index für Inklusion zu sein. Es 
bedarf zudem einer Einbindung der zweiten und dritten Phase, wozu v.a. das 
Praxissemester ein interessantes Forum für studentische Arbeiten bietet.  
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Saskia Erbring 
 
Sprachliche Konstruktionen von Leistung –  
Ableitung von Konsequenzen für die Aus- und 
Fortbildung von Lehrkräften am Beispiel einer 
Fallvignette 
 
 
Dieser Beitrag beschäftigt sich mit pädagogischen Überzeugungen und wie 
diese der Veränderbarkeit zugänglich gemacht werden können. Zunächst 
werden die diesbezüglichen theoretischen Vorannahmen und wissenschaftli-
chen Bezüge skizziert. Anschließend wird an einer Fallvignette verdeutlicht, 
wie eine Lehrerin Schülerleistung (Arbeitsverhalten) beschreibt, erklärt und 
bewertet. Zuletzt werden mögliche Implikationen für die Lehrer_in-
nenbildung herausgearbeitet. 
1 Theoretische Vorannahmen 
1.1 Personenbezogene Überzeugungen von Lehrkräften in der 
empirischen Forschung 
Mit Reusser et al. (2011) lassen sich Überzeugungen als emotional aufgela-
dene mentale Strukturen mit normativ-evaluativem Charakter verstehen, die 
zur Berufsethik gehören. Überzeugungen zeigen eine gewisse Resistenz ge-
genüber Umstrukturierung, da sie sowohl individuell als auch kollektiv (z.B. 
innerhalb eines Kollegiums) konstruiert und rekonstruiert werden. Die kol-
lektive Dimension von Überzeugungen wird insbesondere in Theorien und 
Konzepten der Organisationsentwicklung berücksichtigt und mittels Forma-
ten der Organisationsberatung bearbeitet (Simon, 2013). 
 
In diesem Beitrag werden sprachliche Äußerungen einer Lehrkraft in Bezug 
auf einen Schüler in einen Zusammenhang mit ihren Überzeugungen ge-
bracht. Dieses Vorgehen steht im Einklang mit Zugängen empirischer For-
schung, die den Einfluss schülerbezogener Überzeugungen auf die pädagogi-
sche Arbeit untersuchen und den Niederschlag der jeweiligen Überzeugungen 
in Schülerleistungen herausarbeiten. Diese personenbezogenen Überzeugun-
gen – in der Unterscheidung zu kontextuellen und epistemologischen Über-
zeugungen – beziehen sich sowohl auf die Selbstwahrnehmungen von Lehr-
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kräften, deren Selbstwirksamkeitsüberzeugungen und Wertbindungen als 
auch jene Überzeugungen, die sich auf Schüler_innen und deren Verhalten 
(z.B. Arbeitsverhalten) beziehen. 
 
Gegenstandsbereiche von berufsbezogenen Überzeugungen 
Epistemologische 
Überzeugungen 
Personenbezogene 
Überzeugungen 
Kontextbezogene  
Überzeugungen 
           (Reusser et al., 2011, 485) 
 
Festgestellt wird bei Reusser et al. die schwierige Zugänglichkeit insbesonde-
re der ‚verhaltensnahen’ Überzeugungen. Unterschiede zwischen langjähri-
gen und neu erworbenen Überzeugungen werden hervorgehoben und bezüg-
lich der Möglichkeiten von Aus- und Fortbildung von Lehrkräften die Frage 
nach der Veränderbarkeit von Überzeugungen aufgeworfen. Hinsichtlich der 
möglichen Veränderbarkeit von Überzeugungen scheint insbesondere rele-
vant zu sein, ob und inwiefern die Person Zugriff auf interne und externe 
Ressourcen hat. Herausfordernd aufgrund der impliziten Charakteristik von 
Überzeugungen sind sowohl die Methodik in der Erhebung von Überzeugun-
gen als auch die Methodik zur Anregung der Veränderung. 
 
In diesem Beitrag soll gezeigt werden, dass Supervision ein geeignetes For-
mat zur Erhebung und Veränderung von pädagogischen Überzeugungen sein 
kann, welches in die Aus- und Fortbildung von Lehrkräften noch stärker 
einbezogen sein müsste. 
1.2 Reflexion als methodischer Rahmen in der Arbeit mit 
Überzeugungen 
Reflexion im Sinne einer reflexionsorientierten Haltung gilt als ein Kern 
pädagogischer Professionalität (Clark, 1995). Insbesondere im strukturtheore-
tischen Ansatz wird betont, dass oft weniger die Suche nach „richtigen“ Lö-
sungen für pädagogische Konstellationen, als die reflektierte Haltung einen 
Ausweg aus bedrängenden und als schwierig empfundenen Situationen bietet 
(Helsper, 2004; Erbring, 2017). Dies lässt sich auch als Reflexion auf die 
eigenen in der Situation maßgeblichen Überzeugungen verstehen. Im Erken-
nen zugrundeliegender Überzeugungen liegt demnach bereits ein Lösungs-
weg. 
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Hinsichtlich der Einschätzung von Schüler_innenleistung impliziert die re-
flektierte Haltung Prozesshaftigkeit und vor allem den Einbezug persönlicher 
Vorannahmen der Lehrkraft. Im reflexionsorientierten Ansatz systemischer 
Beratungsformate wird hierzu der Leitsatz des Kybernetikers Heinz von 
Foerster (Foerster & Renk, 1999) genutzt, welcher besagt, dass eine Be-
obachtung mehr über die Beobachtenden aussagt als über das Beobachtete. 
 
Implizite Überzeugungen sind der Beobachtung und somit der Reflexion 
nicht unmittelbar zugänglich. So kann eine Selbstbeobachtung auf ein bereits 
bekanntes Erklärungsmuster rekurrieren und den verstärkten Einsatz der 
(möglicherweise erfolglosen) Strategie nach sich ziehen – nach dem Prinzip: 
‚Mehr desselben’. Im Beratungskontext wird deshalb die Unterscheidung 
zwischen Beschreibung, Erklärung und Bewertungen angewendet und so eine 
Reflexion impliziter Überzeugungen ermöglicht (Simon et al., 1999). Dem-
nach vermischen sich Beschreibung, Erklärung und Bewertung von Beobach-
tungen. Implizite Überzeugungen lassen sich ermitteln, wenn die den Bewer-
tungen zugrunde liegenden Beschreibungen und Erklärungen in den Blick 
geraten. 
2 Gruppensupervision als reflexionsorientiertes Fortbildungsformat 
2.1 Das Beobachtungsprinzip „zweiter Ordnung“ 
Abseits klassischer Formate der Lehrer_innen(fort)bildung und nicht selten 
privat organisiert findet in systemischer Supervision reflexionsorientiertes 
Lernen und Professionalisierung statt (Erbring, 2007; 2009). Systemische 
Supervision macht sich das Beobachterprinzip zweiter Ordnung zunutze, in 
dem eigene Überzeugungen, die den eigenen Beschreibungen, Erklärungen 
und Bewertungen inhärent sind, der Beobachtung zugänglich werden. Dar-
über entstehen alternative Handlungsmöglichkeiten. 
 
Beobachtungen zweiter Ordnung liefern also Antworten auf die Frage, wel-
che Unterscheidungen zur Gewinnung und Weiterverarbeitung von Informa-
tionen genutzt werden. Dies gelingt nur durch das Einnehmen einer Außen-
perspektive. In systemischer Supervision wird den Teilnehmenden angebo-
ten, die eigenen Überzeugungen aus einer Außenperspektive zu betrachten 
und somit zu beobachten, wie sie beobachten. 
2.2 Fallvignette Frau K.: Sprachliche Konstruktion von Leistung 
Das Fallbeispiel stammt aus einer systemischen Gruppensupervision. Die 
Gruppe hat ihre Beratungssitzungen für Forschungszwecke geöffnet, so dass 
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die Sitzungen aufgenommen, transkribiert und analysiert werden konnten. 
Der Supervisor der Gruppe ist als Supervisor und systemischer Therapeut 
ausgebildet.  
 
Die Transkripte wurden diskursanalytisch ausgewertet (Becker-Mrotzek & 
Meier, 2002). Die hier dargestellten Ergebnisse der Forschungsarbeit wurden 
mit dem Supervisor der Gruppe validiert und sind teilweise bereits veröffent-
licht (Erbring, 2013). Fallgeberin ist die Grundschullehrerin Frau K., die 
einen ihrer Schüler vorstellt: 
 
Ich hab nen Jungen in der Klasse, der unheimlich süß ist, aber der langsamste 
Junge der Welt glaub ich. 1 (…) Alle Kinder sind in der Klasse drin, haben schon 
ihre Sachen rausgeholt, da kommt er mal gerade und zieht sich seine Hausschuhe 
an.  
 
Sie beschreibt auch einige ihrer bisherigen Interventionen: 
 
Wenn du dich nicht beeilst, dann kannst du nicht mit zum Sport. (Z 185ff) 
 
Du warst zu langsam, hast dein Heft nicht rausgeholt, das ist… der Stempel ist 
jetzt weg. (Z 344ff) 
 
Frau K. reflektiert ihre Interventionen – die beschriebenen Sanktionen unter-
stützten nicht die gewünschte Verhaltensänderung des Schülers: 
 
Und das, find ich, ist so ne Gratwanderung, inwiefern ich bei ihm so… so n biss-
chen Druck ausübe. Das mach ich sicherlich auch. Andererseits merk ich ja auch, 
dass es nicht viel bringt, wenn ich Druck ausübe. (Z 11)  
 
So kommt sie zu der Schlussfolgerung: 
 
Weil er ist in sich so langsam. (Z 14) 
 
Und das find ich unheimlich schwer. Da immer richtig… da einfach richtig mit 
umzugehen. (Z 15 ff) 
 
Demnach ist der Schüler ‚in sich so langsam’ – jegliche Intervention, so Frau 
K., bliebe da letztlich ohne Wirkung. Mit ihrem Erklärungsprinzip entzieht 
sich Frau K. Handlungsmöglichkeiten. Das Erklärungsprinzip ist jedoch in 
der Lage, die Erfolglosigkeit ihrer Bemühungen zu rechtfertigen. 
2.3 Systemische Methodenbeispiele  
Genutzte systemische Methoden sind sogenannte zirkuläre Fragen, die be-
stimmte Formen der Selbstbezüglichkeit unterbrechen: Die Antworten er-
                                                          
1  Das Thema wird im Kontext von Schülerleistung verortet (Arbeitsverhalten). 
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möglichen Beobachtungen zweiter Ordnung und geben die Möglichkeit zu 
interner Strukturveränderung (Schlippe & Schweitzer, 2003). Zugleich blei-
ben sie stets auch Beobachtungen 1. Ordnung in dem Moment, in dem die 
Information generiert wird.  
 
Beispiele systemischer Fragen an Frau K.: 
- Wie würde der Schüler sein eigenes Verhalten beschreiben? 
- Wie würde der Schüler Ihre Interventionen beschreiben? 
- Wie lassen sich Ihre bisherigen Versuche würdigen statt diese ab-
wertend zu konnotieren? 
- Wenn Sie Ihrer bisherigen Methode einen sehr wertschätzenden 
Namen geben würden – wie hieße sie dann? 
- Wie könnte das Schülerverhalten ressourcenorientiert statt defizit-
orientiert beschrieben werden? 
- Stört die Langsamkeit des Schülers manchmal gar nicht, sondern 
stellt etwa eine Qualität dar? 
- Wie lässt sich die Perspektive des Schülers erkunden? 
- Wie könnte der Schüler es schaffen, noch langsamer zu sein? 
- Wie würde jemand aus einem ganz anderen Bereich, z.B. ein Gärt-
ner ihre Arbeit mit dem Jungen beschreiben?  
 
Was mithilfe der zirkulären Fragen erreicht wird ist, implizite Vorannahmen, 
die in die Bewertung einfließen, zu beobachten. Aus systemischer Beratungs-
sicht kommt es dabei zu einer Differenzierung der vermischten Schritte Be-
schreibung-Erklärung-Bewertung. 
 
In der Fallvignette Frau K. lassen sich anhand der transkribierten Äußerun-
gen folgende Unterscheidungen nachvollziehen: 
 Beschreibung des Schülers mit den Attributen ‚süß’ und ‚langsam’, 
wobei eine emotionale Färbung durch die Steigerungsform einfließt. 
 Erklärungsmuster als Ursache-Wirkungs-Prinzip: Der Schüler ist zu 
langsam, Ausübung von Druck über Sanktionen, Ausbleiben des 
gewünschten Ergebnisses, Verstärkung des Druckes.  
 Bewertung der eigenen Interventionen als erfolglos, Bewertung des 
Schülerverhaltens als unveränderbar. 
 
Das hier angewandte Prinzip wird in der Psychologie als „Attributionsfehler“ 
bzw. als „fundamentaler Attributionsfehler“ bezeichnet (Zimbardo & Gerrig, 
2008, 638). Dabei kommt es zu einer Untergewichtung situativer gegenüber 
den dispositionalen Faktoren. Die Attribution des Schülerverhaltens als eine 
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dem Schüler anhaftende Eigenschaft lässt demnach keine situativen Ein-
flussmöglichkeiten über Gestaltung der Lernumgebung zu. 
 
Ausgehend von der Beschreibung des Schülerverhaltens werden in der Su-
pervision alternative Interventionsmöglichkeiten entwickelt. Ein Ergebnis der 
Beratung ist schließlich, den Schüler selbst in die Zielfindung einzubeziehen: 
Weiß er, dass er schneller werden soll? Wie kann er lernen, schneller zu sein? 
Frau K. übt im Abschuss der Sitzung konkretes Feedback an den Schüler ein, 
das insbesondere auch positives Feedback zu Langsamkeit beinhaltet (Wann 
ist die Langsamkeit nützlich und nicht hinderlich?). 
3 Implikationen für die Lehrer_innenbildung: Systemische Supervision 
als Setting für Forschung und Lernen 
Die Verpflichtung zur Reflexion ist unverzichtbarer Bestandteil von Leh-
rer_innenbildung. Äußerungen von Lehrkräften lassen sich, wie hier gezeigt 
wurde, nutzen, um Reflexion anzuregen. Auf Grundlage der Reflexion (hier: 
Die Unterscheidung zwischen Beschreibung, Erklärung und Bewertung) 
werden pädagogische Interventionen wirksam. Als Transkripte andererseits 
eignen sich die Äußerungen, um jene methodischen Wege besser nachzuvoll-
ziehen und weiter zu entwickeln, welche Reflexion anregen. Hierüber wiede-
rum besteht die Möglichkeit, Überzeugungen der Veränderung zugänglich zu 
machen. 
 
Die Ausrichtung der Lehrer_innenbildung in erster, zweiter und dritter Phase 
auf reflexionsorientierte Lernangebote ist besonders mit Blick auf die aktuel-
len Herausforderungen der inklusiven Schul- und Unterrichtsentwicklung 
relevant. Konkrete Fallarbeit im Rahmen einer Supervisionsveranstaltung, 
wie hier gezeigt wurde, kann dabei einen wichtigen Beitrag leisten. 
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René Schroeder 
 
Didaktische Normalität?  
Normalismustheoretische Betrachtungen im  
Zusammenhang von (Fach-) Didaktik und  
Inklusion 
 
 
Der Beitrag betrachtet das Verhältnis von didaktischen Normalitätsvorstel-
lungen im Kontext von Inklusion. Hierzu werden entlang normalismus-
theoretischer Überlegungen Diskurslinien schulischer Normalität mit Prä-
missen einer inklusiven Didaktik kontrastiert. Dies wird dann in einem sy-
noptischen Vergleich fachdidaktischer Entwürfe inklusiven Sachunterrichts 
hinsichtlich der Frage eines transnormalistischen Bildungsideals expliziert 
und problematisiert.  
1 Neue didaktische Normaliät 
Die Frage inklusiven Unterrichts rückt, wie ein Blick sowohl in fachwissen-
schaftliche wie auch schulpraktische Publikationen zeigt, von einer vormals 
wenig beachteten Thematik in die Mitte der schulpädagogischen Aufmerk-
samkeit. Oder in Anknüpfung an normalismustheoretische Betrachtungen 
anders ausgedrückt: Die Frage inklusiver Pädagogik und Didaktik wandelt 
sich von einem vormals enggeführten Spezialdiskurs zu einem breiteren 
Interdiskurs über schulische Bildung. Damit ist zu fragen, ob sich hierin eine 
neue, demnach inklusive didaktische Normalität diskurstragend konstituiert. 
Dem folgend soll nach einem kurzen Überblick zur Normalismustheorie nach 
Link (2006) und deren Spezifizierung für Bildungskontexte vertiefend der 
Frage nachgegangen werden, in welchem Verhältnis Ansätze inklusiver Di-
daktik zu unterrichtlicher Normalität stehen bzw. inwieweit sich hierin die 
Forderung nach einer ‚neuen’ unterrichtlichen Normalität abzeichnet. Dies 
soll dann exemplarisch anhand des Fachdiskurses der Sachunterrichtsdidaktik 
verdeutlicht werden, um diskursanalytisch zu prüfen, inwieweit transnorma-
listische Perspektiven (vgl. Lingenauber, 2008) einer inklusiven Didaktik im 
konkreten Gegenstandsbezug einer Fachdidaktik denkbar erscheinen oder auf 
Grenzen fachlicher Normalitätsvorstellungen stoßen.   
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2 Normalität als diskurstragende Strategie 
2.1 Die Normalismustheorie als Betrachtungsfolie 
Normalität kann mit Link (2006) als eine diskurtragende Strategie in moder-
nen bzw. postmodernen Gesellschaften verstanden werden. Sie wird als eine 
gesellschaftliche Ordnungskategorie auf Basis einer massenhaften Verdatung 
sowie einer Orientierung am statistischen Durchschnitt hervorgebracht und 
wird über sogenannte Basis-Normalfelder, wie Gesundheit, Leistung, Sexua-
lität oder Intelligenz bestimmt (vgl. ebd., auch Schildmann, 2009). Ihre 
Wirkmacht entfalten diese Felder über die Denormalisierungsangst der Sub-
jekte, da der Übergang in die Anomalität gesellschaftliche Exklusionsrisiken 
birgt, denen durch Formen der (Selbst-)Normalisierung, also der Anpassung 
an Normalitätsvorstellungen, versucht wird zu begegnen. Link hat dabei 
grundsätzlich zwei normalistische Strategien der Herstellung gesellschaftli-
cher Normalität herausgearbeitet. Protonormalistische Strategien sind ge-
kennzeichnet durch fixe und enge Grenzen der Normalität (Stigma-Grenzen) 
mit einem engen Normal- und einem breiten Anormalitätsspektrum (vgl. 
Link, 2006, 57). Es gibt im Protonormalismus eine Tendenz zur normativen 
Bestimmung von Normalität, die einhergeht mit gesellschaftlichen Exklusi-
onsmechanismen, indem „Sonderterritorien“, z.B. Sonderschulen für ‚Behin-
derte’, etabliert werden (vgl. ebd., 58). Demgegenüber zeichnen sich flexibel-
normalistische Strategien durch eine dynamisch-zeitvariable Grenze eines 
breiten Bereichs der Normalität gegenüber einem engen Anormalitätsbereich 
aus, einhergehend mit der maximalen Ausdehnung der Normalitätsgrenze. 
Darin entsteht eine flexibel und breit angelegte Übergangszone als spezifi-
scher Risikobereich, in dem die Subjekte zwischen Normalität und Anormali-
tät pendeln. Dies kann als „Taktik von Exklusion-Inklusion“ (ebd., 57) be-
schrieben werden, wobei die autonomen Subjekte zu Formen der Selbstnor-
malisierung angehalten werden. (vgl. Schildmann, 2009; Waldschmidt, 2004) 
Als weitere, jedoch eher „konkrete Utopie“, beschreibt Link (2006) 
transnormalistische Strategien, die sich als eine „radikale Überdehnung“ des 
flexiblen Normalismus verbunden mit einer „radikalen Entdifferenzierung“ 
(ebd., 22) darstellen. Diese Nutzung von Entgrenzungsstrategien und die 
damit verbundene Auflösung des Normalfeldes führt zur Lösung vom Krite-
rium des Durchschnitts (vgl. Lingenauber, 2008). 
Dabei wird innerhalb der Integrationspädagogik eine solche transnorma-
listische Diskursstrategie, die mit dem Ziel verbunden ist, sowohl den Proto-
normalismus wie auch den flexiblen Normalismus zu überwinden, deutlich 
erkennbar (vgl. Lingenauber, 2003; 2008). Es geht damit auch um die Über-
windung der Grundstruktur jeglicher Normalitätsvorstellungen auf dem ge-
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sellschaftlichen Feld der Bildung. Inklusive Pädagogik geht hier über den 
Anspruch integrationspädagogischer Bemühungen zur Verhinderung von De-
Normalisierung (vgl. Waldschmidt, 2004, 153), in dem ein Ende jeglicher 
Normalität in Polarität zur Anormalität gefordert wird. „In transnorma-
listischer Perspektive wird somit eine neue, nicht ausgrenzende Normalität 
hervorgebracht und Inklusion vorstellbar“ (Köbsell, 2016, 405). 
2.2 Normalität und Schule 
Im Kontext normalismustheoretischer Betrachtungen kann Schule als Norma-
lisierungsinstanz (vgl. Schröder & Wrana, 2015) verstanden werden, in der 
Lehrkräfte als Agent_innen der Standardisierung von Wissensbeständen, der 
hierarchischen Vergabe von Rangplätzen in einer sozialen Ordnung sowie 
der Homogenisierung von Verhaltens- und Denkweisen fungieren (Scharl & 
Wrana, 2015, 115). Schule konstituiert sich innerhalb ihrer gesellschaftlichen 
Funktionen zur Allokation, Enkulturation, Qualifikation und Integration (vgl. 
Fend, 2008) entlang einer wirkmächtig in Erscheinung tretenden Idealisie-
rung statistischer Normalität (vgl. Powell, 2003). Demnach bildet sich ein 
spezifisches Normalfeld Bildung aus, bei dem der innere Bereich als ‚Nor-
malschulunterricht’ bzw. als die ‚Normalschule’ beschrieben werden kann, 
wohingegen davon abgegrenzt Formen des ‚Sonderschulunterrichts’ bzw. der 
‚Sonderschule’ außerhalb des Normalfeldes in der Anormalität verortet lie-
gen (vgl. Knauer, 2001; Gruschka, 2015). Die Legitimation dieser unterricht-
lichen Normalitätsvorstellungen, erwächst aus dem Interdiskurs zwischen 
Lehrkräften, Eltern und Gesellschaft als kollektiv geteilter Vorstellungen 
darüber, wie Unterricht und Schule funktionieren (vgl. Schral & Wrana, 
2015). In der diskursiven Bestimmung legitimer unterrichtlicher Praxen und 
damit einhergehender Zielsetzungen, etwa von Selektion und Allokation als 
Wesensmerkmale von Schule (vgl. Trautmann & Wischer, 2011), bilden auch 
der über Kernlehrpläne und Richtlinien im fachlichen Rückbezug konstituier-
te ‚normale’ Bildungskanon eine Normalitätsgrenze, wenn sich das ‚Nor-
mal’-Curriculum im Wesentlichen als Regelstandard darstellt. Dabei wirken 
diese Bildungsstandards zwar auf einer normativen Ebene, jedoch hängt ihre 
Entstehung als Resultat eines fachlichen Verständigungsprozesses sowie 
deren Rezeption wiederum von Normalitätsvorstellungen der beteiligten 
Akteur_innen ab. (vgl. etwa Knauer, 2001; Schröder & Wrana, 2015; 
Gruschka, 2015) So bestimmen Scharl & Wrana (2015) auf Grundlage ihrer 
Forschungsbefunde drei zentrale Merkmale, in denen sich unterrichtliche 
Normalität in der schulischen Praxis zeigt:  
 der Forderung nach Benotung und Leistungsbewertung als diskursive 
Stimme „Man muss bewerten“ (vgl. ebd., 107) 
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 der Forderung nach einer relativen Homogenität der Lerngruppe als 
Bedingung für Unterricht  
 der Forderung nach der Vermittlung von ‚Eindeutigkeiten’ bzw. dem 
‚Richtigen’ als diskursiver Stimme „Der richtige Weg muss durchge-
setzt werden“ (ebd., 110)  
Entlang dieser in der schulischen Praxis wirkmächtigen Dispositive unter-
richtlicher Normalität soll aufgezeigt werden, wie sich demgegenüber inklu-
siver Unterricht bzw. eine inklusive Didaktik konstituieren kann.    
3 Didaktische Normalität  
3.1 Neue Normalität inklusiver Didaktik 
Will man inklusiven Unterricht, als neue unterrichtliche Normalität bestim-
men, so bedarf es hierzu stets des Gegenpols eines „nicht-inklusiven“, d.h. 
„normalen“ Unterrichts (vgl. Scharl & Wrana, 2015). Dabei kann inklusive 
Didaktik, etwa auch im Gegensatz zu anderen reformorientierten Unterrichts-
ansätzen, in einem doppelten Antagonismus in der Überwindung einer ‚Nor-
mal-(schul)didaktik’ einerseits und einer ‚Sonder(schul-)didaktik’ anderer-
seits betrachtet werden (vgl. hierzu Knauer, 2001; Gruschka, 2015). Auf 
theoretischer Ebene können ein additiver Ansatz, bei dem aus der Summe 
von Normal(schul-)didaktik und Sonderdidaktik eine inklusive Didaktik 
hervorgeht, und ein transformativer Ansatz, der die Überwindung beider 
Formen zu Gunsten einer neuen inklusiven Didaktik zum Ziel hat, unter-
schieden werden. Im zweiten Sinne sieht Gruschka ein Ziel inklusiver Päda-
gogik und Didaktik darin „Normalität selbst zu humanisieren“ (2015, 23), als 
Überwindung des Exklusionsspotentials vorhandener Normalitätsgrenzen.  
Wie bestimmt sich nun entlang der bereits zuvor aufgeworfenen Diskursli-
nien schulischer Normalität die ‚neue’ Normalität einer inklusiven Didaktik 
(vgl. z.B. Seitz & Scheidt, 2012; Ziemen, 2012; Wocken, 2013; Textor, 
2015)? Im Sinne eines extrem ausgedehnten flexibel normalistischen bzw. 
transnormalistischen Bildungsverständnisses (vgl. Lingenauber, 2003; 2008) 
findet sich diese neue Normalität zunächst in Bezug auf einen veränderten 
Umgang mit Leistungen (1) wieder, in dem eine rein individuelle Bezugs-
norm zur Beschreibung von Schüler_innenleistungen eingefordert wird (vgl. 
z.B. Feyerer, 2012; Brügelmann, 2014). Der veränderte unterrichtliche Um-
gang mit Heterogenität und Vielfalt (2) wiederum zeigt sich in der Forde-
rung, jegliche kategoriale Ordnung in didaktischen Überlegungen zu über-
winden, sodass etwa ein festgestellter sonderpädagogischer Förderbedarf 
nicht als Planungsdeterminante in Erscheinung treten darf (vgl. z.B. Wocken, 
2013). Vielperspektivität und eine prinzipielle Offenheit kindlicher Lernwege 
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(3) kann als weiteres konstituierendes Element gelten, da es im Rückbezug 
auf ein (moderat) konstruktivistisches Lernverständnis (vgl. z.B. Reich, 
2014) keine absolut gültigen Lösungswege, Erklärungsmodi oder Betrach-
tungsweisen geben kann. Als vierte Prämisse lässt sich eine ‚neue’ Normali-
tät im Feld unterrichtlicher Diagnostik (4) bestimmen, da Diagnostik nicht 
als Selektionsinstrument, sondern als lernbegleitende Prozessdiagnostik in 
enger Verbindung zum konkreten didaktischen Handeln gedacht wird (vgl. 
etwa Feyerer, 2012; Simon & Simon, 2013; Wocken, 2013).  
3.2 Fachdidaktische Normalität am Beispiel des Sachunterrichts 
Die allgemein nachgezeichneten Bestimmungsmerkmale inklusiver Didaktik 
mit den darin erkennbar werdenden transnormalistischen Strategien, sollen 
exemplarisch entlang der fachdidaktischen Diskurse zum inklusiven Sachun-
terricht1 aufzeigt werden. Dies geschieht einerseits mit Blick auf die zuvor 
beschriebenen vier Diskurslinien als Determinanten ‚inklusiver Normalität’, 
jedoch auch unter der Perspektive, welche normalistische Strategie jeweils 
zum Tragen kommt und ob mit Blick auf den fachlich konstituierten Gegen-
standsbezug überhaupt eine völlige Auflösung des Bildungsnormalfeldes 
angestrebt wird. Im Diskurs wird dabei neben der Frage nach dem Verhältnis 
von individuellem, kooperativem und gemeinsamem Lernen vor allem die 
dem Sachunterricht immanente Beziehung zwischen Kind und Sache intensiv 
thematisiert und dabei die Notwendigkeit einer Neubestimmung dieser Be-
ziehung im Kontext fachlicher wie auch lebensweltlicher Perspektiven disku-
tiert. Dies geht dabei einher mit der Frage nach dem Verhältnis von allge-
meinem Bildungsanspruch einerseits und einer kritischen Sicht auf Kompe-
tenzorientierung als dominanter Perspektive im aktuellen Sachunterrichtsdis-
kurs andererseits (vgl. bspw. Pech & Schomaker, 2013). Ebenso gewinnt der 
Aspekt sachunterrichtspezifischer Diagnostik an Bedeutung, da es individuel-
le Lernvoraussetzungen ebenso wie kindliche Perspektiven stärker zu berück-
sichtigen gilt (vgl. Seitz, 2007; Gebauer & Simon, 2012; Simon, 2014; Giest, 
2015; Schroeder, 2016). Für die unterrichtliche Umsetzung wird etwa auf die 
Bedeutung offener, domänenspezifischer Aufgabenformate (z.B. Franz & 
Lange, 2014) oder auch eine Orientierung des Unterrichts an Schülerfragen 
(Miller & Brinkmann, 2013) verwiesen. So verorten Schomaker & Seitz 
(2011) inklusiven Sachunterricht im Bestimmungsfeld von Vielperspektivität 
                                                          
1  Die Wahl fällt an dieser Stelle auf den Spezialdiskurs der Sachunterrichtsdidaktik, da dieser 
im Vergleich zu anderen Fachdidaktiken bereits über eine gewisse Traditionslinie verfügt, 
auch wenn dieser bisher nur von vergleichsweise wenigen Akteur_Innen aktiv bestritten wird. 
Gleichzeitig wird dem Sachunterricht aus Perspektive inklusiver Pädagogik eine Schlüsselrol-
le für das gemeinsame Lernen zugeschrieben (vgl. Hinz 2011). 
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von Kind und Sache, der gemeinsamen Kommunikation über die Sache so-
wie der Notwendigkeit von Diagnostik, um Ankerpunkte für ein Lernen in 
der Zone der nächsten Entwicklung ermitteln zu können. Die daraus resultie-
renden Herausforderungen von Gemeinsamkeit und Individualität versuchen 
vorliegende Planungsschemata für inklusiven Sachunterricht (vgl. Gebauer & 
Simon, 2012; Kahlert & Heimlich, 2012) in didaktische Entscheidungskate-
gorien zu überführen.     
 Inklusionsdidaktische 
Netzwerke  
(Kahlert & Heimlich, 
2012) 
Planungsmodell in-
klusiven Unterrichts 
(Gebauer & Simon, 
2012) 
Inklusive Didaktik im 
Sachunterricht (z.B. 
Seitz, 2005; 2007; 
2008) 
L
ei
st
un
g Keine spezifischen Aussagen hierzu 
Lernspuren und  
-ergebnisse dokumen-
tieren, Lernprodukte 
wertschätzen (Kritik an 
Leistungsstandards) 
Lernen an der indivi-
duellen Leistungsgren-
ze, demnach Wert-
schätzung individueller 
Lernprodukte etc.  
V
ie
lfa
lt 
Lebenswelt aller Kin-
der, aber Entwiclungs-
bereiche der Kinder mit 
SFB; Differenzierung 
durch Lehrkraft 
Heterogene Lerngrup-
pen ohne kategoriale 
Zuschreibungen; 
Selbstdifferenzierung 
im offenen Lernange-
bot  
Individuelle Lern- und 
Entwicklungszeiten in 
einer situierten Ler-
numgebung für alle 
Kinder (Selbstdifferen-
zierung) 
V
ie
lp
er
sp
ek
tiv
itä
t 
3 Reflexionsstufen:  
Fachliche Perspektiven 
und lebensweltliche 
Dimensionen  
Entwicklungsorientier-
te Aspekte 
Förderideen 
Differenzierte Zu-
gangs- und Arbeitswei-
sen 
Unterrichtthema im 
Dialog mit Lerngruppe 
Kern der Sache durch 
Vernetzung fachlicher 
Perspektiven und Ext-
rapolation von Fragen 
versch. Repräsentati-
onsebenen 
Hervorbringung der 
Gemeinsamen Sache 
als Ko-Konstruktion  
Individuelle Deu-
tungsmuster  
Ästhetische sowie 
körperbezogene und 
biografische Zugangs-
weisen 
 
D
ia
gn
os
tik
 
Förderdiagnostik zur 
Erfassung des Entwick-
lungsstandes förderbe-
dürftiger Kinder  
Prozessdiagnostik als 
didaktischer Diagnostik 
für alle Kinder, dialo-
gisch und ressourcen-
orientiert angelegt   
Kind-Umfeld-Analyse; 
dialogischer Ko-
Konstruktionsprozess 
um individuell nächste 
Lernschritte, Interes-
sen, Zugangsweisen zu 
erschließen (Lernbe-
gleitdiagnostik)  
Fa
zi
t flexibel-normalistische 
Strategie 
transnormalistische 
Tendenzen 
transnormalistische 
Tendenzen 
Tab. 1: Ansätze inklusiven Sachunterrichts (eigene Darstellung) 
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In Synopse der verschiedenen Ansätze wird deutlich, dass gerade die Kon-
zeptionen von Gebauer & Simon sowie von Seitz eine transnormalistische 
Perspektive aufgreifen, wie sie sich etwa auch in den frühen integrationspä-
dagogischen Entwürfen etwa von Feuser oder Eberwein finden (vgl. Lin-
genauber, 2003). Gleichwohl kann die kritische Frage aufgeworfen werden, 
ob ein fachdidaktischer Ansatz, der sich wesentlich durch die Auseinander-
setzung der Kinder mit einer Sache bzw. einem konkreten Lerngegenstand 
konstituiert (vgl. z.B. Kahlert, 2016; Köhnlein, 2012), sich überhaupt voll-
ständig in einen transnormalistischen Bildungsverständnis verorten kann. Ein 
zentraler Einwand kann darin bestehen, dass die Sache nicht allein durch die 
Auseinandersetzung zwischen Kind und Gegenstand hervorgebracht wird, 
sondern dass der Gegenstand in sich Eigenschaften als Ergebnis sozialer und 
kultureller Übereinkünfte (vgl. Riegert et al., 2015) vereint. Somit ist die 
Erschließung der Sache auch ein sozialer Prozess, sofern wesentliche Zielset-
zungen, etwa die Befähigung zur Teilhabe an der Lebenswelt (vgl. Kahlert, 
2016; GDSU, 2013) erreicht werden sollen. Der „Kern der Sache“ (Seitz, 
2006) oder das Fundamentale bzw. Elementare (vgl. Klafki, 2007), was das 
Gemeinsame des Gegenstandes (vgl. Feuser, 2009) ausmacht, ist damit rück-
gebunden an ein flexibles, jedoch nicht absolut auflösbares durch die Fach-
perspektive bestimmtes Normalfeld. Somit schafft die Idee eines Lernens am 
Gemeinsamen Gegenstand, wie sie sich in vielen inklusiv-didaktischen An-
sätzen (vgl. z.B. Seitz, 2006; Feuser, 2009; Gebauer & Simon, 2012) wieder-
findet, ein zwar sehr flexibles, jedoch bestimmbares Normalfeld des Gemein-
samen. Fachdidaktische Ankerpunkte für die Begleitung kindlicher Lernpro-
zesse (vgl. Prengel, 2013; Reich, 2014; Textor, 2015) sind demnach domä-
nenspezifische Kompetenz- und Entwicklungsmodelle (vgl. Schönknecht, 
2011; Ziemen, 2012; Liebers et al., 2013), die als Resultat einer Verdatung 
kindlicher Vorstellungen und Entwicklungsverläufe gedeutet werden können. 
Denn nur durch den Rückbezug zu ‚normalen’ gegenstandsbezogenen Ent-
wicklungen bzw. (vor-)fachlichen Konzepten wird die Zone der nächsten 
Entwicklung als Ausgangspunkt individuellen Lernens greifbar (vgl. Pech & 
Schomaker, 2013). Eine rein individuelle Bezugsnorm in der Beschreibung 
fachlicher Lernprozess ist daher ohne Relation zu Merkmalen des Gegen-
standes (kriteriale Bezugspunkte, Entwicklungslogik) nicht sinnvoll möglich. 
Die sich hieraus ergebenden Schlussfolgerungen für die Fragen norma-
listischer Strategien in Ansätzen inklusiver Didaktik sollen nochmals zu-
sammenfassend dargestellt werden.    
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4 Desiderata  
In Fortführung dieser Überlegungen kann davon ausgegangen werden, dass 
fachliche Normalität im Spezialdiskurs der jeweiligen Fachdidaktiken wie 
auch im Interdiskurs der Gesellschaft, etwa bzgl. fachlicher Bildungsziele, 
Erwartungshaltungen an fachliches Lernen, tradierte Vorstellungen zum 
fachlichen Bildungskanon, hervorgebracht wird. Ein transnormalistisches 
Bildungsverständnis als Ausgangspunkt einer inklusiven Didaktik würde 
hingegen auch die völlige Auflösung fachbezogener Grenzen im Sinne fach-
licher Normalität implizieren. Inklusionsorientierte Ansätze aus fachdidakti-
scher Perspektive bleiben jedoch über ihren Gegenstand immer in eine flexi-
bel-normalistische Strategie rückgebunden. So kann inklusive Didaktik in 
ihrer allgemeinen Formulierung (z.B. Feuser, 2009; Ziemen, 2012; Wocken, 
2013; Reich, 2014) zwar ein transnormalistisches Bildungsideal (vgl. Lin-
genauber, 2008) anstreben, sieht sich jedoch in der Einbindung fachdidakti-
scher Ansätze mit fachlichen Normalitätsgrenzen konfrontiert. Eine zu-
kunftsgewandte Alternative, sofern die Forderung nach grenzenloser Bildung 
eingelöst werden soll, findet sich etwa bei Booth, der „new subjects of educa-
tion“ (2014, S. 63) vorschlägt, um bisherige Fächergrenzen, auch zu verste-
hen als Normalitätsgrenzen, zu überwinden und eine Orientierung der Bil-
dungsinhalte an lokal und global bedeutsamen Fragen des Zusammenlebens 
in der Gemeinschaft dem gegenüber gestellt. Dies bedeutet in der radikalen 
Abkehr fachperspektivischen Denkens: „structuring of knowledge is con-
cerned with what we can learn in order to live together well“ (ebd.). 
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Entwicklung diversitätssensibler Hochschulen: 
Theoretische und empirische Zugänge 
 
 
 
 
1 Diversität als Passungsverhältnis oder  
(Leistungs-)Defizit-zuschreibungen? 
Nachdem Diversität in Unternehmen bereits seit einigen Jahren ein wichtiges 
Thema der Personalentwicklung ist und durch Instrumente wie die ‚Charta 
der Vielfalt’ auch in der Selbstpräsentation Bedeutung erhalten hat, ist es seit 
kurzem auch an den Hochschulen ‚angekommen’. Im Mittelpunkt dieses 
Beitrags steht die Frage, was Diversität im Hochschulkontext bedeutet, und 
wie eine diversitätssensible Hochschule entwickelt werden kann. Der 
Schwerpunkt des Beitrags liegt auf der Diversität von Studierenden. 
Zum Einstieg eignen sich die folgenden Fragen: Wer definiert Diversität von 
Studierenden? Sind es aus Sicht der Hochschule (scheinbar) „nicht geeignete 
Studierende“ (Neugebauer 2013)? Sind es Studierende, deren Bedürfnisse 
besonders berücksichtigt werden sollten? Welche Rolle spielen die geringe 
Flexibilität innerhalb vieler Studiengänge und die mangelnde Passung des 
Systems Hochschule und der Bedürfnisse bestimmter Studierender? Wessen 
Leistungen stehen auf dem Prüfstand? Sind es diejenigen der Studierenden 
oder der Universitäten? Wie sehen sich die Studierenden selbst? 
Bereits aus diesen ersten Fragen wird deutlich, dass Diversität an der Hoch-
schule individualisierend-defizitorientiert (also auf einzelne Personen bezo-
gen) oder strukturell (das heißt auf die Universität als Institution bezogen) 
verstanden werden kann. Walther und Stauber (2013) zeigen für den Über-
gang Schule-Beruf, dass dieses unterschiedliche Problemverständnis auch die 
Lösungsstrategien formt. 
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2 Studierendendiversität und Diversitätsdimensionen im Rahmen 
quantitativ empirischer Studien 
Im hochschulpolitischen Diskurs lassen sich verschiedene, überwiegend 
quantitativ empirische Forschungszugänge zu dieser Thematik finden. Zum 
einen werden Merkmale identifiziert, die als potentiell problematisch gelten, 
und empirisch überprüft, ob diese Gruppen innerhalb der Studierendenschaft 
unterrepräsentiert oder weniger erfolgreich sind: solche Merkmale sind bei-
spielsweise Beeinträchtigung, Migrationshintergrund, Erstakademikerstatus 
und studiengangsbezogen auch noch immer Gender. Angehörige benachtei-
ligter Gruppen werden bezüglich ihrer Studienbedingungen und erlebten 
Probleme befragt; aktuell stehen dabei Studierende mit Beeinträchtigungen 
besonders im Fokus (Deutsches Studentenwerk 2012). 
Ein anderes theoretisches Konstrukt von Diversität liegt der Bertels-
mann/CHE-Consult-Befragung zu Studierendendiversität (2011) zu Grunde, 
die in mehreren Erhebungswellen eine Vielzahl von Universitäten und Stu-
dierenden erfasste: Die Erhebung einer Vielzahl soziodemographischer und 
psychometrischer Daten ermöglicht eine faktorenanalytisch begründete Ty-
penbildung, die zunächst fachübergreifend und unabhängig von den genann-
ten klassischen Differenzkategorien erfolgt, aber Einzelauswertungen auch 
nach diesen Merkmalen erlaubt. Die Typenbildung fasst Studierende mit 
ähnlichen Ausprägungen bezüglich bestimmter Cluster zu Typen zusammen, 
die bezüglich Studienzufriedenheit und -erfolg, Unterstützungsbedarf, Theo-
rieorientierung und weiteren Variablen ähnliche ‚Muster’ zeigen. Obgleich 
die Benennungen der Typen von Studierenden (z.B. ‚nicht Angekommene’) 
stark aus der Perspektive der Universität als Organisation gedacht sind (Ber-
telsmann/CHE-Consult 2011, 8), gibt die Studie einen ausdrücklichen Hin-
weis darauf, dass es nicht um die Identifikation einer als individuelles Defizit 
verstandenen ‚Studier(un)fähigkeit’ geht. Stattdessen sollen „Widersprüche 
zwischen den (z.T. impliziten) Anforderungen und Bedingungen an der 
Hochschule und dem Verhalten, den Erwartungen, Interessen und Zielen der 
Studierenden“ (ebd.) aufgezeigt werden. Das Studium wird als ein komplexer 
Prozess verstanden, in dem Studierende unterschiedliche Stile des Umgangs 
mit Anforderungen unter Nutzung ihrer persönlichen Ressourcen entwickeln, 
was die Hochschule als Institution allerdings wenig berücksichtigt. 
Auch die HIS-Studienberechtigten-Befragungen legen ähnliche Konstrukte 
zu Grunde (Motivstrukturen, Abiturnoten), beziehen aber wegen ihres Zeit-
punkts die realen Studienerfahrungen nicht ein. Eine Sekundärauswertung 
dieser Erhebungen zu Lehramstsstudierenden (Neugebauer 2013) unterschei-
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det dann allerdings wieder zwischen den ‚richtigen‘ (erwünschten) und unge-
eigneten (unerwünschten) Studienanfängern in einzelnen Fächern.  
Wenn Studierendendiversität an der Hochschule also in den Blick genommen 
wird, so geschieht dies einerseits in Form der Betrachtung der Bedürfnisse 
besonderer Gruppen mit dem Ziel des Abbaus äußerer Barrieren. Anderseits 
werden die Passungsverhältnisse von Studienbedingungen und Studierenden 
untersucht. 
Für eine diversitätssensible Hochschule ist dieser makrostrukturelle Blick auf 
die Passung von universitären Angeboten und Bedarfen von Studierenden 
sehr bedeutsam. Auch die Identifikation von Gruppen, die besondere Barrie-
ren erfahren, und der Abbau dieser Barrieren sind relevant. Dies Vorgehen 
allein führt allerdings leicht zu vereinfachten sozialstrukturellen Zuschrei-
bungen. Eine gruppenbezogene Zuschreibung von Unterstützungsbedarf 
impliziert eine Defizitzuschreibung der Art, dass diese Gruppe pauschal für 
weniger geeignet für ein Studium gehalten wird. Der Beitrag der Universität 
zu Exklusionsprozessen gerät so aus dem Blick (Lindmeier & Meyer, 2016). 
3 „Die Exklusionsmacht des universitären Habitus“ (Alheit) und ihre 
bildungsbiographische Verarbeitung  
Den Beitrag des von ihm so genannten ‚universitären Habitus’ zur Produkti-
on von Differenz, Zugehörigkeit und Ausschluss beschreibt Alheit (2014) als 
einerseits typisch universitär, andererseits als fachspezifisch, indem er vier 
Typen des universitären Habitus identifiziert, die zugleich bestimmte Fächer-
gruppen repräsentieren (2014, 200ff). Er nutzt die Begriffspaare „angewandt-
rein“ und „hart-weich“ zur Charakterisierung bestimmter Fachkulturen, z.B. 
rein und hart für die Mathematik, angewandt und hart für die Ingenieurwis-
senschaften, rein und weich für die ‚klassische‘ Geisteswissenschaften sowie 
angewandt und weich für die Sozialpädagogik. 
Alheit (2014) beschreibt einen ‚Prestige-Sog‘ zur Exklusivität hin zu den 
‚harten‘ und ‚reinen‘ Fachkulturen, der gerade das Studienklima in den wei-
chen Fächern“ beschädigt (ebd., 206). Studierende erleben in den Fachkultu-
ren unterschiedliche Erwartungen an sie und unterschiedliche Öffnungs- und 
Schließungsprozesse. Beispielsweise sind die Studierenden ambivalenten 
Double-Bind-Botschaften ausgesetzt, ähnlich der Aussage ‚Ihr seid will-
kommen, aber nicht so, wie ihr euch gebt’“ (2014, 201). Als Reaktion darauf 
entwickeln Studierende individuelle, ‚gruppentypische‘ und auf die Fachkul-
tur bezogene Bewältigungsstrategien. 
Um diese Bewältigungsstrategien zu analysieren, reicht es nicht, klassische 
Diversitätsdimensionen in den Blick zu nehmen. Es ist ein berufsbiographi-
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scher Forschungszugang nötig (Terhart 2011) und ein praktischer Umgang 
mit Studierenden, der sie in der Auseinandersetzung mit ihrer sich entwi-
ckelnden Berufsbiographie unterstützt (Lindmeier 2015). So erhalten Studie-
rende die Möglichkeit, sich vor dem Hintergrund ihrer Bildungsbiographie zu 
ihrem Studiengang selbst, ihren Bildungsentscheidungen, zu Grunde liegen-
den Motivstrukturen sowie Möglichkeiten und Schwierigkeiten, die in einem 
Zusammenhang mit strukturellen Bedingungen stehen können, zu äußern 
(Miethe u. a. 2014).  
4 Rekonstruktion studentischer Bearbeitungsformen von Diversität und 
Differenzerleben  
Mit Hilfe rekonstruktiver Forschungsansätze ist es möglich zu analysieren, 
wie individuelle Studierende und Studierendengruppen mit den impliziten 
und expliziten Anforderungen der Universität umgehen, was sie im Studium 
erleben und wie sie diese Erfahrungen verarbeiten.  
Im Folgenden werden deshalb Einblicke in das Material aus zwei Dissertati-
onsprojekten im Kontext von Seminarkonzepten innerhalb der sonderpäda-
gogischen Lehrerbildung gegeben, die Diversität auf verschiedenen Ebenen 
explizit zum Thema machen. Das Material stammt zum einen aus den Refle-
xionen von Studierenden, aus Gruppendiskussionen zur Seminarevaluation 
und aus Interviews einige Jahre nach dem Besuch der Seminare (Meyer 
2013; 2014). Zum anderen stammen die Zitate aus Einzelinterviews mit Stu-
dierenden unmittelbar vor bzw. nach einem Seminarbesuch (Junge 2015).  
4.1 Erfahrungen mit eigener Diversität und dem Lernort der 
Universität 
Die Teilnehmer_innengruppen der genannten Seminarkonzeptionen umfas-
sen ausdrücklich die Diversitätsdimension „behindert und nicht behindert“. 
Dies ergibt sich dadurch, dass neben den Studierenden auch behinderte Men-
schen teilnehmen, die überwiegend in Werkstätten für behinderte Menschen 
(WfbM) beschäftigt sind. Weiterhin weisen die Seminargruppen die ‚übliche’ 
recht hohe Heterogenität in Bezug auf weitere Diversitätsdimensionen auf, 
die aber in den Seminaren bewusster wahrgenommen und reflektiert werden 
(explizit erwähnt werden Alter, soziale Herkunft und eigene psychische Er-
krankungen oder Behinderungen innerhalb der Studierendenschaft). Das 
Diversitätserleben wird innerhalb der Gruppe zumeist positiv bewertet: 
 
„Ich fand es gut, dass wir nicht nur Studenten waren, die knapp über 20 sind, son-
dern dass es auch so ein breites Spektrum irgendwie war und dass jeder auch so 
verschieden ist und gerade auch bei den anderen Seminarteilnehmern, dass es da 
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auch so ein breites Spektrum, ja dass alle irgendwie auch noch total verschieden 
waren und vielleicht hat deshalb auch die Gruppenarbeit so gut geklappt, weil je-
der dann auch nochmal was anderes zu erzählen hatte und andre Erfahrungen ge-
macht hat und das war gut.“ (Studentin, Gruppendiskussion zur Seminarauswer-
tung) 
 
Bezogen auf die weitere Berufsbiographie wird ‚Alter’ aber als ein potentiel-
les Problem gesehen: 
 
„Ich hab ein bisschen Angst, das ist aber mein persönliches Problem, dass wenn 
ich das Studium abgeschlossen habe, das ich ähm ähm aufgrund meines Alters 
eher keine Stelle finde, weil äh weiß ich auch nicht, weil alle junge dynamische äh 
Studierende haben wollen. (…) ähm bisher habe ich immer irgendwo irgendwas 
gefunden, aber das ist das ist mein spezielles Problem oder wie auch immer oder 
wie man das nennen will.“ (Gruppendiskussion zu Inklusion im Anschluss an die 
Seminare, 3. Semester) 
 
Dieser eher defizitorientierte Blick auf eigene ‚Besonderheiten’ sowie das 
Gefühl, eine solche individuelle Abweichung eher verbergen und nicht zum 
Thema machen zu wollen, findet sich im Material häufig, wenn beispielswei-
se eine psychisch erkrankte Studentin sich selbst als „Störfaktor“ fühlt, die 
eigene Person als „andersartig“ gesehen wird oder eine Scheu beschrieben 
wird, einen persönlichen Unterstützungsbedarf explizit zu formulieren.  
Den Lernort der Universität beschreiben die Studierenden als unübersichtlich 
aber auch als chancenreich. Sie nehmen hohe Anforderungen bezüglich der 
eigenen Selbstorganisation wahr: 
 
Lf: Aber ich glaube, das ist es halt auch so der Unterschied Schule Studium, wenn 
wir halt diese Praxiserfahrung haben wollen, dann müssen wir uns halt selbst 
drum kümmern. (…) Also die Uni bietet schon sehr viel an. (…) so etwas an, so 
freiwillige Tutorien oder Skifreizeit oder (…) Sommerschule genau. Also die bie-
tet schon sehr viel an, nur das (…) man halt als Studierende dann auch in der 
Pflicht ist diesen Angeboten nachzugehen, wenn man das gerne machen möchte. 
(…)  
Jf: Aber da erst mal drauf zu kommen, äh erstmal herauszufinden, dass es diese 
Angebote gibt, finde ich auch nicht immer so einfach. 
Tf: (…) vielleicht kann man das von den Studenten erwarten, dass sie das hinkrie-
gen, aber einige kriegen das halt einfach nicht hin und das das wird auch immer so 
sein. 
(Studierende, Gruppendiskussion zu Inklusion im Anschluss an die Seminare, 3. 
Semester) 
 
In Bezug auf die Anforderungen an Studierende in der universitären Lehre 
wird der ‚universitäre Habitus’ erlebt als Bestehen auf der Verwendung einer 
fremd wirkenden Fachsprache:  
 270 | Bettina Lindmeier, Dorothee Meyer und Alice Junge 
 
„Ja hier an der Uni wird´s ja auch manchmal so eingefordert, dass man sich diffe-
renziert ausdrücken soll. Aber ich glaube nicht, dass das unbedingt ein Unter-
schied ist sich differenziert ausdrücken und es verständlich zu tun. Man muss 
nicht immer total großkopfert daherblubbern“ (Studierende, 2. BA, Einzelinter-
view vor dem Seminarbesuch)  
 
Sie thematisieren auch als eine von ihnen als absurd erlebte Feedbackpraxis: 
 
Lf: (…) dass finde ich ganz schlimm bei uns an der Uni. Dieser Vortrag kann total 
scheiße sein, man versteht die Leute nicht, die Präsentation ist für den Arsch und 
der Dozent sagt ja super, die nächste Gruppe. Man bekommt überhaupt gar kein 
Feedback. Das finde ich ganz schrecklich.  
Jf: Das wird einem auch immer gepredigt, ihr müsst immer gutes Feedback geben.  
Lf: Ja, genau. 
Kf: Also richtig gut, ist die Präsentation dann, wenn sie möglichst viele Fremd-
wörter beinhaltet, die niemand versteht (…), es traut sich dann nämlich keiner 
nachzufragen, weil jeder Angst hat, davor sich die Blöße zu geben, dass er es 
nicht verstanden hat und dann kann man nämlich hinterher sagen es war eine Top-
Präsentation. Aber eigentlich hat keiner etwas verstanden (Studierende, Gruppen-
diskussion zu Inklusion im Anschluss an die Seminare, 3. Semester). 
 
Die exemplarisch ausgewählten Zitate zeigen die als ambivalent erlebten 
Adressierungen seitens der Universität und das ambivalent vermittelte Bild 
von Diversität: Einerseits ist Diversität normativ willkommen in der späteren 
eigenen professionellen Tätigkeit als Sonderpädagog_in.  
Anderseits wird die eigene Abweichung vom wahrgenommenen ‚Normal’- 
bzw. ‚Ideal’-Studierenden als negativ erlebt.  
Dies zeigt sich auch in anderen, hier aus Platzgründen nicht dargestellten 
Äußerungen zu der Akzeptanz herausfordernder Charaktereigenschaften, dem 
Leitsatz folgend „Behinderte Menschen dürfen das – Studierende nicht“. 
Deshalb fällt Offenheit in Bezug auf eigene Bedürfnisse und das lösungs-
orientierte Ansprechen von Problemen an der Universität schwer. 
4.2 Lernerfahrungen in den gemeinsamen Seminaren  
An dieser Stelle folgen noch einmal Zitate und Aussagen Studierender zu den 
Lernerfahrungen in den oben erwähnten Seminaren. Stellt sich eine Hoch-
schule dem Thema der Diversitätssensibilität, können aus diesen Lernerfah-
rungen Ansatzpunkte für eine Weiterentwicklung der universitären Lehre 
abgeleitet werden.  
Die Seminarkonzeptionen umfassen die Arbeit in Gruppen, in denen sich die 
Teilnehmer_innen untereinander und den Dozierenden namentlich bekannt 
sind, in denen Reflexion der eigenen Arbeits- und Interaktionserfahrungen 
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eine Rolle spielen und in denen auch außerhalb der Universität gemeinsame 
Erfahrungen auf einer Exkursion gesammelt werden. Die teilnehmenden 
Studierenden beschreiben Lernerfahrungen, die sich von denen in klassischen 
Universitätsseminaren unterscheiden.  
Eine Studentin führt beispielsweise am Ende ihres Bachelorstudiums in Be-
zug auf die Lernerfahrungen in diesen Seminaren aus: 
 
„Dieses Fragen ‚Wie geht’s dir damit, was möchtest du, was sind deine Belange?’ und auch 
irgendwie selber so ein bisschen persönlich zu sagen, ‚So, da kann ich mir jetzt nichts drun-
ter vorstellen!’ oder ‚Erklär mir das mal mehr!’ oder auch zu sagen, ‚Das stört mich jetzt!’, 
solche Sachen. Irgendwie ein bisschen Gefühle preiszugeben auch in so einem professionel-
len Setting dann. Kann mir schon vorstellen, dass ich das auch durch die gemeinsamen Se-
minare gelernt habe, irgendwie auch so durch die Leitung von Dorothee, weil sie ja auch 
immer so ganz offen damit umgegangen ist und auch mir Feedback einzuholen habe ich 
auch dadurch gelernt. Das ist mir auch immer total wichtig. Das ist das erste, was mir ein-
fällt.“ (Studentin im Interview, am Ende des Bachelorstudiums im Rückblick auf die Semi-
nare) 
 
Hinzu kommt eine Veränderung der Wahrnehmung der Lehrenden, die oft-
mals in einem harten Kontrast zum klassischen Universitätsalltag steht, wie 
der folgende Ausschnitt zeigt: 
 
„Die Lehrenden haben uns so viel Freiraum gelassen, wenn wir wirklich denn mal irgendwie 
GANZ emotional waren und auch wirklich weinen mussten, was auch vorkam, dann haben 
die uns auch in Ruhe gelassen, dann durften wir auch rausgehen, dann durften wir auch sa-
gen, jetzt gerade nicht und dann war das voll in Ordnung.“ (Studierende 4. BA, Einzelinter-
view nach dem Seminarbesuch) 
 
Auch in Bezug auf den Umgang mit eigener Diversität beschreibt eine Stu-
dentin das Folgende: 
 
„Ich persönlich habe durch das Seminar gelernt, dass es hilfreich sein kann, eigene Unsi-
cherheiten und Unklarheiten in Bezug auf die Behinderung von Mitmenschen offen anzu-
sprechen, auch wenn sich dies im ersten Moment merkwürdig anfühlt. Auch in Bezug auf 
meine eigene Einschränkungen ist es mir immer lieber, offen und direkt angesprochen und 
gefragt zu werden, was für ein Umgang damit für mich hilfreich sein kann, als von meinen 
Mitmenschen aus Angst und Unsicherheit gemieden zu werden. Ich erlebe solche Nachfra-
gen auch als hilfreich, weil ich mich von mir aus oft nicht traue, über meine Bedürfnisse zu 
sprechen. (…)“ (Studentin, Ausschnitt aus der Prüfungsleistung im Anschluss an die Semi-
nare) 
 
Das Seminarkonzept der beiden Seminare, in das die Anwesenheit von be-
hinderten Menschen an der Universität inbegriffen ist, bietet einigen Studie-
renden Lernerfahrungen, die anders sind als Lernerfahrungen in herkömmli-
chen Hochschulseminaren. Als persönlich wichtige Erfahrungen des ‚Vonei-
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nander-lernens’ berichten sie häufig über eine große Authentizität einiger 
behinderter Teilnehmer_innen, die ihnen hilft, ebenfalls anders aufzutreten.  
Insgesamt zeigen die Zitate, dass Probleme, Ängste und Diversitäts-
dimensionen angesprochen werden können und damit sichtbar werden. Es 
kann in den Seminaren eine wertschätzende Feedbackkultur erlebt und erlernt 
werden und sich der Blick auf die Lehrenden ändern. 
5 Konsequenzen für die sonderpädagogische Lehrerbildung –              
ein Ausblick  
Da beide Dissertationsprojekte, aus denen das Material stammt, sich mit 
anderen Fragestellungen beschäftigen, sind die vielfältigen Aussagen der 
Studierenden über ihr eigenes Erleben von Diversität, über hohen Versagens- 
und Leistungsdruck trotz objektiv guter Noten und über die Schwierigkeiten, 
sich auf die im späteren Berufsfeld unabdingbare gemeinsame Reflexion 
auch persönlicher Fragen einzulassen, ein ‚Zufallsprodukt’, aber als solches 
um so bemerkenswerter.  
Für die universitäre Lehre folgt aus ihnen, die eigenen Erfahrungen der Stu-
dierenden von Diversität wertschätzend aufzugreifen. Allerdings ist es not-
wendig, diese Erfahrungen mit theoretischem Wissen zu verknüpfen. Erst so 
können diese Erfahrungen gewinnbringend ‚genutzt‘ werden, um erfolgreich 
Handlungskompetenz auszubilden (Bayer u.a. 1997, 8f). Zum anderen 
kommt den reflexiven Anteilen im Studium eine hohe Bedeutung zu, weshalb 
die vorherrschende Lehr- und Feedbackkultur überdacht werden muss. 
Schlussendlich rücken durch den Erhebungszugang die Relevanzsetzungen 
der Studierenden in den Fokus, sodass sich neben den strukturellen Konse-
quenzen für die Lehrerbildung auch die Forderung ergibt, ein Gleichgewicht 
zu finden zwischen den Anforderungen der Universität und den Bedürfnissen 
von Studierenden. 
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